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125. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche allen einen wunderschönen 
guten Morgen. Die Sitzung ist eröffnet.

Vor Eintritt in die Tagesordnung haben wir noch Wah-
len durchzuführen. Als Mitglied des Gemeinsamen Aus-
schusses nach Artikel 53a des Grundgesetzes soll auf 
Vorschlag der Fraktion der FDP der Kollege Michael 
Georg Link als Nachfolger für Alexander Graf 
Lambsdorff gewählt werden. Gibt es dazu Wider-
spruch? – Das sehe ich nicht so. Damit ist der Kollege 
Michael Georg Link gewählt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Auf Vorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
soll die Kollegin Hanna Steinmüller als stellvertreten-
des Mitglied in den Stiftungsrat der Bundesstiftung 
Bauakademie als Nachfolgerin für die Kollegin 
Christina-Johanne Schröder gewählt werden. – Auch da-
gegen sehe ich keinen Widerspruch. Damit ist die Kolle-
gin Hanna Steinmüller gewählt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 7:
Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung

China-Strategie der Bundesregierung
Drucksache 20/7770
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minu-
ten vereinbart.

Damit eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat zuerst 
für die Bundesregierung die Bundesministerin des Aus-
wärtigen, Annalena Baerbock.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Annalena Baerbock, Bundesministerin des Auswär-
tigen:

Schönen Guten Morgen! Guten Morgen, Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! „China ist 
unsere größte Sicherheitsherausforderung.“ – In Afrika 
„möchten wir alte Fesseln nicht durch neue ersetzen.“ – 
„Wir brauchen China zur Eindämmung der Klimakrise.“ – 
Das sind drei unterschiedliche Zitate: von einer Kollegin 
aus Asien, vom nigerianischen Präsidenten in seiner Rede 
vor der Generalversammlung in New York und von einer 
Vertreterin der Vereinten Nationen, als wir letzte Woche 
alle zusammen in New York waren.

Das zeigt: Nicht nur uns treibt der Umgang mit China 
massiv um, sondern auch den allergrößten Teil unserer 
Partner weltweit. Denn China verändert sich: als Partner, 
als Wettbewerber und zunehmend als systemischer Riva-
le.

Da China bekanntermaßen nicht irgendein Land ist – 
es ist Heimat für 1,4 Milliarden Menschen, unser größter 
Handelspartner und mittlerweile eine der größten Militär-
mächte weltweit –, ist es nicht verwunderlich, dass uns 
alle weltweit die jüngsten Nachrichten aus der Region 
erneut so aufwühlen. Die chinesischen Außen- und Ver-
teidigungsminister wurden abgesetzt bzw. sind einfach 
nicht mehr da. Es gibt eine handfeste Immobilienkrise 
und wohl auch Jugendarbeitslosigkeit; Peking lässt die 
Zahlen aber nicht mehr veröffentlichen.

Dann gibt es das große Thema der Außenpolitik. Einer-
seits gibt es – und das ist erleichternd für alle auf dieser 
Welt – endlich ein Aufeinanderzugehen zwischen den 
USA und China, andererseits von der chinesischen Re-
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gierung Unterstützung für Assad, diplomatische Bezie-
hungen zu den Taliban und ein immer offensiveres Vor-
gehen im Indopazifik.

Dazu gehört auch die neue Landkarte, die die chinesi-
sche Regierung gerade veröffentlicht hat. Sie ist hier bei 
uns überhaupt nicht auf der Tagesordnung gewesen, hat 
aber die Menschen in der Region des Südchinesischen 
Meers massiv beschäftigt. Denn wenn man auf diese 
Karte schaut, sieht man: Das sind Ansprüche, die fast 
das gesamte Südchinesische Meer bis unmittelbar vor 
die Küsten der anderen Anrainerstaaten betreffen und 
Territorialkonflikte mit weiteren Nachbarstaaten unter-
streichen, interessanterweise auch mit Russland.

Wir dürfen diese Entwicklung weder übersehen noch 
übergehen. Wie wir uns hier in Zukunft aufstellen, und 
zwar gemeinsam mit unseren Partnern, zuvorderst in der 
EU, aber auch weltweit, das ist ein Prozess, den wir in der 
Bundesregierung, aber auch hier im Hohen Haus bereits 
intensiv begonnen haben.

Ich möchte daher an dieser Stelle herzlichen Dank 
sagen den Kolleginnen und Kollegen im Deutschen Bun-
destag, insbesondere dem Auswärtigen Ausschuss, aber 
auch den vielen anderen Ausschüssen für die gemein-
same Arbeit an unserer China-Strategie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Drei Punkte möchte ich in der Kürze der Zeit hier her-
vorheben.

Erstens. Die Minimierung von Risiken, also De-Ris-
king und kein Decoupling. Das setzen wir bereits in den 
ganzen letzten Monaten gemeinsam um, und zwar zwi-
schen und mit allen Ressorts. Zentral dafür ist, dass wir 
unsere wirtschaftlichen Beziehungen breiter aufstellen, 
uns also weiter diversifizieren. Darum geht es in der Wirt-
schaftssicherheitsstrategie der EU und auch in unseren 
vielen Gesprächen in den unterschiedlichen internationa-
len Organisationen, jüngst, wie gesagt, in New York.

Mit meiner australischen Kollegin Penny Wong habe 
ich zum Beispiel darüber gesprochen, dass Australien 
mehr als die Hälfte des weltweiten Lithiums fördert; 
aber 90 Prozent dieses Lithiums gehen dann zur Weiter-
verarbeitung direkt nach China. Das ist auch für Austra-
lien ein enormes Problem. Wir als EU wiederum impor-
tieren 90 Prozent unseres Lithiumbedarfs aus China, 
anstatt die Beziehungen direkt zu Australien zu haben. 
Risikominimierung heißt also, diesen Umweg in Zukunft 
weniger zu gehen, indem wir die Weiterverarbeitung von 
kritischen Rohstoffen in Förderstaaten wie zum Beispiel 
Australien vorantreiben.

Offensichtlich passiert das nicht einfach so. Wir haben 
ja auch immer die Gespräche: Was hat Politik damit über-
haupt zu tun? Wenn es einfach so der Logik folgen würde, 
dann würde dieser Umweg ja nicht seit Jahrzehnten ge-
nommen werden. Deswegen braucht es eine aktive Wirt-
schaftssicherheitspolitik, und deswegen setzen wir uns, 
insbesondere der Wirtschaftsminister Robert Habeck 
und unser Auswärtiges Amt, aber auch andere Kollegen, 
intensiv dafür ein, dass wir unsere Wirtschaftssicherheits-
politik gemeinsam vorantreiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Der zweite Punkt ist, auch bei uns zu Hause anzufan-
gen und unsere einseitigen Abhängigkeiten zu reduzie-
ren, etwa indem wir ausländische Investitionen in 
Deutschland noch sorgsamer prüfen. Zum Beispiel haben 
wir als Bundesregierung gerade die vollständige Über-
nahme eines deutschen Satellitenunternehmens durch 
chinesische Investoren untersagt. Die jetzt kommende 
EU-Regelung zur Abwehr von wirtschaftlichen Zwangs-
maßnahmen spielt hier auch eine Rolle.

Das ist auch immer wieder wichtig: Wir sollten unser 
Licht nicht unter den Scheffel stellen. Gemeinsam haben 
wir in der EU ein unheimlich starkes Werkzeug: unseren 
gemeinsamen europäischen Binnenmarkt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Auch die chinesischen Unternehmen brauchen diesen ge-
meinsamen europäischen Markt, so wie wir andererseits 
nicht auf den chinesischen Markt verzichten können.

Daher dürfen uns auch aus wirtschaftlichen Gründen 
Spannungen um Taiwan nicht egal sein. Eine militärische 
Eskalation wäre inakzeptabel und würde auch unsere ei-
genen Wirtschaftsinteressen massiv berühren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dritter Punkt. Bei alldem – auch das unterstreichen wir 
in unserer China-Strategie –: Die Welt ist sicherer und 
besser, wenn wir gemeinsam zusammenarbeiten auf der 
Grundlage von fairen Regeln. Das bieten wir allen Län-
dern immer an, auch China. Deswegen unterstreichen wir 
in dieser China-Strategie: Wir wollen überall dort koope-
rieren, wo das möglich ist, aber auf der Grundlage von 
gemeinsamen und fairen Regeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Deswegen ist es für uns auch so wichtig, bei den glo-
balen Fragen „Gesundheitsschutz“, „fairer Handel“ und 
vor allen Dingen „Klimakrise“ zusammenzuarbeiten. Ge-
nau deswegen war unsere Sonderbeauftragte für interna-
tionale Klimapolitik, Jennifer Morgan, gerade in Peking, 
um darüber zu sprechen, welche Fortschritte wir bei der 
Klimakonferenz, der COP 28, gemeinsam mit China ma-
chen können.

Unsere China-Strategie, sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen, ist ein Auftrag zum Handeln: gemeinsam mit 
der Bundesregierung, gemeinsam im Deutschen Bundes-
tag, mit Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft und 
mit unseren Partnern in Europa und weltweit.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU Fraktion 

Dr. Johann David Wadephul.
(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

„Der Aufstieg des kommunistischen Chinas ist die 
zentrale epochale Herausforderung des 21. Jahrhun-
derts für alle Staaten, die die regelbasierte interna-
tionale Ordnung erhalten, stärken und schützen wol-
len.“

Mit diesen Worten beginnt das Positionspapier, das die 
CDU/CSU-Fraktion schon am 18. April dieses Jahres 
beschlossen hat. Und deswegen haben wir, Frau Außen-
ministerin, mit großer Aufmerksamkeit darauf geachtet, 
was die Bundesregierung dann etwas später – aber im-
merhin auch – erarbeitet hat. Ich komme zu dem vorläu-
figen Zwischenergebnis: Wir teilen Ihre Analyse der Ge-
fahren, die von China ausgehen, und der Chancen, die mit 
China verbunden sind. Ihre politischen Schlussfolgerun-
gen sind aber unzureichend und inkonsistent. Eine Be-
teiligung des Parlamentes in seiner Gesamtheit, eine 
Beteiligung der Bundesländer, eine Beteiligung der Kom-
munen, eine Beteiligung der deutschen Wirtschaft, eine 
Beteiligung der europäischen Partner ist bisher ausgeblie-
ben und muss nachgeholt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es ist richtig, dass China sich unter Präsident Xi noch 

einmal massiv gewandelt hat. Es war nie ein freiheitlich- 
demokratischer Rechtsstaat. Das war übrigens immer be-
kannt. Ob es jetzt ein Ausdruck besonderer Staatskunst 
ist, dass gerade eine Außenministerin über einen rechten 
US-TV-Sender

(Jan Korte [DIE LINKE]: Das stimmt aller-
dings! Da muss man drauf kommen!)

dem Staatspräsidenten von China so etwas noch mal mit-
teilt, ist eine ganz andere Frage, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Ich würde die Aufgabenbeschrei-
bung an der Stelle anders sehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der LINKEN – 
Zuruf des Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Richtig ist aber: China verfolgt unter Xi mit vorher 
nicht gekannter Konsequenz das Ziel einer sinozentri-
schen Weltordnung und stellt sich damit in einen Gegen-
satz zu uns, die wir eine werte- und regelbasierte Welt-
ordnung verteidigen und gestalten wollen. Und er hat 
damit bedauerlicherweise Erfolg.

(Zuruf der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [DIE 
LINKE])

So haben wir in den Vereinten Nationen beobachten 
müssen, dass eine Resolution zur schrecklichen Miss-
handlung in einem nicht gekannten Ausmaß und Internie-
rung von Uiguren in China, die Deutschland mit euro-
päischen Partnern und Freunden unterstützt hat, von 
allen afrikanischen Staaten nicht unterstützt wurde.

(Jan Korte [DIE LINKE]: Das stimmt!)
Sie haben sich enthalten oder haben dagegengestimmt. 
Wenn man mit den Botschafterinnen und Botschaftern 
der afrikanischen Staaten gesprochen hat, dann haben 
sie geantwortet: Wir hatten vorher ein Gespräch mit 
dem chinesischen Botschafter, der uns empfohlen hat, 

an der Stelle das bilaterale Verhältnis zu China nicht zu 
gefährden. – Meine sehr verehrten Damen und Herren: So 
geht China vor.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Das würden die 
Amerikaner nicht machen!)

Es ist ebenso ein Angriff auf die internationale regel-
basierte Ordnung wie der russische Angriffskrieg gegen 
die Ukraine. Es geschieht nicht so plötzlich in einem 
wahrnehmbaren Akt militärischer Gewalt. Aber China 
gefährdet unsere regelbasierte Weltordnung, und dagegen 
müssen wir uns gemeinsam stellen, mit Partnern, Freun-
den und Verbündeten, meine sehr verehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Die Europäische Union hat gesagt: China kann Partner 
und Wettbewerber sein, aber auch systemischer Rivale. 
Es verschiebt sich in Richtung der systemischen Rivali-
tät. Deshalb sagen wir: Wenn China sich ändert, müssen 
auch wir uns ändern. Dann müssen wir darauf antworten. 
Dann müssen wir eingebettet in die europäische Ordnung 
mit unseren engsten Partnerinnen und Partnern zusam-
menarbeiten. Deswegen, Frau Außenministerin, ist es so 
schlimm, dass das Verhältnis zu Frankreich in allen Fel-
dern, auch in den Fragen der Chinapolitik, so notleidend 
ist wie jetzt. Es ist Ihre Verantwortung, das Verhältnis zu 
Frankreich wieder auf eine neue Basis zu stellen, damit 
wir hier zusammenarbeiten können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und europäisch zusammenzuarbeiten, heißt auch, dass 
dann, wenn die Kommissionspräsidenten Frau von der 
Leyen vorschlägt, gegen das chinesische Dumping von 
Elektroautos etwas im europäischen Rahmen zu unter-
nehmen, der deutsche Verkehrsminister nicht gleich der 
Europäischen Kommission in den Rücken fallen muss, 
um zu versuchen, das zu verhindern. Herr Wissing tut 
damit der europäischen Idee einen Tort an. – Herr Trittin, 
ich sehe, Sie stimmen zu.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Ihr passt gut zu-
sammen!)

Auch an der Stelle geht es wieder um Gemeinsamkeit. Ich 
glaube, das ist ein großer Fehler, den Herr Wissing an der 
Stelle begangen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen die Europäische Union und europäische 
Freunde, um gemeinsam resilienter zu werden, um an-
dere Handelspartner zu haben. Wir können doch nicht 
darüber reden, dass wir unsere Abhängigkeit verringern 
wollen, und dann, wenn es möglich ist, sich neue Märkte 
zu erschließen, wieder mit ideologischen Scheuklappen 
hantieren. Also: Offenheit auch für ein Handelsabkom-
men mit den Staaten Südamerikas. Ich erwarte eine Poli-
tik für ein Mercosur-Abkommen der deutschen Bundes-
regierung. Das wird in Südamerika sehnlichst erwartet 
und würde uns auch helfen, von China unabhängiger zu 
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Und wir müssen gegenüber den Staaten des Globalen 
Südens – das ist eine ziemlich ungenaue Bezeichnung – 
offener sein; der Bundeskanzler hat es gerade eben sehr 
richtig, wie ich finde, im Auswärtigen Ausschuss gesagt. 
Dazu gehört Indien, dazu gehört Saudi-Arabien: schwie-
rige, aber notwendige Partner, wenn wir gemeinsam ge-
gen China erfolgreich sein wollen. Und deswegen hilft es 
nicht, dass der Bundesverteidigungsminister Boris 
Pistorius in Indien darüber redet, dass Indien, was Er-
leichterungen bei Waffenlieferungen angeht, auch von 
Deutschland auf eine Stufe mit anderen NATO-ähnlichen 
Staaten gestellt wird, aber die Bundesregierung dann 
praktisch nicht handelt. Das ist eine neue Enttäuschung 
für die größte Demokratie der Welt. Das können wir uns 
dem indischen Subkontinent und diesem Land gegenüber 
nicht erlauben, meine sehr verehrten Damen und Herren. 
Das sind ideologische Scheuklappen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
In diesen Zusammenhang gehört als letztes Beispiel 

auch Saudi-Arabien und das, was wir da dieser Tage 
erleben. Ich hoffe, das wird schnell gelöst; mal ganz 
abgesehen von der Frage, wie hilfreich es für das Verhält-
nis zu diesem Land ist, dass Sie, Frau Außenministerin, 
das Gespräch mit dem saudischen Außenminister dafür 
nutzen, ihm ein Handbuch über feministische Außenpoli-
tik zu überreichen.

(Heiterkeit des Abg. Peter Beyer [CDU/CSU])
Aber okay, wenn es der Gesprächsatmosphäre geholfen 
hat; geschenkt.

Viel wichtiger ist: Großbritannien möchte Tornado- 
Flugzeuge an Saudi-Arabien verkaufen.

(Ulrich Lechte [FDP]: Eurofighter! Keine 
Tornados!)

Wenn wir gemeinsame europäische Rüstungsprojekte 
realisieren wollen, brauchen wir europäische Partner. 
Wenn die europäischen Partner lernen, dass Deutschland 
im Zweifel dann immer wieder Nein sagt, wird auch das 
nicht gelingen, und wir verlieren Saudi-Arabien auch an 
dieser Stelle als Partner. Das können wir uns auch china-
politisch nicht erlauben. Also, die chinapolitische Zeiten-
wende der Bundesregierung steht aus.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Michael 

Müller.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Michael Müller (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es gibt 

seit vielen Jahren einen intensiven Austausch mit China: 
50 Jahre diplomatische Beziehungen, Regierungskonsul-
tationen und Partnerschaften auf kommunaler Ebene, ei-
nen Austausch in der Kultur, in der Wissenschaft, 40 000 
Studierende aus China in Deutschland – und nicht zu 

vergessen die intensiven Wirtschaftsbeziehungen, die 
wir mit rund 6 000 Unternehmen in China haben. Eigent-
lich also eine gute Grundlage für Kooperation und Zu-
sammenarbeit.

Und doch wird es immer schwieriger. Dieses Land 
verändert sich nicht nur in Zukunft, sondern es hat sich 
bereits massiv verändert. Wir sehen erhebliche Men-
schenrechtsverletzungen in China, die Einschränkung 
vieler Freiheitsrechte, ein aggressives Auftreten Taiwan 
gegenüber. Die prorussische Neutralität Chinas ist indi-
rekt eine Unterstützung für Putin in seinem Angriffskrieg 
gegen die Ukraine. Wir sehen, wie durch China bewusst 
Abhängigkeiten in Afrika geschaffen werden. Der 
Machtanspruch als die zweite globale Macht neben den 
USA wird unverhohlen ausgesprochen.

Um es klar zu benennen, meine Damen und Herren: 
Natürlich ist China ein Systemrivale – allein, wenn man 
an die Situation in Afrika denkt. Viele sprechen davon, 
dass dort moderner Kolonialismus stattfindet. Natürlich 
ist China auch ein Wettbewerber im Kampf um Märkte 
und Handelswege.

Aber natürlich ist China auch ein Partner. Viele welt-
weite Krisen können nur mit China, mit seiner Kraft, auch 
mit seiner Expertise und seinem Zugang zu bestimmten 
Themen gelöst werden. Gerade deshalb, weil China auch 
ein Partner ist, ist es so wichtig, Kritik zu äußern. In einer 
offenen Partnerschaft muss das möglich sein – zur rich-
tigen Zeit, am richtigen Ort, am besten auch im direkten 
Gespräch.

Es ist gut, dass wir für diese Auseinandersetzung mit 
China jetzt auch die China-Strategie der Bundesregierung 
als Basis haben. Sie gibt Orientierung nach innen und 
außen. Sie formuliert Anforderungen an diese Partner-
schaft, und zwar nicht nur in dem wichtigen Bereich der 
Wirtschaft, sondern auch in der Wissenschaft, auch in der 
Kultur, auch in der Sicherheitspolitik. Und ganz beson-
ders – Herr Wadephul, Sie haben es eben angesprochen –: 
Immer wieder wird im Rahmen der China-Strategie be-
tont, wie wichtig die Einbettung unserer Arbeit in Bezug 
auf China in einen europäischen Zusammenhang ist, wie 
wichtig es uns ist, unsere China-Politik mit unseren euro-
päischen Partnern voranzutreiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Meine Damen und Herren, ja, in der China-Strategie 
sind auch weitere Schritte angekündigt – zu Recht. Das 
ist nicht in Stein gemeißelt. Dialogformate, Gesetze, Ab-
kommen, alles das ergibt sich aus dieser Strategie. Die 
China-Strategie – das wird, wie ich finde, zu Recht be-
tont – ist eben nicht nur eine Reaktion auf dieses neue 
China, das wir sehen, sondern es ist insbesondere auch 
eine Reaktion auf das gesamte geopolitische Umfeld im 
Indopazifik.

Die Konfrontation China–USA bereitet vielen von uns 
zunehmend Sorge. Viele sagen: Dort schlummert ein rie-
siges Eskalationspotenzial. – Denn es geht bei der Frage 
„Konfrontation China–USA“ nicht allein um das Thema 
Taiwan und um die Halbleiter, sondern es geht schlicht-
weg darum, dass diese beiden globalen Mächte um den 
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Machtanspruch im Indopazifik ringen. Es geht um Han-
delswege, es geht um Ressourcen, es geht um die Macht-
verteilung in diesem geopolitischen Raum für die nächs-
ten Jahrzehnte, für die nächsten 100 Jahre.

Die strategische Rivalität zwischen China und USA 
erfordert Formate, welche das Risiko von Eskalationen 
und andere Risiken vermindern oder im besten Falle ver-
hindern. Sie erfordert eben auch die Verantwortung der 
Unternehmen, diese Risiken zu sehen. De-Risking – der 
Anspruch, den wir zu Recht formulieren – ist nicht nur 
ein Thema der Politik, sondern auch ein Thema der Un-
ternehmen.

Meine Damen und Herren, ich glaube, für die großen 
Herausforderungen der Zukunft, die durch das sich ver-
ändernde China auf uns zukommen, ist die China-Strate-
gie der Bundesregierung eine gute Grundlage: Wir for-
mulieren unsere Interessen und Ziele, bleiben aber weiter 
mit China im Dialog und in einer kritischen Partner-
schaft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Petr Bystron.

(Beifall bei der AfD)

Petr Bystron (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Frau Baerbock, schön, dass Sie da 
sind. Wir sprechen heute über China. Das mag für Sie 
Hunderttausende Kilometer weit entfernt liegen. Dem 
ist nicht so. China ist uns näher, als so mancher denkt. 
Es liegt nur 7 000 Kilometer entfernt und ist mit uns auf 
vielfältige Weise eng verbunden.

China ist unser wichtigster Handelspartner, noch vor 
den USA. Letztes Jahr wurden Waren im Wert von 
300 Milliarden Euro zwischen Deutschland und China 
gehandelt. Mit einem Volumen von 192 Milliarden Euro 
ist China das wichtigste Lieferland der deutschen Indus-
trie, und das sichert uns in Deutschland über 1 Million 
Arbeitsplätze.

Sie mögen da abwiegeln – Sie haben es auch erwähnt: 
bei Ihnen ist im Zuge der grünen Kompetenzverteilung 
für die Wirtschaft der Kinderbuchschreiber Habeck zu-
ständig –, aber diese guten wirtschaftlichen Beziehungen 
sind Folge von kluger Diplomatie und guten diplomati-
schen Beziehungen früherer Bundesregierungen zu Chi-
na. Walter Scheel und Helmut Schmidt legten die Grund-
steine, auf denen Hans-Dietrich Genscher, Helmut Kohl 
oder auch Gerhard Schröder die guten Beziehungen spä-
ter weiter ausbauen konnten.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Robert 
Farle [fraktionslos])

Fünf Jahrzehnte harte Arbeit. Sie stehen auf den Schul-
tern dieser großen Staatsmänner und zertrampeln alles, 
was diese aufgebaut haben.

Mit der vorliegenden China-Strategie legen Sie eine 
Kehrtwende – das sind übrigens 180 Grad – ein. Das 
vorliegende Papier bricht mit der Kontinuität der deut-
schen Außenpolitik der Nachkriegszeit. Es ist keine Wei-
terentwicklung einer Partnerschaft. Es ist die Grundlage 
einer neuen Abgrenzung. Sie erklären China zum syste-
mischen Rivalen, das heißt zu einem Gegner und einer 
Bedrohung. Bildlich: Sie errichten eine neue Chinesische 
Mauer, statt die Seidenstraße weiter auszubauen.

(Beifall bei der AfD – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Eijeijei!)

Da muss man sich natürlich fragen: Woher kommt 
diese plötzliche Wende? Woher kommt dieses konfronta-
tive Auftreten gegenüber China? Herr Müller, nein, es 
liegt nicht an den Menschenrechten, die Ihnen so am 
Herzen liegen. Diese Regierung interessieren die Men-
schenrechte null. Es war Ihre Regierung, die Millionen 
Bürger dieses Landes in Coronazeiten der Grundrechte 
beraubt hat.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Wären Sie mal 
in China gewesen!)

Sie haben Kritiker mundtot gemacht. Sie haben Michael 
Ballweg ohne Gerichtsurteil für Monate ins Gefängnis 
gepfercht. Wenige Meter von hier hat Ihre Polizei Was-
serwerfer aufgefahren und friedliche Demonstranten bru-
tal verprügelt. Also: Sie gehören wegen Unterdrückung 
der Opposition international an den Pranger gestellt. Sie 
haben kein moralisches Recht, anderen Ländern Vorhal-
tungen zu machen.

(Beifall bei der AfD)

Aber die Frage bleibt: Woher kommt diese Wende in 
der Außenpolitik? Da muss ich sagen: Ja, Sie folgen blind 
der Umkehr der USA. Den USA ist China zu mächtig 
geworden; das haben Sie sehr richtig herausgearbeitet. 
Die USA fürchten um ihre weltweite Dominanz. Sie ver-
suchen aber, eine Spaltung der Weltgemeinschaft herbei-
zuführen. Hören Sie sich das nur an: „Systemische Riva-
lität“, das klingt doch wie damals. „Wettbewerb der 
Systeme“, schon wieder dieses alte Blockdenken: wir 
oder die.

Die Welt ist aber mittlerweile ganz anders. Sie ist nicht 
monopolar, sie ist auch nicht bipolar. Wir leben in einer 
multipolaren Welt. Der Paradigmenwechsel ist längst 
vollzogen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Thomas 
Erndl [CDU/CSU])

Deswegen gilt es nicht, sich auf die eine oder andere Seite 
zu schlagen. Wir müssen unseren eigenen Weg gehen. 
Wir fordern daher eine pragmatische und ausgewogene 
Strategie, die sowohl die wirtschaftlichen wie auch die 
politischen Interessen Deutschlands berücksichtigt.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die FDP-Fraktion Ulrich Lechte.
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(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Ulrich Lechte (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zum ersten Mal in der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland hat die Bundesregierung eine Chi-
na-Strategie. Das ist ein großer und leider nötiger Meilen-
stein.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Für uns steht fest, dass der Umgang mit der Volks-
republik China die größte politische und wirtschaftliche 
Herausforderung unserer Zeit ist; denn China hat sich – 
das hat die neue Strategie einwandfrei herausgearbeitet – 
vom Freund und Partner zum Wettbewerber und System-
rivalen entwickelt. In der Vergangenheit war die Devise 
„Wandel durch Handel“, was gerade unter Deng Xiao-
ping in den 80ern auch sehr vielversprechend war. Des-
wegen war und ist unsere Wirtschaft in China sehr aktiv. 
Deswegen haben wir China zum Beispiel in die Welt-
handelsorganisation eingebunden.

(Beifall des Abg. Reinhard Houben [FDP])
Doch, wir haben den Drachen gefüttert und mit groß 
gemacht.

Aber unter Xi Jinping hat sich China grundlegend ver-
ändert. Deswegen müssen wir auch unsere Position ge-
genüber Peking verändern.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Gerade nach der bitteren Erfahrung mit Russland, wel-
ches die langjährige Freundschaft und wirtschaftliche 
Partnerschaft mit dem Angriff auf die Ukraine mit Füßen 
getreten hat, müssen wir bei unserem bisherigen Freund 
und Partner China nun leider umso mehr auf der Hut sein.

So beansprucht China im Indopazifik mit regelmäßi-
gen militärischen Drohgebärden vor allem gegenüber 
Taiwan eine regionale Vormachtstellung. Der Konsensus 
von 1992 wurde von China infrage gestellt, nicht von 
Taiwan, das zu den Vorzeigedemokratien der Welt gehört. 
Ich zähle darauf, dass die Demokratien der Welt Taiwan 
als Wertepartner zur Seite stehen und nicht zulassen, dass 
es zu einer militärischen Eskalation des Konflikts kommt.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Schließlich ist die Sicherheit in der Straße von Taiwan für 
uns und für die ganze Welt von zentraler Bedeutung: für 
Frieden, Stabilität und weltweiten wirtschaftlichen Wohl-
stand. Ein Konflikt zwischen China und den USA wäre 
für die Welt fatal. Meine Damen und Herren, es ist eine 
Wahrheit: Die NATO ist keine Einbahnstraße.

Die systemische Rivalität mit China bedeutet aber 
nicht, dass keinerlei Zusammenarbeit möglich ist. Wir 
streben auch keine Entkopplung von China an, sondern 
wollen vor allem in kritischen Bereichen Verflechtungen 
abbauen und unsere Bezugsquellen diversifizieren, bei-

spielsweise indem wir Huawei-Komponenten in unserer 
kritischen Infrastruktur entfernen werden. Das müssen 
wir tun.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Denn eine Lehre aus dem brutalen russischen Angriffs-
krieg gegen die Ukraine muss sein, dass wir uns nicht 
erneut von einem autoritären Regime abhängig machen 
dürfen.

Wir Freie Demokraten wissen, dass keines der großen 
globalen Probleme ohne China gelöst werden kann. Wir 
wollen bestehende Freundschaften erhalten und den Frie-
den auf der Welt wahren – nicht mehr und nicht weniger.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die Fraktion Die Linke 

Dr. Gesine Lötzsch.
(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Die China-Strategie 
der Bundesregierung soll Risiken minimieren. Aber ge-
nau das Gegenteil ist der Fall: Die Risiken werden durch 
diese Strategie für unser Land größer. Das ist ein Spiel 
mit dem Feuer, und das darf nicht sein, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Ihre Hauptaussage ist doch: China ist ein Rivale, der 

für uns eine Gefahr darstellt. – Wir sagen: Wir müssen 
China weiter als Partner sehen und dort, wo es nötig ist, 
als Partner zurückgewinnen. Das wäre die Aufgabe.

(Beifall bei der LINKEN – Ulrich Lechte 
[FDP]: Dann fragen Sie mal die Nachbarn!)

Es ist doch ganz einfach: Kooperation schafft Sicherheit, 
Wirtschaftskrieg schafft Unsicherheit. Die Linke steht für 
Kooperation und Sicherheit. Das ist der richtige Weg, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Sie sagen, Sie wollen Risiken reduzieren – der Kollege 

von der FDP hat es gerade auch noch mal unterstrichen –, 
indem der Handel mit China gedrosselt oder erdrosselt 
wird.

(Ulrich Lechte [FDP]: Das habe ich nicht ge-
sagt!)

Ein Beispiel: die Diskussion um Huawei. Innenministerin 
Faeser fordert: Die Netzbetreiber sollen bis Ende 2025 
kritische Bauteile und Software aus China auf eigene 
Kosten entfernen. – Minister Wissing, FDP, dagegen sagt, 
er erkenne keine Gefahr. Sein Ministerium hat uns mit-
geteilt: Es gelten hohe Standards beim 5-G-Ausbau und 
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strenge Vorschriften für den Einsatz kritischer Kom-
ponenten. – Also klären Sie das erst mal unter sich, meine 
Damen und Herren!

(Beifall bei der LINKEN)
Ich bin, wie Die Linke insgesamt, unbedingt dafür, 

dass wir kritische Infrastruktur gut schützen. Der Terror-
anschlag auf Nord Stream 2 hat dramatisch gezeigt, dass 
die Bundesregierung dazu nicht in der Lage war. So etwas 
darf sich nicht wiederholen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Im vergangenen Jahr war ich mit einer Delegation des 

Haushaltsausschusses in den USA; wir haben auch das 
Pentagon besucht.

(Ulrich Lechte [FDP]: Da haben sie Sie rein-
gelassen?)

Dort wurde uns deutlich gesagt, was die Feindbilder der 
USA sind: erst die Russen, dann die Chinesen. Etwas 
vorsichtiger hat es der US-Generalstabschef Mark Milley 
vor dem US-Repräsentantenhaus formuliert.

(Ulrich Lechte [FDP]: Wer gefährdet denn den 
Weltfrieden gerade?)

Einen Krieg mit China und Russland hält er unter einer 
Bedingung für vermeidbar: Die USA müssen die stärkste 
Militärmacht der Welt bleiben. – Darum geht es im Kern. 
Ich sage: Es ist unsere gemeinsame Verantwortung, einen 
dritten Weltkrieg zu verhindern. Das wäre wichtig, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Die China-Strategie der Bundesregierung – die erste, 

wie ja hier betont wurde – hat doch vor allem einen 
Zweck: Sie soll die US-Regierung beruhigen.

(Ulrich Lechte [FDP]: Das sagt die Altkom-
munistin!)

Unsere Wirtschaft hatte bisher zwei Standbeine. Wir 
haben von dem billigen Gas aus Russland profitiert. Die-
ses erste Standbein ist weg. Das zweite Standbein ist 
immer noch der Handel mit China, und dieses Bein soll 
nun auch amputiert werden. Ich sage Ihnen aber: Ersatz-
beine gibt es weit und breit nicht. Da müssen wir uns 
etwas anderes ausdenken, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Auch die US-Regierung sieht unsere Volkswirtschaft 

als Konkurrentin. Das ist im Kapitalismus auch völlig 
normal.

(Ulrich Lechte [FDP]: Ach!)
Nur ein Beispiel: Schauen Sie sich das Inflationsbekämp-
fungsgesetz an! Damit werden Firmen aus unserem Land, 
aus der Bundesrepublik Deutschland, abgesaugt. Das ist 
mehr als ein unfreundlicher Akt, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf der Abg. 
Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir brauchen vielleicht nicht nur eine China-Strategie, 
sondern auch eine USA-Strategie.

Seit 1989 wird die Welt zwischen den Großmächten 
neu aufgeteilt. Dafür werden kalte und heiße Kriege ge-
führt. Europa hat keine eigene Strategie. Damit ist Europa 
eine leichte Beute. Europa ist nicht nur gespalten, es zer-
bröselt. Der Krieg Russlands gegen die Ukraine hat Eu-
ropa noch schwächer gemacht.

(Ulrich Lechte [FDP]: Wer hat Ihnen denn 
diesen Mist aufgeschrieben?)

Deshalb brauchen wir jetzt endlich einen Waffenstill-
stand. Wir müssen zurück zur friedlichen Koexistenz. 
Wir haben nur diese eine Welt.

(Beifall bei der LINKEN – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Putin freut 
sich über die Rede! – Ulrich Lechte [FDP]: 
Den Redenschreiber bitte rausschmeißen! 
Fürchterlich!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen Jürgen Trittin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach der 

Rede von Frau Lötzsch hat der Kollege von der CDU, 
Herr Wadephul, natürlich ein Problem.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Nö!)

Denn Sie haben ja eben mitgekriegt, wie frenetisch die 
applaudiert haben, als Sie die Wortwahl der Bundes-
außenministerin hinsichtlich des chinesischen Staatsprä-
sidenten kritisiert haben.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Und Sie haben so 
fleißig genickt! – Julia Klöckner [CDU/CSU]: 
Und Sie haben genickt! Genau! – Jan Korte 
[DIE LINKE]: Es ging um Fox News!)

Ich will an dieser Stelle nur eines sagen: Der Präsident 
eines Staates, in dessen Verfassung drinsteht, dass dort 
die Diktatur des Proletariats herrscht, darf sich nicht be-
leidigt fühlen, wenn er als das bezeichnet wird, was er ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: 
Das steht bloß gar nicht in der Verfassung! 
Das steht da gar nicht drin!)

Diese Bundesregierung hat angefangen, Deutschlands 
China-Politik realistisch zu machen. Sie hat sie befreit 
von der Illusion, dass es immer so weitergeht, wie es 
bisher gegangen ist. Man muss doch erst mal mit großem 
Respekt gegenüber China sagen: Vor der historischen 
Leistung, die China erbracht hat, nämlich 800 Millionen 
Menschen aus bitterster Armut befreit zu haben, haben 
wir Respekt,

(Ulrich Lechte [FDP]: Das haben wir auch 
immer unterstützt!)
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und das erkennen wir an. Aber wir müssen auch benen-
nen, wie das gelungen ist. Das ist nicht nur die kluge 
Politik in China gewesen, sondern es war die Politik der 
Öffnung, der Investitionen und der Zusammenarbeit.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Heute stellen wir fest: Im Zuge des Aufstiegs Chinas 

hat sich genau diese Politik verändert. Das, was Xi Jin-
ping in China macht, ist das Verkaufen des Erbes von 
Deng Xiaoping.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Das ist der Kern dessen, womit wir uns auseinanderset-
zen müssen. Das gilt für die Innenpolitik, aber es gilt auch 
für die Außenpolitik. Deng Xiaoping hat mal gesagt: Wir 
wollen keine Großmacht sein. – Er hat nicht darauf ver-
zichtet, aber er hat gesagt: Wir sprechen das nicht aus. – 
Das, was wir jetzt erleben, ist, dass China für alle seine 
Nachbarn zur Bedrohung geworden ist:

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
So ist es!)

der Konflikt an der 3 500 Kilometer langen Grenze mit 
Indien, die Auseinandersetzung um das Südchinesische 
Meer, die Tatsache, dass China sich nicht an internatio-
nale Regeln und Gerichtsurteile hält. All dies ist ein 
Bruch mit der Tradition, die China groß gemacht hat 
und die 800 Millionen Menschen aus der Armut gebracht 
hat. Darauf müssen wir uns einstellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Deswegen ist es kein Gegeneinander, wenn wir sagen: 
China ist Partner, Wettbewerber und systemischer Rivale. 
Die drei Begriffe gehören zusammen. Es kann auch keine 
Politikfelder geben, in denen China einmal Partner, ein-
mal systemischer Rivale und dann wiederum vielleicht 
unfairer Wettbewerber ist. Nehmen Sie das Beispiel einer 
Industrie, deren Abwanderung wir bedauern und die wir 
hier schmerzlich vermissen; ich will nicht der Frage 
nachgehen, warum sie abgewandert ist. Wir sind konfron-
tiert mit einem Monopol Chinas in der Photovoltaik-
industrie. Wir finden, dass bei den erneuerbaren Energien 
mehr ausgebaut werden muss,

(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])
dass wir da mit China zusammenarbeiten müssen. Aber 
wir müssen uns wirtschaftlich auch so resilient aufstellen, 
dass wir in der Lage sind, dieses Monopol zu durchbre-
chen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
[FDP] – Markus Frohnmaier [AfD]: Da gibt 
es bald nichts mehr zum Aufstellen, wenn ihr 
so weitermacht!)

Wir müssen zudem klarmachen, dass die Frage, wie die 
Photovoltaikzellen in China produziert werden, wie das 
Silizium produziert wird, etwas mit den inneren Verhält-
nissen zu tun hat. Ein Großteil davon kommt aus Xinji-
ang. Die UN-Menschenrechtsbeauftragte bescheinigt 
China dort schwerste Menschenrechtsverletzungen. Das 

ist nun der Grund, warum in der China-Strategie drin-
steht, dass wir keine deutsche China-Politik, sondern 
eine europäische China-Politik machen: weil wir das 
nur europäisch in den Griff bekommen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Deutsche China-Politik muss europäisch sein.
Deswegen schaffen wir Regeln, damit Produkte, und 

zwar in allen Lieferketten, nicht in Zwangsarbeit entste-
hen. Das können wir nur mit einem gemeinsamen Bin-
nenmarkt in Europa durchsetzen. Und wir sorgen in Eu-
ropa dafür, dass es auf unserem Markt nicht zu Dumping 
kommt. Deswegen haben wir Elemente von CBAM auf-
genommen. Das ist die neue, realistische Politik im Um-
gang mit China als Partner, Wettbewerber und systemi-
schem Rivalen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Jens 

Spahn.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Fangen wir mit den Gemeinsamkeiten in der Analyse, 
bei der Bestandsaufnahme an. Warum braucht es eine 
neue China-Strategie? Weil China sich in den letzten 
zehn Jahren verändert hat. Vor allem ist China aggressi-
ver geworden, auch militärisch, erhebt Ansprüche in der 
Region weit über das eigene Territorium hinaus. China ist 
imperialer geworden. Zu lange haben wir bei einem an-
deren Thema von einem rein privatwirtschaftlichen Pro-
jekt gesprochen. Aber die Seidenstraße ist kein rein wirt-
schaftliches Projekt, es ist auch ein imperiales Projekt. 
Die Kommunistische Partei mit Xi Jinping drängt in ihrer 
Logik in den letzten Jahren und Monaten immer wieder 
und immer weiter nach vorne, mit fatalen Folgen für 
Menschenrechte, Wirtschaft und Gesellschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gleichzeitig ist China der größte Handelspartner der 
EU. Alle Seiten haben von diesen wirtschaftlichen Bezie-
hungen profitiert – alle Seiten! – und tun es bis heute. 
Deswegen geht es darum, auch für uns als Exportnation, 
die richtige Balance zu finden, auch im nationalen Inte-
resse.

Und Frau Lötzsch, ich muss sagen: Es ist schon inte-
ressant, hier einmal mehr sozusagen das Hufeisenmodell 
beobachten zu können.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
LINKEN: Oh! – Dr. Gesine Lötzsch [DIE 
LINKE]: Peinlich!)

Ihre Begeisterung für autoritäre Regime, Ihre Begeiste-
rung für kommunistische Regime, Ihre Begeisterung für 
Putin, Ihre Blindheit gegenüber kommunistischen auto-
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ritären Systemen – das ist nicht im nationalen Interesse 
und nicht im europäischen Interesse. Das gehört auch klar 
ausgesprochen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wir sind bei dem Grundgedanken, der daraus folgt, 
ähnlicher Meinung – Stichwort „De-Risking“. Dieses 
muss man dann natürlich auch füllen: Was ist eigentlich 
damit gemeint, Risiken zu minimieren? Es geht nicht um 
die klassischen unternehmerischen oder Investitionsrisi-
ken, die es im außenwirtschaftlichen Bereich immer gibt, 
sondern es geht vor allem darum, die Risiken hinsichtlich 
Abhängigkeit, die Risiken für unsere Souveränität zu er-
kennen, zu minimieren, zu managen. Das gilt auch für 
technologische Risiken, bei den Rohstoffen oder für au-
ßenpolitische Risiken. Und es ist übrigens auch ein Risi-
ko, wenn der Absatzmarkt von China abhängt, wenn 
einzelne große Unternehmen in Deutschland 40 Prozent 
ihres Gewinnes auf dem chinesischen Markt machen.

Das ist wahrscheinlich eine Jahrhundertaufgabe; des-
halb haben wir als Union Ihnen zu Beginn dieses Jahres 
ein Angebot gemacht. Eine Strategie in der Außenpolitik 
gegenüber einem Land wie China sollte nicht von vier-
jährlichen Wahlrhythmen abhängen. Vielmehr ist es ist 
im nationalen Interesse unseres Landes, dass es eine breit 
getragene China-Strategie gibt. Aber wir müssen sehen – 
wie bei der Migration, wie in der Wirtschaftspolitik, wie 
in der Energiepolitik –: Sie schlagen die ausgestreckte 
Hand aus, meine Damen und Herren! Wir bieten Ihnen 
in unserem nationalen Interesse bei diesem Thema ein-
mal mehr an, miteinander eine im Bundestag breit getra-
gene China-Strategie zu entwickeln und nicht einfach nur 
einseitig eine vorzulegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir werden auch sehr bald konkret auf Sie zukommen 

mit einem Vorschlag, nämlich dem Vorschlag, miteinan-
der einen China-Check einzuführen, sodass wir einmal 
jährlich hier im Deutschen Bundestag – von einer Kom-
mission aus Expertinnen und Experten aufbereitet – über 
die Abhängigkeiten reden: Wo sind wir überhaupt abhän-
gig von China, wirtschaftlich und in anderen Bereichen? 
Welche dieser Abhängigkeiten ist überhaupt ein Pro-
blem – nicht jede Abhängigkeit in den wirtschaftlichen 
Beziehungen ist per se ein Problem –, und wie kann man 
mit diesem Problem umgehen?

(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])
Sich das jährlich auf wissenschaftlicher, auf fundierter 
Basis systematisch anzuschauen und dann hier im Bun-
destag zu beraten, das ist unser Angebot, unser Ansinnen. 
Damit werden wir auf Sie in den nächsten Wochen zu-
kommen, und dann werden wir sehen, wie ernst Sie es mit 
den Gemeinsamkeiten in der China-Politik meinen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist naheliegend, 

hier Konfuzius zu zitieren: „Der überlegene Mensch ist 
bescheiden in seinen Reden, aber er übertrifft sich im 
Handeln.“ Er übertrifft sich also im Handeln und nicht 
beim Reden. Und hier liegt das Problem, meine Damen 
und Herren in der Bundesregierung. Zu oft tun Sie – so 

auch in den letzten Wochen – das Gegenteil dessen, von 
dem Sie aufgeschrieben haben, dass es richtig wäre. Nur 
einige Beispiele:

Es wäre richtig – da sind wir miteinander erst einmal 
theoretisch einer Meinung –, zu diversifizieren, mehr 
Handelsbeziehungen mit anderen zu haben, um Risiken 
hinsichtlich der Handelsbeziehungen zu China zu mini-
mieren. Doch wenn wir hinschauen, was konkret passiert, 
dann stellen wir fest: Sie machen das Gegenteil. Sie ha-
ben mit Ihren Sonderwünschen und Ihren zusätzlichen 
Ideen, mit Ihren Lawinen an neuen Ideen und neuen Vor-
schlägen das Projekt Mercosur, ein Jahrhundertprojekt 
angesichts der Ausgangslage in der Welt, ein wirkliches 
Jahrhundertprojekt, so überfrachtet, dass jetzt das Risiko 
besteht, dass es vielleicht gar nicht dazu kommt; die 
ersten Länder in Südamerika wollen aussteigen. Es ist 
Ihre Verantwortung, wenn dieses große Projekt am 
Ende nicht gelingt, wenn es an der deutschen Bundes-
regierung scheitert.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wer es tatsächlich ernst mit Diversifizieren meint, wer 

es ernst damit meint, die Risiken hinsichtlich China zu 
reduzieren, der darf Handelsverträge nicht immer mehr 
mit anderen Themen überfrachten, die da gar nicht hi-
neingehören, sondern der braucht mehr Geschwindigkeit 
bei neuen Handelsverträgen: mit Japan, mit Indien, mit 
den USA, mit dem Vereinigten Königreich, mit vielen 
anderen Ländern auf der Welt. Hier könnten Sie ein Mo-
tor sein in Europa, aber zu sehen ist nichts von dieser 
Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dann letzte Woche: neue Sektorleitlinien für Export-

kreditgarantien. Klingt furchtbar technisch, hat aber fa-
tale Auswirkungen. Dadurch werden Turbinen künftig 
von den Amerikanern, von den Japanern, von den Chine-
sen geliefert werden, aber eben nicht mehr aus Deutsch-
land. Der Welt ist damit wenig geholfen, der deutschen 
Außenwirtschaft ist damit gar nicht geholfen, und für das 
Thema „Souveränität und Reduzierung von Abhängig-
keiten“ tun Sie der ganzen Sache noch einen Tort an. 
Ziehen Sie diese Leitlinien zurück, und helfen Sie der 
deutschen Industrie beim Export!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Souveränität fängt 

zu Hause an. Die Voraussetzung ist eigene Stärke, auch 
eigene wirtschaftliche Stärke. Denn was haben wir ande-
ren Ländern zu bieten? Schauen wir objektiv hin: Eines 
der größten Angebote, das wir machen können, um geo-
strategisch im Austausch zu sein, ist unsere wirtschaft-
liche Stärke; dazu gehören starke wirtschaftliche Be-
ziehungen. Diese Stärke ist aber gerade gefährdet. Wir 
sind das einzige Industrieland, dessen Leistung 
schrumpft. Jeden Tag werden Investitionsentscheidungen 
in Deutschland gegen Deutschland getroffen. Es sind 
nicht diejenigen das Problem, die darauf hinweisen, was 
da gerade passiert, sondern die Schönredner in der Bun-
desregierung sind das Problem, wenn es darum geht, die 
wirtschaftliche Stärke in Deutschland zu erhalten und 
dafür zu arbeiten, dass wir Industrieland bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Daher abschließend, Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen: Wir reichen Ihnen in dieser Frage sehr 
bewusst die Hand für eine China-Strategie, die breit ge-
tragen ist. Aber es gibt eine Voraussetzung: die Bereit-
schaft, vom Reden ins Handeln zu kommen und tatsäch-
lich auch zu zeigen, dass man es ernst damit meint, die 
Abhängigkeiten von China zu reduzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Dr. Nils 

Schmid.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Nils Schmid (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Lieber Herr Spahn, das mit dem Konfuzius-Zitat 
hat irgendwie nicht so richtig geklappt in Ihrer Rede, 
nicht?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will zuerst festhalten: Der Bundeskanzler hat in 
seiner Regierungserklärung zu Beginn dieser Wahl-
periode festgestellt, China habe sich geändert, deshalb 
müsse sich die Chinapolitik ändern. Das ist der Aus-
gangspunkt dessen, was jetzt in der China-Strategie näher 
ausbuchstabiert worden ist. Schon im Koalitionsvertrag 
haben wir wichtige Weichenstellungen vorgenommen 
und eine Reihe von auch schwierigen Themen zum ersten 
Mal angesprochen: Taiwan, Menschenrechte, die Lage 
der Uiguren. Wir haben das Dreieck aus Systemrivalität, 
Wettbewerb und Kooperation beschrieben und damit 
deutlich gemacht, dass wir in eine neue Zeit der Bezie-
hungen zu China eingetreten sind.

Zwei Gedanken sind mir dabei besonders wichtig. Der 
eine: Wir dürfen nicht nur über China reden, sondern 
müssen auch über unsere eigene Stärke als demokratisch 
und rechtsstaatlich verfasste Gesellschaften mit sozialen 
Marktwirtschaften reden, die nachhaltig Jobs und soziale 
Sicherheit garantieren können, und darüber, dass wir 
diese Stärken gemeinsam mit unseren EU-Partnern aus-
bauen müssen. Wir sollten also nicht nur über China und 
die Herausforderungen durch China reden, sondern auch 
darüber, was wir tun müssen, um eigene Innovationskraft 
und neue Industrien in Europa zu entwickeln.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Harald 
Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das Zweite – das ist auch der große Beitrag der China- 
Strategie –, und das wird jetzt zum ersten Mal genannt: 
De-Risking, also Risiken minimieren. Da hilft es sicher, 
lieber Herr Spahn, dass wir einen Check machen. Den 
gibt es allerdings schon, und zwar auf EU-Ebene. Das 
ist die wichtige Arbeitsgrundlage für das, was wir als 
nationale Regierung, aber auch als EU insgesamt tun 
wollen. Insofern freuen wir uns darauf, dann auch im 
Deutschen Bundestag über diesen Check, den die EU 

veröffentlicht hat und weiter veröffentlichen wird, zu 
reden. Dann können wir auch sehr genau hinschauen, 
was denn mit dem Abbau von Risiken gemeint ist.

Ich bin, um das mal zu skizzieren, für ein abgestuftes 
De-Risking. Da gibt es zunächst die Marktabhängigkei-
ten, die Umsatzabhängigkeiten. Es liegt erst mal in der 
Verantwortung eines jeden Unternehmens, dafür zu 
sorgen, dass, wenn der chinesische Markt zusammen-
bricht, nicht das gesamte Unternehmen zusammenfällt. 
Da sehe ich jetzt relativ wenig Handlungsbedarf. Viele 
deutsche Unternehmen haben sich genau darauf vorberei-
tet. Kritischer wird es bei Lieferketten und bei Rohstof-
fen. Hier ist es angezeigt, dass die EU alternative Quellen 
auftut, dass wir diversifizieren und dass wir sehr genau 
und kritisch hinschauen bei medizinischen Wirkstoffen 
und bei Seltenen Erden, um die Rohstoff- und Versor-
gungssicherheit zu gewährleisten. Der kritischste Bereich 
ist die dritte Kategorie: Das ist die kritische Infrastruktur. 
Da reden wir über die Bahn und über das 5-G-Netzwerk. 
Das sind neue Technologien wie künstliche Intelligenz 
und Quantencomputing. Schließlich sind das noch – 
ganz besonders sensibel – militärisch nutzbare Güter, 
wo wir politisch Handlungsbedarf haben, wo wir gemein-
same Regeln aufstellen wollen im G-7-Kreis, innerhalb 
der EU. Da muss man im Einzelfall bei militärisch nutz-
baren Gütern auch über ein Outbound Investment Scree-
ning auf EU-Ebene reden.

Wenn wir dieses De-Risking jetzt Schritt für Schritt 
angehen, dann haben wir beherrschbare Risiken und kön-
nen gleichzeitig die Wirtschaftskontakte zu China wei-
terhin pflegen, aber eben auf einer anderen Grundlage. 
Deshalb glaube ich: Die China-Strategie ist eine gute 
Grundlage. Wir sollten uns als Bundestag regelmäßig 
damit befassen. Ich schätze, dass etwa ein Jahr nach Ver-
öffentlichung eine Anhörung angezeigt wäre. Auf dieser 
Grundlage können wir gut zusammenarbeiten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Markus 

Frohnmaier.

(Beifall bei der AfD)

Markus Frohnmaier (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir spre-

chen heute über die China-Strategie von Annalena 
Baerbock. Frau Baerbock, Sie haben in Ihrer kurzen 
Amtszeit wirklich viel Erstaunliches erreicht. Sie haben 
Dinge erreicht, die andere deutsche Außenminister vor 
Ihnen nicht erreicht haben. Sie haben beispielsweise 
über Länder philosophiert, die Hunderttausende Kilo-
meter entfernt liegen. Das Jahr hat für Sie 560 Tage. Sie 
haben Südafrika als „Schinken der Hoffnung“ – bacon of 
hope – gelobt.

(Zuruf des Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])
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Sie haben in finnischen Bunkeranlagen Hüpfspiele ver-
anstaltet. Sie haben bei der Münchner Sicherheitskon-
ferenz Wladimir Putin zu einer 360-Grad-Wende auf-
gefordert, und Sie haben einfach mal so im Nebensatz 
Russland den Krieg erklärt. Das wäre alles irgendwie 
unterhaltsam, das wäre alles irgendwie RTL II, wenn 
Sie nur eine einfache Grünenpolitikerin wären. Aber 
das sind Sie nicht. Sie sind die Außenministerin der viert-
größten Industriemacht der Welt, der Erde, und ich muss 
Ihnen sagen: Deutschland hat wirklich Besseres verdient.

(Beifall bei der AfD)
In Anknüpfung an diese zahlreichen Ausfälle diskutie-

ren wir heute über die China-Strategie der Bundesregie-
rung. Das diplomatische Gespür gegenüber China konn-
ten wir erst jüngst wieder erleben, als Sie bei Fox News 
den chinesischen Präsidenten einen Diktator nannten.

Damit wir uns an der Stelle nicht falsch verstehen: Wir 
wollen keine innerchinesischen Verhältnisse in Deutsch-
land, nein. Aber vielleicht wollen die Chinesen auch 
keine innerdeutschen Verhältnisse in China, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Den größten Handelspartner so vor den Kopf zu stoßen, 
das ist im besten Fall unklug, im schlimmsten Fall gefähr-
lich. Darum muss man das heute, glaube ich, mal ganz 
klar sagen: Sie sind die größte Gefahr für die deutsche 
Außenpolitik seit 1949.

(Beifall bei der AfD – Ulrich Lechte [FDP]: So 
ein Mumpitz! Was wollen Sie denn? Sie wol-
len aus der EU raus! Sie sind die größte Gefahr 
in der Außenpolitik!)

Schauen wir uns das Papier doch mal an. Bisher ist 
niemand konkret auf den Inhalt eingegangen. Auf Seite 12 
steht, wir sollen mit China einen intensiven Dialog über 
den Kohleausstieg führen.

(Zuruf des Abg. Ulrich Lechte [FDP])
Glauben Sie ernsthaft, dass China auf Kohlekraftwerke 
verzichtet, nur weil Sie diese hier ausschalten? Auf 
Seite 15 steht, dass wir China zu mehr Schuldenschnitten 
für hochverschuldete Staaten animieren sollen.

(Ulrich Lechte [FDP]: Erzählen Sie doch nicht 
so einen Unsinn hier im Haus!)

– Herr Kollege, schreien Sie nicht so! Wir müssen das 
jeden Tag im Fernsehen ertragen, was Ihre Regierung und 
diese Außenministerin abziehen. Ich muss Ihnen wirklich 
sagen: Das ist nicht vergnügungssteuerpflichtig.

(Beifall bei der AfD – Ulrich Lechte [FDP]: 
Dann erzählen Sie nicht so einen Unsinn! 
Dann muss man sich nicht so aufregen! Das 
hält keiner aus! – Weitere Zurufe von der 
SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der FDP)

Auf Seite 15 steht dann übrigens auch, dass wir mit China 
über entwaldungsfreie Lieferketten verhandeln sollen.

(Ulrich Lechte [FDP]: Mannomann!)
Diese China-Strategie ist eine deutsche Version vom 

„Großen Sprung nach vorn“.

(Ulrich Lechte [FDP]: Das ist doch Quatsch 
mit Soße!)

Statt aber Spatzen zu jagen, lieber Kollege, jagen Sie, 
auch von der FDP, grünen Fantasien hinterher.

(Beifall bei der AfD – Ulrich Lechte [FDP]: 
Schauen Sie sich mal Ihre blöde Lache an!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die FDP-Fraktion Renata Alt.

(Beifall bei der FDP)

Renata Alt (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die Zelle ist auf neun Personen aus-
gelegt. 35 Gefangene harren in dem Raum aus. Manche 
Insassen werden zusätzlich bestraft und tagelang, manche 
wochenlang, an Metallringen an der Wand festgebunden. 
Jeden Tag müssen sie elf Stunden lang Mandarin, chine-
sisches Recht und Geschichte lernen. Die chinesischen 
Wächter drohen: Ihr bleibt für immer im Lager, wenn 
ihr die wöchentlichen Prüfungen nicht besteht. – So be-
schreibt Gulbahar Haitiwaji, eine uigurische Frau, ihre 
Erfahrungen im chinesischen Umerziehungslager in Xin-
jiang. Frau Haitiwaji war eine der 1,3 Millionen Uiguren, 
die diese Hölle erleben mussten. Auch in Tibet soll es 
solche sogenannten Umerziehungslager gegeben haben. 
Laut dem UN-Sonderberichterstatter zur Sklaverei, To-
moya Obokata, mussten die Insassen auch Zwangsarbeit 
leisten. Das, meine Damen und Herren der AfD, ist der 
aktuelle Zustand der Menschenrechte in China.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Hinzu kommen massive Unterdrückung der Presse- 
und Meinungsfreiheit, Verfolgung von Bürgerrechtlern, 
Niederschlagung der Zivilgesellschaft in Hongkong. 
China ist eine aufstrebende Macht und, ja, für uns ein 
wichtiger Handelspartner. Wir befinden uns in gegensei-
tiger Abhängigkeit. Wirtschaftliche Zusammenarbeit ist 
für uns wichtig, aber die Würde und das Leben der Men-
schen in China müssen für uns mindestens genauso wich-
tig sein.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die China-Strategie der Bundesregierung gibt eine 
Antwort auf diese Herausforderungen. Chinas Umgang 
mit den Menschenrechten widerstrebt den Grundlagen 
des Völkerrechts, zu dem sich auch China bekannt hat. 
Daher ist es so wichtig, dass diese Missstände in der 
China-Strategie klar thematisiert werden. Beim Schutz 
der Menschenrechte setzen wir auf eine geschlossene 
Positionierung der Europäischen Union, insbesondere 
beim Verhängen der globalen Menschenrechtssanktio-
nen. Auch das ist bei der China-Strategie wichtig. Scharfe 
Maßnahmen wie Ausfuhrkontrollen sind ebenfalls auf 
dem Tisch; denn wir wollen nicht, dass deutsche Techno-
logien für Menschenrechtsverletzungen in China genutzt 
werden.
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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die Freien 
Demokraten und die Bundesregierung erkennen die He-
rausforderungen, die China für uns darstellt. Umso wich-
tiger ist es jetzt, Freihandelsabkommen mit engen Part-
nern weltweit zu schließen. Mercosur muss jetzt folgen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Dr. Jens 

Zimmermann.
(Beifall bei der SPD)

Dr. Jens Zimmermann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! China verändert sich rasant, und genauso ra-
sant verändert sich die Technologie, die Digitalisierung. 
Deswegen ist es gut, dass die Bundesregierung erstmals 
eine China-Strategie entwickelt hat. Denn in vielleicht 
keinem anderen Bereich zeigt sich so treffend diese Ver-
änderung wie im Bereich von digitalen Technologien. In 
diesem Bereich zeigt sich eben auch ganz klar, dass China 
mehreres gleichzeitig ist: Partner, Wettbewerber und sys-
temischer Rivale.

In der Strategie nehmen wir diese Problematik an meh-
reren Stellen auf. Ich will nur mal zwei nennen. Es geht 
einmal um die Frage, wie wir in Zukunft ein global of-
fenes und freies Internet auf der Basis internationaler 
Standards sicherstellen. Und wir reden darüber, wie wir 
in Zukunft sicherstellen, dass technologische Standards 
mit China entwickelt werden, aber eben nicht alleine 
durch China. Deswegen ist es sehr wichtig, dass wir das 
in der China-Strategie festgeschrieben haben, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Leon Eckert [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das Beispiel unserer digitalen Infrastruktur passt in 
diese Debatte sehr gut. Was ist denn das Problem? Wir 
sehen es doch, wenn wir zum Beispiel aktuell über Mo-
bilfunk diskutieren: Wir haben dort chinesische Anbieter, 
die hervorragende Qualität liefern; aber gleichzeitig lie-
fern sie zum mit Abstand günstigsten Preis. Das sollte uns 
aufhorchen lassen. Denn wir haben durch diese Strategie 
das Problem – und China sagt ja auch ganz offen, man 
wolle Weltmarktführer in diesen Schlüsseltechnologien 
sein –, dass die Mobilfunkanbieter in Deutschland den 
Anteil dieser Hardware immer weiter steigern und wir 
dadurch in eine Abhängigkeit geraten, und das in einem 
der Nervensysteme unserer digitalen Gesellschaft. Wir 
haben es doch gestern erst bei Volkswagen gesehen, 
was passiert, wenn digitale Netzwerke ausfallen: Dann 
stehen im wahrsten Sinne des Wortes die Bänder still. 
Deswegen ist es absolut wichtig, dass wir unsere kritische 
Infrastruktur auch vor einem zu großen Einfluss anderer 
Länder schützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Deshalb ist es auch wichtig, dass wir an unsere Indus-
trie ganz klar die Warnung richten: Es kann bei der Be-
schaffung von kritischer Infrastruktur am Ende nicht al-
leine der günstigste Preis entscheiden, sondern die 
Abhängigkeiten müssen reduziert werden. Interessanter-
weise macht uns gerade im Bereich Mobilfunk ein deut-
sches Unternehmen vor, wie es geht: Die Deutsche Tele-
kom betreibt das größte 5-G-Mobilfunknetz in den USA 
ohne eine einzige Komponente aus China, alleine mit 
europäischen Anbietern. Da macht es mich schon ein 
wenig betroffen, wenn ich sehe, wie hoch unsere Abhän-
gigkeit in Deutschland von chinesischer Hardware ist. 
Dagegen müssen wir etwas tun, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es ist ganz klar: Es kann hier nicht um Protektionismus 
gehen, und es kann auch nicht um China-Bashing gehen; 
aber wir müssen unsere strategischen Abhängigkeiten 
reduzieren. Wir müssen auch dafür sorgen, dass wir 
China gegenüber ganz klar sagen: Öffnet euer Land 
auch für europäische Anbieter! – Es ist ja interessant, 
dass uns vorgeworfen wird, wir würden vielleicht Protek-
tionismus betreiben, wenn China hier in Deutschland 
nicht mehr so viel Hardware verkaufen darf. Fakt ist aber: 
Kein europäischer Hersteller hat irgendeine Chance, in 
China auf dem Markt Fuß zu fassen. Da brauchen wir 
einfach mehr Gemeinsamkeit, mehr Reziprozität.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch eins sagen. Un-
sere europäischen Regeln auf den digitalen Märkten sind 
an dieser Stelle eine ganz klare Chance. Das, was immer 
kritisiert wird, würden sich die Menschen in China wün-
schen. Deswegen sollten wir an dieser Stelle unser Licht 
nicht unter den Scheffel stellen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Thomas 

Erndl.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Viele deutsche Unternehmen gehören zur Welt-
spitze, darunter natürlich unsere Automobilindustrie: 
BMW, Mercedes, Audi und andere. Das sind erfolgreiche 
Exportschlager, besonders auch in China, und bei wich-
tigen Innovationen natürlich immer mit Impulsgeber.

Ist unsere Außenpolitik Exportschlager, Impulsgeber? 
Schauen wir mal. In der Außenpolitik geht es nicht da-
rum, wie viel Papier produziert wird, sondern letztendlich 
um ganz konkrete Ergebnisse. Beim Papier wäre die Bun-
desregierung gar nicht so schlecht. Eine Menge Strate-
gien werden aufgeschrieben. Laut Duden ist eine Strate-
gie ein „genauer Plan“ für ein Verhalten, „der dazu dient, 
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ein … Ziel zu erreichen“. Aus der Nationalen Sicherheits-
strategie, die ebendieses Konkrete vermissen lässt, wer-
den sich noch allein 15 weitere Strategien ableiten. Aber 
was sich daraus eben nicht ableitet, sind die konkreten 
Ansatzpunkte, der konkrete Plan, um Ziele zu erreichen.

Wenn man verkündet, dass man für die Umsetzung all 
dieser Strategien keine Mittel bereitstellt, dann bleibt 
man, glaube ich, hinter den eigenen Ansprüchen zurück. 
Wenn der Etat des Auswärtigen Amtes für nächstes Jahr 
mit am meisten gekürzt wird, dann hat man eine gestal-
tende Außenpolitik wohl ohnehin etwas zurückgestellt.

Ja, der richtige Weg im Umgang mit China – das ist 
eine der größten Herausforderungen. Seit Jahrzehnten 
bestehen enge Partnerschaften in der Wirtschaft, aber 
auch im Bildungsbereich. Beide Seiten haben davon pro-
fitiert und tun es immer noch. Besonnenheit ist also an-
gesagt, aber auch eine klare Richtung, und die ist in Ihrem 
eigenen Handeln oft nicht erkennbar. Herr Kollege 
Zimmermann, eben das ist es: nicht klagen über die 
schleppende Umsetzung auch der Vorgaben, die wir uns 
selber gegeben haben, sondern handeln. Das ist zum Bei-
spiel auch bei dem 5-G-Netz möglich.

Unter der China-Strategie sind viele schöne Über-
schriften versammelt. Prominentes Beispiel – es wurde 
schon angesprochen –: De-Risking. Wie das konkret um-
setzbar ist, das bleibt am Schluss offen. Am Schluss ist es 
eben Überzeugungsarbeit. Wir müssen Bürger, Unterneh-
men mitnehmen. Wir brauchen Überzeugungskraft. Die 
müsste sich aus der eigenen Glaubwürdigkeit ableiten; 
aber um diese Glaubwürdigkeit ist es nicht gut bestellt, 
wenn man im eigenen Handeln inkonsequent ist. Das 
angesprochene 5-G-Netz ohne chinesische Komponenten 
ist nämlich nur eine Vorgabe auf dem Papier und wird bei 
uns nur sehr schleppend um- oder durchgesetzt. Wenn 
man ins Kernnetz des Staatsbetriebs Deutsche Bahn 
schaut, dann findet man überhaupt keine Berücksichti-
gung dieser Vorgaben. Dann hat man eben wirklich ein 
Glaubwürdigkeitsproblem, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie rufen unsere Wirtschaft zu De-Risking und Diver-
sifizierung auf, und im nächsten Schritt genehmigen Sie 
den Einstieg eines chinesischen Staatskonzerns beim 
Hamburger Hafen. Das sind falsche Signale, und das 
führt zur Verunsicherung unserer Wirtschaft. Untätigkeit 
zum Beispiel beim Medikamentenmangel verstärkt das 
noch; dabei sind so viele Menschen darauf angewiesen, 
dass unsere Politik endlich auch hier ihre Hausaufgaben 
macht.

Meine Damen und Herren, das Zusammenspiel aus 
wirtschaftlichem Erfolg und totalitärer Politik macht 
das chinesische System auch für andere Länder attraktiv, 
Stichwort „Globaler Süden“. Eine starke China-Strategie 
braucht deshalb vor allem eigene wirtschaftliche Stärke 
für die eigene Widerstandsfähigkeit und muss auch dem 
Einfluss Chinas im Globalen Süden etwas entgegenset-
zen. Wir brauchen bei Initiativen wie beispielsweise Glo-
bal Gateway schnelle, sichtbare Erfolge.

Diese Kraftanstrengung, die eigene wirtschaftliche 
Stärke, aber auch das Sich-Entgegensetzen – das geht 
nur gemeinsam: im Verbund mit Europa, abgestimmt 

mit den USA. Das ist derzeit leider nicht wirklich sicht-
bar. Mit unseren Partnern und auch im transatlantischen 
Verhältnis senden wir kein gutes Bild in die Welt, wenn 
diese Fragen nicht abgestimmt sind. Die Herausforderun-
gen sind aber zu groß, um sie nicht jetzt mit vereinten 
Kräften angehen zu müssen. Ich glaube, da ist bei der 
China-Strategie noch Nacharbeit notwendig.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die FDP-Fraktion Gyde Jensen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Gyde Jensen (FDP):
Herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Warum die China-Strategie so wichtig 
ist, zeigt, finde ich, unter anderem ein Fall, den wir An-
fang des Jahres in der Landeshauptstadt Kiel beobachten 
konnten. Da wurde über eine Städtepartnerschaft mit ei-
ner Region in China gesprochen, Qingdao. Kiel ist unter 
anderem ein Standort für den Bau von U-Booten, und 
Qingdao ist ein Hub in China, wo sich vor allem auf die 
U-Boot-Jagd spezialisiert wurde.

Jetzt komme ich zurück zu: Warum ist die China-Stra-
tegie so wichtig? Wir sprechen heute hier im Deutschen 
Bundestag darüber, ein großer Erfolg. Wir als Freie De-
mokraten sahen es als dringend notwendig an. Deswegen 
haben wir uns nicht nur im Koalitionsvertrag dafür ein-
gesetzt, sondern auch entsprechende eigene Papiere ver-
abschiedet. Warum ist es so notwendig, dass wir, aber 
nicht nur hier, die Debatte führen? Übrigens führen wir 
sie dankenswerterweise endlich mal nicht um Mitter-
nacht – Stichwort „Glaubwürdigkeit“;

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Erndl, in der letzten Legislatur hätten wir das ir-
gendwo zwischen halb zwölf und halb eins nachts ge-
macht –, sondern zur besten Zeit, um auch mit diesen 
Debatten nach außen zu dringen.

Warum ist es so wichtig, dass wir das nicht nur im 
Deutschen Bundestag machen, sondern auch mit den 
Ländern und Kommunen das Gespräch suchen? Ich glau-
be, das zeigt genau dieser Fall einer möglichen Städte-
partnerschaft der Landeshauptstadt Kiel, weil es eben 
mehr ist als nur eine Städtepartnerschaft; das muss mit-
gedacht werden.

(Zuruf des Abg. Dr. Johann David Wadephul 
[CDU/CSU])

Wir müssen dafür sensibilisieren. Und deswegen ist auch 
diese Debatte hier dafür so notwendig.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)
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Wir müssen in öffentlichen Debatten immer wieder da-
rauf hinweisen, dass es so notwendig ist, China-Expertise 
in diesem Land aufzubauen und zu erhalten. Denn daran 
krankt es sehr, sehr häufig, nicht nur in der Politik.

Wir haben heute viel – ich ergänze meine Kollegin 
Renata Alt und meinen Kollegen Uli Lechte in einigen 
Punkten nur noch – darüber gesprochen, dass China sich 
verändert und die Notwendigkeit besteht, dass die Bun-
desrepublik ihre Politik entsprechend anpassen muss. Wir 
tun das ja aber nicht nur, weil China sich verändert, 
sondern auch aus eigenem Interesse, weil es uns darum 
geht, mittel- und langfristig diese Industrienation, diese 
Wirtschaft so zu stärken, dass wir das eben nicht nur in 
den nächsten 2, 3 Jahren können, sondern dass wir das 
über die nächsten 10, 20 Jahre können. Und dafür ist es so 
notwendig, China zu verstehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, über Dreiklänge, 
über Verschiebungen in der Gewichtung, da haben wir 
schon sehr viel gehört. Wir haben als Freie Demokraten 
auch ein Papier verabschiedet, das sich vor allem mit der 
China-Expertise beschäftigt, und zwar in dem ersten Ka-
pitel. Denn wir müssen verstehen, wie das Land tickt. Wir 
müssen Experten zuhören, die uns immer wieder erklä-
ren, wie dieses Land tickt. Wir müssen in die Schulen 
gehen; wir müssen mit der Wissenschaft sprechen. Und 
wir haben hier auch aus der Unionsfraktion immer wieder 
gehört, dass Sie den Experten zuhören. Das Problem ist ja 
aber – Stichwort „Glaubwürdigkeit“ –, dass Sie dann am 
Ende trotzdem wieder Ihr China-Bild von vor 10, 15 Jah-
ren etablieren.

(Zuruf des Abg. Thomas Erndl [CDU/CSU])

Und das muss sich verändern, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Nils Schmid [SPD])

Das tun wir, indem wir die China-Strategie vorgelegt 
haben, heute debattieren. Aber vor allen Dingen müssen 
wir das tun, indem wir sie mit Leben füllen, und dafür 
nehmen wir die rosarote Brille ab. Wir sorgen dafür, dass 
Partnerschaften, dass Freihandelsabkommen mit Staaten 
geschlossen werden, die darauf warten, ein Angebot von 
uns zu bekommen, um sich auch aus diesem Sog, den die 
chinesische Führung bietet, zu lösen. Und dafür werden 
wir diese China-Strategie jetzt mit Leben füllen. Ich freue 
mich sehr auf weitere Verfahren und Debatten, die wir an 
dieser Stelle in der Primetime führen werden.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Esra 

Limbacher.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Esra Limbacher (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In den letzten Monaten haben wir hier in der 
Bundespolitik viel darüber diskutiert, wie der richtige 
Umgang Deutschlands mit der Volksrepublik China ist, 
und ich finde: Das war richtig und vor allem überfällig. 
Richtig, weil sich in den vergangenen Jahren vieles ver-
schoben hat, verändert hat, weil sich China verändert hat.

Als Wirtschaftspolitiker will ich vor allen Dingen eine 
wirtschaftspolitische Perspektive darauf wagen. Die 
Volksrepublik China ist derzeit bedeutendster Handels-
partner für unser Land, ein Handelspartner, der aber – 
das wurde heute ja auch richtig an vielen Stellen gesagt – 
große innen- und außenpolitische Veränderungen durch-
laufen hat, Veränderungen, die auch uns nicht egal sein 
können, und solche, auf die wir als Land, für das Men-
schenrechte und Demokratie unverhandelbar sind, achten 
müssen.

Und dennoch hat in den letzten Jahren in Deutschland 
eines gefehlt, nämlich eine kohärente Strategie, ein 
Selbstverständnis der Bundesregierung, wie wir mit die-
sem veränderten China umzugehen haben und umgehen 
wollen. Oft wurde sich, insbesondere wirtschaftspoli-
tisch, von Einzelfall zu Einzelfall gehangelt und zu sehr 
auf defensive Abwehrmaßnahmen gesetzt. Und genau 
das hat die Bundesregierung jetzt unter Olaf Scholz be-
endet. Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist gut, dass 
wir diese China-Strategie jetzt haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Denn wirtschaftspolitisch betrachtet ergab und ergibt 
sich aus den gemeinsamen Handelsbeziehungen ein gro-
ßer Wohlstandsgewinn, und das nicht nur einseitig, son-
dern auf beiden Seiten: in China und in Deutschland. Es 
entstehen aber auch – das sollten wir nicht unerwähnt 
lassen – vor allen Dingen kritische Abhängigkeiten, die 
wir in den Blick nehmen müssen.

Ohne China wäre die Energiewende in Deutschland 
kaum möglich. Ohne China würden viele Fließbänder 
hier in Deutschland stillstehen, und Arzneimittel sowie 
viele Chemikalien würden schlichtweg in unserem Land 
fehlen. Es gibt Untersuchungen, dass nahezu 300 kriti-
sche Importabhängigkeiten Deutschlands gegenüber 
China existieren. Und gerade auch, weil wir heute immer 
noch stark die Folgen des russischen Angriffskrieges auf 
die Ukraine spüren, will ich eins ganz, ganz klar sagen: 
Wir dürfen uns nie wieder in so einseitige Abhängigkei-
ten begeben, ohne einen Plan B, ohne den eigenen An-
spruch, selbstständig wettbewerbsfähig zu sein. Das darf 
nicht noch mal passieren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es ist aber ebenso falsch, wirtschaftspolitisch rein de-
fensiv in Zukunft aufzutreten. Deswegen, finde ich, hat 
hier die China-Strategie genau die richtigen Antworten 
gegeben und die richtigen Worte gefunden. Dabei sind 
mir wirtschaftspolitisch drei Punkte besonders wichtig:
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Erstens. Wir haben uns bewusst gegen ein Decoupling 
entschieden. Wir haben gesagt: Wir wollen eine China- 
Strategie, keine Anti-China-Strategie. Sondern: Wir 
kümmern uns um die partnerschaftliche Beziehung.

Zweitens. Wir setzen auf ein De-Risking, das diese 
kritischen Abhängigkeiten in Deutschland gegenüber 
China endlich sukzessive reduziert.

Drittens. Am Ende des Tages, finde ich, kann nur ein 
geeintes Europa wirklich China auf Augenhöhe begeg-
nen. Insofern kann eine nationale China-Strategie nur ein 
erster Schritt, ein Anfang sein. Die Europäische Union 
muss den zweiten Schritt machen und ihre globalen Part-
nerschaften ausbauen – es wurde heute bereits erwähnt –, 
zum Beispiel durch den Abschluss des EU-Handels-
abkommens mit den lateinamerikanischen Mercosur- 
Ländern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sprechen viel 
über China. Die Begriffe „Partner“, „Wettbewerber“, 
„systemischer Rivale“, „De-Risking“ oder „Diversifizie-
rung“ fallen eigentlich in jeder Debatte, heute eigentlich 
in jeder Rede. Jetzt geht es in der Tat darum, nicht mehr 
nur Stichwörter zu nennen, nicht nur Überschriften zu 
produzieren, sondern das Ganze mit Leben und mit Han-
deln zu füllen. Dabei brauchen wir einen sachlichen, 
direkten und pragmatischen Dialog mit der Volksrepublik 
China. Ich freue mich, dass wir mit der China-Strategie 
das Fundament dafür gelegt haben.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner ist der fraktionslose Abgeordnete 

Robert Farle.
(Zurufe: Oh! – Susanne Menge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das Highlight in un-
seren Plenardebatten!)

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Der Kern des Strategiepapiers zum Umgang 
mit China ist, dass die deutsche Wirtschaft die Importe in 
essenziell wichtigen Bereichen verringern soll, gleichzei-
tig aber China weiterhin als Absatzmarkt für deutsche 
Produkte behalten will.

Dem Papier liegt zugrunde, dass es zu einem Konflikt 
zwischen den USA und China kommt. Und die Ampel 
ordnet sich bereits jetzt mit vorauseilendem Gehorsam 
den geopolitischen Interessen der USA unter. Die USA 
verfolgen eindeutig den Ansatz, in der multipolaren Welt 
weiterhin die dominante Rolle zu spielen, der alle ande-
ren zu folgen haben, die ansonsten mit völkerrechtswid-
rigen Sanktionen rechnen müssen.

Deutschland lehnt die Seidenstraßeninitiative von 
China ab und will sich stattdessen auf Einzelabkommen 
mit Australien, Mexiko, Chile, Kenia, Neuseeland, In-
dien, Indonesien und Thailand fokussieren, um den Ein-
fluss von China zurückzudrängen.

Was nun wäre eine vernünftige China-Strategie? Ganz 
einfach: Deutschland und China machen Handel zum 
gegenseitigen Vorteil, zu gleichen Bedingungen, unter 
Verzicht auf jegliche Einmischung in die inneren Ange-
legenheiten des jeweiligen anderen Landes. Deutschland 
kann sich nicht weltweit als einziger Missionar für die 
verfehlte Klimareligion aufspielen und allen anderen vor-
schreiben, was sie zu tun haben.

(Beifall des Abg. Petr Bystron [AfD])
Wenige Tage nach Veröffentlichung des Strategiepa-

piers erklärte Chinas Präsident Xi Jinping, dass China 
nicht die Absicht hat, dem Westen auf dem Weg in Rich-
tung CO2-Netto-Null zu folgen.

(Zuruf des Abg. Ulrich Lechte [FDP])
Das lehnen im Übrigen fast alle afrikanischen Länder ab, 
weil sie Entwicklungsländer sind, die die Entwicklung 
noch vor sich haben und den Hunger zu bekämpfen ha-
ben.

Kurze Zeit später beleidigte Annalena Baerbock den 
chinesischen Staatspräsidenten als „Diktator“. Gut, kann 
sie ja machen; der Realitätsgehalt steht hier gar nicht zur 
Diskussion.

Präsidentin Bärbel Bas:
Ihre Redezeit ist zu Ende, Herr Farle.

Robert Farle (fraktionslos):
Nur kann doch so jemand nicht in der UNO oder sonst 

wo unser Land vertreten, der mit solchen Begriffen um 
sich schmeißt, die zeigen, dass er von Diplomatie einen 
Funken von null, keinerlei Ahnung hat.

(Nyke Slawik [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ihre Zeit ist rum!)

Wissen Sie, wir brauchen eine Strategie zu den USA.

Präsidentin Bärbel Bas:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Farle.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aufhören! – Aufhören!)

Robert Farle (fraktionslos):
Ich komme zum Schluss. – Wir brauchen eine Strategie 

zum Einfluss der USA; denn der richtet unsere Wirtschaft 
zugrunde. Die USA wollen uns in einen weiteren Krieg 
hineinziehen – und das dürfen wir nicht zulassen –: –

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Farle, letzter Satz.

Robert Farle (fraktionslos):
– erst gegen Russland, und jetzt wollen sie auch noch 

den Krieg gegen China vorbereiten.
Vielen Dank. – Entschuldigen Sie, dass ich überzogen 

habe, aber das war der wichtigste Gedanke.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jedes Mal! – Ulrich Lechte [FDP]: 
Seien Sie froh, dass da nicht der Kubicki saß!)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                                                                                                                                                                                          15539 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Esra Limbacher 



Präsidentin Bärbel Bas:
Demnächst den wichtigen Gedanken vorher in die Re-

dezeit packen.

(Zuruf: Welcher wichtige Gedanke?)

Letzter Redner vermutlich in dieser Debatte: für die SPD- 
Fraktion Ruppert Stüwe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ruppert Stüwe (SPD):
Mann, Mann, Mann! – Frau Präsidentin! Werte Kolle-

ginnen und Kollegen! Wissenschaftsdiplomatie ist in die-
ser Koalition schon lange keine Symbolpolitik mehr, sie 
ist mittlerweile eine wichtige Säule unserer Außenpolitik, 
und deswegen möchte ich genau auf diesen Punkt der 
China-Strategie zum Ende der Debatte eingehen; es freut 
mich, dass die Forschungsministerin die ganze Zeit dieser 
Debatte gefolgt ist.

Allein 216 deutsche Hochschulen kooperieren mit 355 
chinesischen Hochschulen. Über 40 000 Personen aus 
China sind an unseren Hochschulen als Doktorandinnen 
und Doktoranden oder Studierende. Deutsche For-
schungsinstitutionen sind gefragte Partner in China. 
Schon längst ist es so, dass die Kooperation einen deut-
lichen wissenschaftlichen Mehrwert für die beteiligten 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Deutsch-
land bietet. Wir kooperieren beim Thema „antimikro-
bielle Resistenzen“, es gibt Plattformen für die Lebens-
wissenschaften, und wir kooperieren auch in etlichen 
Projekten in der Klima-, Umwelt- und Nachhaltigkeits-
forschung.

Die China-Strategie verdeutlicht aber auch, was die 
Herausforderungen sind für diejenigen, die in und mit 
China forschen. Dass Chinas autokratischer Machtappa-
rat unser Know-how verwendet, um seine technologi-
schen Fähigkeiten für Repressionen auszubauen, dass 
chinesische Studierende und Doktoranden angewiesen 
werden, Wissen auf unlautere Weise abzuschöpfen, all 
das können wir nicht zulassen.

Aber bei der wissenschaftlichen Zusammenarbeit geht 
es nicht um eine Grundsatzentscheidung für oder gegen 
jegliche Kooperation, sondern darum, Kriterien für die 
Kooperation mit China in der Wissenschaft zu ent-
wickeln: Der wissenschaftliche und gesellschaftliche 
Nutzen dieser Kooperation muss klar sein, sie darf nicht 
repressiven Interessen des Systems dienen, und wir müs-
sen die Gefahren für unsere eigene Sicherheitspolitik be-
rücksichtigen.

Die hier beschriebene strategische Ausrichtung auf 
eine grundsätzliche Kooperationsfähigkeit, die sich der 
Risiken und unserer Interessen bewusst ist, ist der große 
Vorteil dieser China-Strategie, und wir müssen jetzt gu-
cken, dass sie in der deutschen Forschungslandschaft 
auch aufgegriffen und umgesetzt wird.

Wir müssen schauen, dass wir dafür eine zentrale In-
stitution schaffen, die dies durchsetzen kann. Ich denke, 
wir müssen dafür das Kompetenzzentrum Internationale 
Wissenschaftskooperationen des DAAD in die Lage ver-

setzen, im Hochschulbereich die zentrale Institution zur 
Beurteilung solcher Kooperationen zu werden. Wir brau-
chen die Mittlerorganisationen vor Ort. Es kann nicht 
sein, dass die Wissenschaftler diejenigen sind, die in ei-
nem Konflikt die ersten sind, die das Land verlassen; 
denn es sind diejenigen, die lange, tragfähige Verbindun-
gen aufbauen.

Wir müssen eine unabhängige Chinakompetenz auf-
bauen; dann wird sich vielleicht auch die Diskussion 
um die Konfuzius-Institute erledigen.

Schließlich gilt aber auch: Wer weniger Abhängigkeit 
in der Forschung mit China fordert, muss Alternativen 
und strategische Partnerschaften in und mit anderen Re-
gionen finanzieren und ausbuchstabieren.

Für diese China-Strategie gilt deshalb: Wissenschaftli-
che Kooperation ist keine Symbolpolitik. Das ist, finde 
ich, gut. Jetzt müssen wir uns gemeinsam aufmachen und 
diese Strategie auch bei Wissenschaft und Forschung 
umsetzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/7770 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe keine 
anderen Vorschläge. Dann ist das so der Fall. Dann ver-
fahren wir wie vorgeschlagen.

Ich bitte nun alle, zum nächsten Tagesordnungspunkt 
ihre Platzwechsel zügig vorzunehmen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 2:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Deutschland aus der Baukrise führen – Jetzt 
wirksame Maßnahmen für bezahlbares Bauen 
und Wohnen ergreifen

Drucksache 20/8523
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

Für diese Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minu-
ten vereinbart.

Dann kann ich jetzt die Aussprache eröffnen, und das 
Wort hat zuerst für die CDU/CSU-Fraktion Ulrich Lange.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Ulrich Lange (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, 

wir brauchen einen Neustart für bezahlbares Wohnen in 
Deutschland. Wir brauchen einen Neustart für unsere 
Bau- und Wohnungswirtschaft; denn versprochen waren 
in dieser Legislatur 1,6 Millionen neue Wohnungen. Frau 
Ministerin, die Hälfte werden Sie schaffen. Dabei hatte 
die Vorgängerregierung, lieber Kollege Sören Bartol, 
2020 ja mit über 300 000 Wohnungen vorgelegt. Sie hät-
ten nur auf dem aufbauen müssen, was vorher da war.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Stattdessen sehen wir eine Politik mit der Abrissbirne, 

statt Mörtel und Steine ein Programm der Bundesregie-
rung mit nichts Neuem, zu spät und zu wenig, eine wir-
kungslose Wohnungseigentumsförderung als reines Kre-
ditprogramm.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf trotz allem 
mal einen kleinen Blick Richtung Bayern werfen. Dort 
bekommen Sie bis zu 7 500 Euro echte Förderung pro 
Kind, 50 000 Euro für jede Wohneinheit und 3 Prozent 
Bayern-Darlehen vergünstigt, also derzeit rund 1 Prozent 
Zinsen. Es geht also auch anders, wenn man Wohnungs-
bau anreizen möchte, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Stattdessen setzen Sie diese Woche das Förderchaos 

bei der KfW fort. Sie haben noch kein einziges Programm 
richtig auf den Weg gebracht: Entweder, Frau Ministerin, 
es fliegt nicht, wie Ihr Wohnungseigentumsprogramm – 
etwas über 100 Anträge –, oder es ist nach nicht mal 
24 Stunden quasi ausverkauft, weil es nicht richtig auf-
gestellt ist. So schafft man kein Vertrauen, weder bei den 
Bürgern noch bei den Bauherren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Vertrauen ist verspielt. Zwei wichtige Verbände haben 

am Bauhügel/-gipfel nicht teilgenommen; man gipfelt 
sich ja so durch die Woche. Die Pressekonferenz fand 
statt, bevor man in den Dialog gegangen ist. Das nenne 
ich richtig respektlos, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dann haben auch noch wesentliche Akteure gefehlt. 

Robert Habeck: EH 40 ausgesetzt. Aber es bleibt teuer. 
Es ist nichts vergünstigt worden. In Europa: Die Minis-
terin kündigt an zum Thema Gebäudeenergieeffizienz, 
aber wer verhandelt? Robert Habeck. War nicht dabei. 
Marco Buschmann, der Justizminister: Gebäudetyp E – 
ein Beschluss der Landesjustizminister liegt seit Monaten 
im Justizministerium. Frau Ministerin, das hätten Sie 
nicht aufschreiben müssen, wenn Sie was zu sagen hätten 
in dieser Koalition. Hätten Sie längst machen können! 
Die Änderungen im BGB? Fehlanzeige, wieder nur Pa-
pier!

(Beifall bei der CDU/CSU – Christina-Johanne 
Schröder [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Meinen Sie das im Ernst? Sie haben das Papier 
nicht gelesen!)

Und die Bundesländer, denen Sie die Hauptaufgabe zu-
weisen, holen Sie nicht mal an den Tisch, geschweige 
denn in die Pressekonferenz. Liebe Kolleginnen und Kol-

legen, das ist zu wenig. Das ist hilflos. Damit wurde eins 
demonstriert: Wir haben ein Bauministerium und eine 
Bauministerin, die keine Kompetenz hat, die nicht ent-
scheiden kann. Sie braucht einen Bundeskanzler, der sich 
mit ihr vor die Presse stellt, um überhaupt ein paar Punkte 
zu nennen, die längst hätten umgesetzt werden können, 
aber nicht umgesetzt sind, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es ist nicht fünf vor zwölf, es ist fünf nach zwölf für die 

Bau- und Wohnungswirtschaft. Deshalb legen wir Ihnen 
heute unsere Vorschläge vor: einen echten Dreiklang für 
den Wohnungsbau, einen echten Dreiklang für bezahl-
bares Wohnen, echte, verlässliche Förderung – schauen 
Sie nach Bayern! –, steuerliche Erleichterungen – 
schauen Sie unsere Vorschläge an! – und echte Kosten-
senkung, nicht die Luftbuchung von Robert Habeck, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Widerspruch der 
Abg. Christina-Johanne Schröder [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Herr Bundeskanzler, übernehmen Sie Führung! Bilden 
Sie ein echtes Bauministerium mit einer echten Hausspit-
ze, mit echter Kompetenz. Deutschland braucht dringend 
Wohnungsbau! Deutschland braucht bezahlbaren Wohn-
raum! Unsere Agenda liegt auf dem Tisch.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner für die Bundesregierung ist der Par-

lamentarische Staatssekretär Sören Bartol.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Sören Bartol, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Lieber Uli Lange, der Beitrag war eine Mi-
schung aus billiger Wahlkampfrede für die bayerische 
Landtagswahl

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

und Unwissenheit an der einen oder anderen Stelle, weil 
man gewisse Entwicklungen nicht zur Kenntnis genom-
men hat. Ich finde, Menschen Inkompetenz vorzuwerfen, 
sollte man sich sehr gut überlegen, vor allen Dingen, 
wenn man als CSU jahrelang in diesem Land Verantwor-
tung für das Bauen in Deutschland getragen und nicht 
geliefert hat.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir alle erle-
ben doch in unseren Wahlkreisen, lieber Kollege Lange, 
dass wir natürlich auch Situationen haben, in denen an-
gebotsseitig gestiegene Baupreise bremsen, in denen 
nachfrageseitig der inflationsbedingte Kaufkraftentzug 
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und infolge der Zinswende die rasch und deutlich gestie-
genen Finanzierungskosten negative Rahmenbedingun-
gen für Wohnungsbauinvestitionen schaffen. Auch 
wenn die Baufertigstellungszahlen von Wohnungen letz-
tes Jahr konstant geblieben sind, zeichnen insbesondere 
die Zahlen der Baugenehmigungen zurzeit kein gutes 
Bild. Es ist wichtig, dass wir uns jetzt wirklich um den 
Bau kümmern, dass wir die Lage auf dem Bau auch ernst 
nehmen und zusätzliche Kraftanstrengungen unterneh-
men.

Lieber Kollege Lange, das hat die Bundesregierung 
gemacht, und da braucht es keine Rufe nach dem Bundes-
kanzler, sondern es war der Bündnis-Tag des Bündnisses 
bezahlbarer Wohnraum beim Bundeskanzler. Der Bun-
deskanzler hat gemeinsam mit dieser Bundesregierung 
Maßnahmen vorgestellt – 14 Stück –, die die Bau- und 
Immobilienwirtschaft stabilisieren sollen: erstens den 
Markt durch verlässliche Konditionen stabilisieren und 
Kapazitäten erhalten, zweitens den Markt auch durch 
neue Förderung beleben, drittens am Ende auch mal 
mehr Fortschritt wagen.

Genau das sind die Dinge, die am Ende auch bei allen 
Beteiligten, lieber Kollege Lange, auf positive Resonanz 
gestoßen sind. Die Verbände der Bau- und Immobilien-
wirtschaft, die beim Bündnis-Tag waren, haben es be-
grüßt. Ich kann nichts dafür, wenn zwei Verbände der 
Meinung waren, sie müssten zu so einem wichtigen Tag 
nicht erscheinen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das sind 
nicht irgendwelche Verbände! Das sind die 
zwei wichtigsten!)

Wir wollen jetzt eine befristete degressive AfA in 
Höhe von jährlich 6 Prozent für neu errichtete Wohn-
gebäude einführen,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Es nützt 
ja nichts, wenn keiner investiert!)

auch als Anreiz für mehr Investitionen. Ich glaube, auch 
damit kümmern wir uns um den Bauüberhang. Wir ver-
bessern, lieber Kollege Lange, die Förderbedingungen 
für Familien. Sie können noch zehnmal sagen, dass wir 
erst 300 Anträge haben. Ja, genau deswegen widmen wir 
uns diesem Programm, schauen uns die Konditionen an. 
Wir machen das Programm deutlich attraktiver, das wird 
sehr kurzfristig erfolgen. Das ist nicht nur Papier, sondern 
genau das wird passieren.

Wir werden ein Programm „Jung kauft Alt“ auflegen, 
um auch bestehende Häuser besser zu nutzen. Wir haben 
auch mit dem Heizungsgesetz ganz klar deutlich ge-
macht, dass wir die Klimawende, dass wir die Transfor-
mation ernst nehmen, dass wir aber auch die Menschen 
nicht alleine lassen mit ihren berechtigten Sorgen. Des-
wegen werden wir noch substanzielle Veränderungen 
beim Speed-Bonus machen, den man bekommt, wenn 
man seine Heizung schnell erneuert. Auch das ist ein 
Beitrag für mehr soziale Gerechtigkeit. Und wir öffnen 
das Ganze für die kommerziellen Wohnungsbauunterneh-

men, für die Vermietenden. Auch das, glaube ich, ist ein 
ganz wichtiger Punkt, der gerade vom GdW auch immer 
wieder gefordert wurde.

Dann wird, lieber Kollege Lange, EH 40 nicht als 
neuer Standard eingeführt. Das kann man als Opposition 
auch einfach mal begrüßen. Das ist ein wichtiger Punkt 
für mehr Planungssicherheit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Da haben Sie mal aus-
nahmsweise auf uns gehört!)

– Da haben wir nicht auf euch gehört, das können wir 
schon ganz alleine, weil wir die Situation ja auch sehen.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: War es die Idee 
der Grünen?)

Wir haben uns sehr deutlich geäußert zu dem Thema 
EPBD – auch die Ministerin hat sich dazu sehr deutlich 
geäußert –, also das Thema: Gibt es einen Sanierungs-
zwang? Nein, wir als Bundesregierung sagen sehr deut-
lich: Es kann und darf keinen Sanierungszwang für ein-
zelne Gebäude geben. Auch das steht glasklar in diesen 
14 Punkten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ja, wir haben im 
Bündnis 187 Maßnahmen vereinbart, von denen wir 
sehr viele auch schon umgesetzt haben. Ja, wir sind schon 
seit Langem dabei, den Gebäudetyp E zum Fliegen zu 
bringen. Für diejenigen, die sich nicht so auskennen: 
Man verzichtet praktisch auf hohe Standards in gewissen 
Bereichen, um das Bauen kosteneffizienter und günstiger 
zu machen. Da sind wir dran, und da braucht man auch 
nicht mit dem Finger auf den Bundesjustizminister oder 
auf die Bundesbauministerin zu zeigen. Wir sind dort in 
einem Austausch. Das ist juristisch-fachlich kein leichter 
Weg. Wir gehen ihn, wir werden etwas vorlegen. Wir 
werden das am Ende auch so machen, dass der Gebäude-
typ E wirklich genutzt werden kann, weil es ansonsten 
überhaupt gar keinen Sinn macht.

Das heißt am Ende: Sie sehen, wir haben 14 Punkte. 
Lieber Kollege Lange, wenn Sie sich diese 14 Punkte 
vielleicht noch mal in Ruhe durchlesen, dann werden 
Sie zum einen feststellen, dass Ihr Antrag komplett über-
holt ist,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

zum anderen, dass Sie vielleicht mit dafür sorgen können, 
dass wir im Rahmen der Gemeinsamkeit der föderalen 
Ebenen – ich glaube, alle föderalen Ebenen müssen ihren 
Beitrag leisten – hoffentlich gemeinsam daran arbeiten, 
damit wir erstens die Bau- und Wohnungswirtschaft, die 
Immobilienwirtschaft stabilisieren und zweitens gemein-
sam dafür sorgen, dass wir in Deutschland mehr bezahl-
baren Wohnraum haben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)
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Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Roger 

Beckamp.

(Beifall bei der AfD)

Roger Beckamp (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In den 

letzten Jahren wurden Wohnungen in Deutschland für 
2 000 Euro bis 3 000 Euro je Quadratmeter gebaut. Heute 
liegen die Kosten oftmals bei bis zu 5 000 Euro. Die 
Nettokaltmiete eines Neubaus liegt demnach nicht mehr 
bei 9 Euro, sondern bei um die 20 Euro. Das können sich 
aber viele Menschen nicht mehr leisten, und das hat 
Gründe.

In der Folge wird also das Angebot kaum ausgeweitet, 
Wohnraum wird nur noch wenig gebaut, die Preise stei-
gen. Gleichzeitig gab es in den letzten Jahren immer mehr 
Menschen in Deutschland, die Wohnraum suchen. Die 
Bevölkerung und damit der Bedarf an Wohnraum ist 
um mehrere Millionen angestiegen. Auch das hat Grün-
de. Die Nachfrage steigt also massiv, es gibt einen immer 
höheren Bedarf an Wohnraum, die Preise steigen.

Der Wohnungsmarkt wird also von beiden Seiten be-
drängt; immer mehr Nachfrage trifft auf immer weniger 
Angebot, und beide Entwicklungen beschleunigen sich 
zunehmend. Wohnraum ist demnach vielerorts schwerer 
bezahlbar, und es wird absehbar noch teurer, vor allem 
die Mieten. Nur Luxuswohnungen gibt es auch in Zu-
kunft sicherlich genug.

Das alles ist die Folge eines schädlichen Zusammen-
treffens von bestimmten grün-linken Rahmenbedingun-
gen – man nennt es „Klimawahn“ – mit einem völlig 
außer Kontrolle geratenen Anstieg der Wohnungssuchen-
den; man nennt es „Elefant im Raum“.

(Beifall bei der AfD)

Dringende Gründe also, sich Gedanken über die Be-
zahlbarkeit von Wohnraum zu machen. Daher gab es 
auch unlängst einen Wohnungsgipfel im Kanzleramt 
mit einem durchaus richtigen Anliegen und einem pas-
senden Namen: Bündnis bezahlbarer Wohnraum. Danach 
soll es nun einige Maßnahmen dieser Regierung mit dem 
kühnen Vorsatz geben, Wohnraum bezahlbarer zu ma-
chen. Ich wage die nicht ganz so kühne Prognose, dass 
diese Maßnahmen wirkungslos bleiben werden, ganz ein-
fach, weil die beiden wesentlichen Ursachen für fehlen-
des Angebot und explodierende Nachfrage nicht an-
gegangen werden. Wir erinnern uns: der Klimawahn 
und die Einreisepolitik dieser Regierung.

(Beifall bei der AfD)

Nach 16 Jahren Merkel’scher Sabotagepolitik ver-
schlimmert die Ampel die Lage sogar noch. Und was 
macht die heutige CDU? Hat sie etwas dazugelernt? Lei-
der nein, leider gar nichts. Die CDU spricht nur von 
„Baukrise“. Es geht also nur um ein erhöhtes Angebot, 
nicht aber um die Mietsteigerungszuwanderung; wieder 
mal kein Wort dazu. Auch die Ursachen der hohen Bau-
zinsen erwähnen Sie mit keinem Wort. Sie tun so, als 
wäre es eine Naturgewalt, für die niemand etwas kann. 

Das ist falsch. Höhere Zinsen sind keine Naturgewalt, es 
ist das Ergebnis der fatalen Geldschwemme Ihrer CDU-, 
Ihrer Merkel-Politik, Ihrer EU-Besoffenheit.

(Beifall bei der AfD)
Auch fehlendes und teures Bauland ist keine Natur-
gewalt, sondern eine Folge der Geldschwemme und Ihrer 
millionenfachen Massenzuwanderung; alles CDU-ge-
macht. Wenn dann auch noch Wohnungen exklusiv für 
Sozialmigranten gebaut werden, dann ist an dieser Stelle 
eben kein Platz mehr für Häuser und Wohnungen von 
deutschen und anderen Einheimischen. Das ist keine Er-
findung der Ampel; das ist Politik der CDU in Ländern, 
Städten und Gemeinden.

(Beifall bei der AfD)
Sie haben unserem Volk jahrelang den Wohnraum ge-
stohlen und schreien jetzt: „Haltet den Dieb!“

Ja, viele teure Klimawahnauflagen sind grüne Erfin-
dungen. Aber was möchte die CDU? Sie möchte sie nicht 
abschaffen; sie möchte sie nur mit Geld zuschütten. Aber 
ich verrate Ihnen etwas: Geld kann man nur einmal aus-
geben. – Die Älteren erinnern sich noch.

Und wenn ein unbegleiteter minderjähriger Sozial-
migrant, der unglücklicherweise seinen Pass verloren 
hat, glücklicherweise aber sein iPhone retten konnte 
und der oft vieles ist, nur nicht minderjährig, 5 000 Euro 
im Monat kostet,

(Zuruf der Abg. Christina-Johanne Schröder 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

dann kann man dieses Geld eben nicht mehr ausgeben. 
Dann ist immer weniger Geld für Wohnträume von deut-
schen und anderen Einheimischen da. Das ist relativ ein-
fach. Das versteht man. Dazu muss man kein Populist 
sein.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Liebe CDU, Sie laufen in die falsche Richtung. Ma-

chen Sie Realpolitik, und die lautet: Klimakosten runter, 
Zäune hoch. Oder denken Sie einfach an Thüringen statt 
an Daniel Günther,

(Bernhard Daldrup [SPD], an die CDU/CSU 
gewandt: Das habt ihr davon!)

oder, damit Sie es noch besser verstehen: Denken Sie an 
Friedrich Merz und den nächsten Zahnarzttermin.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen Christina-Johanne Schröder.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen der demokratischen Fraktionen! Ich 
muss zur aktuellen Situation in der Wohnungs- und Bau-
wirtschaft immer einen Satz sagen: Die aktuelle Krise 
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und die teuren Zinsen haben nur eine Ursache: Das ist der 
Angriffskrieg gegen die Ukraine durch Wladimir Putin. 
Die Fraktion ganz rechts von mir ignoriert das immer 
wieder. Deswegen sind die Zinsen in so kurzer Zeit ge-
stiegen. Deswegen haben wir diese großen Probleme.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP])

Was sind unsere Probleme? Der Wohnungsmarkt funk-
tioniert nicht; die Mietpreisbremse funktioniert nicht; 
Mietpreise explodieren. Es gibt Wohnungsknappheit, es 
gibt Sanierungsstau, es gibt Leerstände in Innenstädten. 
Der Gebäudesektor verfehlt die Klimaziele, und Men-
schen stehen Schlange vor freien Mietwohnungen. Das 
ist die Situation. Aber diese Situation haben wir geerbt, 
verehrte Kollegen von der Union.

Immerhin haben wir es geschafft – möchten Sie zuhö-
ren, Herr Lange? ich antworte Ihnen –, dass es endlich ein 
Wohn- und Bauministerium gibt und „Wohnen und Bau-
en“ nicht mehr eine Unterabteilung des Innenministeri-
ums ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: 
Das ist ja nicht l’art pour l’art! Es muss ja 
auch was bringen!)

Endlich hat dieses so wichtige Thema eine Adresse im 
höchsten Haus. Das gab es vorher nicht.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Eine Ad-
resse für die Beschwerdebriefe und Hilferufe!)

Seehofer gilt als einer der schlechtesten Wohn- und Bau-
minister.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Wir haben es endlich geschafft, 14 Punkte aufzuschrei-
ben, die ganz lange diskutiert wurden. Dazu gehört zum 
Beispiel der schon angesprochene Gebäudetyp E, der es 
ermöglicht, dass man endlich von den Baunormen abwei-
chen darf; denn es gibt immer mehr Baunormen, die 
Bauen und Wohnen so viel teurer machen.

Wir schaffen es, dass es endlich eine Lösung bei der 
TA Lärm gibt. Das ist total wichtig, zum Beispiel wenn 
wir Gewerbeimmobilien umnutzen. Denn das, was wir 
wirklich brauchen, ist Bauen im Bestand, Aufstocken, 
Sanieren, Umnutzen, unseren Gebäudebestand ertüchti-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wissen Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der Uni-
on, viele Wissenschaftler rechnen, auch unser BBSR zum 
Beispiel. Nach diesen Berechnungen können Hunderttau-
sende bis sogar Millionen Wohnungen geschaffen wer-
den. Die müssen dann nicht mehr neu gebaut werden. So.

Was wir auch wollen, ist trotzdem neu bauen. Da wol-
len wir es der Bauwirtschaft einfach leichter machen. 
Deswegen haben wir auch Programme entwickelt, die 
dafür sorgen, dass stärker saniert wird, dass stärker ge-
baut wird, dass wir alles besser nutzen können.

Das ist zum Beispiel der gestiegene Sanierungsbonus. 
Man muss alles mal reparieren; das ist wichtig. Alles, was 
wir schätzen – das sind unsere Wohnungen und Häuser –, 
muss repariert und saniert werden, und zwar in einer Art 
und Weise, dass sie hinterher energetisch ertüchtigt sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das schaffen wir mit dem Speed-Bonus, der jetzt nicht 
nur für den Heizungstausch gilt, sondern auch fürs Sanie-
ren: 30 Prozent Förderung für Maßnahmen an der Ge-
bäudehülle. Das ist wichtig. Und das Beste: Davon pro-
fitieren Hauseigentümer/-innen genauso wie Mieterinnen 
und Mieter, ein ganz wichtiger Punkt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Auf einen weiteren Punkt möchte ich eingehen, den 
Sie nicht in Ihrer Maßnahmenliste, die Sie aus dem 14- 
Punkte-Papier abgeschrieben haben, erwähnt haben.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Wir haben 
doch ganz bewusst nicht abgeschrieben! Aber 
ganz bewusst nicht!)

Das ist die neue Wohngemeinnützigkeit. Wir haben das 
schon im Koalitionsvertrag vereinbart. Das sind einmal 
Steuererleichterungen, die Unternehmen oder Vereine 
oder Genossenschaften kriegen, und es sind Zuschüsse, 
damit man eben ohne Gewinninteresse Wohnungen 
schaffen kann. Das ist zum Beispiel auch wichtig für 
Unternehmen, die Wohnungen für ihre Fachkräfte brau-
chen. So schaffen wir neues Geld in einem Markt, der 
aktuell aufgrund Ihrer Politik nicht gut funktioniert, so 
schaffen wir sozialen und bezahlbaren Wohnraum, so 
lösen wir auch die wahnsinnigen Klimaprobleme, die 
wir im Gebäudebestand haben.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die Fraktion Die Linke Caren 

Lay.

(Beifall bei der LINKEN)

Caren Lay (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Erinnern Sie sich noch an diese Großflächen, in 
denen sich Olaf Scholz als Kanzler für bezahlbares Woh-
nen inszenierte?

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Ich er-
innere mich noch ganz genau an sie!)

Zwei Jahre sind vergangen, zwei Jahre lang ist nichts 
passiert. Die Mieten steigen immer weiter an, und zwar 
gerade dort, wo sich die Menschen bisher noch in Sicher-
heit gewiegt haben: Delmenhorst verzeichnete im letzten 
Jahr ein Plus von 13 Prozent, Worms von 12 Prozent,
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(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wo kommen die her? Das 
ist mein Wahlkreis!)

Rostock von 11 Prozent und in Berlin alleine im ersten 
Halbjahr dieses Jahres ein Plus von 16 Prozent. Ja, wer 
kann sich das denn noch leisten, meine Damen und Her-
ren?

(Beifall bei der LINKEN)

Im Wahlkampf wurde vollmundig ein Mietenstopp 
versprochen. Passiert ist seitdem nichts. Beim Bündnis 
für bezahlbares Wohnen steht die Mietenpolitik noch 
nicht mal auf der Tagesordnung. Das ist doch völlig ab-
surd. Dieser Baugipfel ist eine einzige Enttäuschung für 
die Mieterinnen und Mieter.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun habe ich im Ausschuss gehört: Ja, das ist halt so. 
Beim Bündnis ging es eben nur um das Bauen. – Ja, 
Entschuldigung, das ist doch genau das Problem. Das 
ist doch der Denkfehler, liebe SPD. Mit einem Neubau 
mit Kosten von 18 Euro pro Quadratmeter schaffen wir 
keine bezahlbaren Wohnungen. Aber gerade darauf 
kommt es doch an.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie mit mir gemeinsam finden, dass Herr 
Buschmann für einen besseren Mieterschutz endlich lie-
fern muss, dann frage ich: Warum laden Sie ihn nicht ins 
Kanzleramt ein und nehmen ihn sich zur Brust? Wir 
brauchen jetzt einen Mietenstopp. Das muss endlich 
kommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Versprochen waren 100 000 Sozialwohnungen – in einem 
einzigen Jahr. Wenn Sie so weitermachen wie bisher, 
dann schaffen Sie das noch nicht einmal in vier Jahren.

Jetzt rühmen Sie sich damit, Sie würden nunmehr Re-
kordwerte in den sozialen Wohnungsbau investieren; die 
Zahl von 18,5 Milliarden Euro wird in den Raum gestellt. 
Ja, schauen wir uns das doch mal an: Wo kommt denn 
dieses Geld her? Ah, Sie kalkulieren jetzt nicht mit den 
nächsten vier Jahren; Sie kalkulieren mit fünf Jahren. Sie 
schmücken sich also mit den fiktiven Ausgaben zukünf-
tiger Regierungen. Dadurch hört es sich gleich viel besser 
an, ohne dass Sie in diesem Jahr selber auch nur einen 
Euro mehr in den Haushalt einplanen müssen. Das ist ein 
billiger Rechentrick, aber kein Neustart im sozialen Woh-
nungsbau.

(Beifall bei der LINKEN)

Um den dramatischen Niedergang im sozialen Woh-
nungsbau zu stoppen, bräuchten wir diese 18,5 Milliarden 
in einem einzigen Jahr und nicht in fünf Jahren, meine 
Damen und Herren.

Was hingegen sofort kommt, ist die Steuerabschrei-
bung: 6 Prozent auf den Neubau, ganz ohne Miet- und 
Baukostenobergrenzen. Das ist eine kostspielige Gieß-
kannenförderung, die dafür sorgt, dass ein Milliardär jetzt 
6 Prozent der Kosten für seine neue Villa von der Steuer 
absetzen kann. Ich fasse es nicht. Das ist keine gezielte 

Schaffung von bezahlbarem Wohnraum; das ist die 
nächste Steuerabschreibung für die Reichen. Das ist die 
Wahrheit.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. 
Ulrich Lange [CDU/CSU])

Lassen Sie uns diese Krise doch nutzen, um jetzt das 
Richtige zu tun. Wir brauchen ein öffentliches Woh-
nungsbauprogramm, damit die Kommunen und Genos-
senschaften Wohnungen für Normalverdiener/-innen 
bauen können und nicht die Gröner Group Lofts für 
Zahnärzte. Genau deswegen muss jetzt die Gemeinnüt-
zigkeit auch endlich kommen. Man darf dieses Thema 
nicht immer wieder auf die lange Bank schieben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will noch daran erinnern, dass der Gebäudebereich 
das Sorgenkind beim Klimaschutz ist. „Geschenkt“, 
dachte sich die Regierung – ein höherer Energiestandard 
wurde einfach ersatzlos gestrichen, ganz so, als hätten wir 
eine zweite Erde in der Tasche. Unsozial, unökologisch: 
Die Wohnungspolitik der selbsternannten Fortschritts-
koalition ist von der der Großen Koalition nicht mehr 
zu unterscheiden.

Ich kann zu guter Letzt dem Präsidenten des Deutschen 
Mieterbundes nur zustimmen: Die Ergebnisse dieses 
Wohnungsgipfels sind ernüchternd. Sie setzen die fal-
schen Akzente. Die Mieterinnen und Mieter in diesem 
Land haben etwas Besseres verdient.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die FDP-Fraktion Carina 

Konrad.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Carina Konrad (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist ein wichtiges Thema, über das wir heute 
diskutieren. Es geht nämlich darum, wie wir es in einer 
Krise und aus einer Krise heraus schaffen, dass auch in 
Zukunft genügend Wohnungen in unserem Land gebaut 
werden. Das ist eine ganz entscheidende Frage; denn es 
ist auch eine soziale Frage für unser Land. Und deshalb 
ist es wichtig, dass wir daraus keine Wahlkampfreden 
machen, Herr Lange, sondern ernsthaft darüber reden, 
wie diese Probleme gelöst werden können. Und das wol-
len wir heute tun.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: 
Noch wichtiger wäre, vernünftig zu handeln!)

Die derzeitige Situation ist ja den meisten zumindest 
bekannt; auch wenn es vielleicht nicht aus allen Reden 
deutlich wurde. Ich will mal kurz verdeutlichen, wo wir 
gerade stehen. Wir befinden uns in einer Situation, in der 
die Zahl der Baugenehmigungen zurückgeht und auch 
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das Bauvolumen sinkt. Das sind wirkliche Alarmzeichen. 
Für uns muss es jetzt vorrangig darum gehen, zu ver-
hindern, dass Kapazitäten abgebaut werden.

(Beifall der Abg. Christina-Johanne Schröder 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Kapazitäten im Baubereich müssen erhalten werden; 
denn nur so sind auch in Zukunft die Menschen, das 
Material, und das Know-how vorhanden, um wieder Bau-
volumen zu schaffen und Wohnungen fertigzustellen. 
Und darauf kommt es jetzt an.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Man kann sich natürlich hierhinstellen und sagen: Das 
alles hat diese Koalition verursacht. – Oder man kann 
sich eingestehen, dass man in der Vergangenheit viel-
leicht selbst die eine oder andere falsche Entscheidung 
getroffen hat.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Nach 
zwei Jahren nutzt es sich ein wenig ab, auf 
die Vorgängerregierung zu zeigen!)

Oder man kann sagen: Vielleicht ist es auch das Umfeld, 
das dazu führt, dass die Situation im Moment so schwie-
rig ist. Die Zinsen sind enorm angestiegen, die Anfor-
derungen an Neubauten sind sehr hoch.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Wer hat 
sie hochgesetzt? – Enak Ferlemann [CDU/ 
CSU]: Wer hat das gemacht?)

– Was schreien Sie denn so? – Und auch die energeti-
schen Anforderungen sind sehr kostenintensiv. Deshalb 
ist es richtig, darüber nachzudenken, wie wir mehr Inno-
vation im Bau ermöglichen, ohne die Baukosten politisch 
nach oben zu treiben.

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: Das waren doch 
nicht wir!)

Darauf kommt es jetzt an.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deshalb begrüßen wir es als Fraktion der Freien De-
mokraten sehr, dass man jetzt auch innerhalb der Bundes-
regierung davon Abstand nimmt, die Standards weiter zu 
verschärfen. Ich glaube, das ist ein ganz wichtiges Signal 
in die Branche hinein. Und es ist auch ein ganz wichtiges 
Signal an diejenigen, die Wohnraum schaffen müssen 
und die dadurch einen Alarmruf gesendet haben, dass 
sie nicht an diesem Wohngipfel teilgenommen haben. 
Unser Signal muss sein, dass wir die Probleme der Zeit 
wirklich erkannt haben und bereit sind, mit der Branche 
in den Dialog zu treten, und vor allen Dingen auch bereit 
sind, auf Anforderungen zu verzichten, damit die Bau-
kosten nicht weiter in die Höhe getrieben werden. Das ist 
wichtig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Meine Damen und Herren, es gibt jetzt viel zu tun. 
Viele Maßnahmen, die jetzt eingeleitet werden sollen, 
wurden schon erwähnt: Die degressive AfA in Höhe 
von 6 Prozent wird eingeführt, Bauen wird einfacher 
und zügiger, indem man gemeinsam mit den Ländern 
den neuen Gebäudetyp E in den Bauordnungen verankert 
hat, und zwar so, dass es einfacher wird, innovative und 
zukunftsgerichtete Bauweisen auszuprobieren und damit 
die Kosten zu reduzieren. Darauf muss es jetzt ankom-
men.

Und wenn es ums Anpacken geht, dann wünsche ich 
mir wirklich auch ein bisschen mehr Zusammenarbeit. 
Die politischen Anforderungen, die Bauen in der Vergan-
genheit verteuert haben, unnötig verteuert haben, die im 
Zweitrundeneffekt dazu führen, dass die Mieten zu hoch 
sind, müssen jetzt in den Super Sale. Da müssen wir 
gemeinsam anpacken. Das ist eine Kraftanstrengung 
von Bund, Ländern und Kommunen.

Dabei geht es darum, zu überlegen: Wo kann man ent-
schlacken? Worauf kann man verzichten? Wo kann man 
tatsächlich effektiv Bürokratie abbauen? Das wird am 
Ende zu einem Ergebnis führen, das uns alle voranbringt 
und zurück auf den Pfad führt, dass Bauen wieder ein-
facher ist und dass keine Kapazitäten abgebaut werden. 
Da müssen wir hinkommen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion 

Dr. Michael Meister.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben in unserem Land eine massive Nachfrage 
nach Wohnraum, verursacht durch die Zuwanderung, 
die in dieses Land stattfindet, die Tatsache, dass die Men-
schen mehr Quadratmeter bewohnen wollen und dass es 
immer mehr Singlehaushalte gibt. Uns fehlen heute etwa 
700 000 Wohnungen; das ist der Istzustand hier in 
Deutschland.

Das war das Angebot. Jetzt diskutieren wir die Nach-
frageseite. Und da müssen wir einfach sehen: Das An-
gebot entspricht nicht dem, was nachgefragt wird. Und 
das geht zulasten von ärmeren Menschen in diesem Land, 
die nicht mehr an eine bezahlbare Wohnung kommen. 
Das geht zulasten unseres Wirtschaftsstandorts: Fach-
kräfte finden keine Wohnung, um ihre Arbeit als Fach-
kraft erledigen zu können. Wir haben an dieser Stelle – da 
stimme ich mit Frau Konrad überein –

(Carina Konrad [FDP]: Immerhin!)

nicht nur ein temporäres Problem. Vielmehr ist die Bau-
industrie dabei, ihre Kapazitäten abzubauen. Kapazitäten 
abzubauen, geht sehr schnell. Kapazitäten aufzubauen, 
dauert sehr lange. Und wenn wir das, was momentan 
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passiert, für eine gewisse Zeit zulassen, dann wird sich 
das Problem, das wir auf dem Tisch haben, massiv ver-
schärfen und nicht lösen.

Jetzt kommt das Argument aus der Koalition: Na ja, 
das sind ja alles äußere Ursachen. Das kommt alles von 
außen; darauf haben wir eigentlich gar keinen Einfluss; 
daran können wir nichts ändern.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das hat keiner von uns ge-
sagt!)

– Frau Schröder, Sie haben auf die Ukraine hingewiesen: 
Wäre es nicht viel klüger, Sie würden mit Ihren Partei-
freunden deutschlandweit mal über die Frage der Verhin-
derung von Baulandschaffung sprechen?

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
Überall, wo wir Bauland brauchen, agieren Sie dagegen 
und sorgen dafür, dass kein Bauland zur Verfügung ge-
stellt wird.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Quatsch! Das ist doch Quatsch!)

Und die Folge ist, dass die Baulandpreise nach oben 
gehen. Wir benötigen mehr Bauland, wenn wir Wohnun-
gen schaffen wollen.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die Baulandpreise gehen 
nach oben, weil Fläche fehlt! Fläche ist nicht 
vermehrbar in Deutschland!)

Der zweite Punkt. Sie haben im letzten Jahr ein För-
derchaos angerichtet, das gar nicht steigerbar ist. Sie 
haben damit alle Investoren in diesem Land komplett 
verunsichert.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir brauchen klare, eindeutige Vorgaben bei der För-
derung, die nicht ständig verändert werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
Sie schaffen im Mietrecht Lösungen, mit denen Sie nur 

an den Bestandsmieter denken, aber nicht an diejenigen, 
die in Zukunft eine neue Wohnung brauchen. Das heißt, 
das Argument: „Es kommt alles von außen, dafür können 
wir nichts“, ist fehl am Platze. Sie tragen durch Ihre 
Politik wesentlich dazu bei, dass wir am Wohnungsmarkt 
in dieser elenden Lage sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Kollegin Lay hat zu Recht darauf hingewiesen, 

dass der Bundeskanzler im Wahlkampf mit dem Bau 
von jährlich 400 000 Wohnungen, davon 100 000 Sozial-
wohnungen, geworben hat.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)
Für diese Ansage steht er in der Verantwortung; das steht 
auch im Koalitionsvertrag. Dafür getan hat der Bundes-
kanzler nichts, überhaupt nichts. Vielmehr verantwortet 
er das, was ich gerade beschrieben habe, nämlich dass 
diese Koalition möglichst viel dafür tut, dass in Deutsch-
land weniger gebaut wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Timo Schisanowski [SPD]: Quatsch!)

Die Bauministerin – das ist ja wunderbar – versteckt 
sich heute hier im Plenum hinter ihrem Staatssekretär.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Ja! – Christina- 
Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie hat Besseres zu tun!)

Sie hat nicht selbst das Wort ergriffen und mal dargelegt, 
wie sie das Problem lösen will, sondern sie sitzt da hinten 
und hat ihren Staatssekretär vorgeschickt.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wahlkampfrede!)

Das zeigt, dass diese Regierung keinerlei Glaubwürdig-
keit bei der Umsetzung der Maßnahmen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU – Hanna 
Steinmüller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Zum Glück ist in zwei Wochen der Wahlkampf 
vorbei!)

Welche Kommune, welcher Verband soll denn mit einer 
solchen Regierung die Umsetzung von Maßnahmen an-
gehen?

(Franziska Mascheck [SPD]: Können Sie bitte 
Sacharbeit machen?)

Wir haben keinen Mangel an Vorschlägen. Es gab ja 
ein Bündnis für Wohnungsbau.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann schlagen Sie doch mal was vor!)

Da wurden konsensual 180 Vorschläge unterbreitet.

(Leon Eckert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was haben Sie davon umgesetzt?)

Es lag ein Papier auf dem Tisch: Was müsste man jetzt 
tun, um das Problem zu lösen? Das Problem ist nicht, 
dass es keine Vorschläge gibt,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, wo sind die denn? – Gegenruf des 
Abg. Ulrich Lange [CDU/CSU]: Wir diskutie-
ren unseren Antrag und nicht Ihren, den es 
nicht gibt!)

sondern das Problem ist, dass wir eine Ministerin und 
einen Kanzler haben, denen Glaubwürdigkeit fehlt, die 
nicht in der Lage sind, die Akteure zusammenzubringen, 
um diese 180 Maßnahmen umzusetzen. Uns haben Sie als 
Partner an Ihrer Seite.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Packen Sie es endlich an! Und hören Sie auf, bei irgend-
welchen Gipfeln nur darüber zu reden. Einfach umsetzen!

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die SPD-Fraktion Melanie Weg-

ling.
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(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Christina- 
Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Melanie Wegling (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Man kommt selten dazu; aber heute ist wieder 
so ein Tag, um Danke zu sagen. Danke für einen Oppo-
sitionsantrag. Warum? Weil wir so die Gelegenheit ha-
ben, noch mal in aller Ruhe über die guten Maßnahmen 
zu sprechen, die am Montag im Rahmen des Wohnungs-
gipfels vorgestellt wurden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Mein Fraktionskollege Sören Bartol ist ja schon auf 
das Maßnahmenpaket an sich eingegangen. Es ist auffäl-
lig, dass einige dieser Maßnahmen auch ihren Weg in den 
Oppositionsantrag gefunden haben.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Könnte 
auch andersrum gewesen sein, Frau Kollegin!)

Es ist immer gut, zu wissen, dass die Opposition einem 
den Rücken stärkt.

Gucken wir uns die Maßnahmen an, dann wird klar, 
dass sie an zwei Seiten ansetzen. Wie meine ich das kon-
kret? Ich nehme als Beispiel meinen Wahlkreis Groß- 
Gerau. Wenn ich dort in meine Nachbarschaft schaue, 
dann sehe ich zum Beispiel die 70-jährige Seniorin in 
ihrem Einfamilienhaus. Das Haus ist ein wenig in die 
Jahre gekommen; daran wurde schon länger nichts 
mehr gemacht. Sie würde eigentlich ganz gerne umziehen 
in eine altersgerechte, barrierearme Wohnung, die nicht 
zu groß für sie alleine ist und die sie auch bezahlen kann.

Dann gibt es in meiner Nachbarschaft aber auch viele 
Paare, die in ihren 20ern mal zusammengezogen sind und 
bei denen die Wohnungsgröße mit der Familienplanung 
nicht mehr Schritt halten kann. Sie sehnen sich nach mehr 
Platz; ein kleines Häuschen mit ein bisschen Garten, ein 
bisschen Grün drumherum wäre vielleicht ganz schön. 
Da wäre doch das Haus der 70-jährigen Seniorin genau 
das Richtige. Doch zusätzlich zum Kaufpreis müsste 
auch noch einiges in die Sanierung gesteckt werden.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Stimmt! 
Heizungsgesetz!)

Das Maßnahmenpaket von Montag setzt hier an beiden 
Enden an und verhilft beiden zum Glück. Einerseits wird 
viel Geld zusätzlich für den sozialen Wohnungsbau zur 
Verfügung gestellt. Die Bau- und Immobilienindustrie 
wird mit zusätzlichen Abschreibungen unterstützt, und 
Eigentümer und Investoren von leerstehenden Gewerbe-
immobilien erhalten finanzielle Anreize, diese in Wohn-
raum umzubauen. So wird dafür gesorgt, dass die Senio-
rin den passenden Wohnraum erhält, den sie gerne hätte 
und ohne den sie aus ihrem Einfamilienhaus gar nicht 
ausziehen würde.

(Mechthild Heil [CDU/CSU]: Wieso soll eine 
Seniorin mit 70 Jahren aus ihrem Haus auszie-
hen? Was ist das für eine Diskriminierung?)

Andererseits sorgen kluge Programme dafür, dass sich 
die Familie den Erwerb des Hauses leisten kann. Beim 
Programm „Wohneigentum für Familien“ werden Kredit-
höchstbeträge und Einkommensgrenzen erhöht; die Ne-
benkosten für den Erwerb des Hauses sollen sinken. Und 
das Programm „Jung kauft Alt“ greift der Familie dann 
auch noch bei den Sanierungskosten unter die Arme. 
Tolle Sache!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein weiteres Thema muss ich noch ansprechen; denn 
mein Herz schlägt für die Genossenschaften. Und so freut 
es mich, dass Wohnungsbaugenossenschaften von den 
diversen Maßnahmen des Pakets ebenso profitieren kön-
nen. Es ist allerdings schade, dass der GdW, der Bundes-
verband deutscher Wohnungs- und Immobilienunterneh-
men, nicht am Bündnistag am Montag teilgenommen hat; 
denn es hätte die Perspektive der Genossenschaften 
durchaus verstärkt,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Hat 
Gründe!)

die der GdW ja vertritt. So möchte ich jetzt alle Genos-
senschaften dazu einladen, das Gespräch über die Maß-
nahmen und darüber, wie sie ganz konkret genossen-
schaftliches Bauen und Wohnen fördern können, 
stellvertretend mit mir und meiner Fraktion direkt zu 
suchen.

Einen Gedanken dabei könnten wir gleich besprechen: 
Wie machen wir es für Genossenschaften attraktiv – ähn-
lich wie beispielsweise beim Programm „Jung kauft 
Alt“ –, sanierungsbedürftige Gebäude anzukaufen, zu 
modernisieren und an ihre Mitglieder zu vermieten? 
Das käme Familien zugute, die es sich alleine ansonsten 
vielleicht nicht leisten könnten. Für mich als Sozialdemo-
kratin ist das ein sehr wichtiger Punkt.

Und noch was zum Schluss. Klimaschutz, gerade auch 
im Gebäudesektor, ist kein Schnickschnack, den wir uns 
nur in guten Zeiten leisten können, auch wenn es der 
Antrag der Union vielleicht so sehen mag. Wenn Sie, 
liebe Opposition, mit dem Klimaschutz auf gute Zeiten 
warten wollen, dann kann ich Ihnen heute sagen: Es wer-
den keine kommen. – Immer nur alles auf energetische 
Standards zu schieben, ist billig.

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: Die sind teuer, die 
Standards!)

Wir brauchen jetzt eine Reduktion der Emissionen im 
Gebäudesektor. Wir brauchen jetzt mehr klimagerechtes 
Wohnen und Bauen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Daniel Föst 
[FDP])

Ich bin sehr froh, dass die Bundesregierung hier weiter-
hin den Klimaschutz mit Praktikabilität klug in Einklang 
bringt, statt ihn zu opfern, wie es der Unionsantrag in 
Kauf nimmt.

Das Maßnahmenpaket setzt also an mehreren Seiten 
an. Im Großen wird mehr bezahlbarer Wohnraum ge-
schaffen und die Baubranche unterstützt. Im Kleinen 
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wird durch verschiedene Projekte wie beispielsweise 
„Jung kauft Alt“ der Erwerb von Eigentum gefördert. 
Und das Ziel, die Treibhausgasemissionen im Gebäude-
sektor zu reduzieren, bleibt weiterhin eine Priorität. Ich 
finde, das ist ein gutes Paket, mit dem man arbeiten kann.

Danke schön.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Einen schönen guten Tag, liebe Kolleginnen und Kol-

legen und liebe Besucher auf den Tribünen, von meiner 
Seite! – Wir fahren in der Debatte fort, und der nächste 
Redner ist für die AfD-Fraktion Marc Bernhard.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Guter Mann!)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Woh-

nungsbau in Deutschland ist komplett zusammengebro-
chen. Das hat einen einzigen Grund: weil Sie Bauen 
durch Steuern, Auflagen und Vorschriften so teuer ge-
macht haben, dass es sich einfach niemand mehr leisten 
kann.

(Anja Liebert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Welche Vorschläge haben Sie?)

Das führt zu mindestens 20 Euro Kaltmiete pro Quadrat-
meter im Neubau, weil die Ampel, aber auch Sie von der 
CDU/CSU in Ihrem Dämmwahn die Energiestandards 
immer weiter in die Höhe getrieben haben.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie wollen halt mehr Abhän-
gigkeit von Russland!)

Wie völlig absurd Ihr Dämmwahn ist, sieht man daran: 
Wenn Sie in Deutschland ein Haus der Energieklasse E 
haben, dann hat das exakt gleiche Haus, wenn es in Hol-
land steht, die Energieklasse A.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist Quatsch!)

Und genauso verhält es sich auch beim Neubau. Ein Ge-
bäude, das Sie in Deutschland schon gar nicht mehr 
bauen dürfen, weil es die zulässige Energieklasse um 
das Dreifache überschreitet, wird in Holland in die beste 
Gebäudeklasse A einsortiert.

Genauso regierungsgemacht ist die Explosion der 
Energiepreise, die zu einer massiven Verteuerung der 
Baumaterialien und Transportkosten führt; denn 70 Pro-
zent der Energiekosten sind nichts anderes als Steuern 
und Abgaben.

(Beifall bei der AfD)
Und damit liegt die Verantwortung für die hohen Energie-
preise eindeutig und ausschließlich bei dieser Regierung.

(Beifall bei der AfD)
Mit Ihrem Heizungswahnsinn setzen Sie dem Ganzen 

noch die Krone auf. Da hilft auch Ihr sogenanntes Bünd-
nis für bezahlbaren Wohnraum nichts; denn es kommt 

viel zu spät, ist viel zu wenig und reine Symptombekämp-
fung, ohne dass es auch nur eine einzige Ursache angeht. 
Das einzige wirksame Bündnis für bezahlbaren Wohn-
raum ist das Ende dieser Ampelregierung.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Lisa 
Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Mit der AfD an der Regierung wird es anders. Wir 
werden dafür sorgen,

(Zuruf von der SPD)
dass die Anschaffungskosten der selbstgenutzten eigenen 
vier Wände von der Steuer absetzbar sind. Wir kassieren 
das Öl- und Gasheizungsverbot. Wir entlasten die Bürger 
und Bauunternehmen bei den Energiekosten,

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
indem wir die Energiesteuern senken, die CO2-Steuer 
abschaffen und auf einen vernünftigen Energiemix aus 
Kohle und Kernenergie setzen.

(Beifall bei der AfD)
Wir streichen Ihre unsinnigen Klimavorschriften, stop-
pen Ihren Dämmwahn und schaffen die völlig überzoge-
nen Baustandards ab. Wir senken die Grunderwerbsteuer 
radikal und sorgen dafür, dass die ersten eigenen vier 
Wände völlig steuer- und abgabenfrei sind. – So machen 
wir Bauen und Wohnen in Deutschland wieder bezahlbar, 
und zwar für jedermann!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat nun das Wort Hanna 

Steinmüller.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Bürgerinnen und Bürger! Herr Bernhard, ich glau-
be, als Ihre Konzepte en vogue waren, war ich noch nicht 
geboren; so lange ist das her.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Zuruf des Abg. Marc 
Bernhard [AfD])

Aber gut, man kann auch immer mit Lösungen aus dem 
letzten Jahrhundert kommen.

Die Bauwirtschaft ist unbestreitbar in der Krise; darauf 
ist Christina-Johanne Schröder schon eingegangen. Wir 
haben im Bündnis für bezahlbares Wohnen Lösungen 
dazu vereinbart. Ich habe aber den Eindruck: Die Debatte 
hier ist oft relativ abstrakt und geht an den Lebensreali-
täten, an dem, worum es eigentlich geht – dass jeder von 
Ihnen, von euch ein Zuhause braucht –, vorbei. Deswegen 
ein paar Puzzlestücke meiner Beobachtungen in den letz-
ten Wochen in meinem Wahlkreis Berlin-Mitte.

Ich wohne in Gesundbrunnen. Für alle, die hier nicht 
ganz so oft unterwegs sind, sondern eher auf Montage: 
Das ist ungefähr 5 Kilometer nördlich von hier. Es ist ein 
ganz quirliger Stadtteil mit einer hohen Quote an Men-
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schen im Transferleistungsbezug, mit einem niedrigen 
Durchschnittseinkommen und einer hohen Not. Ich war 
beim Jugendamt eingeladen, das eine fantastische Arbeit 
leistet. Es beklagt, wie schwer es ist, für Familien bezahl-
baren Wohnraum zu finden.

(Marc Bernhard [AfD]: Ich würde sagen, das 
liegt an Ihrer Politik! Das liegt doch genau 
daran! Wie kommen denn die hohen Preise 
zustande? – Weiterer Zuruf von der AfD: Ja, 
woran liegt das denn?)

Gerade für Familien mit vielen Kindern ist das total 
schwierig. Dafür braucht es Lösungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ein zweites Puzzlestück. In meiner Nachbarschaft ist 
ein Neubau entstanden, und die Mieten liegen zwischen 
25 und 29 Euro pro Quadratmeter; wir haben das auf 
ImmoScout24 noch mal nachgeguckt. Ich muss sagen: 
Das hat mit der Lebensrealität der Menschen in meiner 
Nachbarschaft wenig zu tun.

(Marc Bernhard [AfD]: Und wer ist daran 
schuld?)

Gleichzeitig passiert aber auch ganz viel anderes. Auch 
davon möchte ich berichten. Auch in meiner Nachbar-
schaft entsteht ein Gemeinschaftsprojekt im Soldiner 
Kiez, das KIEZquartier in der Gotenburger Straße, wo 
sich sieben verschiedene Träger von sozialen Einrichtun-
gen zusammengetan haben und zusammen mit der dege-
wo, der landeseigenen Wohnungsgesellschaft, ein Mo-
dellprojekt umsetzen, bei dem sie betreutes Wohnen 
anbieten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

104 Wohnplätze und eine Kita entstehen bei diesem ge-
meinsamen Projekt. Das zeigt: Es macht einen Unter-
schied, was wir fördern.

Man kann ganz abstrakt über Steuererleichterungen 
diskutieren. Man kann aber auch sagen: Wir nutzen unser 
Steuergeld und fördern gezielt die Projekte, bei denen 
gemeinschaftliches Wohnen entsteht, bei denen diejeni-
gen unterstützt werden, die es besonders schwer haben, 
eine Wohnung zu finden. Davon möchte ich jetzt noch ein 
paar mehr konkrete Beispiele nennen, weil es nicht nur 
um Fördersätze oder die Grundsteuer geht, sondern da-
rum, wie wir unser Steuergeld einsetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Marc Bernhard [AfD]: Das erhöht 
doch die Miete!)

In Wiesbaden in Hessen entsteht gerade zum Beispiel 
ein neues gemischtes, generationenübergreifendes Quar-
tier mit 248 Wohnungen. 58 davon werden durch die För-
derung für den sozialen Wohnraum unterstützt, die wir 
zum Glück ausgebaut haben. Ebenfalls in Hessen entsteht 
unter dem grünen Bauminister Tarek Al-Wazir der Große 
Frankfurter Bogen. Da werden 48 Wohnungen in Modul-
holzbauweise gebaut. Alle Wohnungen sind barrierefrei, 

viele sind rollstuhlgerecht. Das zeigt: Wenn wir unser 
Geld sinnvoll investieren, wenn wir gucken, wo der Be-
darf ist, dann kann angepasster Wohnraum entstehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Kaweh Mansoori [SPD])

Wir fokussieren uns in der Debatte sehr oft auf den 
Neubau. Die meisten Menschen wohnen aber im Be-
stand. Deswegen hat auch das Mietrecht einen wichtigen 
Einfluss. Ich widerspreche der Union: Es stimmt nicht, 
dass wir beim Mietrecht nichts machen, sondern wir ha-
ben in der Koalition vereinbart,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Mieten-
stopp!)

eine Mietrechtsnovelle zu machen. Es ist notwendig, dass 
die Blockade bei der Vorratsdatenspeicherung aufgelöst 
wird, damit wir die Mietrechtsnovelle zügig verabschie-
den können und damit Mieterinnen und Mieter geschützt 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben unbe-
streitbar Probleme auf dem Wohnungsmarkt. Die Bau-
wirtschaft leidet. Wir haben zu wenig bezahlbaren Wohn-
raum. Aber wir können mit unseren Handlungen und 
Maßnahmen entscheiden, was wir fördern, für welchen 
Wohnraum wir sorgen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir haben schon viele sinnvolle Maßnahmen ergriffen. 

Auf diesem Weg gehen wir jetzt weiter.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort Daniel Föst.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: 
Jetzt kommt hoffentlich mal eine Stimme der 
Marktwirtschaft hier!)

Daniel Föst (FDP):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ja, 

jetzt kommt die Stimme der Marktwirtschaft, weil die 
Union sie ja nicht erhebt.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Stefan Müller [Er-
langen] [CDU/CSU]: Ihr könnt euch nicht 
durchsetzen in eurer linken Koalition!)

Es tut mir leid, Kollege Jan-Marco Luczak. Der war so 
billig, den musste ich jetzt einfach ins Tor schießen.
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Was ich jetzt mal machen werde: Nachdem sich die 
Redner der Union nicht mit dem Antrag der Union be-
schäftigt haben, werde ich mich mal mit dem Antrag der 
Union beschäftigen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der Kollege Michael Meister aus Hessen hat mir dafür 
auch die perfekte Vorlage gegeben. Er hat gesagt: Der 
Bundeskanzler hat nichts getan, überhaupt nichts getan.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Stimmt 
ja! – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: 
Das ist jetzt Teil Ihrer Rede! Und da haben 
Sie recht! Ausnahmsweise!)

Herr Kollege Meister, ich lasse Ihnen das mal als Unwis-
senheit durchgehen, weil Sie mit der Baupolitik nicht 
befasst sind. Was der Bundeskanzler bzw. was diese Re-
gierung getan hat, ist, große Teile Ihres eigenen Antrags 
bereits abgearbeitet zu haben.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Das 
hören wir irgendwie bei jedem Antrag!)

Bevor die Union gleich wieder brüllt: „Ja, das waren 
unsere Ideen“: Ihr Antrag kam am Dienstag, unsere Be-
schlüsse kamen am Montag. Das hatten wir da schon 
abgearbeitet.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Die zeitliche Reihenfolge 
war ein bisschen anders! Die meisten Sachen 
haben wir schon längst in den Bundestag ein-
gebracht!)

Ich sehe den Kollegen Meister gar nicht mehr. Aber 
damit der Kollege Meister mal weiß, was der Bundes-
kanzler von dem getan hat, was in Ihrem Antrag steht: 
Gebäudetyp E kommt.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Kommt 
überhaupt nicht!)

§ 246 BauGB ist auf dem Weg. Das Wohneigentumsför-
derungsprogramm wird überarbeitet. Die TA Lärm, die 
Sie nie angegangen sind, wird aktualisiert. Wir haben so 
viel von dem auf den Weg gebracht, was in Ihrem Antrag 
steht. Sie hätten zumindest die Größe haben können, die 
eine oder andere Sache noch anzupassen, bevor Sie dem 
Bundestag dieses Papier, das in weiten Teilen abgearbei-
tet ist, vorlegen. Aber dazu fehlt Ihnen die Kraft.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: 
Abgearbeitet? Das ist doch lächerlich! – Ulrich 
Lange [CDU/CSU]: Wo ist Buschmann? 
Nichts haben Sie abgearbeitet! – Weitere Zu-
rufe von der CDU/CSU)

– Ist ja okay. Ich weiß gar nicht, warum ihr euch darüber 
aufregt, liebe Union.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Nein, 
wir regen uns über Ihre Rede auf!)

Ihr legt einen Antrag vor, wir machen die Dinge, und ihr 
seid wütend. Das verstehe ich nicht. Das erklärt aber ein 
bisschen die Schizophrenie der letzten Jahre, in denen Sie 
regiert haben.

Nachdem ich jetzt erwähnt habe, was wir von dem, was 
Sie fordern, bereits gemacht haben, will ich jetzt auch 
erwähnen, was in Ihrem Antrag fehlt.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Wir 
wollen jetzt eure marktwirtschaftlichen Vor-
schläge!)

Tatsächlich hat auch der Kollege Meister darauf hinge-
wiesen: Wir brauchen Bauland. Dazu haben Sie nicht 
einen einzigen Satz in Ihrem Antrag.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Wie? Kann ja gar 
nicht sein!)

Was wir in Deutschland tatsächlich nicht mehr machen 
können, ist, zu sagen, wie Sie es jahrelang gemacht ha-
ben: Guck mal, da draußen ist eine grüne Wiese. Oh, toll, 
wir bauen Beton darauf. – Das funktioniert so nicht mehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und der SPD)

Wir brauchen einen neuen Begriff. Wir sollten von Bau-
potenzial statt von Bauland sprechen. Jeder, der sagt, wir 
brauchten mehr Bauland, muss auch zur Kenntnis neh-
men: Wir können aufstocken. Kein Wort dazu in Ihrem 
Antrag! Wir können umwidmen; der Gipfel hat es be-
schlossen. Kein Wort dazu in Ihrem Antrag! Wir können 
nachverdichten. Kein Wort dazu in Ihrem Antrag! Wir 
müssen neues Bauland ausweisen, völlig ohne Frage. 
Kein Wort dazu in Ihrem Antrag! Von daher: Sie formu-
lieren Maßnahmen, die wir als Regierung ergreifen – 
danke, dass Sie die bestätigen –; aber die wichtigen Maß-
nahmen, die Sie nicht erwähnen, sind diejenigen, die 
zentral sind, damit in Deutschland mehr gebaut werden 
kann.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jetzt muss ich noch auf meine Lieblingspunkte in dem 
Antrag zu sprechen kommen. Punkt 3 a: Sie fordern ein 
Belastungsmoratorium.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Ja, wäre 
gut, wenn wir das hätten! Könnten Sie sich 
auch mal für einsetzen!)

2018 hat die Serviceopposition – übrigens in einer sehr 
ähnlichen Formulierung – den damaligen Bauminister 
Seehofer darum gebeten: Führen Sie ein Belastungsmora-
torium ein!

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Jetzt sind 
Sie doch in Verantwortung! Jetzt können Sie es 
doch machen!)

Dann haben Sie noch drei Jahre munter weiterreguliert, 
und jetzt fordern Sie ein Belastungsmoratorium.

Was ich ebenfalls unfreiwillig komisch finde, ist der 
Punkt 3 d. Sie fordern die Bundesregierung auf, die Ge-
bäuderichtlinie der EU zu stoppen. Damit haben Sie ja 
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recht. Aber Sie fordern uns auf, die Gebäuderichtlinie, die 
Ihre EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
durchpeitscht, zu stoppen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Widerspruch bei der CDU/CSU)

Sie fordern die Regierung auf, die Gebäuderichtlinie zu 
stoppen, für die große Teile Ihrer konservativen EVP- 
Fraktion gestimmt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Ulrich 
Lange [CDU/CSU]: Gehen Sie raus aus der 
Regierung, wenn Sie nicht wissen, wie es funk-
tioniert!)

Wir machen das ja gerne; aber vielleicht haben Sie einen 
kürzeren Draht zu Ihren Kolleginnen und Kollegen als 
wir.

Was ich tatsächlich auch sehr lustig finde, ist der 
Punkt 3 f, die Vereinheitlichung der Landesbauordnun-
gen.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Yes!)

Der Punkt ist so alt wie das Thema selbst. Ich kann nur 
jedem hier empfehlen, auch den Zuschauerinnen und Zu-
schauern: Geht mal durch, wie viele Bauministerinnen 
und Bauminister in Deutschland die Union in den Län-
dern stellt! Sie haben die Mehrheit. Es sind Ihre Bau-
ministerinnen und Bauminister, die die Vereinheitlichung 
der Bauordnungen verhindern.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Till Steffen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: An die Ar-
beit!)

Wir versuchen es ja. Aber dann helfen Sie auf Landes-
ebene mit!

Ich muss leider zum Schluss kommen.
(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das ist 

nicht so schlimm!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Das ist richtig, Herr Föst, und zwar jetzt.

Daniel Föst (FDP):
Ich habe mich köstlich amüsiert, als ich diesen Antrag 

gelesen habe: wegen der Punkte, die wir abarbeiten, we-
gen der Punkte, die nicht drinstehen, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Föst, letzter Satz.

Daniel Föst (FDP):
– und wegen der Bitten, Ihre Fehler zu korrigieren.
Danke. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Von Marktwirtschaft 
habe ich da aber nichts gehört! – Stefan Müller 

[Erlangen] [CDU/CSU]: Hat mich jetzt nicht 
überzeugt, die Rede!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort Michael Kießling.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kießling (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Ich habe Herrn Föst durchaus zu-
gehört.

(Carina Konrad [FDP]: Hat hoffentlich gehol-
fen!)

Ein bisschen Faktencheck wäre gut, was die EU-Richt-
linie EPBD betrifft. Es war das Parlament, das die Ver-
schärfungen durchgesetzt hat. Von daher: Stellen Sie es 
einfach mal richtig, und hören Sie mit diesen Märchen-
geschichten auf!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich habe auch Staatssekretär Sören Bartol sehr gut zu-

gehört. Er hat gesagt: Wir kümmern uns jetzt um das 
Bauen. – Dann frage ich mich: Was haben Sie die letzten 
zwei Jahre gemacht, wenn Sie sich erst jetzt darum küm-
mern?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich gebe der Analyse Ihres Bundeskanzlers am Montag 

recht: Steigende Baupreise, Inflation und Zinsen sorgen 
mitunter für das Ausbremsen am Wohnungsmarkt. Aber 
was Sie vergessen: Sie sind ein Teil dieses Problems.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Der 
größte Teil!)

Sie haben mit Ihren Fehlentscheidungen dazu beigetra-
gen. Die Erhöhungen der Standards haben Sie ins Gesetz 
geschrieben. Sie haben die Förderungen gestoppt. Sie 
haben Förderungen ausgesetzt, meine Damen und Her-
ren. Damit haben Sie einen wesentlichen Anteil an den 
Baukostensteigerungen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Darüber täuscht auch nicht der Kanzlergipfel am Mon-

tag hinweg. Ihre Baupolitik der letzten zwei Jahre ist 
krachend gescheitert. Ihre Utopie, 1,6 Millionen Woh-
nungen zu bauen, werden Sie niemals mehr erreichen, 
meine Damen und Herren.

Dann sagt die Ministerin diese Woche: Meine Bau-
politik ist nicht gescheitert, sie ist nur modern.

(Heiterkeit des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Im Ernst? Ist es heute modern, nicht zu bauen, meine 
Damen und Herren?

Die Erwartungen an den Baugipfel waren bei uns ge-
gen null. Darum haben wir diesen Antrag gestellt: um 
etwas zu bewegen. Zwei große Verbände sind ausgestie-
gen.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nein, das sind sie nicht! Sie 
waren nur nicht da!)
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Es kam ein bisschen Bewegung, meine Damen und Her-
ren, aber ganz ehrlich gesagt: 3 von den geplanten 
14 Maßnahmen können wir schon wieder streichen; die 
sorgen nicht für mehr Wohnraum. Die Anpassung der 
Musterbauordnung ist Ländersache. Klar, da muss was 
getan werden. Das GEG und die Förderung mit Speed- 
Bonus sorgen auch nicht für mehr Wohnraum, und die 
BImA-Verbilligungsrichtlinie haben wir bereits in der 
letzten Legislaturperiode eingeführt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zudem kündigen Sie Gesetzesänderungen an und die 

Eigentumsförderung für 2024. Herr Föst, das sind nur 
Ankündigungen. Ankündigungen alleine schaffen keine 
Investitionen,

(Beifall bei der CDU/CSU)
erst recht nicht, wenn Vertrauen und Planungssicherheit 
fehlen. Richtig ist, dass Sie den Standard EH 40 aus-
gesetzt haben bzw. nicht verschärfen. Aber das ändert 
am Status quo nichts. Sie zementieren momentan den 
Status quo Ihrer Baupolitik. Es ist keine Entlastung zu 
sehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Auch ein Wermutstropfen ist die degressive AfA. 

Denn auch sie wird nicht allen helfen.
(Bernhard Daldrup [SPD]: Wermutstropfen?)

Denn den kommunalen Wohnungsunternehmen mit ei-
nem hohen Verlustvortrag wird die AfA nicht helfen, 
meine Damen und Herren.

Zudem wollen Sie den Wohnungsbau mit Kreditpro-
grammen weiter fördern. Ja, das mag dem einen oder 
anderen helfen, aber wir brauchen Zuschüsse, um auch 
das Eigenkapital zu sichern. Nur so kann wieder gebaut 
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
In Summe: Das Maßnahmenpaket greift zu kurz. So 

wird die Baukrise nicht bekämpft, sondern eher in Beton 
gegossen.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Warum haben Sie dann nicht 
weitergehende Vorschläge?)

Was wir erwarten, sind deutliche Signale. Deshalb haben 
wir den Antrag eingebracht. Wir sagen: keine Verschär-
fung, sondern Entlastung. Wir brauchen realistische Ge-
bäudestandards, keine ideologischen. Wir brauchen einen 
EH-55-Standard für den Neubau und einen EH-85-Stan-
dard für den Bestand mit passender Förderung.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja! 
Das hätten Sie gern!)

Dieser Standard reicht in der Regel auch aus, meine Da-
men und meine Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Kümmern Sie sich darum, dass die Freibeträge bei der 

Grunderwerbsteuer kommen, dass die Neugestaltung der 
Wohneigentumsförderung für Familien kommt, dass der 
Gebäudetyp E kommt. Wir diskutieren schon lange drü-
ber.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ja! Genau! Wir diskutieren 
lange darüber!)

Es liegt auf dem Tisch, was zu tun ist, und es muss nicht 
Eingang in die Länderbauordnungen finden. Im Bürger-
lichen Gesetzbuch muss die entsprechende Sicherheit ge-
schaffen werden. Dafür ist Ihr Justizminister Buschmann 
verantwortlich, meine Damen, meine Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Michael Kießling (CDU/CSU):
Wir müssen die Baukapazität halten. Wir müssen be-

zahlbares Wohnen und den Traum vom eigenen Haus 
endlich wieder ermöglichen, meine Damen und Herren. 
Dafür sollten wir etwas tun, und dafür war der Wohn-
gipfel leider nicht hilfreich.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Bernhard Daldrup.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: In 
der Fraktion gerade noch mal von der Klinge 
gesprungen!)

Bernhard Daldrup (SPD):
Höflichkeit ist eine Sache der praktischen Vernunft, 

Marco. Davon hast du irgendwie nicht viel mitgekriegt.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Erstens. Die Tatsache, dass die BImA etwas aktionsfähi-
ger ist, ist nun wahrlich nichts, womit ihr was zu tun 
gehabt habt. Das muss ich feststellen.

Zweitens. Zum ersten Mal sagt ein Christdemokrat, die 
degressive AfA sei ein Wermutstropfen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich dachte, wir alle würden sie gemeinsam begrüßen. Das 
ist scheinbar nicht mehr der Fall. Auch das ist ganz neu.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Man weiß einfach nicht, woran man 
ist!)

Jetzt will ich Sie heute gar nicht so aufregen, wie zum 
Beispiel Daniel Föst das zu Recht gemacht hat. Wir be-
finden uns in einer Baukrise; das muss man nicht mehr 
vertiefen. Ich finde es aber ganz gut, sich bei den Rezep-
ten dagegen ein bisschen zu erinnern. Wir haben in der 
GroKo faktisch eine jahrelange Null-Zins-Phase gehabt, 
und wir haben relativ lange einen Energiestandard mit 
hohen Milliardenbeträgen gefördert – ohne soziale Steue-
rung –, der sich faktisch längst zum Standard entwickelt 
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hat. Das ist, glaube ich, auch unbestritten. Die Unterstüt-
zung ist aber weitgehend eben in die Preise gegangen und 
nicht in den preiswerten Wohnraum, wo sie hingehört 
hätte, und schon mal gar nicht in die Innovationen am 
Bau. Das ist eines der Dilemmata. Mit Herrn Altmaier 
und Herrn Seehofer war eben aus dieser Melange nicht 
mehr zu machen. Das muss man schlicht und ergreifend 
sagen.

Als wir 400 000 Wohnungen als ein politisches Ziel 
angekündigt haben, darunter 100 000 Sozialwohnungen, 
haben Sie gesagt: „Das geht alles nicht“,

(Stephan Brandner [AfD]: Stimmt ja auch!)
und haben höhnisch darüber gelacht. Heute fordern Sie 
700 000 Wohnungen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Wir for-
dern nicht! Das ist der Bedarf!)

Ich sage Ihnen: Politik nach Belieben ist kein Rezept 
gegen die Baukrise.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Ulrich Lange [CDU/CSU]: 1,6 Millio-
nen war doch Ihr Belieben!)
„Die Wohnbaukrise findet ihre Ursache in der Kom-
bination aus stark gestiegenen Baukosten bei gleich-
zeitig binnen kurzer Frist fast vervierfachten Bau-
zinsen.“

Herr Dr. Meister, das steht in Ihrem Antrag. Das müssen 
Sie einfach auch mal lesen, bevor Sie der Ministerin vor-
werfen, sie thematisiere das hier nicht; das Gegenteil ist 
der Fall.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Sie müs-
sen aber einen Satz weiterlesen, Herr Kollege!)

Was fordert normalerweise die Opposition in einer 
solchen Situation, in der wir jetzt sind? Mindestens einen 
Baugipfel und die Angelegenheit zur Chefsache machen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Schön, wenn etwas 
passiert!)

Und? Das ist alles schon erledigt. Das ist das Problem der 
Union. Ja, das ist alles schon erledigt.

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: Es war ein Gipfel! 
Habeck gefehlt! Lindner gefehlt! Verbände ge-
fehlt!)

Also muss man die Ergebnisse herunterreden, und auch 
das klappt nicht. Auch wenn zwei Präsidenten bzw. Ver-
bände nicht teilgenommen haben, haben über 30 weitere 
mit über 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmern an dem 
Gipfel teilgenommen, darunter der Zentrale Immobilien 
Ausschuss und Vertreter der Bauindustrie. Alle haben ein 
positives Fazit gezogen, nur sozusagen Ihre beiden haben 
es – vielleicht aus Wahlkampfmotiven – nicht gemacht. 
Aber es gilt der Satz von Herbert Wehner: Wer rausgeht, 
muss auch wieder reinkommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wenn die mitmachen wollen, müssen sie wieder rein-
kommen.

Jetzt fragen wir mal nach den Alternativen der Union. 
Ich habe es genauso wie Daniel Föst gemacht und Ihren 
Antrag gelesen. Er enthält eine ganze Litanei aus Forde-
rungen, die alle durch den Wohngipfel allerdings schon 
beschlossen sind. Sie sind nicht nur beschlossen, sondern 
sie waren auch schon einige Zeit in Arbeit, bevor Sie sie 
überhaupt formuliert haben. Sie sind eigentlich immer 
hinter der Zeit. Sie sind sozusagen das Plusquamperfekt 
der Zukunft. Das ist die Union.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Beispiele gefällig? Steuerliche Abschreibungen und 
Sonderabschreibungen haben wir gemacht. Für mehr 
Wohnbauförderung stehen aktuell fast 2 Milliarden 
Euro zur Verfügung. Aber wir werden diese Mittel ziel-
genauer einsetzen,

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: Das ist doch gar 
nichts! Das wirkt überhaupt nicht!)

indem wir Kreditgrenzen und Einkommensgrenzen für 
Familien tatsächlich deutlich erhöhen. Auch das ist erle-
digt.

Ich finde es problematisch, Herr Dr. Meister – Ihnen 
muss ich das sagen, weil ich Sie für einen sehr vernünf-
tigen Gesprächspartner halte –, mit welcher Nonchalance 
Sie über den sozialen Wohnungsbau hinweggehen. 
18,7 Milliarden Euro allein des Bundes, ergänzt um Lan-
desmittel, das sind Rekordaufwendungen, damit bezahl-
bare Wohnungen gebaut werden. Das ist das, was Sie 
eingefordert haben, und Sie sagen einfach nichts dazu. 
Das halte ich, ehrlich gesagt, für völlig falsch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das Einzige, was Ihnen jetzt einfällt, ist eine weitere 
Sonder-AfA, als ob wir im täglichen Wettbewerb um 
Sonder-AfA wären, während Sie gleichzeitig Ihre Ver-
bände sagen lassen: Ja, die degressive AfA ist ganz 
schön, aber bringt eigentlich auch nichts. – Sie müssen 
sich verständigen. Nur Verbandsforderungen abzuschrei-
ben, ist zu wenig.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Caren Lay, ich will eines an dieser Stelle sagen: Ja, 
auch wir wollen, dass der soziale Wohnungsbau noch 
stärker wird. Aber immer nur auf die Zahl 22 000 an 
Neubaumaßnahmen zu verweisen, das ist zu wenig. Mit 
den Mitteln des sozialen Wohnungsbaus sind 45 000 
Maßnahmen unterstützt worden. Es sind Belegungsrechte 
gekauft worden, und es sind auch private Maßnahmen 
gefördert worden. Das alles hilft den Menschen und ist 
daher richtig.

Es gibt noch viele Forderungen nach ähnlichen Pro-
grammen wie „Jung kauft Alt“. Aber das alles ist im 
Grunde genommen schon vorhanden.
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Der geforderte Geschwindigkeitsbonus ist die größte 
Lachnummer. Sie fordern, das Heizungsgesetz solle zu-
rückgenommen werden, aber die Förderung solle gezahlt 
werden. Das ist sozusagen die Summe aus Opportunis-
mus und Wahlkampfrhetorik. Ich kann Ihnen sagen: Bei-
des verfängt nicht. Das Gesetz bleibt, und die Förderung 
kommt. Das hat mit Ihnen überhaupt nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Jetzt könnte man noch auf viele andere Punkte ein-
gehen, zum Beispiel auf die Tatsache, dass in Bayern 
der Wohnungsbestand verscherbelt worden ist von dem 
Finanzminister, der irgendwann Ministerpräsident wer-
den will.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: So wie in 
Berlin unter Rot-Rot?)

Uli Lange, haben Sie vergessen?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Bernhard Daldrup (SPD):
Zum Schluss sage ich: Gucken Sie mal in die „Welt“; 

das ist keine Zeitung des Sozialismus.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Ende, Herr Daldrup.

Bernhard Daldrup (SPD):
Lassen Sie sich mal auf der Zunge zergehen, wie po-

sitiv da der Wohnungsgipfel und die Maßnahmen, die die 
Ampelkoalition jetzt auf den Weg gebracht hat, bewertet 
werden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Letzter Satz, Herr Daldrup, bitte.

Bernhard Daldrup (SPD):
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Kassem 

Taher Saleh.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Liebe Union, auch ich habe mir euren Antrag 
angeschaut. Auf mich wirkt es, als sei er mit Copy-and- 
paste-Verfahren erstellt worden. Montag wurde das Maß-
nahmenpaket beschlossen, Dienstag wurde der Antrag 

geschrieben. Ich dachte, Karl-Theodor zu Guttenberg 
sei gar nicht mehr im Parlament.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Ein 
Kalauer!)

Meine Damen und Herren, ich frage mich: Was ist 
eigentlich mit dem Klimaschutz im Gebäudesektor? 
Noch mal zur Erinnerung: Knapp 40 Prozent der natio-
nalen CO2-Emissionen kommen aus dem Gebäudesektor. 
Da müssen wir besser werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Bernhard Daldrup [SPD])

Viele in diesem Haus bekennen sich zum Klimaschutz 
und sagen: Ja, Klimaschutz ist wichtig und gut. – Sobald 
es jedoch an die konkreten Maßnahmen, an die konkrete 
Umsetzung geht, zeigt sich, wer dafür ist und wer es ernst 
damit meint.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Sie haben 
noch nichts umgesetzt! Das ist das Problem!)

Meine Damen und Herren, die aktuelle Krise ist eine 
Chance, um im Bausektor voranzukommen, und vor 
allem, um Innovationen voranzutreiben. Klimaschutz 
heißt, den Bestand anzugehen. Dazu müssen wir, erstens, 
Umbau ermöglichen, zweitens, dringend gebrauchte Vor-
schriften bei der Sanierung vorlegen und, drittens, end-
lich Geschwindigkeit voranbringen, meine Damen und 
Herren.

Es ist so, dass wir so kurz-, aber auch langfristig aus 
der Krise der Baubranche kommen. Umbau schafft neuen 
Wohnraum dort,

(Carolin Bachmann [AfD]: Abschieben schafft 
Wohnraum!)

wo er am dringendsten gebraucht wird, und schont 
gleichzeitig unsere wertvollen Ressourcen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde es deshalb richtig, dass am Montag ein För-
derprogramm auch dafür vorgeschlagen worden ist. Al-
lerdings kommt es nun auch auf die Länder und Kom-
munen an, die gemeinsam mit uns, mit dem Bund, an 
einem Strang ziehen müssen. Unsere bündnisgrünen Kol-
leginnen und Kollegen in den Ländern stehen bereit, um 
diese Forderungen in den jeweiligen Landesbauordnun-
gen zu verankern.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf der Abg. 
Carolin Bachmann [AfD])

Sie stehen bereit, um dort einheitliche und verbindliche 
Regelungen zu verankern. Ich frage mich, liebe Union – 
und dazu steht in Ihrem Antrag nichts; Sie stellen ein 
Drittel der aktuellen Bauminister/-innen –: Was passiert 
da in dieser Hinsicht? Was passiert in Ihren Ländern bei 
den Landesbauordnungen? Nichts!

(Roger Beckamp [AfD]: Da hat er recht!)
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Sanierungen, meine Damen und Herren, sind das ef-
fektivste Mittel für einen zukunftsfesten Gebäudesektor. 
Um die richtigen Anreize zu schaffen, ist die Erhöhung 
der Fördermittel ein wichtiger und erster Schritt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Daniel Föst [FDP])

Es ist ein guter Schritt, der vor allem auch dem Handwerk 
zugutekommt. Das Handwerk profitiert davon, und ich 
rede hier von den Betrieben und Menschen, den Malern, 
der Tischlerin, dem Klempner –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

– ich komme zum Schluss –, die jeden Tag in unserem 
Lande früh aufstehen und unsere Wirtschaft vorantreiben.

Meine Damen und Herren, all das darf keine Zukunfts-
musik bleiben, sondern muss jetzt umgesetzt werden. So 
kommen wir bei der Konjunktur voran.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

So erreichen wir die Bezahlbarkeit und den Klima-
schutz.

Ich danke Ihnen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Daniel Föst [FDP])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die Möglichkeit zu einer Kurzintervention hat der 

Kollege Beckamp.

Roger Beckamp (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Taher Saleh, Sie 

haben gerade noch einmal die große Aufgabe der Hand-
werker hervorgehoben bei der ganzen Sanierungswelle, 
die auf uns alle zukommen soll. Sie haben sich gleich-
zeitig letzte Woche sehr abträglich über Handwerker ge-
äußert; Sie haben sie verächtlich gemacht. Sie haben zum 
Beispiel Tino Chrupalla einen „Pinselmeister“ genannt 
und sich dabei sehr gefreut. Also, ich frage mich, woher 
Sie diesen Dünkel nehmen, den Sie vor sich hertragen. 
Wie lässt sich das vereinbaren mit der „großen Aufgabe“ 
für die Handwerker und die Bauleute, von der Sie hier 
heuchelnd sprechen? Wie lässt sich das zueinanderbrin-
gen,

(Zuruf der Abg. Christina-Johanne Schröder 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Marianne 
Schieder [SPD]: Und deshalb wissen Sie das!)

wenn Sie in nichtöffentlichen Veranstaltungen so abträg-
lich über die Leute sprechen, die das Ganze tragen sollen, 
und wenn Sie hier einen auf Handwerkerfreund machen?

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit, darauf zu reagieren.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Zunächst: Herr 
Beckamp, das Handwerk ist die Stabilität unserer Wirt-
schaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Ich bin selbst Bauingenieur und hatte die große Ehre, 
diesen wundervollen Beruf auch zu erlernen und hatte 
auch die wundervolle Ehre, die Baustellen des Landes 
zu begleiten.

(Zuruf des Abg. Roger Beckamp [AfD])

Wer diese Menschen so diskreditiert, wie Sie es gerade 
in Ihrer Rede getan haben, schadet nicht nur unserem 
Land, sondern auch unserem Parlament.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Zuruf des Abg. Roger Beckamp [AfD])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Beckamp, Sie hatten die Möglichkeit, Ihre Frage 

zu stellen. Jetzt ist Herr Taher Saleh dran, zu antworten.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Und dass Sie überhaupt nicht in der Lage sind, zuzuhö-
ren, Herr Beckamp, zeigt Ihr Unverständnis und Ihre 
Respektlosigkeit gegenüber diesem Haus und auch dem 
Handwerk gegenüber.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort Dr. Jan-Marco 

Luczak.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Ich gestehe: Es hat mich ja kaum auf den Sitzen 
gehalten, nachdem ich hier von den Rednern der Ampel – 
von Herrn Bartol, von Herrn Föst, von Herrn Daldrup – 
gehört habe, wie sehr dieses Maßnahmenpaket, wie sehr 
dieser Baugipfel gelobt worden ist. Das hat ja gerade 
getrieft vor Selbstlob.

Ich würde Sie mal gerne auch ein bisschen auf den 
Boden der Tatsachen zurückbringen. Professor Süde-
kum – Volkswirt, Ökonom, und zwar nicht irgendein 
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Ökonom, sondern Berater Ihrer Regierung – hat gesagt: 
Dieses Maßnahmenpaket ist, wenn das alles so umgesetzt 
wird, gerade mal gut für 30 000 neue Wohnungen.

(Zuruf der Christina-Johanne Schröder 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben aber im nächsten Jahr wahrscheinlich nur 
knapp 180 000. Da können Sie noch 30 000 hinzuziehen; 
dann sind wir bei 210 000 Wohnungen. Das ist meilen-
weit von dem entfernt, was Sie sich vorgenommen haben. 
Das ist meilenweit von dem entfernt, was wir brauchen in 
diesem Land. Das ist ein Totalausfall, was Sie hier mit 
diesem Maßnahmenpaket gemacht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Daniel Föst [FDP])

Es ist ganz anders, als Sie, Herr Kollege Föst, gesagt 
haben, dass nämlich alles schon abgearbeitet sei: Nichts 
ist abgearbeitet. Sie haben hier lediglich ein Papier vor-
gelegt – da steht erst mal vieles schwarz auf weiß –; da ist 
gar nichts in Gesetzesform gegossen, sondern das sind 
bloße Ankündigungen. Sie müssen mal „ins Machen 
kommen“, wie Sie immer sagen, und nicht nur irgend-
welche Gipfel abhalten, wo am Ende nichts bei raus-
kommt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich will das auch gerne mal runterbrechen. Sie loben 

sich jetzt dafür, dass Sie den EH-40-Standard nicht ein-
führen, dass die Baustandards sozusagen nicht weiter 
erhöht werden. Ja, wo stehen wir denn momentan? Mo-
mentan wird der geplante Bau von 60 000 Wohnungen in 
unserem Land – ich nenne mal das Beispiel Vonovia – 
zurückgestellt, weil das Bauen in unserem Land zu teuer 
ist. Jetzt sagen Sie: Alles wunderbar, jetzt erhöhen wir die 
Standards nicht. – Das hat doch gar nichts damit zu tun, 
was wir eigentlich brauchen.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch Quatsch!)

Wir müssen dafür sorgen, dass die Kosten des Bauens in 
unserem Land runtergehen, und davon findet sich nichts 
in Ihrem Papier. Da haben Sie viel zu zaghaft agiert, 
lieber Kollege Föst.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie jetzt schon auf die EU-Gebäuderichtlinie 
eingehen und hier auf die Kommissionspräsidentin zei-
gen, dann will ich schon noch mal an die Wahrheit er-
innern, also daran, wie es denn eigentlich ist. Natürlich 
hat die Kommission einen ehrgeizigen Vorschlag vor-
gelegt; gar keine Frage.

(Zuruf des Abg. Daniel Föst [FDP])
Aber die Wahrheit ist doch die, dass im Europäischen 
Parlament, und zwar vor allen Dingen mit den Stimmen 
der SPD und insbesondere der Grünen, dieser Vorschlag 
noch massiv verschärft worden ist.

(Beifall bei der CDU/CSU] – Daniel Föst 
[FDP]: Das ist falsch! Sie haben mehrheitlich 
zugestimmt!)

Das ist doch das Entscheidende.

Jetzt stellen Sie sich hierhin und sagen: Ja, jetzt wollen 
wir irgendwie verhindern, dass es keine Sanierungs-
pflichten durch die Hintertür gibt. – Ja, da reichen wir 
Ihnen als Union die Hand.

(Zuruf von der SPD)
Aber die Wahrheit ist doch an der Stelle so, dass ins-
besondere die Grünen, insbesondere Robert Habeck, bei 
den Verhandlungen auf der europäischen Ebene diejeni-
gen gewesen sind, die dieses ganze Paket vorangetrieben 
haben. Robert Habeck wollte die Sanierungspflicht. Jetzt 
ist es ungefähr so: Sie zünden hier die Hütte an, dann 
rufen Sie nach der Feuerwehr, und dann feiern Sie sich 
dafür, dass Sie die Feuerwehr gerufen haben. – Das ist 
doch schizophren. Das hat doch nichts mit glaubwürdiger 
Politik zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)
So kann man das bei Ihren Maßnahmen weiter durch-

deklinieren. Die AfA: Da sind wir sogar sehr dafür; gar 
kein Problem. Aber das nützt all den Unternehmen nichts, 
die gar nicht über die Schwelle kommen, eine Investiti-
onsentscheidung zu treffen. Momentan ist es doch so, 
dass ganz viele Projekte storniert werden, weil da am 
Ende Mieten rauskommen von 18, 19, 20 Euro und mehr, 
die in diesem Land kein Mensch mehr bezahlen kann. 
Deswegen ist doch das Entscheidende, nicht alleine an 
der AfA anzusetzen, sondern dass die Baukosten sinken. 
Wenn Bauen in unserem Land nicht günstiger wird, dann 
wird Wohnen irgendwann unbezahlbar, und dazu finden 
sich leider viel zu wenig Ansätze in Ihrem Papier, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deswegen ist es mir auch ganz wichtig, dass Sie sich 

hier nicht in Selbstlob ergehen, sondern dass Sie Ihre 
Verantwortung wahrnehmen. Das gilt insbesondere auch 
für die Bundesbauministerin. Es reicht überhaupt nicht 
aus, wenn Sie jetzt mit dem Finger auf die Bauwirtschaft 
zeigen und sagen: „Da ist aber in den letzten Jahren zu 
wenig Produktivitätssteigerung gewesen“ oder: „Da ist 
zu teuer gebaut worden“, wie der Kanzler gesagt hat.

Natürlich muss man sagen: Der Bauministerin fehlt es 
an der politischen Durchsetzungskraft. Sie hat keine 
Kompetenzen mit ihrem Ministerium. – Okay, da kann 
sie vielleicht nichts dafür. Aber wofür sie etwas kann, ist, 
wenn nach zwei Jahren – das stelle ich fest, wenn ich mir 
das Organigramm des Ministeriums angucke – ungefähr 
die Hälfte der Stellen immer noch nicht besetzt ist.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Luczak.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Dann wundert es mich auch nicht, dass dabei nicht 

gerade kräftige Umsetzungsmaßnahmen herauskommen, 
die der Bauwirtschaft in unserem Land wirklich helfen. 
Das ist Ihre Verantwortung, Frau Ministerin.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Luczak, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

Kollegin Christina-Johanne Schröder?
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Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Immer gerne.

Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank. – Herr Kollege Luczak, Sie sind gerade 
darauf eingegangen, dass in diesem Land sehr teuer ge-
baut wird, auch im europäischen Vergleich. Das hat na-
türlich mit den Baunormen zu tun. Es hat aber auch mit 
den vielen unterschiedlichen Bauvorschriften unseres fö-
deralen Systems zu tun.

Wenn wir mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern darüber sprechen, was Bauen besonders teuer macht, 
sagen sie uns: Es sind auch die Stellplatzvorschriften. – 
Tiefbau ist mit das Teuerste am Wohnungsbau.

(Zuruf des Abg. Ulrich Lange [CDU/CSU])

Habe ich es richtig verstanden, dass Sie sich jetzt auch 
dafür einsetzen, dass die unionsgeführten Länder ihren 
Autofetisch aufgeben und die Stellplatzverordnung in 
den Landesbauordnungen abschaffen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Brian Nickholz [SPD] – La-
chen bei Abgeordneten der AfD und des Abg. 
Ulrich Lange [CDU/CSU] – Emmi Zeulner 
[CDU/CSU]: Keine Autos mehr! Genau! War 
das alles?)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Also, liebe Frau Kollegin Schröder, ich weiß jetzt nicht 

genau, mit wie vielen Landesbauministern Sie so spre-
chen. Aber dass die Unionslandesbauminister diejenigen 
sind, die für Stellplatzverordnungen eintreten und sagen: 
„Da muss es unbedingt welche geben“, das hat nun wirk-
lich nichts mit der Realität zu tun.

(Zurufe der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Marianne Schieder 
[SPD])

Wenn ich mal das Beispiel Berlin nehme: Seit wenigen 
Monaten regiert Schwarz-Rot. Da haben wir jetzt gerade 
in einer novellierten Bauordnung vorgeschlagen, dass 
diese Stellplatzverordnung entfällt. Das ist auch genau 
richtig. Wir müssen an die Baustandards heran.

Deswegen noch mal: Ich will die Länder da gar nicht 
aus der Verantwortung nehmen, überhaupt nicht. Aber es 
ist die Aufgabe einer Bauministerkonferenz, in der die 
Bundesbauministerin zugegebenermaßen nur Gast ist, 
das zusammenzuführen, zu sagen: „Da müssen wir hin-
kommen“, und um für Verständnis dafür zu werben. Es ist 
doch das Gegenteil, was Sie mit Ihrer Ampel machen, 
indem Sie die Baustandards verschärfen und den EH 55 
zum gesetzlichen Neubaustandard erklären. Das ist doch 
das Entscheidende: Sie sind diejenigen, die die Baustan-
dards in diesem Land immer weiter verschärft haben, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mir ist es ganz wichtig, zum Ende noch einmal heraus-
zuarbeiten: Viele der Maßnahmen, die jetzt vorgeschla-
gen worden sind, haben wir als Union – das ist ja auch in 
der Rede deutlich geworden – schon seit vielen langen 
Monaten gefordert.

(Daniel Föst [FDP]: Jahre können es ja nicht 
sein!)

Wir sind Ihnen dankbar, dass Sie jetzt auch endlich an-
fangen, mit diesen Maßnahmen zu arbeiten. Aber das ist 
uns und insbesondere mir wichtig: Sie müssen jetzt auch 
ins Arbeiten kommen. Es reicht nicht aus, dass Sie das 
nur aufs Papier schreiben, sondern Sie müssen jetzt ins 
Umsetzen kommen.

Da will ich schon mal sagen: Dass zwei Verbände, und 
zwar nicht irgendwelche Verbände – nicht „zwei von 
hundert“, wie mal gesagt wurde –, sondern Haus & Grund 
und GdW, die für die übergroße Anzahl der Bestands-
halter in unserem Land stehen, am Ende sagen: „Ich 
nehme daran gar nicht teil, weil ich kein Vertrauen in 
diese Bundesregierung habe, weil ich kein Vertrauen in 
die Führungskraft des Kanzlers habe“, das sollte Ihnen zu 
denken geben.

(Zuruf des Abg. Bernhard Daldrup [SPD])
Bauen muss in diesem Land Chefsache werden. Der 

Kanzler hat sich –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
– das ins eigene Haus geholt. Es ist jetzt seine persön-

liche Verantwortung, dass wir beim Wohnungsneubau 
vorankommen. Daran, meine Damen und Herren, werden 
wir ihn auch messen, den Bundeskanzler.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der letzte Redner in der Debatte ist für die SPD-Frak-

tion Kevin Kühnert.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Kevin Kühnert (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist wirklich eine Leistung: Also, es wurde 
ein Paket vorgelegt. Da ist zur Hälfte schon mal das drin, 
was ihr in eurem Antrag gefordert habt, und es ist an-
scheinend ein „Totalausfall“, wie wir jetzt gelernt haben. 
Aber gut. Vielleicht sprechen wir kurz über die Sachen, 
die zugegebenermaßen nicht in diesem Paket drin sind 
und die ihr, lieber Jan-Marco Luczak, in eurer Vorlage 
gefordert habt.

Es findet sich ja zum Beispiel noch weiter unten im 
Antrag der Punkt – dazu hast du jetzt gar nicht gespro-
chen –: Ihr fordert uns zum Unterlassen weiterer Regu-
lierungen im Mietrecht auf, die die Schaffung von drin-
gend benötigtem Wohnraum verhindern würden. Das 
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sollten wir jetzt mal angehen. Das ist also ein großes 
Problem. Das haben wir zugegebenermaßen nicht adres-
siert – ehrlich gesagt, auch aus Überzeugung.

Ich frage mich etwas. Als ich das letzte Mal nach-
geguckt habe, da warst du noch Schatzmeister bei der 
Berliner CDU, also im Vorstand von Kai Wegner. Ihr 
habt in der Berliner CDU das Paket „Faires Wohnen für 
alle“ vorgelegt, in dem ihr euch für Mietenkataster, die 
Abkehr von der bestehenden Modernisierungsumlage, 
die Regulierung von Indexmietverträgen, die Bekämp-
fung von Mietwucher und vieles andere mehr aussprecht. 
Ich finde das total klasse. Vielleicht geht ihr einfach noch 
mal in Klausur und klärt, ob es jetzt ein schlimmes Ver-
brechen am Wohnungsmarkt ist, so was zu machen, oder 
nicht eigentlich berechtigter Schutz von Mieterinnen und 
Mietern. Ich würde sagen: Zweites.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und des Abg. Thomas Lutze [DIE 
LINKE] – Abg. Dr. Jan-Marco Luczak 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischenfra-
ge)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Kühnert, erlauben Sie die Zwischenfrage?

Kevin Kühnert (SPD):
Na klar.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Dr. Holger Becker [SPD]: Kennt ihr euch?)

– Im Wahlkampf schon mal gesehen.

(Heiterkeit – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/ 
CSU]: Aber nicht duzen!)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Kühnert, vielen Dank, dass Sie 

die Frage zulassen. – Was ich gemeint habe – das ist ganz 
zentral –: Sie wissen, dass Ihre Bundestagsfraktion vor 
wenigen Wochen ein Papier beschlossen hat, in dem es 
um einen bundesweiten Mietenstopp geht – einen bun-
desweiten Mietenstopp! Das haben Sie als Fraktion vor-
geschlagen. Das schlagen Sie vor in einer Lage, in der wir 
sehen, dass die Baugenehmigungszahlen flächendeckend 
einbrechen. Und warum brechen sie ein? Weil – ich hatte 
das in meiner Rede kurz angesprochen – das Bauen in 
unserem Land momentan so teuer ist, dass am Ende Mie-
ten von 18, 19, 20 Euro und mehr herauskommen, sodass 
solche Projekte gar nicht mehr refinanziert werden kön-
nen und nicht mehr wirtschaftlich tragbar sind.

Wenn Sie jetzt sagen, Sie würden einen bundesweiten 
Mietenstopp machen, dann führt das am Ende möglicher-
weise dazu, dass die Mieten geringer sind. Ja!

(Daniel Föst [FDP]: Können wir zur Frage 
kommen?)

Nur, das eigentliche Problem ist doch: Dann werden diese 
neuen Mietwohnungen gar nicht erst entstehen. Das 
heißt, Sie bewirken mit Ihrer Politik, einem bundesweiten 

Mietenstopp, am Ende einen Investitionsstopp. Sie ma-
chen damit eine Politik für all diejenigen, die momentan 
eine Wohnung haben.

Noch mal: Da sind wir gar nicht dagegen. Natürlich 
wollen auch wir soziale Leitplanken. Aber unser Ansatz 
als Union ist, auch an diejenigen zu denken, die momen-
tan in den Schlangen bei den Wohnungsbesichtigungen 
stehen: 500 Leute und mehr. Ich will mal sagen: –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zu Ihrer Frage.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
– Von den 500 Leuten, die bei einer Wohnungsbesich-

tigung in der Schlange stehen, gehen am Ende 499 nach 
Hause und haben keine Wohnung, weil es eben nur diese 
eine Wohnung gibt.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Wo ist denn jetzt 
die Frage?)

Deswegen ist das Drehen an der Regulierungsspirale am 
Ende nicht das Allheilmittel, –

(Daniel Föst [FDP]: Das ist doch keine Frage, 
oder?)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Luczak, bitte stellen Sie Ihre Frage.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
– sondern wir müssen dafür sorgen, dass mehr Woh-

nungen in unserem Land gebaut werden, damit alle Leute 
eine bezahlbare Wohnung bekommen.

(Beifall des Abg. Henning Rehbaum [CDU/ 
CSU] – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: 
Er muss keine Frage stellen! Das steht in der 
Geschäftsordnung!)

Kevin Kühnert (SPD):
Ein Kollege wollte noch klatschen; zumindest das 

wollte ich noch zulassen. Die anderen waren schon in 
Trance.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Herr Kollege, das, was wir als Koalition überhaupt an 
Mietenregulierung im Koalitionsvertrag festgelegt ha-
ben, bewegt sich etwa im Rahmen dessen, was Ihr Re-
gierender Bürgermeister in Berlin auch gefordert hat. Ich 
halte einfach mal fest: Schon das war in den letzten Jah-
ren der gemeinsamen Zusammenarbeit in der Großen 
Koalition nicht möglich durchzusetzen. Man kann ja 
über einen grundsätzlichen Mietenstopp und die Frage, 
ob 6 Prozent in drei Jahren nun eine angemessene Größe 
sind oder nicht, unterschiedlicher Auffassung sein. Aber 
wenn selbst die eigenen Leute zu der Einschätzung kom-
men: „Das geltende Regelwerk reicht gerade in überlas-
teten Wohnungsmärkten nicht aus, um die Leute im Be-
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stand zu schützen“, dann sollte es einem als Fraktion, 
glaube ich, schon zu denken geben, ob man da noch auf 
der Höhe der Zeit ist.

Ich habe im Vorfeld dieser Diskussion noch mal in ein 
altes Plenarprotokoll zum Wohnungsgipfel der Bundes-
regierung 2021 reingeguckt. Der Bauminister war – da-
mals im Nebenberuf – Horst Seehofer

(Zuruf der Abg. Christina-Johanne Schröder 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

und hat hier eine große Bilanz, die viel schlechter war als 
alles, worüber wir heute sprechen, vorgetragen.

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: Oh! Pinocchio!)
In einer bemerkenswerten Schlussbemerkung hat er sich 
an den damals noch in der Opposition befindlichen Kol-
legen Föst gerichtet und folgende Worte gesprochen, die 
ich Ihnen jetzt gerne mitgeben möchte. Er hat nämlich 
gesagt:

„Wenn ihr einfach so weitermacht und mit Bezug 
auf ein paar Immobilienfunktionäre, die ich schätze, 
die wichtig sind, eine Politik betreibt, ohne Rück-
sicht auf die Mieter – also 60 oder 70 Prozent der 
Bevölkerung – zu nehmen, die oft die Hälfte ihres 
Einkommens aufwenden müssen, um die Miete zu 
bestreiten, wenn ihr einen so großen Teil der Bevöl-
kerung ausgrenzt,“

dann werdet ihr zu Recht aus dem Parlament fliegen.
(Roger Beckamp [AfD]: Sollten sie mal!)

Ich weiß nicht, ob das übernächste Woche passiert; ist 
auch nicht mein Bier. Aber ich möchte euch und Ihnen 
gerne diesen Ratschlag mitgeben: Behalten Sie auch in 
Ihrer Rolle in der Opposition die Interessen von Miete-
rinnen und Mietern zumindest noch ein bisschen im 
Blick. Auch die werden in diesem Land für den sozialen 
Frieden gebraucht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist eben so: Wenn man sich die Rede von Seehofer 
damals anguckt, stellt man fest: Gefeiert hat er sich für 
über 700 000 Wohnungen im Bauüberhang, also geneh-
migte Wohnungen, die aber gar nicht realisiert worden 
sind. Und das ist immer euer Problem in der Debatte 
gewesen. Die Annahme war: Wenn nur genügend Woh-
nungen genehmigt sind, dann baut sich das irgendwann 
schon von alleine.

(Zuruf des Abg. Florian Müller [CDU/CSU])
Ihr habt den Blick dafür verloren, dass da viele dabei 
waren, die selbst in den Niedrigzinszeiten nicht ins Bauen 
gekommen sind, häufig aus spekulativen Gründen, auf 
der Suche nach einer noch größeren Rendite.

Jetzt brüllt ihr uns im Prinzip zu, dass wir dem Haufen 
derjenigen, die schon bei niedrigen Zinsen nicht gebaut 
haben, mit Noch-und-nöcher-Förderungen helfen sollen, 
ihre irrsinnigen Renditevorstellungen zu erreichen. Guckt 
euch doch an, wer die Projektentwickler sind, die jetzt im 
Moment vielfach die Grätsche machen! Nicht selten sind 
es eben auch solche, die vor allem für große Luxusbau-
projekte in den Innenstadtlagen zuständig gewesen sind. 

Es ist nicht die Aufgabe unserer Politik – das sage ich 
ganz klar –, mit staatlichen Mitteln, mit dem Geld der 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, solche Rendite-
träume zu erfüllen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Unser Auftrag ist es, bezahlbares Wohnen in der Breite 
zur Verfügung zu stellen.

(Zuruf des Abg. Ulrich Lange [CDU/CSU])
Dabei brauchen wir die Länder und die Kommunen vor 

Ort; das haben die Mitglieder des Bündnisses am Montag 
auch noch mal deutlich adressiert. Zwei Drittel der ver-
einbarten Maßnahmen gehen in den Kompetenzbereich 
von Ländern und Kommunen. Nun haben hier Kollegin-
nen und Kollegen der Unionsfraktion sowohl aus Bayern 
als auch aus Hessen heute in der Sitzung gesprochen.

Ja, die Bilanz ist doch dürftig; das stellt man fest, wenn 
man hinguckt. Die CSU guckt jetzt in Bayern zurück auf 
fünf Jahre, in denen Herr Söder mit seiner BayernHeim,

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

die er vor fünf Jahren als Show Act gegründet hat, 10 000 
bezahlbare Wohnungen schaffen wollte. Keine einzige 
hat er gebaut; 200 und ein paar Zerquetschte hat er ange-
kauft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Das ist die dürftige Bilanz. Das geht alles in die Gesamt-
zahlen mit ein. Vor Ort werden große Töne gespuckt, aber 
es wird nichts gemacht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zuruf des Abg. Ulrich Lange [CDU/ 
CSU])

Oder: Herr Aiwanger sorgt in der Landesregierung 
dafür, dass die Grundsteuer C in Zukunft in Bayern nicht 
durchgesetzt werden kann. Da kann man sich doch hier 
nicht vollmundig hinstellen und sagen: „Wir müssen mal 
was für die Baulandmobilisierung in Deutschland tun“, 
wenn man es vor Ort nicht schafft, dafür zu sorgen, dass 
der Schwanz mal aufhört, mit dem Hund zu wedeln.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Herr Aiwanger sorgt dafür, dass ihr dieses Instrument 
nicht anwenden könnt. Damit werden bebauungsreife, 
beplante Grundstücke nicht bebaut. Da fehlen konkrete 
Wohnungen.

(Zurufe der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Emmi Zeulner [CDU/ 
CSU])

Oder denken Sie, Herr Kollege Meister, an das Beispiel 
des Alten Polizeipräsidiums in Hessen. Die Landesregie-
rung hat für 212,5 Millionen Euro ein Filetstück in bester 
Innenstadtlage an einen privaten Investor verscherbelt. 
Da sollten Hochhäuser und sonst was entstehen. Nichts 
ist gebaut worden; der Investor ist in die Insolvenz ge-
gangen. Keine bezahlbare Wohnung für irgendwen ist 
entstanden.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                           15560 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Kevin Kühnert 



Wir fokussieren uns auf das Kerngeschäft, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Kevin Kühnert (SPD):
– darauf, dass gemeinwohlorientierte kommunale Ge-

nossenschaften und alle, die das Soziale im Blick haben, 
bauen können, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Kühnert, Ihre Redezeit ist vorbei.

Kevin Kühnert (SPD):
– dass der Erwerb von selbstgenutztem Wohneigentum 

möglich ist, und auf nichts anderes. Dafür kämpfen wir, 
und dafür brauchen wir Ihren Antrag nicht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/8523 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Vorschläge? – Das sehe ich nicht. Dann verfahren wir 
wie vorgeschlagen.

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 9:

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Nationale Datenstrategie der Bundesregie-
rung – Weiterentwicklung

Fortschritt durch Datennutzung – Strategie 
für mehr und bessere Daten für neue, effektive 
und zukunftsweisende Datennutzung

Drucksache 20/8260
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Digitales (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

Für die Aussprache ist eine Dauer von 68 Minuten ver-
einbart. – Nehmen Sie bitte entsprechend die Plätze ein.

Ich eröffne die Aussprache, und das Wort hat für die 
Bundesregierung die Parlamentarische Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Digitales und Verkehr, Daniela 
Kluckert.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Daniela Kluckert, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Digitales und Verkehr:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! Das Teilen, das 
Nutzen von Daten, die Vernetzung von Produkten unter-
einander und darüber hinaus, das ist natürlich schon heute 
absolute Realität in der Produktion, in unserer Wirtschaft 
allerorten. Das gilt für die Automobilindustrie mit ihren 
Innovationen, für die Gesundheitswirtschaft und natür-
lich auch für den Maschinenbau – überall.

Trotzdem brauchen wir diese Weiterentwicklung der 
Nationalen Datenstrategie, weil wir uns immer noch ein 
wenig schwertun. Wir tun uns schwer damit, Daten be-
reitzustellen, sie sicher zu teilen. Wir tun uns schwer 
damit, die Qualität der Daten tatsächlich so hoch anzu-
setzen, wie wir sie brauchen. Wir brauchen mehr offene 
Schnittstellen, wir brauchen Standards, wir brauchen eine 
gute Aufbereitung dieser Daten. Deswegen haben wir als 
Bundesregierung diese Nationale Datenstrategie weiter-
entwickelt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Maik Außendorf 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist eine Strategie, die noch stärker auf den Fort-
schritt abzielt – Fortschritt durch das Bereitstellen und 
das Nutzen von Daten, von besseren Daten; denn die 
Datenqualität ist von entscheidender Bedeutung. Das 
gilt sowohl für den Staat auf der einen Seite als auch 
für die Unternehmen, für die Wissenschaft, für die Zivil-
gesellschaft auf der anderen Seite.

Es gibt immer noch viel zu viele Unsicherheiten recht-
licher Natur, aber auch Probleme bei der Datenverwer-
tung. Deswegen setzen wir hier an, um Zögern und Zwei-
feln zu beseitigen und datengetriebene Innovationen und 
Schutzrechte zusammenzubringen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wir wollen Fortschritt und Innovation voranbringen und 
gleichzeitig das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger, 
aber auch das der Unternehmen stärken, damit sie stärker 
zusammenarbeiten und Daten auch mal austauschen, statt 
auf ihnen zu sitzen.

In einer Zeit der industriellen Transformation und des 
intensiven globalen Wettbewerbs müssen wir uns auch 
darauf besinnen, was wir eigentlich an Daten haben und 
wie wir unsere Daten nutzen, so wie früher – und auch 
immer noch – bei Stahl oder Aluminium. Das gehört 
einfach zusammen. Wir müssen den Weg freimachen 
für eine mutige Datenkultur, unseren Mut zusammenneh-
men, die Daten zu teilen. Open Access, aber eben auch 
Normen und Standards, das gehört unbedingt zusammen. 
Nutzen und Teilen von Daten muss der Normalfall wer-
den.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Bedenken beim Teilen und Nutzen dürfen nur dann er-
hoben werden, wenn sie wirklich begründet sind.
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Für diesen Kulturwandel steht unsere Nationale Daten-
strategie. Sie will den Zugang erleichtern und das Nutzen 
fördern. Ganz konkret bedeutet das, dass wir zum Bei-
spiel Datenräume schaffen, sowohl für die Privatwirt-
schaft als auch für den Staat. Wir ermöglichen zum Bei-
spiel, den Mobility Data Space als Datenraum zu nutzen, 
damit Unternehmen miteinander Daten teilen können, 
miteinander Datenhandel treiben können. Im Bereich 
Mobilität stellen wir dort eigene Daten ein, die dann 
ebenfalls genutzt werden können.

Diese Datenstrategie soll kein starres Gebilde sein; 
denn wir wissen als Bundesregierung, dass auch das 
eine Arbeit ist, die im Laufe der Zeit fortgesetzt werden 
muss. Deswegen werden wir diesen Prozess weiterführen 
und in den Dialog gehen, um weiter an dieser Daten-
strategie zu arbeiten und sie an der ein oder anderen Stelle 
sicherlich auch noch zu verbessern.

Dieser ganzheitliche Ansatz bereitet dann den Boden 
für die Aufholjagd, die wir hier noch zu leisten haben; 
denn wir sind als Staat, als Gesellschaft, als Volkswirt-
schaft noch nicht da, wo wir sein wollen. Wir wollen an 
die Spitze. Dafür braucht es noch ein bisschen. Dafür 
brauchen wir den richtigen Rahmen auf der Bundesebe-
ne, aber wir brauchen natürlich auch die Mitarbeit der 
Unternehmen, der Gesellschaft, der Wissenschaft, aller 
zusammen.

Wir legen jetzt mit diesem strategischen Rahmen das 
Fundament dafür, dass „made in Germany“ auch im da-
tengetriebenen Teil der Wirtschaft ein Siegel sein kann 
und Innovationstreiber wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sollte in den Fraktionen die Frage aufgekommen sein, 

wo denn der Minister ist, möchte ich das kurz sagen: Er 
ist gerade noch im Haushaltsausschuss gebunden und 
wird hierherkommen, wenn sein Tagesordnungspunkt 
durch ist. Damit wissen das jetzt auch alle.

Nächste Rednerin: für die CDU/CSU Nadine Schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nadine Schön (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Bereits zum Digital-Gipfel 2022 haben wir alle 
auf sie gewartet: auf die Datenstrategie der Bundesregie-
rung. Jetzt, zehn Monate später, liegt sie endlich vor. 
Schade, dass der Minister noch im Haushaltsausschuss 
ist; schließlich ist das eine der wenigen Maßnahmen zur 
Digitalpolitik aus seinem Haus, die rechtfertigt, dass er 
sich überhaupt Digitalminister nennen darf.

Es ist ein wichtiges Thema; denn der Zugang zu Daten 
und ein einheitlicher und auch rechtssicherer Umgang 
mit Daten sind essenziell für alle Wirtschaftsbereiche. 
Sie sind essenziell für die Forschung, essenziell für den 

gesellschaftlichen Fortschritt und auch für das Vertrauen 
der Bevölkerung in die digitale Entwicklung unseres 
Landes.

Ich finde es durchaus richtig, dass die Datenstrategie 
die Überschrift „Fortschritt durch Datennutzung“ trägt. 
Denn das ist ein positiver Zugang zum Thema Daten in 
einem Land, in dem man ja doch sehr oft Bedenken und 
sehr viel Angst hat. Deshalb erst mal Kompliment für 
diese Überschrift! Die Frage ist allerdings, ob die Maß-
nahmen, die in dieser Datenstrategie zu finden sind, den 
gleichen optimistischen Geist atmen und ob sie auch 
umgesetzt werden. Darauf komme ich später noch zu-
rück.

Wir brauchen den Zugang zu Daten in allen Bereichen 
der Wirtschaft – das hat die Staatssekretärin bereits ge-
sagt –, aber auch ganz intensiv in der Forschung. Die 
Vorsitzende des Deutschen Ethikrates, Professorin Alena 
Buyx, wird mit dem Satz zitiert, dass um jede Uniklinik 
herum ein Friedhof von nicht realisierten Forschungspro-
jekten liegt, die einfach daran gescheitert sind, dass der 
Zugang zu Daten nicht möglich war. Das ist etwas, woran 
wir schon sehen, dass es Fortschritt verhindert, dass wir 
große Probleme im Zusammenhang mit der Behandlung 
von Krankheiten nicht lösen können, weil wir in unserem 
Land zu zaghaft sind, wenn es darum geht, Daten zu 
nutzen. Allzu oft müssen deshalb Forscher Daten aus 
dem Ausland nutzen, oder die Teams gehen direkt ins 
Ausland, um dort forschen zu können. Das ist nicht das, 
was wir wollen.

Deshalb ist es auch richtig, dass die Bundesregierung 
ein Forschungsdatengesetz auf den Weg bringen will. 
Aber wenn man in die Strategie schaut, dann stellt man 
mit Erschrecken fest, dass es das erst Ende 2024 geben 
soll. „Deutschlandtempo“ ist das nicht. Und wenn Sie 
sagen, dass dieses Tempo so wichtig ist, dann würde ich 
schon erwarten, dass Sie Gesetze nicht Ende 2024 vor-
legen, also dann, wenn Ihre Regierungszeit schon fast auf 
das Ende zugeht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen eine Auslegung der Datenschutz-Grund-
verordnung, die Dinge ermöglicht und Chancen schafft. 
Wir haben einen Datenschutzföderalismus: in jedem 
Land eigene Datenschutzaufsichtsbehörden. Das führt 
dazu, dass vieles zu komplex, zu langsam, zu schwierig 
ist. Wir brauchen ein Einer-für-alle-Prinzip beim Daten-
schutz. Es kann nicht sein, dass ein Videokonferenzsys-
tem in allen Ländern immer wieder aufs Neue geprüft 
wird. Es kann in meinen Augen auch nicht sein, dass 
Grundrechte viel zu wenig gegeneinander abgewogen 
werden. Datenschutz ist kein absolutes Recht. Der Per-
sönlichkeitsrechtsschutz, der dahintersteht, ist ein wich-
tiges Gut in unserer Verfassung, aber es gilt immer auch 
die praktische Konkordanz bei der Abwägung mit ande-
ren Grundrechten. Deshalb wünsche ich mir, dass auch in 
der Datenschutzaufsicht eine stärkere Abwägung erfolgt 
und dass wir unsere regulatorischen Rahmen so setzen, 
dass wir Ziele gegeneinander abwägen. Wenn ich mir 
beispielsweise den Bildungsbereich anschaue, muss ich 
schon fragen: Ist es wirklich besser, vor schwarzen Ka-
cheln zu sitzen, damit der Datenschutz gewährleistet ist, 
oder ist nicht die Bildung der Kinder das vorrangige Ziel?
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen mehr Abwägung, aber eben auch mehr 
Verbindlichkeit und mehr Einstimmigkeit in der Daten-
schutzaufsicht. Genau das wird auch in der Datenstrate-
gie erwähnt, allerdings nur auf den Forschungsbereich 
bezogen, und das ist zu wenig.

Minister Wissing plädierte diese Woche für Mut und 
Offenheit. Wir verlangen, dass Sie diese Strategie schnell 
mit konkreten Maßnahmen unterlegen. Wir haben in un-
serer Regierungszeit die erste Datenstrategie auf den Weg 
gebracht. Wir haben zwei Open-Data-Gesetze ver-
abschiedet. Wir haben GAIA-X auf den Weg gebracht.

(Dr. Volker Redder [FDP]: Furchtbar geschei-
tert!)

Wir haben Datenlabore in allen Ministerien geschaffen. 
Wir haben die gesetzliche Grundlage für Personal-Infor-
mation-Management-Systeme geschaffen, was Sie jetzt 
nach zwei Jahren so langsam auf den Weg bringen. Wir 
haben das Wettbewerbsrecht geändert, um Monopolbil-
dungen zu vermeiden. Sie haben bisher die Strategie 
geschrieben. Wir warten aber auf konkrete Maßnahmen 
wie das Gesundheitsdatennutzungsgesetz, die Änderung 
des Bundesdatenschutzgesetzes, das Beschäftigtendaten-
schutzgesetz, das Mobilitätsdatengesetz. Derweil bringen 
Sie viele neue Institutionen auf den Weg wie das Daten-
institut und weitere, von denen keiner richtig weiß, was 
sie eigentlich genau machen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Nadine Schön (CDU/CSU):
Deshalb sage ich: Nehmen Sie das, was Sie sich zum 

Ziel nehmen, bitte ernst mit konkreten Maßnahmen, die 
aber auch etwas bringen und nicht nur Symbolpolitik 
sind! Dann sind wir wieder beisammen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Bundesregierung hat das Wort Johann 

Saathoff, Parlamentarischer Staatssekretär bei der Bun-
desministerin des Innern und für Heimat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Johann Saathoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin des Innern und für Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wenn wir in Deutschland Bedenken haben, 
eine Starkregenkarte im Internet zu veröffentlichen, 
dann läuft was falsch in der Datenpolitik. Auf einer Stark-
regenkarte können Sie, meine Damen und Herren, flur-
stücksgenau erkennen, ob und, wenn ja, wie hoch Ihr 
Grundstück bei einem Jahrhunderthochwasser zum Bei-
spiel überflutet werden würde.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Die Karten der Landesämter für Kartografie sind richtig 
gut. Schauen Sie sich das mal an! Nur können Sie das 
nicht in allen Bundesländern. In Berlin zum Beispiel gibt 
es Datenschutzbedenken. Weil die Karten flurstücks-
genau sind, haben sie – so manche Datenschützer – Per-
sonenbezug und sollten deshalb nicht veröffentlicht wer-
den dürfen. Mit anderen Worten: Die Karten sind zu gut.

Das Beispiel veranschaulicht, warum wir eine optimis-
tischere Haltung zu Daten und Informationen brauchen 
und was unsere neue Datenstrategie erreichen will. Die 
Botschaften der Datenstrategie sind klar: Wir brauchen 
mehr Daten. Wir brauchen bessere Daten. Wir brauchen 
eine intelligente Datennutzung. Und wir brauchen mehr 
Datenkompetenz der Verwaltungen, aber auch der Bür-
gerinnen und Bürger. In puncto Datenkompetenz zum 
Beispiel sieht es so aus: Viele meinen, im Internet sei 
alles umsonst; aber in dem Moment, in dem ein Produkt 
im Netz nichts kostet, ist man selbst das Produkt. Diese 
Erkenntnis sollte bei Bürgerinnen und Bürgern in Sachen 
Datenkompetenz mindestens vorhanden sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und wir brauchen eine Datenkultur des Teilens und der 
Transparenz.

Die neue Datenstrategie ist eine neue Herangehens-
weise im Umgang mit Daten: Nicht Datensparsamkeit 
soll im Mittelpunkt stehen, sondern Datenreichtum. Gut 
begründetes Handeln ist nur auf einer guten Datengrund-
lage möglich. Gute Daten führen zu guten Entscheidun-
gen und damit auch zu guten Regierungen. Nicht das 
noch so unwahrscheinliche Worst-Case-Szenario darf 
über die Zulässigkeit einer Datenverarbeitung entschei-
den. Wir plädieren für optimistische Datennutzung. Man 
kann sagen: Wir wollen mehr Datennutzung wagen. Wir 
plädieren für einen ermöglichenden Datenschutz.

Selbstverständlich ist uns der Dual-Use-Charakter von 
Daten bewusst. Mit smarten Geodaten kann man smarte 
Landwirtschaft betreiben, diese Daten können aber auch 
missbraucht werden. Privatsphäre, geistiges Eigentum, 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse bedürfen natürlich 
des Schutzes.

Meine Damen und Herren, wir sind ja das Bundes-
ministerium des Innern und auch für Heimat. In Ostfries-
land würde man sich fragen: Neue Datennutzung? Wat 
köst mi dat, und wat bringt mi dat? – Da ist mir wichtig: 
Der Zugang zu Daten ist eine Gerechtigkeitsfrage, aber 
auch eine Machtfrage und sogar eine Frage der Daseins-
vorsorge:

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Informationsmonopole behindern die Bildungs- und 
Teilhabegerechtigkeit. Offene Daten bieten neue Mög-
lichkeiten für bessere Bildung und soziale Teilhabe. Der 
Zugang zu den Informationsressourcen des Staates sollte 
deshalb grundsätzlich voraussetzungslos möglich sein.
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Der Datenzugang der Bürgerinnen und Bürger dient 
auch der Begrenzung staatlicher Macht. Der Staat ist in 
vielen Bereichen einer der größten Informationsbesitzer. 
Ein Informationsmonopol des Staates, aber auch einiger 
großer Unternehmen sollte es aber nicht geben. Informa-
tionszugang wirkt machtbeschränkend. Das Prinzip offe-
ner Daten bedeutet mehr Beteiligung und damit auch 
mehr Demokratie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Grundversorgung mit offenen Daten kann sogar als 
Teil der staatlichen Daseinsvorsorge angesehen werden, 
da sie zur Inanspruchnahme von Grundrechten erforder-
lich ist.

Public Money – Public Data: Noch immer hat sich der 
Gedanke nicht vollständig durchgesetzt, dass Daten, 
deren Erhebung und Verarbeitung mit Steuergeldern fi-
nanziert worden sind, bereits aus diesem Grunde grund-
sätzlich der Allgemeinheit kostenlos und natürlich unein-
geschränkt zur Verfügung stehen und damit sowohl für 
Gemeinwohlzwecke als auch für individuelle Zwecke 
genutzt werden können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Aus all diesen Gründen verlangt unsere neue Daten-
strategie: mehr Daten, bessere Daten und eine intelligen-
tere Datennutzung! Dann klappt es auch mit der Stark-
regenkarte für die Sicherheit der Menschen in der 
Bundesrepublik Deutschland.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion hat das Wort Steffen Janich.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Janich (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Datenerhebung, Datenverarbeitung und Datenver-
breitung sind Themen, die jeden Einzelnen in Deutsch-
land betreffen. Aber nur wenige Leute interessieren sich 
wirklich dafür.

Interessant an diesem Bericht sind aus meiner Sicht vor 
allem einige statistische Informationen, etwa die welt-
weite Menge der täglich generierten Daten in Höhe von 
100 Milliarden Terabyte oder auch der Umstand, dass 
80 Prozent aller industriell erzeugten Daten derzeit nicht 
weiterverarbeitet werden. Aus Sicht von uns als AfD ist 
es bemerkenswert, dass die Bundesregierung zumindest 
in Bezug auf die Digitalisierung ein einziges Mal von der 
Stärkung der Souveränität Deutschlands und Europas 
spricht. Das hat Seltenheitswert. Bitte nehmen Sie das 
Streben nach Souveränität Deutschlands zum Maßstab 
für all Ihr politisches Handeln; denn eine Souveränität 
haben wir notwendiger denn je!

(Beifall bei der AfD)
Eine Erweiterung des Zugangs von Bürgern zu Behör-

dendaten im Wege eines Rechtsanspruchs auf Open Data 
ist zu begrüßen. Leider lassen Sie in Ihrem Bericht aber 
das weiterhin konspirative Agieren der Verfassungs-
schutzbehörden völlig außen vor. Das Bundesamt für 
Verfassungsschutz speichert Daten von Abertausenden 
deutschen Bürgern. Ein zulässiges Auskunftsersuchen 
des Bürgers ist gemäß § 16 Absatz 1 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes aber nach wie vor daran geknüpft, 
dass der Bürger den konkreten Anlass der Speicherung 
und ein besonderes Auskunftsinteresse darlegen muss. 
Der Verfolgungseifer der Schlapphüte wäre der beste An-
lass, ein Bürgerrecht auf Open Data tatsächlich zu imple-
mentieren.

(Beifall bei der AfD – Dr. Jens Zimmermann 
[SPD]: Kein Wunder, dass sich die AfD das 
wünscht!)

Gegen eine bessere Auffindbarkeit und Nutzbar-
machung von Mustervertragsklauseln und Musterverträ-
gen ist nichts einzuwenden. Das zeigt sich auch in dem 
inzwischen bewährten Mustergesellschaftsvertrag im 
GmbH-Gesetz für die Gründung einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung. Bitte versehen Sie künftige Mus-
terverträge aber auch mit einem Hinweis, dass die juris-
tischen Laien unter den Vertragspartnern nicht eigenstän-
dig diese Klauseln verändern sollten! Andernfalls 
verschaffen Sie den Gerichten zusätzliche Arbeit in der 
Zukunft.

Eine praktikable Vereinfachung des Datenschutzes für 
Arbeitnehmer werden Sie erwartungsgemäß nicht durch 
die Nutzung von Öffnungsklauseln in der Datenschutz- 
Grundverordnung erreichen. Hier ist zugunsten von Bür-
gernähe, zugunsten von Transparenz und zugunsten eines 
unternehmerfreundlichen Wirtschaftsstandorts Deutsch-
land eine grundlegende Überarbeitung der DSGVO er-
forderlich.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Tobias 

B. Bacherle.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Tobias B. Bacherle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist zum Glück kein Bericht, sondern eine 
Strategie; denn diese Bundesregierung blickt lieber nach 
vorne und überlegt sich, was in Zukunft vor allem bei der 
Datennutzung und beim Datenteilen in Deutschland und 
auch in Europa besser werden kann. Europa gibt da eine 
sehr, sehr gute Linie vor mit einer schönen Prämisse, 
nämlich: Selbstbestimmung muss im Mittelpunkt stehen. 
Und wie wir das jetzt umsetzen sollen, das hat die Bun-
desregierung sehr schön unter dem Motto „Fortschritt für 
alle“ aufgeschrieben, und das fasst unsere Ansprüche an 
eine gute Datenpolitik sehr gut zusammen.
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Datenbasierte Innovation kann nicht nur zu guter KI 
führen oder ressourcenschonende Ansätze stärken, son-
dern es kann uns am Ende auch faktenbasierte Entschei-
dungen erleichtern. Wenn es heißt: „Fortschritt für alle“, 
dann sind wir uns wahrscheinlich fast alle über den Fort-
schrittsteil sehr einig. Ich möchte aber noch mal auf den 
„Für alle“-Teil eingehen. Wenn ich mich hier umgucke – 
nein, ganz so weit will ich gar nicht gucken –

(Beatrix von Storch [AfD]: Wirklich sehr wit-
zig!)

und zum Beispiel fragen würde: „Auf welcher sozialen 
Plattform haben Sie sich/habt ihr euch denn das erste Mal 
angemeldet?“, dann würden viele von Ihnen und von 
euch antworten: Twitter, Facebook,

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: SchülerVZ!)

schülerVZ bei einigen noch oder meinetwegen auch My-
Space.

Wenn wir uns jetzt überlegen, wo gerade eigentlich das 
größte Problem zum Beispiel mit Desinformationskam-
pagnen besteht – und alle von uns kennen irgendwie 
MySpace oder Facebook –, dann würden wir auf dieser 
Basis keine zeitgemäßen Antworten finden können. Die 
Gen Z, die jungen Leute, die sich heutzutage als Erstes 
auf Instagram, wenn nicht sogar auf TikTok anmelden 
würden, leben ja in einer Welt, die videobasiert ist und 
nicht mehr text- und bildbasiert. Würden wir also davon 
ausgehen, was hier in diesem altersmäßig etwas gebiasten 
Raum bei dieser Umfrage herauskommen würde, würden 
wir eine wichtige und teilweise auch sehr stark betroffene 
Bevölkerungsgruppe vergessen. Deswegen braucht es 
gute Datenqualität. Die muss stimmen. Und um die zu 
erkennen, braucht es eine gute und einheitliche Aufberei-
tung von Daten, um eben einen Bias, also Verzerrungen 
in den Daten, entweder erst gar nicht vorkommen zu 
lassen oder, wenn sie da sind, sie zu sehen und dann 
gegebenenfalls gegensteuern zu können.

Damit das aber möglich ist, müssen wir auch bei uns 
anfangen. Das Recht auf Open Data müssen wir sehr, sehr 
klar und deutlich stärken. Manchmal sucht man Verkehrs- 
oder Wasserstandsdaten, manchmal auch Wahlergebnis-
se. Ich habe mich kürzlich mit einem Start-up unterhal-
ten, und die arbeiten daran, Empfehlungen zu geben, wie 
man das Wassermanagement in Kommunen und in den 
Ländern und Regionen verbessern kann. Die haben er-
zählt, dass sie sich an die einzelnen Behörden wenden 
und dort ein Sammelsurium an Feedback bekommen. 
Manchmal kriegen sie richtig gut aufbereitete Daten, ma-
schinenlesbar, klar sortiert, manchmal sogar auch gleich 
sortiert. Manchmal bekommen sie die Daten zwar auch 
gut sortiert, aber ganz anders. Wiederum andere Behör-
den schicken ein PDF, das gar nicht richtig maschinenles-
bar ist. Wieder andere Behörden sagen: Eigentlich haben 
wir gar keine Lust, diese Daten zu teilen. Warum eigent-
lich? Was wollt ihr damit? – Da müssen auch wir als 
Politik und als Staat verstehen: Das Datenteilen kann 
uns alle weiterbringen. Das ist eine Empfehlung, die 
wir dann auch an die Wirtschaft weitergeben können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Die Europäische Union – ich habe es schon gesagt – 
gibt da eine sehr schöne Prämisse aus, nämlich, sofern 
das möglich ist, Selbstbestimmung über die Daten, die 
wir als Individuen, als einzelne, als Nutzende erzeugen. 
Diese Prämisse der Datensouveränität zusammen mit 
Transparenz findet sich nicht nur in der Strategie wieder, 
sondern sollte auch unbedingt die Leitlinie für unsere 
Datenpolitik sein. Der Data Act regelt das sehr schön 
für Maschinendaten. Aber auch die DSGVO lässt eigent-
lich eine informierte Zustimmung zur Datenweitergabe 
und Datenverwertung zu, nur, sehr oft fühlt sich niemand 
in Deutschland dafür zuständig. Da gibt es zum Glück 
eine Lösung: die Datentreuhänder. Aber die müssen wir 
jetzt auch auf den Weg bringen. Es braucht einen Mittels-
mann, einen Vermittler, dem ich anvertrauen kann, wie 
ich meine Daten behandelt wissen möchte, was mit ihnen 
passieren kann. Der würde sich dann in dem teilweise 
wirklich großen Wirrwarr an Möglichkeiten für mich 
umschauen und mich informieren: Okay, ihr habt gesagt, 
diese Daten – personenbezogen, vielleicht sogar medizi-
nische Daten, sehr, sehr heikle private Daten – dürfen 
anonymisiert und aggregiert für universitäre Forschung 
genutzt werden. Punkt. Dann können sie für diesen 
Zweck auch weitergegeben werden. Diese Mittelsmänner 
jetzt zu stärken, ist ein ganz wichtiger Teil in der Daten-
strategie.

Auf der anderen Seite – ich hatte es gesagt – ist Trans-
parenz elementar. Da gibt es das Konzept von Daten-
schutzcockpits, also die Idee, dass ich sehen kann, wer 
auf meine Daten zugegriffen hat.

Also, es gibt viel zu tun. Viele sagen auch, es fehle 
ihnen an Wissen. Viele Firmen, viele Menschen in der 
Zivilgesellschaft, aber vor allem auch in der Wissen-
schaft wissen nicht, welche Möglichkeiten es eigentlich 
gibt, welche Regeln es gibt und welche Lösungen es 
dafür gibt. Deswegen bringen wir das Dateninstitut auf 
den Weg, das Best-Practice-Beispiele aufzeigen wird. Es 
wird uns begleiten und uns zeigen: Was kann man davon 
lernen? Was kann man skalieren? Was kann man sich 
davon abschauen, und was kann man in die Breite brin-
gen?

Einen letzten Satz möchte ich aber noch sagen. So gut 
es ist, dass wir uns auf den Weg zu einer selbstbestimm-
ten, fairen und datenschutzkonformen Datenpolitik mit 
dem Datenteilen machen, so klar ist aber auch: Der Zeit-
plan, der hier vorgelegt worden ist, lässt wirklich keine 
Hiccups mehr zu. Deswegen freue ich mich, wenn wir 
sehr, sehr motiviert, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Tobias B. Bacherle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– aber auch unter Zeitdruck starten, diesen umzuset-

zen.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort Anke Dom-

scheit-Berg.

(Beifall bei der LINKEN)

Anke Domscheit-Berg (DIE LINKE):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Die neue nationale Datenstrategie der Ampel ist 
leider noch schlechter als deren Vorgängerin der GroKo. 
Jede einzelne Kritik des Bundesrechnungshofs daran gilt 
leider weiter. Zum Beispiel ist die Strategie noch unver-
bindlicher und noch unkonkreter, hat noch weniger Prio-
risierungen, nämlich gar keine mehr, klärt noch weniger 
Zuständigkeiten, schafft aber trotzdem mehr Durcheinan-
der. Es ist nämlich entweder niemand zuständig oder zum 
Beispiel 16 Datenlabore aus 16 Ministerien, die in ge-
meinsamer Zuständigkeit einen neuen Datenatlas umset-
zen sollen – einen Datenatlas übrigens, der den gleichen 
Zweck erfüllen soll wie eine längst existierende Verwal-
tungsdaten-Informationsplattform. Auch ein Datenpool 
für Verwaltungsdaten ist neu geplant, obwohl es seit 
zehn Jahren das GovData-Portal für offene Verwaltungs-
daten gibt.

Das schafft verwirrende Doppelstrukturen, und es ist 
teuer! Aber wie teuer? Keine Ahnung. Zu Ressourcen 
steht kein einziges Wort in der Strategie. Ein Monitoring 
der Zielerreichung fehlt auch, vielleicht weil man Ge-
meinplätze so schlecht messen kann. 29-mal will die 
Ampel irgendetwas „unterstützen“, zum Beispiel das Da-
tensammeln zur Nachhaltigkeitsagenda. Meint sie damit 
Förderprojekte? Man weiß es nicht. 21-mal will sie sich 
„einsetzen“, zum Beispiel für Informatik als Pflichtfach 
an Schulen – aber das ist Länderhoheit! 20-mal „will“ sie 
irgendwas, zum Beispiel Anreize schaffen für mehr Wert-
schöpfung aus geistigem Eigentum. Aber was denn für 
Anreize und für wen überhaupt?

Auch der Zeitplan ist leider ein schlechter Witz. Grobe 
Daten gibt es da für ein paar Gesetze. Und dann gibt es 
fünf scheinbar willkürliche Zeilen. In einer davon steht 
gemeinsam: Datenatlas, Datenpool und Datenlabore. Das 
ist alles ein einziger Pfeil, der beim Jetzt anfängt und 
Ende 2024 aufhört, wie die anderen vier Zeilen auch. 
Der Bundesrechnungshof wird sich ein zweites Mal die 
Haare raufen, meine Damen und Herren.

Diese Datenstrategie soll auch mehr KI in der Verwal-
tung ermöglichen und dazu mehr Vertrauen fördern. Aber 
der Bund nutzte schon 2022 über 245-mal KI-Systeme. 
60 Prozent davon enthielt die Antwort auf meine diesbe-
zügliche Kleine Anfrage aber nicht, und mein Vertrauen 
hat das nicht gefördert.

(Beifall bei der LINKEN)

Transparenz schafft Vertrauen. Aber die soll es auch 
künftig nicht geben, denn ein KI-Register ist nicht Teil 
dieser Strategie. Trotzdem: Der Bund will mit ihr Vorbild 
werden, aber möglichst langsam. Das Transparenzgesetz 
und das Recht auf Open Data sollen als Letztes kommen – 
oder auch gar nicht, weil sich die Ampel vor den Wahlen 
wahrscheinlich nicht mehr einigen kann. Der Entwurf 

von NGOs dazu liegt seit einem Jahr vor. Ich bitte die 
Ampelfraktionen: Bringen Sie den einfach selber ein! 
Das wäre vertrauensbildend.

(Beifall bei der LINKEN)
Kleingeschrieben sind leider auch Gemeinwohl und 

Zivilgesellschaft. Den Abschnitt zum Gemeinwohl 
muss irgendwie die Unternehmenslobby geschrieben ha-
ben. Da ist von Geschäftsgeheimnissen und Investitions-
schutz die Rede, aber kaum vom Nutzen für Bürger/- 
innen, und manche Wähler/-innen lesen tatsächlich 
mehr als die Überschrift, meine Damen und Herren.

Ich vermisse ein Versprechen konkreter Zusammen-
arbeit mit Communitys, die Daten ohne kommerzielle 
Interessen sammeln und verfügbar machen. Zum Beispiel 
könnte man die 24 Milliarden Datensätze der Sensor. 
Community zu Feinstaub, Temperatur und Luftdruck 
von 13 000 Sensorstationen in Bundesanwendungen 
integrieren, für die Öffentlichkeit visualisieren und daten-
basierte Politik damit machen, so wie es ein niederlän-
disches Ministerium längst macht. Aber beim Umwelt-
bundesamt beißt sich die Sensor.Community die Zähne 
aus. Das sind echte Datenschätze, die man übrigens auf 
maps.sensor.community finden kann. Das ist Nutzen fürs 
Gemeinwohl! Zum Beispiel gibt es allein in Stuttgart von 
dieser Community 800 Messstationen zur Luftqualität; 
von staatlichen Stellen gibt es nur 3. Ein herzlicher 
Dank der Linksfraktion geht hier an die Ehrenamtlichen.

Mein Fazit: Dieser Datenstrategie fehlen Meilensteine 
und Zieldaten. Es fehlen Ressourcenpläne, klare Zustän-
digkeiten und Prioritäten. Es fehlen konkret benannte 
Maßnahmen. Mit viel blumiger, unverbindlicher Prosa 
werden wir weder Fortschritte messen können noch viele 
davon erleben – eine weitere verpasste Chance der so-
genannten Fortschrittskoalition.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort Dr. Volker Redder.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Volker Redder (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich will ein 
bisschen positiver berichten nach den ganzen negativen 
Kommentaren hier. Die wachsende Bedeutung von Daten 
spüren wir alle jeden Tag: im Auto, im Smarthome oder 
schlicht im Job. Das Ganze basiert natürlich vor allem auf 
Daten, aus denen wertgeschöpfte Informationen werden. 
Aus Daten werden Informationen, aus Informationen 
wird Wissen. Mit dieser Strategie schaffen wir einen 
Rahmen, in dem durch Neukombination von Daten ein 
echter Mehrwert für alle Bürgerinnen und Bürger und 
auch für unsere Wirtschaft entsteht.

Das will ich mal an einem sehr konkreten Beispiel 
demonstrieren: der individuellen Mobilität. Wir führen 
im Rahmen der Datenstrategie staatliche, kommunale 
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und private Datenbestände zusammen, damit es für jeden 
Bürger und jede Bürgerin einfacher wird, von A nach B 
zu kommen. Die Verknüpfung von Echtzeitdatenbestän-
den von den ganzen kommunalen ÖPNV-Anbietern mit 
Daten privatwirtschaftlich betriebener Transportmittel 
wie E-Scooter, E-Bikes, Carsharingautos bis hin zur In-
tegration der Daten der Deutschen Bahn, der Lufthansa 
usw. führt zu einem – ja, kompliziertes Wort – intermo-
dalen Mobilitätssystem, das aber über alle Anbieter hin-
weg den kürzesten, schnellsten, ökonomischsten und 
ökologischsten Transport zur Verfügung stellt. Das heißt, 
die Schnittstellen zu diesem Mobilitätssystem sind offen 
zu gestalten, sodass kommunale und private App-Anbie-
ter die individuelle Mobilität bundesweit verbessern kön-
nen. Das geht halt nur mit dem Gedanken, dass wir Daten 
teilen.

Das Payment wird nach genutztem Weg und Trans-
portmitteln mit den Anbietern verrechnet. Die Nutzer 
dieser Dienstleistung sehen in ihrer App, wie lange die 
Fahrt dauert, welche Verkehrsmittel ihnen wo und wann 
zur Verfügung stehen und den Preis, der ihnen in Rech-
nung gestellt wird. Einfacher kann man nicht von A nach 
B kommen, und nachhaltiger auch nicht.

Der „Kuchen“ und damit die Wertschöpfung wird für 
alle beteiligten Anbieter größer. Die Nutzer können über 
ihre persönlichen Einstellungen dafür sorgen, dass ihr 
CO2-Footprint oder ihr Portemonnaie oder sogar beides 
geschont wird. – Da kann man ruhig mal klatschen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

– Danke.
Die meisten dieser großen öffentlichen Datensamm-

lungen sind mithilfe von Steuergeldern entstanden. Das 
hat ja Johann Saathoff schon gesagt. Es ist daher auch nur 
fair und gerecht, dass man diese Datenschätze den Bür-
gerinnen und Bürgern, aber auch der Wirtschaft in Form 
von alltagstauglichen Diensten und Services zur Ver-
fügung stellt. Genau das, sehr verehrte Damen und Her-
ren, machen wir mit unserer nationalen Datenstrategie: 
Wir schaffen neue Möglichkeiten der Wertschöpfung 
für die Wirtschaft, für die Bürgerinnen und Bürger, für 
die Gemeinnützigkeit zum Nutzen dieses Landes.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort der Kollege Marc 

Henrichmann.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn man sich die Wortmeldungen bis dato so angehört 
hat, dann könnte man glauben, die Datenstrategie ersetze 
ein Gesetz. Wir sind ein Gesetzgebungsorgan, und eine 
Strategie macht erst mal gar nichts.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist trotzdem gut, dass Sie sich auf den Weg machen. 
Es ist auch gut, dass Sie die gute Vorlage aus der unions-
geführten Bundesregierung weiterentwickeln.

(Dr. Volker Redder [FDP]: Sehr witzig!)

Wichtig ist jetzt, dass es vorangeht. Wir haben jetzt vom 
Deutschlandpakt bis zum Deutschlandtakt so viel von 
Geschwindigkeit gehört in diesem Land. Was wir brau-
chen, ist jetzt endlich mal Konkretes, Greifbares, keinen 
weiteren Papiertiger. Wenn ich die bisherigen Wortmel-
dungen so höre, dann habe ich ein bisschen die Sorge, 
dass jeder aus der Ampel was anderes unter dieser Stra-
tegie versteht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte mal als warnendes Beispiel das Online-
zugangsgesetz 2.0 erwähnen. Das ursprüngliche Gesetz 
lief Ende 2022 aus. Wir haben vor wenigen Wochen das 
Nachfolgegesetz, das OZG 2.0 diskutiert. Im Gesetz feh-
len eine Umsetzungsfrist oder Erfolgsfrist; sie sind gar 
nicht mehr vorhanden. Wenn ich dann sehe, dass Sie Ihrer 
Datenstrategie eine Roadmap beifügen, also, wenn man 
so will, einen Fahrplan, wann was gemacht werden soll, 
dann ist das schön. Wenn Sie aber darunterschreiben: 
„Aufgrund der komplexen ... Verfahren kann die Road-
map nur Schätzungen darstellen“, dann schwant mir Bö-
ses. Noch mal: Wichtig ist, dass es beim Thema Daten 
endlich vorangeht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte noch mal ein Thema forcieren, das mir 
wirklich sehr am Herzen liegt, auch als Berichterstatter 
für dieses Thema im Innenausschuss: Das ist der Daten-
schutz. Der ist grundsätzlich nie das Problem, aber die 
Auslegung des Datenschutzes in Deutschland ist ein gro-
ßes. Wenn ich mir vor Augen halte, dass uns mittlerweile 
Jobcenter anschreiben, die nicht mehr mit ihren Kunden 
kommunizieren können, weil die verschlüsselten Kom-
munikationswege entweder so kompliziert oder technisch 
so aufwendig sind, dass gerade Menschen, die Hilfe drin-
gend nötig haben, sie nicht verwenden können, wenn 
gleichzeitig gesagt wird, die Kommunikation via E- 
Mail sei datenschutzrechtlich aber nicht zulässig, dann 
erkenne ich bei dieser Auslegungspraxis nichts, was bei 
dieser Sache für Menschen in diesem Land, die wirklich 
Hilfe brauchen, diskriminierender ist. Da muss sich bei 
der Datenschutzauslegung dringend was ändern.

Die Zahlen sprechen für sich. 56 Prozent der Betriebe 
bieten nicht mal Daten an, weil sie Angst vor Repressio-
nen, vor aufsichtsrechtlichen Maßnahmen haben. Das ist 
ein großes Problem.

Dann kommen wir zur Finanzierung all dieser Maß-
nahmen. Es war mal von einem Digitalbudget die Rede; 
davon ist schon lange nichts mehr zu hören. Aber wenn 
wir uns die Schlüsselprojekte mal angucken, sehen wir 
für das Projekt „Digitale Identitäten“ 60 Millionen Euro 
2023, nur noch 40 Millionen Euro – eine Kürzung um 
20 Millionen Euro – im nächsten Jahr. Das Zentrum für 
Digitale Souveränität der Öffentlichen Verwaltung be-
kommt statt 48 Millionen nur noch 25 Millionen Euro. 
Die Digitalisierung der Bundesbehörden wird völlig zu-
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sammengestrichen: von 377 Millionen Euro 2023 auf 
3,3 Millionen Euro für die Digitalisierung der Bundes-
verwaltung im kommenden Jahr. Und Sie wollen uns 
erzählen, dass Sie hier Datenpolitik mit Turbo zünden? 
Ich glaube es nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dann noch die Frage: Wer setzt eigentlich all dies um? 

Wir haben einen sogenannten Digitalminister, alles rich-
tig; die Pressekonferenz haben damals Frau Faeser, Herr 
Habeck und Herr Wissing gemeinsam bestritten. Wenn 
man mal nachschaut, wer das alles machen soll, sieht 
man in der Datenstrategie den Verweis auf die Digital-
strategie, und da steht drin: Die strategisch relevanten 
Vorhaben der einzelnen Ressorts werden hier zusammen-
getragen. – Wenn man sich mal anschaut, wie diese be-
sagten Ressorts beschäftigt sind, sich mit Themen aus-
einandersetzen und vor allem auch, wie sie miteinander 
kooperieren, dann wird einem auch angst und bange. Wer 
macht es denn? Herr Wissing, der mit seinem 49-Euro- 
Ticket mehr als belastet ist? Frau Faeser, die in der Mi-
grationsfrage völlig überfordert ist und noch Wahlkampf 
zu bestreiten hat?

(Dunja Kreiser [SPD]: Wahlkampf machen 
Sie!)

Oder Herr Habeck, der den Zorn der gesamten deutschen 
Industrie auf sich zieht? Geben Sie Gas! Bündeln Sie 
Kompetenzen! Gehen Sie voran! Dann haben Sie uns 
an Ihrer Seite. Handlungsbedarf gibt es genug.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Anna Kassautzki.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Anna Kassautzki (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Wir reden heute über Daten und 
die Datenstrategie der Bundesregierung. Alle zentralen 
Digitalisierungsvorhaben stehen und fallen am Ende mit 
Daten; denn wenn wir es schaffen, das Potenzial von 
Daten zu nutzen, werden sich viele Probleme einfacher 
lösen lassen, und wir können Ungerechtigkeiten in unse-
rer Gesellschaft besser angehen, schlichtweg weil wir sie 
sehen und einordnen können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich starte mal mit einem Beispiel, mit dem sogenann-
ten Gender Data Gap. Frauen sind in Datensätzen unterre-
präsentiert. Jetzt könnte man sagen: Gut, da geht es um 
Daten; warum brauchen wir jetzt auch da Gleichberech-
tigung? Na ja, Frauen sind seltener Teil von medizini-
schen Studien, weil der weibliche Zyklus Auswertungen 
komplizierter macht und weibliche Labormäuse tatsäch-
lich auch teurer sind. Herzinfarktsymptome bei Frauen 

sind aber mitunter Bauchschmerzen und Übelkeit, und 
Medikamente wirken anders, weil sie eben vor allem an 
Männern getestet werden.

Weil Entwickler/-innen- und Ingenieursteams oft 
männlich dominiert sind, finden sich Frauenstimmen 
und -gesichter weniger häufig in Trainingsdatensätzen 
für KI. Smartphones sind für typisch männliche Hände 
konzipiert und für kleinere Hände oft umständlicher zu 
bedienen; ich spreche da aus eigener Erfahrung.

(Stephan Brandner [AfD]: So kleine Hände 
haben Sie gar nicht! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Ruhig, 
Brauner!)

Auch die digitale Welt ist eine männliche.
Und erst seit dem letzten Jahr gibt es Autocrashtest- 

Dummys, deren Maße den Körpern von Frauen entspre-
chen.

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Endlich! Da haben wir lang darauf ge-
wartet!)

Das Verletzungsrisiko von Frauen bei Autounfällen ist 
nach wie vor deutlich höher als von Männern. Einfach, 
weil wir keine Daten haben.

Wenn Frauen in Daten unterrepräsentiert sind, dann 
sind sie auch in Ergebnissen unterrepräsentiert. Die Er-
gebnisse bilden eben nicht die Realität ab. Und das kann 
wahnsinnig gefährlich werden, und zwar, wenn der Herz-
infarkt eben nicht rechtzeitig erkannt wird, wenn das 
Medikament oder der Airbag nicht wirkt, weil man das 
falsche Geschlecht hat.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ich denke, das 
Geschlecht ist eine Konstruktion?)

Das kostet Leben. Wir haben solche Verzerrungen in 
Datensätzen nicht nur bei Frauen, wir haben sie auch 
bei anderen unterrepräsentierten Gruppen. Das Gute ist 
aber: Wenn wir das sehen, wenn wir eben nicht weg-
schauen, wenn es eben nicht unsichtbar ist, dann können 
wir was daran ändern. Denn Daten sind die beste und 
einzig rationale Entscheidungsgrundlage.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir brauchen Studien über Medikamente und Crash-
tests. Wir brauchen KI, die genauso zuverlässig schwarze 
Menschen erkennt wie weiße Menschen. Aber diese Ent-
scheidungsgrundlage schafft sich eben nicht von alleine. 
Und dazu braucht es diese Datenstrategie – einen Plan, 
wie wir Daten zukünftig und zum Wohle aller nutzen 
wollen.

Wenn wir über die Nutzung von Daten sprechen, dann 
sprechen wir auch immer über den Schutz von Daten, 
gerade bei Gruppen, die benachteiligt sind oder verfolgt 
werden. Datennutzung und Datenschutz – das sind zwei 
Seiten einer Medaille; denn wer Datenschutz und Daten-
nutzung gegeneinander ausspielen will, hat weder das 
eine noch das andere verstanden.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Datennutzung ist nur möglich, wenn Daten bereitgestellt 
werden. Und damit Daten bereitgestellt werden, braucht 
es Vertrauen, dass mit diesen Daten, besonders mit sen-
siblen personenbezogenen Daten, kein Unfug passiert.

Die allermeisten Daten sind aber vom Datenschutz gar 
nicht betroffen; denn sie sind nicht personenbezogen oder 
personenbeziehbar. Hier wollen wir als Bund mit gutem 
Beispiel vorangehen und, wo möglich, unsere Daten als 
Open Data standardisiert zur Verfügung stellen. Damit 
verstauben sie nicht weiter in Datensilos, sondern können 
wirklich genutzt werden. Ob Datenkataloge, Datenräume 
oder Datenatlanten: Sichere Dateninfrastrukturen sind 
ein wichtiger Baustein von Vertrauen und somit von Da-
tennutzung. Es gibt keine gemeinwohlorientierte Daten-
nutzung ohne sichere Dateninfrastrukturen.

Mehr Daten, bessere Daten, eine mutige Datenkultur, 
Datenschutz und sichere Dateninfrastrukturen können 
und wollen wir als Staat bereitstellen. Aber richtige, 
durchschlagende Wirkung entfalten Daten erst dann, 
wenn man sie teilt, wenn man sie zugänglich, sie auffind-
bar macht, für Wissenschaft, für Zivilgesellschaft und 
auch für die Wirtschaft. Wir haben viele kluge Köpfe in 
Deutschland und Ideen, wie unsere gesellschaftlichen 
Probleme gelöst werden können; die werden aber nicht 
allein hier aus dieser Runde kommen.

(Heiterkeit der Abg. Tabea Rößner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zuruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD])

Wie heißt es? Daten sind kein Öl, sie sind Wasser. Wir 
brauchen den Zugang. Und es gibt keine gemeinwohl-
orientierte Datennutzung ohne Transparenz, ohne ein 
Recht auf Open Data.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion hat das Wort Beatrix von Storch.

(Beifall bei der AfD)

Beatrix von Storch (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die so-

genannte nationale Datenstrategie der Ampel dient vor 
allem einem: der vollständigen Verschleierung unfass-
barer Absichten.

(Zuruf des Abg. Tobias B. Bacherle [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zurufe von der SPD)

Die Ampel versteckt in einem Wust an Politlyrik bis-
lang Undenkbares zum Thema „massenhafte Datenspei-
cherung“. Und ich übersetze jetzt Ihre Wohlfühlphrasen 
mal ins Deutsche.

(Lachen des Abg. Dr. Volker Redder [FDP])

Ich zitiere Seite 4: Die „Datengrundlagen“ sollen „die 
Vielfalt unserer Gesellschaft abbilden“

(Zuruf von der SPD: Ist doch wunderbar!)
„und frei von Stereotypen, Diskriminierungen und Un-
gleichgewichten“ sein. Auf Deutsch: Fakten, messbare 
Realität, die nicht in Ihr links-grünes Weltbild passen, 
wollen Sie gar nicht mehr erheben.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zu viele islamische Gefährder, zu wenig Transen: klarer 
Fall von Datengrundlagen, die diskriminieren. Also: Weg 
mit den Daten!

Seite 8 – zitiert –:

„Wir unterstützen Unternehmen kartellrechtlich bei 
Datenkooperationen, wenn …ein …wirtschaftliches 
Interesse besteht.“

Auf Deutsch: Das Kartellrecht verbietet bestimmte Ko-
operationen von marktbeherrschenden Großkonzernen, 
und diese Verbote werden fallen. Die Datenkraken dürfen 
dann alles.

(Nadine Schön [CDU/CSU]: Hä?)
Ein Beispiel: Ihre Versicherung gibt Ihre Gesundheits-

daten direkt an Pfizer zur Impfstoffentwicklung; das passt 
auch zur elektronischen Patientenakte.

(Dunja Kreiser [SPD]: Fake News! – Zurufe 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und von 
der FDP)

Oder: Die Wohnungsbaukonzerne bekommen Daten von 
Facebook und Google über Ihre politische Einstellung; 
dann finden Sie vielleicht keine Mietwohnung mehr,

(Zuruf des Abg. Tobias B. Bacherle [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

oder Sie bekommen keinen Kredit mehr von der Bank.
Seite 14 – zitiert – : Die Datensammlungen sollen der 

staatlichen „Bewertung von Diensten, Prozessen oder 
Produkten mittels Ökobilanzdaten“ dienen. Ziel ist die – 
Zitat – „Transformation unserer Wirtschaft bis hin zu 
einer Kreislaufwirtschaft mittels Produktdatenmanage-
ment.“ Auf Deutsch: Der Staat sammelt alle Daten über 
die Produktion aller Unternehmen und über die Kaufent-
scheidungen aller Bürger: Wer produziert wie was wann 
und wo?

(Dunja Kreiser [SPD]: So ein Blödsinn! – 
Tobias B. Bacherle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ein Quatsch! – Maximilian Funke- 
Kaiser [FDP]: Sie haben Ihren Aluhut auf dem 
Platz vergessen!)

Wer verbraucht wie viel wovon? Und zu diesem Zweck 
wollen Sie effektiven und zielorientierten staatlichen Zu-
gang zu den Daten der Privatwirtschaft.

(Zuruf der Abg. Dunja Kreiser [SPD])
Der Staat weiß dann alles; und dann kann er ganz toll 

planen. Diesmal klappt es wirklich.
(Beifall bei der AfD)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                                                                                                                                                                                          15569 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Anna Kassautzki 



Und dann werden all die Daten nach Ihrer klimareligiö-
sen Ökobilanz bewertet mit dem erklärten Ziel, die Pro-
duktion und den Verbrauch Ihrer Voodoo-religiösen Will-
kürökobilanz anzupassen.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Maik Außendorf [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

„Transformation unserer Wirtschaft“, „Produktdaten-
management“, „Kreislaufwirtschaft“: Hinter solche Vo-
kabeln verstecken Sie die neue Ordnung.

(Zuruf des Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Konkret als Beispiel: Wenn die Daten zeigen, dass die 
Bürger zu viel Fleisch essen oder zu oft in den Urlaub 
fahren oder zu viel heizen, dann kommt der Staat und 
drosselt per Regulierung die Produktion

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Carolin Wagner [SPD]: Die Schnitzelpro-
duktion! Genau!)

oder erhöht den Preis; Stichwort „Green New Deal“. Am 
Ende steht dann die Kreislaufwirtschaft, das heißt Dein-
dustrialisierung und Planwirtschaft. Aber, wie gesagt: 
Diesmal klappt das mit der Planwirtschaft, weil wir 
dann ja alle Daten haben.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Das, was Sie vorhin 
geraucht haben, hätte ich auch mal gerne! – 
Zurufe von der SPD)

Ihre Pläne werden immer gefährlicher für den frei und 
selbstbestimmt lebenden Menschen. Sie werden totalitä-
rer. Und das verschleiern Sie gezielt hinter immer wohl-
klingenderen Worthülsen: Bewertung von Diensten nach 
staatlicher Datensammlung und Ökobilanz – Daten-
grundlage frei von Diskriminierung.

(Zuruf von der SPD: Was ist denn jetzt mit dem 
Schnitzel? Sagen Sie es!)

Unsere Aufgabe ist es, den Menschen da draußen of-
fenzulegen, was Sie vorhaben: Sie verschleiern, Sie ver-
stecken,

(Zuruf von der SPD: Lächerlich!)

Sie lügen, und Sie täuschen. Wir klären die Menschen 
darüber auf.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Welche Weltver-
schwörung war es dann diesmal? – Zurufe 
von der SPD)

Wir sprechen Deutsch. Ihren Totalitarismus im Namen 
von Klimaschutz und Pandemiebekämpfung werden wir 
demaskieren und verhindern.

(Zuruf von der SPD: Was ist mit meinem 
Schnitzel?)

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Tabea 

Rößner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Das war ja eher eine Satire.
(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der SPD 
und der FDP und der Abg. Anke Domscheit- 
Berg [DIE LINKE] – Zuruf von der SPD: Eine 
schlechte!)

Wenn Sie, Frau Storch, mal öfter im Digitalausschuss 
vorbeischauen würden, dann hätten Sie wahrscheinlich 
ein bisschen mehr Kenntnis.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Anke Domscheit-Berg [DIE 
LINKE])

Gestern meinte ein Vertreter der Digitalwirtschaft zu 
mir, es ginge in Diskussionen ja immer um mehr Daten, 
dabei hätten wir ja fast schon zu viele. Ich konnte mich 
dem natürlich nicht sofort anschließen, weil ich gleich an 
Forschung und andere Bereiche gedacht habe, wo die 
Datenlage unzureichend ist.

Dann habe ich mir Zahlen angeschaut. Während das 
weltweite Datenaufkommen vor sechs Jahren noch 
23 Zettabytes betrug, schätzt man das Volumen im nächs-
ten Jahr auf 163 Zettabytes; das ist eine Zahl mit 21 Nul-
len. Wenn man das auf DVDs brennen würde, wäre das 
laut einer Studie ein Stapel, der 23-mal von der Erde bis 
zum Mond reichen würde. Also, wir haben unfassbar 
viele Daten, und 80 Prozent der Unternehmensdaten in 
Deutschland werden nicht genutzt. Warum? Weil sie 
nicht lesbar sind, nicht interoperabel, ihre Qualität nicht 
ausreicht oder sie schlicht nicht zugänglich sind. Dabei 
wissen wir, dass digitale Anwendungen wie Machine 
Learning und KI mit Daten gefüttert und trainiert werden 
müssen, um ihren Nutzen für die Gesellschaft entfalten zu 
können. 80 Prozent verborgene Schätze – das müssen wir 
ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir setzen große Hoffnungen auf Automatisierung, 
um dem Arbeitskräftemangel zu begegnen, die Wirt-
schaft in die Klimaneutralität zu führen, für digitale Zwil-
linge und smarte Lösungen bei der Städte- und Verkehrs-
planung, für eine effiziente Logistik und Vorhersagen von 
Naturkatastrophen. Ich komme aus Rheinland-Pfalz. Wo-
möglich hätten wir im Ahrtal Menschen retten können, 
wenn wir bessere Prognosen aufgrund von validen Wet-
terdaten gehabt hätten.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Die Prognosen waren 
da! Die Leute haben versagt! – Weitere Zurufe 
der Abg. Stephan Brandner [AfD] und Beatrix 
von Storch [AfD])

Es ist daher überfällig, die Datenstrategie upzudaten, 
um die Schätze heben zu können. Für die Datennutzung 
braucht es Fairness, klare Regeln und Transparenz.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wer Daten will, muss Sicherheit bieten. Mit der Roadmap 
gehen wir sehr ambitioniert Gesetze an, die die faire 
Nutzung von Daten ermöglichen, Standards setzen und 
Qualitätsanforderungen beschreiben.

Auch der Staat ist in der Pflicht. Es liegen so viele 
Daten in den Amtsstuben von Bund, Ländern und Kom-
munen. Oft besteht gar kein Überblick, was alles verfüg-
bar ist, und dann wird doch eine neue Erhebung gemacht. 
Das kostet Zeit, Geld, Geduld und Vertrauen. Die neu 
eingerichteten Datenlabore im Kanzleramt und in den 
Ministerien sind ein richtiger Ansatz, um Kompetenzen 
aufzubauen und bestehende Daten besser zu nutzen.

In einigen Bereichen brauchen wir mehr Daten: in der 
Forschung, für die Diagnostik und Früherkennung von 
schweren Erkrankungen wie für ihre Therapien. Aber 
Gesundheitsdaten sind sensibel. Umso wichtiger, dass 
höchste Anforderungen an Datenschutz, Sicherheit und 
Selbstbestimmung derjenigen gelten, deren Daten die 
Wissenschaft braucht. Ich bin überzeugt, dass mehr Men-
schen Daten zur Verfügung stellen, wenn sie sicher sein 
können, dass ihre Daten nicht missbraucht oder sogar 
am Ende gegen sie verwendet werden. Leider machen 
viele Verbraucherinnen und Verbraucher ja immer noch 
schlechte Erfahrungen. Daten- und Identitätsklau, gierige 
Cookies im Dienst des Datenkapitalismus, Manipulation 
im Stile von Cambridge Analytica oder beim Scoring der 
Schufa haben viel Vertrauen verspielt.

Wenn wir mehr persönliche Daten sammeln, brauchen 
wir konsequenten Datenschutz und Sicherheit by Design 
sowie ein transparentes Risikomanagement.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Maximilian Funke-Kaiser [FDP])

So gewinnen wir Vertrauen. Und fürs Gemeinwohl geben 
Menschen ihre Daten, nicht für die Profite einzelner In-
ternetkonzerne, und, wenn sie die Kontrolle behalten und 
widersprechen können.

Der Data Act ist richtungsweisend und räumt den Ver-
braucherinnen und Verbrauchern mehr Selbstbestim-
mung ein. Zudem braucht es weitere Anstrengungen bei 
Anonymisierungstechniken und gut ausgestattete Daten-
schutzbehörden. Mit der elektronischen Patientenakte 
steht der Zugang zu vielen sensiblen Daten im Raum. 
Wir müssen dafür sorgen, dass gut gemeint am Ende 
auch gut gemacht ist.

Wichtig ist bei allem eine hohe Datenqualität, um mög-
liche Bias – die Kollegin Kassautzki hat es angespro-
chen – in den Modellierungen mitzudenken und zu ver-
hindern. Wenn man zum Beispiel Verkehrsdaten erhebt, 
gibt es Unterschiede zwischen Männern und Frauen, zwi-
schen Alt und Jung, und man kann nachvollziehen, wer, 
wann und zu welchem Zweck welches Verkehrsmittel 
nutzt. Um Diskriminierungen nicht zu verfestigen, muss 
by Design mitgedacht werden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nur so gelingt eine bessere inklusive Planung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir wollen Datennutzung zu guten Bedingungen in 
Wirtschaft, Forschung und Zivilgesellschaft –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Rößner, letzter Satz, bitte.

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– ich komme zum Schluss, mein letzter Satz – auf 

nationaler Ebene mit dem Mobilitäts- und Forschungs-
datengesetz, mit Datenräumen und dem Transparenzge-
setz. Im Verbund mit den europäischen Gesetzen bilden 
wir einen Rahmen, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Rößner, letzter Satz, jetzt wirklich bitte.

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– der Diskriminierungen vermindert, Fairness und 

Transparenz erhöht und Rechtssicherheit schafft.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich bitte Sie wirklich, auf die Zeiten zu achten. Wenn 

dort vorne das Lämpchen aufleuchtet, dann heißt das, 
man muss zum Schluss kommen. Das noch mal als Hin-
weis.

Für die FDP-Fraktion hat das Wort Maximilian Funke- 
Kaiser.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Maximilian Funke-Kaiser (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ohne Daten keine Digitalisierung; darüber 
sind wir uns einig. Ich denke, wir sind uns auch darüber 
einig, dass die fehlenden Daten bislang das Problem der 
Digitalisierung in Deutschland waren. Im Grunde war das 
die letzten Jahre so wie Schwimmen ohne Wasser im 
Becken: es sah ein bisschen blöd aus, und vorangekom-
men ist man auch nicht wirklich. Deswegen ist klar: 
Damit muss Schluss sein. Wir wollen die Faxe und Pa-
pierberge rauswerfen, die in den letzten Jahren unions-
geführter Regierung angehäuft wurden. Wir brauchen 
maschinenlesbare Daten. Digitalisierung darf kein Buzz-
word mehr sein. Und dass Digitalisierung kein Buzzword 
mehr ist, dafür sorgt die Datenstrategie der Bundesregie-
rung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Unser Ziel ist klar: Wir brauchen mehr Daten, wir 
brauchen bessere Daten, wir brauchen eine neue Daten-
kultur. Die vorliegende Datenstrategie sorgt für diese 
neue Datenkultur, eine Datenkultur, die – das sei an dieser 
Stelle gesagt – in einer zunehmend datengetriebenen Welt 
längst überfällig ist.

Und wir trauen uns an den Elefanten im Raum, näm-
lich an die Vereinbarkeit von Datenschutz und Daten-
nutzbarkeit – das wurde auch schon angesprochen –; 
denn eines ist ganz klar: Datennutzung muss nicht im 
Einklang mit Datenschutz stehen. – In der Theorie tut 
es das nämlich definitiv nicht, in der Praxis tut es das 
derzeit aber schon. Wir haben komplexe Datenschutz-
gesetzgebungen. Besonders aber haben wir Probleme in 
der Auslegung mit unterschiedlichsten Stellen, die unter-
schiedlich interpretieren, und das führt in der Praxis dazu, 
dass aus Sorge vor Sanktionen oft eben keine Daten ge-
teilt werden und somit datenbasierte Projekte nicht umge-
setzt werden. Diese Rechtsunklarheit – und es ist wichtig, 
das an dieser Stelle zu sagen – führt nicht nur zu Frust bei 
deutschen Unternehmen, das führt nicht nur zu Überbüro-
kratie, sondern das führt auch dazu, dass internationale 
Investoren nicht in Deutschland investieren. Das ist ein 
Standortnachteil; und diesen Standortnachteil schaffen 
wir ab, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir reformieren das Bundesdatenschutzgesetz. Unter-
nehmen und Forschungseinrichtungen werden nur noch 
einer Datenschutzbehörde unterstellt. Wir stärken die Da-
tenschutzkonferenz mit verbindlichen Beschlüssen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir pumpen jetzt 
Wasser in das Becken, damit wir endlich vorankommen 
und damit das nicht mehr so nach Trockenschwimmen à 
la Union wie in den letzten Jahren aussieht.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort die Kollegin 

Franziska Hoppermann.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Franziska Hoppermann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich muss Ihnen wirklich sagen: Ich habe mit 
großem Interesse die Datenstrategie der Bundesregierung 
gelesen. Das soll ja eine Fortführung der Datenstrategie 
aus unserer Regierungszeit sein, damals Ende Januar 
2021 verabschiedet mit immerhin 234 konkreten Maß-
nahmen, einzeln den Ressorts zugewiesen. Von denen 
waren schon nach einem Jahr viele angeschoben und 
einige umgesetzt – und das trotz Pandemie.

Ich war sehr gespannt, wie Sie dieses Thema nun wei-
terentwickeln. Es sind ja wirklich viele Erkenntnisse und 
Entwicklungen in rasanter Geschwindigkeit dazugekom-
men: künstliche Intelligenz, ChatGPT, Internet der Dinge 

in anderen Dimensionen. Dazu haben wir viele Daten-
gesetzgebungen auf EU-Ebene: Digital Markets Act, Di-
gital Services Act, Data Act, Data Governance Act, Di-
gital Health Data Space – und alles immer im 
Spannungsfeld mit Datenschutz.

Die Erkenntnis, wie wichtig Daten sind, was für Po-
tenziale sie bergen, wie viel Wertschöpfung möglich ist, 
wenn wir den Goldschatz Daten richtig heben, teilen wir 
fast alle. Dass 80 Prozent der Daten ungenutzt sind, wis-
sen wir. Nur ist gerade in Deutschland der Datenschutz 
schon allein in seiner Organisationsstruktur besonders 
ausgeprägt und eher von Regulierung und Verhinderung 
als von Möglichmachen geprägt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und da lese ich nun Ihre 40 Seiten und warte die ganze 
Zeit gespannt darauf, was Sie nun eigentlich konkret 
machen wollen und wie Sie das umsetzen. Ich lese von 
neuen Datenpools, einem Datenatlas, einer Landingpage, 
von einer Datentaxonomie, von Open-Data-Koordinato-
ren in allen Bundesministerien, vom Dateninstitut, von 
einem Beratungsinstitut für künstliche Intelligenz in der 
öffentlichen Verwaltung, von Datenräumen

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Alles gute Konzepte! Toll!)

und einer Übersicht über alle Daten, die es in der öffent-
lichen Verwaltung so gibt. Und wissen Sie, was ich da 
gedacht habe?

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: „Warum haben 
wir das nicht schon früher gemacht?“!)

Ich bin mal gespannt, wer da den Überblick behält, und 
vor allem, was Sie konkret machen und warum Sie immer 
mehr Institute, Stellen und Koordinatoren schaffen und 
hier wie in einem Proseminar über das Thema Daten 
reden. Aber davon, wie das in der Praxis funktionieren 
soll, wie es wirklich zu schnellerem, effektiverem Daten-
teilen kommen soll, sprechen Sie nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich wartete gespannt am Ende auf den Umsetzungsteil. 
Nur leider kam nach 39 Seiten nichts mehr. Kein „Was 
genau wollen wir machen?“, kein „Wer ist dafür zustän-
dig?“, kein „Wie messen wir die Ziele?“. Es gibt – die 
Kollegin Domscheit-Berg hat es gesagt – exakt eine Seite 
mit einem Balkendiagramm über sieben Gesetzesvor-
haben und dem Aufbau von den zitierten Strukturen in 
Quartalsabbildungen – das ist alles.

Mein enttäuschtes Fazit zu Ihrer Datenstrategie ist: Sie 
sind eine Ankündigungsregierung. Es mangelt nicht an 
seitenweise blumigen Beschreibungen davon, was alles 
getan werden müsste, sollte und könnte. Sie schreiben auf 
Ihren mageren 40 Seiten wieder nur eine Zusammenstel-
lung einzelner Maßnahmen, die schon Teil der Digital-
strategie sind, die Sie auch nicht steuern.

(Maik Außendorf [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie lange war denn Ihre Strategie? 
Null Seiten war Ihre Strategie!)
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Sie ist ein „aktualisiertes Pflichtenheft“, wie der Bitkom 
schon schreibt. Es sind übrigens eins zu eins die gleichen 
Abschnitte wie in unserer Datenstrategie aus dem Jahr 
2021, nur ohne konkrete Ziele und ohne Schritte.

Sie setzen nicht um, und ich frage mich wirklich: Wa-
rum nicht? Woran hakt es denn, dass Sie die Dinge nicht 
auf die Straße bekommen? Sie haben keinen Plan, keine 
konkreten Projekte und nichts, was den Ressorts zugeord-
net ist. Und das debattieren wir am Donnerstagmorgen in 
der Primetime einer Sitzungswoche.

(Beifall bei der CDU/CSU – Tabea Rößner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, immerhin! 
Das ist doch super!)

Sie bleiben in der Digitalpolitik vor allem eins: eine 
riesengroße Enttäuschung und planlos. Es tut mir leid, 
dass ich das so sagen muss. Ich wünschte mir wirklich, 
es wäre anders.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Dr. Carolin 

Wagner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Frau Kollegin Hoppermann, also KI ist 
nun wahrlich nichts Neues. Das Deutsche Forschungs-
zentrum für KI ist schon 1988 gegründet worden. Diesen 
Bereich hätten Sie in der Datenstrategie auch schon mal 
viel mehr Raum einnehmen lassen können. Dass wir 
nicht nur ankündigen, sondern umsetzen, hat uns erst 
die Bertelsmann-Stiftung attestiert. Sie können sich ja 
dort mal melden und noch mal nachfragen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Maik Außendorf 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

„Fortschritt durch Datennutzung“ – das ist die Über-
schrift der Datenstrategie, die wir heute diskutieren. 
Diese Strategie umfasst viele Dimensionen, die wir in 
der Debatte auch schon gehört haben. Es geht darum, 
die Datenqualität zu verbessern, wie wir gleichberech-
tigte Zugänge zu Daten herstellen, wie wir eine Kultur 
des Datenteilens etablieren und dabei Datensouveränität 
und Datenschutzstandards hochhalten.

Ja, es stecken viele wirtschaftliche Potenziale in einer 
effektiveren Datennutzung; aber dies darf uns nicht dazu 
verleiten, uns allein von diesen kommerziellen Interessen 
antreiben zu lassen. Es stecken nämlich ganz, ganz viele 
gesellschaftliche, gemeinnützige Potenziale in diesem 
Thema, und diese an die Poleposition der Debatte zu 
stellen, ist Anspruch für uns als SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ganz zentral bei der Frage, wie wir Fortschritt durch 
Datennutzung schaffen, ist für mich auch die Frage, wie 
wir die dafür notwendige Datenkompetenz in der Gesell-
schaft heben. Wie Lesen und Schreiben zählt Datenkom-
petenz, also „digital literacy“, zu einer Grund- und 
Schlüsselkompetenz im 21. Jahrhundert. Ihre Vermitt-
lung für die Gesellschaft entspricht aber noch nicht dieser 
relevanten Stellung; und das müssen wir rasch ändern.

(Beifall bei der SPD)

Uns allen begegnen Daten jeden Tag. Wir produzieren 
sie selbst, etwa beim Arztbesuch, beim Surfen auf dem 
Smartphone. Umso wichtiger ist es, dass Bürgerinnen 
und Bürger Daten und ihre Potenziale einordnen und sie 
anwenden können. Wir wollen, dass alle Menschen die 
Nutzung von Daten souverän beurteilen und möglichst 
viele Daten selbst kompetent, sicher und innovativ nutzen 
können. Daran arbeiten wir als Ampel.

Den Schulen kommt sicherlich bei dieser Vermittlung 
eine besondere Rolle zu. Aber allein über die Schulen 
werden wir einen Schub in Sachen Datenkompetenz nicht 
herstellen können. Auch außerschulisch und in der Er-
wachsenenbildung muss mehr Fokus auf dieses Thema 
gelegt werden. Dabei ist auch klar: Die digitale Ausstat-
tung steht in Zusammenhang mit dem sozioökonomi-
schen Hintergrund, und nur mit entsprechender digitaler 
Ausstattung können digitale Anwendungen genutzt wer-
den. Nachvollziehbarerweise trauen sich digital Abseits-
stehende weniger zu, digitale Kompetenzen zu erlangen.

Also auch diese Bildungsfrage ist eine Frage, die vom 
Geldbeutel abhängt, sei es vom eigenen im Erwachsenen-
leben oder dem der Eltern. Darum benötigen wir niedrig-
schwellige, barrierearme Angebote in der Fläche für alle 
Zielgruppen mit Bereitstellung entsprechender Geräte 
und Anwendungen. Gut ist, dass es da jetzt schon einiges 
gibt, zum Beispiel den KI-Campus des Stifterverbandes. 
Es gibt viele richtig tolle Angebote etwa vom JFF, dem 
Institut für Medienpädagogik in München. Die machen 
Workshops, veröffentlichen Zeitschriften und, und, und. 
Es gibt die App „Stadt | Land | DatenFluss“, BMBF-ge-
fördert, die auf spielerische Art Datenkompetenz vermit-
telt. Das alles sind sicherlich Leuchttürme, die man nen-
nen muss. Einzelne Leuchttürme reichen aber nicht aus, 
wir müssen in die Fläche gehen.

Für die Bündelung einzelner Maßnahmen ist das Civic 
Data Lab vorgesehen. Mit ihm sollen Förderprogramme 
für Daten- und KI-Kompetenzen gestärkt werden. Oder 
die Toolbox Datenkompetenzen: Sie soll einen flächen-
deckenden Zugang zu Lernangeboten schaffen. Ganz 
wichtig ist das Beratungszentrum für KI, kurz BeKI, 
mit dem notwendigen Kompetenzaufbau in unserer öf-
fentlichen Verwaltung.

Wir müssen Bürgerinnen und Bürgern als Datengene-
rierenden besser vermitteln, welchen Mehrwert Daten-
teilen mit sich bringt, gleichzeitig müssen wir Vertrauen 
sicherstellen. Nur so lässt sich das volle Potenzial von 
Daten ausschöpfen. Die Vermittlung von Datenkom-
petenz muss das Lesen und Schreiben in der digitalen 
Welt werden. Dafür stehen wir als Ampel, und daran 
arbeiten wir.

Vielen herzlichen Dank.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                                                                                                                                                                                          15573 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Franziska Hoppermann 



(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort Dr. Reinhard 

Brandl.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Also diesen Tag heute vermerke ich mir im Kalender als 
das große Nebelkerzenfest der Ampel.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stefan Müller 
[Erlangen] [CDU/CSU]: Sehr richtig! – 
Maximilian Funke-Kaiser [FDP]: Da sind 
eher Sie Experte!)

Und manchmal – ich kann sagen: das passiert sehr selten – 
schaffen Sie es fast, mich sprachlos zu machen.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Das 
will was heißen!)

Ich will den geneigten Zuhörern auf der Tribüne und 
vielleicht vor den Bildschirmen einmal mitteilen, was 
hier gerade parallel abläuft. Hier im Plenum des Deut-
schen Bundestages feiert sich die Ampel als die Fort-
schrittskoalition,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Zu Recht!)
die mit ihrer Datenstrategie unser Land voranbringt. 
Gleichzeitig, 100 Meter weiter, sitzt im Haushaltsaus-
schuss Minister Volker Wissing. Und ich will Ihnen mal 
kurz darlegen, was er gerade im Haushaltsausschuss prä-
sentiert.

(Dunja Kreiser [SPD]: Ach, Sie sind dabei?)
Erstens. Es wird kein Digitalbudget geben,

(Zurufe von der FDP)
obwohl die Ampel im Koalitionsvertrag mehr Geld für 
Digitalisierung versprochen hat. Dieses Versprechen wird 
die Ampel nicht einhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe der Abg. 
Maik Außendorf [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Maximilian Funke-Kaiser [FDP])

Zweitens. In seinem eigenen Haushalt kürzt er im Be-
reich Digitales 25 Prozent.

(Maximilian Funke-Kaiser [FDP]: Das sind 
Nebelkerzen!)

Der Rasenmäher geht drüber: über 5 G, über KI, über 
Breitband. Weniger Geld für Digitalisierung ist die Rea-
lität.

Drittens – das ist jetzt der eigentliche Hammer –: Die 
Bundesregierung löst das Sondervermögen „Digitale In-
frastruktur“ auf.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Was?)
Das hört sich jetzt ein bisschen technisch an. Aber was 
verbirgt sich dahinter?

(Maik Außendorf [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie wollten das doch immer auflösen!)

Das Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ wurde ge-
speist aus den Erlösen der Mobilfunkfrequenzvergaben: 
4,2 Milliarden Euro zweckgebunden für Breitbandausbau 
und den DigitalPakt Schule. Die Ampel schüttet diesen 
Topf jetzt aus. Finanzminister Lindner freut sich über 
4,2 Milliarden Euro Einnahmen im Bundeshaushalt,

(Zuruf des Abg. Maximilian Funke-Kaiser 
[FDP])

und gleichzeitig nimmt er nur 2,7 Milliarden Euro als 
Vorsorge für Digitales. Das heißt 1,5 Milliarden Euro 
werden verfrühstückt, gehen für irgendwas im Haushalt 
drauf.

(Maximilian Funke-Kaiser [FDP]: Das Geld ist 
gebunden, Herr Kollege!)

Damit kommt unser Land nicht nach vorne.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden Jahre, 
wenn nicht Jahrzehnte brauchen, um diese Ampeldelle 
wieder auszugleichen.

(Dr. Volker Redder [FDP]: So ein Quatsch!)

Denn das Geld ist jetzt weg. Wo soll es denn herkommen? 
An das grüne Wirtschaftswunder glaubt im Land nie-
mand mehr.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und Sie sind so dreist, während das im Haushaltsaus-
schuss stattfindet, diese Debatte hier zu führen und die 
Ampel mit ihrer Datenstrategie zu feiern.

(Maximilian Funke-Kaiser [FDP]: Unglaub-
lich!)

Lassen Sie mich ein paar Worte zu dieser Datenstrate-
gie verlieren. Da stehen viele richtige und schöne Sätze 
drin. Aber Worte allein reichen nicht. Ich will Ihnen mal 
ein paar Beispiele nennen.

Erstens. Sie beschreiben vollmundig die Potenziale 
von Datennutzung auch für Unternehmen. Die Realität 
ist, dass die Unternehmen, wenn ich sie besuche, dann 
nicht über die Potenziale von Datennutzung reden, son-
dern über den enormen bürokratischen Aufwand für Da-
tenschutz.

(Zuruf des Abg. Leon Eckert [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das kostet die Unternehmen Geld. Jetzt schreiben Sie in 
Ihrer Strategie: Wir wollen den Datenschutz praktikabler 
machen. – Aber an keiner Stelle werden Sie konkret, wie 
Sie es machen wollen. Das wäre eigentlich die Aufgabe 
einer solchen Strategie.

Zweitens: digitale Verwaltung. Sie wollen eine daten-
getriebene digitale Verwaltung erreichen. Dazu brauchen 
Sie aber moderne Register. Die letzte Koalition hat 2021 
ein Registermodernisierungsgesetz beschlossen. Sie set-
zen es nicht um, weil Sie sich über technische Fragen von 
Identifiern nicht einigen können.
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(Maximilian Funke-Kaiser [FDP]: Stimmt 
doch gar nicht! Sie sollten sich besser infor-
mieren, Herr Kollege! – Dr. Volker Redder 
[FDP]: Völlig falsch!)

Jetzt haben Sie sich im Juni darauf verständigt, zumindest 
laut Presseberichten, dass es einen Kompromiss zwi-
schen Grünen, FDP und SPD gibt, was man jetzt als ID 
in den Registern verwendet. In der Datenstrategie lese ich 
dazu kein einziges Wort. Das wäre ein Ort gewesen, wo 
Sie es auch mal hätten umsetzen können.

(Maximilian Funke-Kaiser [FDP]: Wir setzen 
um! Im Gegensatz zu Ihnen!)

Drittens. In Ihrer Strategie steht kein einziges mess-
bares Ziel; es ist nur eine Roadmap. Es gibt keine einzige 
klare Verantwortlichkeit, an der wir Sie in Zukunft mes-
sen können.

(Zuruf der Abg. Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, es wird mit der Datenstra-
tegie genauso enden wie mit Ihrer Digitalstrategie: heiße 
Luft, nichts dahinter. Aber wir lassen Ihnen das nicht 
durchgehen. Unser Anspruch als CDU/CSU ist, unser 
Land voranzubringen. Mit Ihnen fallen wir zurück. Das 
ist schade für Deutschland. Wir haben mehr verdient.

Danke. 
(Beifall bei der CDU/CSU – Maik Außendorf 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das wäre vor 
zwei Jahren eine gute Rede gewesen!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Armand Zorn.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Armand Zorn (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Daten sind 
die Grundlage für eine digitale und sozial-ökologische 
Transformation von Gesellschaft, Wissenschaft, öffent-
licher Hand, aber natürlich auch von Wirtschaft. Das 
passt auch zu der allgemeinen Situation; denn während 
einige Fraktionen in diesem Haus den Untergang der 
deutschen Wirtschaft herbeireden, arbeitet dieses Ampel-
koalition gemeinsam mit der Bundesregierung daran, die 
deutsche Wirtschaft wettbewerbsfähig und innovations-
fähig zu machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf des Abg. Stefan Müller [Erlan-
gen] [CDU/CSU])

Das konnten wir auch letzte Woche schon beobachten. 
Wir hatten letzte Woche die erste Lesung des Zukunfts-
finanzierungsgesetzes, wir werden uns nächste Plenar-
woche in erster Lesung mit dem Wachstumschancenge-
setz auseinandersetzen, und heute reden wir über die 
Datenstrategie.

Ich möchte gerne jetzt in meiner Redezeit auf den 
Mehrwert eingehen, der dadurch für die deutsche Wirt-
schaft und insbesondere für den Mittelstand entsteht; 
denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wissen alle, 
welchen Beitrag der Mittelstand bei uns hier in Deutsch-
land leistet und welche Rolle er in Zukunft wieder spielen 
wird, wenn es darum geht, auch die Wettbewerbsfähig-
keit und die Innovationsfähigkeit aufrechtzuerhalten.

Wenn man sich das allerdings anschaut – ich möchte 
hier eine Studie des BMWK aus dem Jahr 2021 zitieren, 
wonach nur 8 Prozent der kleinen und mittelständischen 
Unternehmen KI-Lösungen verwenden –, dann erkennt 
man: Das ist viel zu wenig. Deswegen müssen mehr 
KI-Anwendungen im Mittelstand und mehr KI-Innova-
tionen aus dem Mittelstand das Ziel sein. Dafür steht 
diese Ampelkoalition.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Die Datenstrategie der Bundesregierung setzt auch den 
Rahmen dafür; denn dafür braucht es drei grundlegende 
Maßnahmen. Da ist zunächst die Datenverfügung. Darü-
ber haben wir heute bereits mehrfach gesprochen. Tag-
täglich entstehen Millionen von Daten in mittelstän-
dischen Unternehmen: Daten, die nicht genutzt werden, 
Daten, die kaum gesammelt werden. – Hören Sie bitte 
auf, von mir ein Bild zu machen! Das finde ich jetzt nicht 
so gut.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Entschuldigung; ich stoppe kurz die Redezeit. – Wir 

haben eine klare Verabredung: Im Plenarsaal wird wäh-
rend der Debatten nicht fotografiert. Danke, dass Sie sich 
daran halten. – Bitte schön.

Armand Zorn (SPD):
Ich darf weitermachen. Frau Präsidentin, vielen Dank.
Diese Daten, die tagtäglich in mittelständischen Unter-

nehmen entstehen, müssen stärker gesammelt werden, 
müssen stärker zur Verfügung stehen. Deswegen gibt es 
auch das Recht auf Open Data, deswegen sind diese An-
reize zum Datenteilen, wie dies in der Datenstrategie 
steht, grundlegend wichtig, um mehr Daten zur Ver-
fügung zu haben.

Aber neben der Datenverfügung ist auch die Frage von 
Datenqualität für gute und innovative Lösungen essen-
ziell wichtig. Am Ende sind KI-Lösungen, KI-Anwen-
dungen auch nur so gut wie die Datenqualität. Da ist 
die Datenstrategie mit den Standards, die für die Daten 
gesetzt werden, mit den Standards, die auch für Qualitäts-
sicherung insbesondere bei großen Datensätzen gesetzt 
werden, genau das Richtige, was wir brauchen, um auch 
hier eine gute Datenqualität zur Verfügung zu stellen.

Schließlich: Datennutzung ist am Ende ein entschei-
dender Faktor. Das Thema „Datenkompetenz und verant-
wortungsbewusster Umgang mit Daten“ sorgt dafür, dass 
wir Transparenz dabei herstellen können, sorgt dafür, 
dass wir nicht nur innerhalb der Unternehmen, sondern 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                                                                                                                                                                                          15575 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Reinhard Brandl 



auch innerhalb der Gesellschaft Vertrauen in Daten set-
zen können. Deswegen ist es auch wichtig, dass es so in 
der Datenstrategie der Bundesregierung niedergelegt ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, abschließend will 
ich sagen: Digitale Innovationen können nur so gut sein 
wie die Daten, auf denen sie basieren. Deswegen ist es 
wichtig, dass wir hier neben all dem, was wir bereits als 
Bundesregierung machen, auch beim Thema Daten-
sicherheit und beim Thema Datenschutz die richtigen 
Rahmenbedingungen dafür setzen.

Diese Ampelregierung redet nicht nur, sondern sie ar-
beitet auch. Wer daran Zweifel hat, kann sich gerne noch 
mal die Daten der Bertelsmann-Stiftung geben lassen. 
Die Studie, die vor ein paar Wochen vorgestellt wurde, 
sagt, dass die Ampelkoalition bereits 63 Prozent der Vor-
haben umgesetzt hat. Wenn Sie daran Zweifel haben, 
schauen Sie sich gerne noch mal die Daten an.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Patrick Schnieder 
[CDU/CSU]: Masse statt Klasse! – Zuruf des 
Abg. Marc Bernhard [AfD])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dunja Kreiser hat jetzt das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich fasse 
zum Schluss noch mal zusammen: Bisher bleiben in un-
serem Land der Wert von Daten und auch das Potenzial 
von Open Data oft noch ungenutzt.

Mit der nationalen Datenstrategie der Bundesregierung 
werden wir genau das ändern und diesen Wert heben. 
Damit schaffen wir die Rahmenbedingungen, um mehr 
und bessere Daten für unser Gemeinwohl nutzen zu kön-
nen. Unsere Verwaltung ist auf diese angewiesen. Oft 
sind die Daten vorhanden, aber bis jetzt nicht verwendbar 
oder zugänglich, ob für den öffentlichen Nahverkehr oder 
im Falle von Umweltdaten für den Klimaschutz.

Als Berichterstatterin für das Thema Wasser freut es 
mich heute insbesondere, dass das in diesen Reden sehr 
deutlich angesprochen wurde. Aber ich unterstreiche es 
vor allem, weil da eben auch die Daten fehlen sowie 
deren Austausch, Auswertung und Zugänglichkeit. Al-
lein um besser auf Starkregenereignisse vorbereitet zu 
sein, ist es ist wichtig. Gestern gab es in diesem Hause 
eine öffentliche Anhörung zur Luftqualität. Auch hier 
wurde ganz klar die Relevanz von Daten unterstrichen; 
nur zwei von unzähligen Beispielen.

Doch nicht nur unser Staat wird diese Daten nutzen 
können. Wir wollen gleichzeitig einen fairen und öffent-
lichen Zugang zu den Daten, soweit möglich. Darum soll 
es einen Rechtsanspruch auf Open Data geben, frei zu-

gängliche Daten also, die von allen genutzt, verbreitet 
und verwendet werden dürfen. Soweit die Daten keine 
sensiblen Informationen enthalten und somit keinen legi-
timen Zugangsbeschränkungen unterliegen, sollen sie 
über das Portal GovData zugänglich gemacht und ver-
knüpft werden, und dies standardmäßig, in hoher Quali-
tät, vollständig, aktuell, transparent, nachvollziehbar be-
schrieben und regelmäßig gepflegt.

Als Innenpolitikerin möchte ich hier noch mal die Cy-
bersicherheitsstrategie ansprechen, die unsere Datenstra-
tegie flankiert. Die Cybersicherheitsstrategie liegt in den 
Händen des Bundesamtes für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik, BSI, dessen Spitze seit Neuestem, seit dem 
1. Juli 2023, von Frau Plattner besetzt ist, einer Frau mit 
internationalen Erfahrungen.

(Petra Nicolaisen [CDU/CSU]: Ja, und?)

Diese Cybersicherheitstechnik soll dort ganz klar auch 
zentralisiert werden. Wir wollen den Ausbau der Bund- 
Länder-Verhältnisse stärken. Dazu ist es wahrscheinlich 
nötig, das Grundgesetz etwas zu ändern; denn zurzeit 
kann nur Amtshilfe geleistet werden und es kann eben 
nicht auf Dauer unterstützt werden.

Durch den Diebstahl von Daten und auch von IT-Aus-
rüstung sowie durch Spionageaktivitäten sind unsere 
Wirtschaft und unsere Gesellschaft gefährdet. 206 Milli-
arden Euro Schaden in den letzten Jahren, das ist wirklich 
ein großer volkswirtschaftlicher Schaden. Deswegen ist 
es wichtig, uns darauf zu fokussieren. Denn wir können 
jetzt natürlich schon aktiv abwehren, durch Schutz Um-
leitungen ausschalten; aber wir müssen auch den Fokus 
auf die passive Cyberabwehr verstärkt richten, auch mit 
künstlicher Intelligenz, für eine Industrie 4.0.

Medizintechnik: Allein im Gesundheitssystem brau-
chen wir Strukturierer/-innen. Wir brauchen Moderato-
rinnen und Moderatoren. Wir wollen dem Wunsch der 
Netzwerker/-innen nachkommen, Kommunikation und 
Koordination in der Cybersicherheit voranbringen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Dunja Kreiser (SPD):
Ja, Frau Präsidentin. – Frau Plattner wünsche ich bei 

dieser Arbeit viel Erfolg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herzlichen Dank. – Damit schließe ich die Ausspra-

che.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/8260 an die Ausschüsse vorgeschlagen, 
die Sie in der Tagesordnung finden. Damit sind Sie of-
fensichtlich einverstanden. – Dann verfahren wir auch so.
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Jetzt rufe ich auf die Tagesordnungspunkte 10 a und 
10 b:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, 
Dr. Gottfried Curio, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

Befugnisse der Bundespolizei bei Abschie-
bungen zur Bewältigung der Massen-
migration stärken und Fahndungskorridor 
erweitern

Drucksache 20/8156
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und 
Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Martin Hess, Dr. Bernd 
Baumann, Dr. Gottfried Curio, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der AfD 

Elf-Punkte-Plan zum Schutz der Grenzen 
und vor unregulierter Massenmigration 
sofort umsetzen – Frühzeitige Unterrich-
tung des Parlaments bei kritischen Mas-
senmigrationslagen sicherstellen

Drucksachen 20/6485, 20/6785

Über die Beschlussempfehlung werden wir später auch 
namentlich abstimmen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 68 Minuten 
vorgesehen.

Das Wort hat Martin Hess für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Hess (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Europa 

und Deutschland befinden sich in einer historischen Mi-
grationskrise, die das Potenzial hat, unsere Gesellschaft 
zu spalten, und die den inneren Frieden in unserem Land 
bereits ernsthaft stört. Die Asylbewerberzahlen in 
Deutschland und die illegalen Einreisen sind geradezu 
explodiert. Die Belastungsgrenzen der Kommunen und 
Landkreise sind nicht nur erschöpft, sie sind bei Weitem 
überschritten.

Eine verantwortungsvolle Regierung müsste schon 
längst entschlossen zum Schutz des eigenen Landes und 
der eigenen Bevölkerung handeln. Aber diese Ampelkoa-
lition macht genau das Gegenteil: Die SPD verkündet 
lauthals, dass sie die Migration begrenzen wolle, sagt 
dann aber zeitgleich: Wir sind gegen eine Obergrenze. – 
Da fragt sich dann jeder Bürger, liebe Kollegen von der 
SPD: Sind Sie nur auf Kriegsfuß mit der Logik, oder 
haben Sie einfach Pech beim Denken?

(Beifall bei der AfD)

Also, wer Migration begrenzen will, der muss selbstver-
ständlich auch eine klare Zahl benennen, wie viele Ar-
mutsmigranten er noch in unser Land lassen will. Und 
angesichts der derzeitigen desaströsen Lage kann das 
nur null sein.

(Beifall bei der AfD)
Das tun Sie aber nicht. Sie versuchen, die Bürger für 

dumm zu verkaufen. Aber das funktioniert nicht mehr. 
82 Prozent der Bürger glauben nicht, dass diese Regie-
rung die Migrationskrise meistern kann. Der Bürger hat 
das Vertrauen in die Ampelkoalition verloren und schon 
längst erkannt, was Sie einfach nicht sehen wollen: Ihre 
Dilettantentruppe ist am Ende. Deutschland braucht eine 
neue Regierung, je früher, desto besser.

(Beifall bei der AfD)
Und Sie können sich bei Ihrer desaströsen Politik auch 

nicht auf Fahrlässigkeit berufen, etwa in Folge von Un-
kenntnis oder unzureichender Faktenlage. Nein, Sie igno-
rieren die Realität, weil sie nicht in Ihr rot-grün-gelbes 
Weltbild passt. Sie fahren Deutschland mit voller Absicht 
gegen die Wand. Das sieht man auch an Ihrer skandalösen 
Finanzierung mit 8 Millionen Euro Steuergeldern von 
sogenannten Seenotrettern im Mittelmeer, die nichts an-
deres sind als Schleuserunterstützungskommandos. Und 
Italien hat sich dies zu Recht verbeten. Das, was wir der-
zeit erleben, ist kein Kontrollverlust; es ist ein absicht-
licher Kontrollverzicht zum Schaden unseres Landes. 
Und das muss endlich aufhören.

(Beifall bei der AfD)
Und die CDU/CSU versucht jetzt über Friedrich Merz, 

mit unseren Positionen, die wir seit 2015 vertreten, bei 
den Wahlen in Hessen und Bayern auf Stimmenfang zu 
gehen. Aber, liebe Kollegen von der CDU/CSU, solange 
Sie die Brandmauer zur AfD nicht einreißen, haben Sie 
überhaupt keinen Koalitionspartner, mit dem Sie diese 
Politik umsetzen können.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Und in einigen Bundesländern koalieren Sie auch noch 
mit Ihrem nach eigenem Bekunden stärksten Feind, den 
Grünen. Liebe CDU/CSU, Sie sind unglaubwürdig. Und 
der Wähler wird sich bei der Wahl für das Original ent-
scheiden. Und das ist und bleibt die AfD.

(Beifall bei der AfD)
Sie alle erwecken auch gegenüber unseren Bürgern 

ständig unisono den Eindruck, als könne man gegen diese 
illegale Massenmigration nur gesamteuropäisch agieren 
und national so gut wie nichts bewirken. Aber genau das 
stößt bei einer immer größeren Zahl von Bürgern zu 
Recht auf völliges Unverständnis. Schweden, Polen, Un-
garn und vor allem Dänemark begrenzen die illegale 
Massenmigration nämlich sehr erfolgreich und kon-
sequent. Entscheidend ist allein der politische Wille, das 
zu tun. Und in Deutschland hat ihn nur die AfD.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Auch stellen Sie immer wieder die falsche Behauptung 
auf, wir bräuchten diese Form von illegaler Massen-
migration, um unseren Fachkräftebedarf zu decken.
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(Michael Kruse [FDP]: Nein! Das sagt keiner! 
Das sagt exakt niemand!)

Das ist doch hanebüchener Unsinn. Neun von zehn Asyl-
bewerbern aus den Top-8-Herkunftsländern besitzen kei-
nerlei Berufsausbildung; sie wandern größtenteils in un-
sere sozialen Sicherungssysteme ein. Könnten wir durch 
diese Form der Asylmigration unseren Fachkräftebedarf 
decken, dann hätten wir das schon längst getan, weil 
nämlich seit 2015 mehrere Millionen dieser Menschen 
in unser Land eingereist sind. Also hören Sie auf, ständig 
diese Unwahrheit zu verbreiten.

(Beifall bei der AfD – Manuel Höferlin [FDP]: 
Das macht ja auch keiner! Falschbehauptun-
gen!)

Und dann verweisen Sie alle immer auf europäisches 
und internationales Recht, das uns angeblich ein Handeln 
unmöglich mache. Sie erwecken dabei den Eindruck, 
dass geltendes Recht etwas Statisches, etwas Unver-
änderbares sei. Auch das ist doch blanker Unsinn. Das 
Recht hat sich immer geändert und muss das auch weiter 
tun, weil man sonst gar nicht auf aktuelle Problemlagen 
reagieren könnte. Es ist originäre Aufgabe der Politik, für 
aktuelle Problemlagen zielführende Lösungen zu finden 
und die bestehenden Rechtsnormen im Bedarfsfall zu 
ändern oder neue Rechtsnormen zu schaffen. Wer sich 
dem verweigert, der hat doch Politik nicht verstanden 
und demzufolge in der Politik auch gar nichts zu suchen.

(Beifall bei der AfD)
Der angeblich historische Wurf beim Gemeinsamen 

Europäischen Asylsystem ist eine reine Mogelpackung. 
Die mit der GEAS-Reform vorgesehenen Verfahren an 
den europäischen Außengrenzen finden nur auf Staats-
angehörige Anwendung, deren Anerkennungsquote EU- 
weit unter 20 Prozent liegt. Die Top-5-Herkunftsländer 
bei den Asylantragstellern in Deutschland sind Syrien, 
Afghanistan, Türkei, Irak, Iran. Und genau bei diesen 
Ländern liegt die Anerkennungsquote über 20 Prozent; 
die fallen also alle gar nicht unter diese Norm. Das, was 
hier von den anderen Fraktionen praktiziert wird, ist an 
versuchter Volksverdummung nicht mehr zu überbieten. 
Aber das machen die Bürger dieses Landes nicht mehr 
länger mit. Und wir, die AfD, stehen an eurer Seite.

(Beifall bei der AfD)
Was wir jetzt brauchen, ist eine komplette Neuaufstel-

lung in der Migrationspolitik. Wir müssen dem Beispiel 
Australiens folgen und das klare Signal in die Welt sen-
den, dass Armutsmigranten in Europa nicht mehr auf-
genommen werden. Und dazu brauchen wir endlich die 
Festung Europa, damit die europäischen Außengrenzen 
tatsächlich wieder geschützt werden.

Und solange dieses Ziel nicht erreicht ist, müssen wir 
endlich die Maßnahmen aus unseren heutigen Anträgen 
umsetzen. Im Zentrum stehen Sach- statt Geldleistungen, 
stationäre Grenzkontrollen und Abschiebung aller illegal 
Aufhältigen und ausländischen Kriminellen. Weitere 
dringende Maßnahmen: Asylzentren an unseren Grenzen, 
um unsere Kommunen nicht weiter zu belasten, Einbin-
dung der Landespolizeien bei grenzpolizeilichen Maß-
nahmen, massive Aufstockung des Personals und der 
Finanzmittel für die Bundespolizei und deren Kom-

petenzerweiterung zur Anordnung und Durchführung 
von Abschiebungen, um deren Zahl deutlich zu erhöhen. 
An diesen Maßnahmen führt kein Weg vorbei. Und des-
halb: Stimmen Sie unserem Antrag zu, zum Wohle unse-
res Landes.

(Beifall bei der AfD)

Erlauben Sie mir noch eine kurze Schlussbemerkung: 
Bisher war ich der Auffassung, dass es sich bei dieser 
Regierung um die schlechteste seit 1945 handelt. Ich 
muss mich korrigieren: Es ist nicht nur die schlechteste, 
es ist die gefährlichste und schädlichste Regierung, die 
wir in unserer Republik jemals hatten. Und dieser his-
torische Fehler muss endlich korrigiert werden.

(Beifall bei der AfD)

Sogar der britische „Daily Telegraph“ schreibt, dass 
die rot-grün-gelbe Regierung Deutschland in den Ab-
grund führt und nicht in der Lage ist, sich selbst zu retten.

(Michael Kruse [FDP]: Wenn Sie das ablesen 
mussten, sagt das viel über Ihre Politik aus!)

Man könnte also sagen: Die Ampel ist defekt. Und wenn 
im Straßenverkehr die Ampel defekt ist, dann gilt rechts 
vor links, und das werden Ihnen die Bürger bei den Wah-
len in Hessen und Bayern auch beweisen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Uli Grötsch für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Uli Grötsch (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Hess, ich will da weitermachen, wo Sie 
eben aufgehört haben, und Ihnen sagen: Das Gefähr-
lichste und Schädlichste, was dieses Land seit Ende des 
Zweiten Weltkrieges erlebt hat, Sie sind, ist Ihre Partei 
und deren Fraktionen in den Parlamenten dieses Landes.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN – 
Sebastian Münzenmaier [AfD]: Oh mein Gott! 
Das war jetzt aber nicht so emotional wie nö-
tig!)

Dass Sie auch heute wieder versucht haben, das Thema 
Fachkräftezuwanderung mit dem Grundrecht auf Asyl zu 
vermischen, passt ins Bild, das wir alle von Ihnen haben, 
und zu dem, was Sie unter Politik verstehen. Und besten 
Dank für Ihre Belehrungen und Hinweise, was wir brau-
chen. Ich habe während Ihres Auftritts eben wieder ge-
dacht: Was Sie brauchen, Herr Hess, wäre Sprachunter-
richt und ein Respektcoaching, damit Sie in der Lage 
sind, hier einen Auftritt hinzulegen, eine Rede zu halten, 
die eines Parlaments überhaupt würdig ist.

(Beifall bei der SPD – Beatrix von Storch 
[AfD]: Was labern Sie da eigentlich für ein 
Zeug? – Sebastian Münzenmaier [AfD]: Hören 
Sie sich eigentlich selber zu?)
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Nun ist es endlich so weit: Nach zigfacher Verschie-
bung diskutieren wir diesen Antrag. Vor der Sommer-
pause hieß er noch sinngemäß: Die Bundespolizei zur 
Abschiebepolizei ausbauen. – Offenbar war selbst Ihnen 
diese Bezeichnung dann zu heftig; aber das trifft es ja. Sie 
haben ja eben noch mal gesagt, was Sie wollen. Sie wol-
len eine der größten Bundesbehörden, eine absolute Vor-
zeigebehörde, degradieren und instrumentalisieren für 
Ihre menschenverachtende Politik, die Sie eben beschrie-
ben haben. Davon können Sie nachts träumen, aber seien 
Sie sich sicher: Wenn Sie aufwachen, dann stellen Sie 
fest: Daraus wird nichts.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie wollen in Ihrem Antrag, dass bestimmte Zuständig-
keiten bei Abschiebungen auf den Bund bzw. auf die 
Bundespolizei übergehen – Michael Brand, das hatten 
wir auch schon mal besprochen –: alles aufgewärmte 
Forderungen. Die alte, beliebte Forderung nach einer 
Obergrenze ist nicht nur geschichtsvergessen, sondern 
sie zeigt auch, dass Sie unbelehrbar sind.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Marcel 
Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ihre Vorschläge, die Sie eben aufgezählt haben, bedeu-
ten darüber hinaus einen massiven Aufbau an Doppel-
strukturen, etwa bei den Ausländerbehörden. Das würde 
nicht zu einem einzigen schnelleren Asylverfahren füh-
ren – ganz im Gegenteil: dafür zu mehr Bürokratie und 
Ressourcenverschwendung, wie immer. Zu Ihren Anträ-
gen kann ich auch hier nur sagen: heiße Luft und nichts 
dahinter.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade in der jetzi-
gen Situation müssen wir uns ernsthaft mit diesem Thema 
beschäftigen und daran arbeiten. Und falls Sie nicht wis-
sen, was das heißen soll, ernsthaft an diesem Thema zu 
arbeiten, dann erkläre ich es Ihnen: Das macht man so, 
wie es der Bundeskanzler gerade macht. Das macht man 
so, wie es die Bundesinnenministerin gerade macht

(Lachen bei der AfD sowie des Abg. Philipp 
Amthor [CDU/CSU])

und wie es diese Koalition macht, seit sie die Arbeit auf-
genommen hat. So arbeitet man ernsthaft an den Heraus-
forderungen dieser Zeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP – Sebastian Münzenmaier [AfD]: 
Wahlkampf in Hessen! – Weiterer Zuruf von 
der AfD: Gehen Sie nach Hessen!)

Dabei – das darf man auf alle Fälle sagen – sind wir auf 
einem guten Weg. Wir haben einen Beauftragten für Mi-
grationsabkommen eingesetzt. Wir arbeiten an mehr si-
cheren Herkunftsländern und schnelleren Asylverfahren, 
die für leichtere Rückführungen sorgen. Übrigens haben 
wir in diesem Halbjahr fast 30 Prozent mehr Rückführun-
gen durchgeführt als im ersten Halbjahr 2022.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Ist immer 
noch viel zu wenig! – Weiterer Zuruf von der 
AfD: Das glauben Sie doch selber nicht!)

Wir werden – und das ist einer der elementaren Punkte 
der Migrationspolitik – die Schleuserkriminalität effektiv 
bekämpfen

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Indem Sie 
Geld für Schleuser ausgeben!)

mit einer dafür eingerichteten Taskforce bei der Bundes-
polizei, aber eben auch mit der Schließung von Gesetzes-
lücken. Wie verrückt ist es, dass sich ein Schleuser nicht 
strafbar macht, wenn er Minderjährige, Kinder und Ju-
gendliche schleust? Das werden wir in Kürze ändern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Sebastian Münzenmaier [AfD]: Da 
kommen Sie früh drauf!)

Stärkere Kontrollen allein oder das Gefasel von der 
eben wieder von Ihnen besungenen „Festung Europa“ 
halten Menschen aus Krisenländern, die vor Krieg und 
Folter fliehen,

(Steffen Janich [AfD]: Das sind alles sichere 
Drittländer!)

die – und das sage ich ganz ausdrücklich – vor wirtschaft-
licher Not und Hunger fliehen,

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Wirtschaftli-
che Not?)

ganz bestimmt nicht davon ab, zu uns zu kommen. Das 
zeigen auch die Zahlen an der deutsch-österreichischen 
Grenze, wo seit acht Jahren stationäre Grenzkontrollen 
stattfinden.

Und ich warne Sie auch ausdrücklich: Reden Sie nicht 
die Arbeit der Bundespolizistinnen und Bundespolizisten 
schlecht!

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ganz genau! – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Die müs-
sen es ausbaden, was die Ministerin falsch 
macht!)

Die machen an unseren Grenzen und auch sonst überall, 
wo sie im Einsatz sind, einen hervorragenden Job.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Trotzdem ist festzustellen: Vor dem Hintergrund der in 
den letzten Tagen und Wochen geführten Debatte über 
stationäre und flexible Grenzkontrollen müssen wir, 
wenn wir über solche Kontrollen sprechen, auch darüber 
sprechen, wie die Bundespolizistinnen und Bundespoli-
zisten an der Grenze untergebracht sind. Ich meine damit 
zum einen, wie sie während der Dienstzeit untergebracht 
sind, und zum anderen, wie sie nach ihrer Dienstzeit 
untergebracht sind, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Das gehört auch zu verantwortlicher Politik dazu. Die 
kennen Sie von uns, und die dürfen Sie sich auch in 
Zukunft erwarten.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                                                                                                                                                                                          15579 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Uli Grötsch 



(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Leon Eckert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir als Ampelkoalition werden daran arbeiten, die 
Bundespolizei noch attraktiver zu machen, sie als Arbeit-
geber noch attraktiver zu machen auch für die Genera-
tion Z. Ich bin meiner Gewerkschaft dankbar, dass sie ein 
Projekt gestartet hat, in dem sie sich seriös und konstruk-
tiv mit der Frage befasst, wie Polizeien zukünftig sein 
müssen, um für die Generation Z auch in Zukunft ein 
attraktiver Arbeitgeber zu sein.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Auf jeden Fall 
divers soll sie sein!)

Aber wer die Bundespolizei zur Abschiebepolizei ma-
chen möchte, der hat von Polizeiarbeit keine Ahnung. 
Oder noch schlimmer: Der interessiert sich nicht für die 
Menschen, die die Uniform tragen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Herr Hess hat die 
Uniform getragen, Sie Schlaumeier!)

Sie wollen Politik nur auf deren Rücken machen. Das ist 
respektlos. Das lassen wir nicht zu, und deshalb lehnen 
wir Ihren Antrag – wen wird es überraschen? – ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Steffen Janich [AfD]: 4 Prozent in Sach-
sen! – Beatrix von Storch [AfD]: 9 Prozent in 
Bayern!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Der Kollege Michael Brand hat jetzt 

das Wort für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Münzenmaier [AfD]: Jetzt gucken wir mal, 
ob es besser wird!)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 

der heutigen Debatte geht es um eine der wichtigsten 
Fragen für die Menschen in unserem Land und unserer 
Zeit. Es geht dabei nicht um die Frage, ob wir Flücht-
lingen helfen. Das wollen wir. Es geht auch nicht um die 
Frage, ob wir Zuwanderung ablehnen. Das tun wir nicht. 
Deutschland ist ein offenes Land, ein hilfsbereites Land 
mit Hunderten und Tausenden von Kommunen, ehren-
amtlichen Helfern und Initiativen,

(Beatrix von Storch [AfD]: Die alle nicht mehr 
können!)

die Menschen in Not gerne unter die Arme greifen. Da-
rauf sind wir sogar stolz, und wir wollen, dass das so 
bleibt.

Nicht Migration ist das Problem. Die illegale, un-
gesteuerte Migration ist das Problem.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Alice Weidel 
[AfD]: Die Sie ja eingeführt haben!)

Worum also geht es? Worüber wir reden müssen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ist die Weigerung der Bun-
desinnenministerin, gegen illegale Migration ernsthafte 
und wirkungsvolle Maßnahmen zu ergreifen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: So ein Blödsinn! – Uli Grötsch 
[SPD]: Quatsch!)

Ich sage für die Unionsfraktion ein herzliches Danke-
schön an unsere Bundespolizei. Sie werden um eins nicht 
drumherum kommen, nämlich zur Kenntnis zu nehmen, 
dass Sie die Bundespolizei nicht erst seit Monaten, son-
dern seit Jahren in der Substanz schädigen. Es sind der-
zeit insgesamt 14 Einsatzhundertschaften an unseren 
Grenzen im Einsatz und werden vorgehalten von der Be-
reitschaftspolizei. Das geht einfach auf Dauer nicht. Es ist 
nicht so, dass Sie die Bundespolizei unterstützen. Sie 
wollen sogar Kontrollquittungen und mehr, weil angeb-
lich zu wenig Bürokratie da ist. Da müssen Sie eine 
Kehrtwende machen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Daniel Baldy [SPD])

Und wir müssen darüber reden, dass die immer laute-
ren Hilferufe unserer Kommunen seit Monaten endlich 
mal gehört werden. Wenn SPD-Landräte und SPD-Bür-
germeister sich verzweifelt und verärgert an die SPD- 
geführte Bundesregierung wenden oder sogar bei der 
Union, auf unserem Kommunalgipfel, ihre Beschwerden 
äußern, dann ist das doch ein Alarmsignal. Wenn Sie es 
von uns partout nicht annehmen wollen, dann hören Sie 
doch auf die Worte des ehemaligen Bundespräsidenten 
Gauck, der formuliert hat: „Zuwanderung begrenzen ist 
moralisch nicht verwerflich und politisch geboten.“

(Beifall bei der CDU/CSU – Beatrix von 
Storch [AfD]: Jetzt plötzlich?)

Das ist nämlich kein Wahlkampf; das sind ernste Pro-
bleme, Frau Bundesinnenministerin. Das ist das Thema, 
das unseren Kommunen wie kaum ein zweites unter den 
Nägeln brennt. Wenn Bürgermeister und Landräte seit 
Monaten warnten – sie stehen mit dem Rücken zur Wand, 
weil die Kapazitäten zur menschenwürdigen Unterbrin-
gung von insgesamt über 1 Million Menschen fehlen; 
denn die Flüchtlinge aus der Ukraine sind ja nicht un-
sichtbar –, dann muss eine Bundesregierung angemessen 
reagieren. Und sie muss reagieren! Das haben Sie unter-
lassen. Es ist schlicht eine unterlassene Hilfeleistung, wie 
die Bundesregierung die Kommunen weiter im Stich 
lässt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist ein Schlag ins 
Gesicht der Kommunen, dass die Bundesregierung die 
Mittel für die Länder – und damit für die Kommunen – 
jetzt auch noch drastisch reduzieren statt erhöhen will. 
Und es ist ein Schlag ins Gesicht der Hilfsorganisationen, 
der Ehrenamtlichen, wenn die Bundesinnenministerin die 
Mittel für deren Programme zur Erstorientierung für 
Flüchtlinge und Migranten jetzt schon wieder kürzen 
will. Das ist gesellschaftlicher Sprengstoff.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was war 
noch mal Ihre Idee?)

Es ist ein insgesamt weitreichendes Versagen in einem 
zentralen politischen Feld, und das mit weitreichenden 
Folgen. Ihre standhafte Weigerung, Frau Faeser, auf ge-
sellschaftliche Wirklichkeit zu reagieren, hilft nieman-
dem; sie hilft nur Extremisten. Sie müssen sich vorhalten 
lassen: Die Verweigerung der Anerkennung von Realität 
ist die Kapitulationserklärung einer jeden Regierung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD])

Hinzu kommt, dass der Bundeskanzler hier internatio-
nal deutlich zu wenig Einsatz zeigt. Illegale Migration ist 
nämlich kein Thema nur für Richtlinienentscheidungen, 
um eine desolate Debatte innerhalb der Ampelkoalition 
zu beenden. Die Bekämpfung der illegalen Migration 
muss endlich zur Chefsache werden, und das auch inter-
national.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Was hat denn 
Seehofer hinbekommen?)

Was soll eigentlich noch passieren? Die EU-Kommis-
sion, die anderen EU-Regierungschefs, die EU-Parla-
mentspräsidentin – alle fordern Deutschland seit Wochen 
auf, die Blockade auf europäischer Ebene zu beenden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: Ja! Läuft doch alles!)

Ich will Sie daran erinnern: Ohne direkten Einsatz von 
Bundeskanzlerin Merkel

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Das war noch 
was!)

bei schwierigsten Partnern wie dem türkischen Präsiden-
ten wäre der Migrationspakt der EU mit der Türkei nie 
gelungen.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Die Kämpfe-
rin gegen Migration: Angela Merkel!)

Bis heute bringt dieser Pakt eine enorme Entlastung für 
die EU und für Deutschland. Vom aktuellen Bundeskanz-
ler haben wir einen solchen Einsatz nicht gesehen. Man 
muss Bundeskanzler Scholz sagen: Illegale Migration 
lässt sich nicht stoisch weglächeln. Es braucht harte Ar-
beit – international wie national –, um dieses Problem zu 
lösen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Weil die Bundesregierung hier ausfällt, haben wir als 
Union unseren Deutschlandpakt für Migration entwickelt 
und vorgelegt. Sie kennen die konkreten Vorschläge und 
Forderungen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, die alle nicht funktionieren!)

Es ist ein vernünftiger Plan für konsequentes Handeln. 
Dazu laden wir ein, und das fordern wir auch. Handeln 
Sie endlich – mit uns, mit den Ländern und auch mit den 
Kommunen! Das hilft nämlich allen: den Flüchtlingen 
und Migranten, den Kommunen und ehrenamtlichen Hel-

fern und nicht zuletzt dem gesellschaftlichen Konsens 
und unserem gemeinsamen Kampf gegen ein Erstarken 
von Extremismus.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Marcel Emmerich für Bündnis 90/Die 

Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Man muss das mal 
erklären: Es ist immer so, dass Fraktionen am Anfang 
einer Plenarwoche angeben, über welches Thema sie 
sprechen wollen. Die AfD gibt seit Wochen und Monaten 
an, über die Bundespolizei sprechen zu wollen – auch 
diesmal wieder. Aber wenn es dann wirklich dazu 
kommt, dann haben Sie kein Wort übrig für die Bundes-
polizei und ignorieren deren Anliegen und Bedürfnisse 
vollkommen.

(René Bochmann [AfD]: Wir waren dort vor 
Ort! Zweimal! – Weiterer Zuruf von der AfD: 
Sie auch!)

Es geht darum, dass wir der Bundespolizei Respekt 
und Wertschätzung zollen für ihre wichtige Arbeit

(Jürgen Pohl [AfD]: Die Grünen?)
zur See, an Land, an den Flughäfen und an den Bahn-
höfen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Zu we-
nig Personal, zu wenig Sachmittel! Das ist das 
Ergebnis Ihrer Unterstützung für die Bundes-
polizei!)

Das macht diese Koalition auch – zum einen, indem wir 
die Ruhegehaltsfähigkeit der Polizeizulage umsetzen, 
und zum anderen, indem wir im neuen Bundeshaushalt 
einen weiteren Stellenaufwuchs bei der Bundespolizei 
um 1 000 Stellen auf den Weg bringen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Deutlich 
weniger, als die Bundespolizei angefordert hat! 
Das ist doch Realitätsverlust, was Sie erklä-
ren!)

Wir haben nicht nur Dankesworte für die Polizei, sondern 
wir drücken unsere Wertschätzung der Bundespolizei 
auch in Taten aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die Anträge der AfD, die hier vorliegen, tragen wirk-
lich überhaupt nicht dazu bei, die Bundespolizei an irgen-
deiner Stelle zu entlasten. Im Gegenteil: Die Bundespoli-
zei wird schon heute von über 2 Millionen Überstunden 
geplagt; auch das übrigens ein Relikt aus der Zeit der 
Verantwortung der Vorgängerregierung und des Innen-
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ministers Seehofer. Wenn man jetzt weitere Aufgaben in 
Richtung der Bundespolizei schiebt, dann nimmt die Be-
lastung natürlich zu.

In Ihrem Antrag mit dem Elf-Punkte-Plan zitieren Sie 
die Gewerkschaft der Polizei gleich an erster Stelle. Da 
dachten Sie sich wahrscheinlich: Das ist ein intelligenter 
Schachzug. Das machen wir jetzt mal, die Gewerkschaft 
der Polizei da zu zitieren. – Aber hören Sie doch auch 
sonst mal auf die Gewerkschaft der Polizei! Die lehnt 
wesentliche Punkte Ihres Antrages nämlich ab. Gerade 
die Einführung stationärer Grenzkontrollen ist im ureige-
nen Desinteresse der Gewerkschaft der Polizei; denn da-
mit würde die Bundespolizei an der Grenze gebraucht. 
Damit hätten wir sie nicht mehr an den Flughäfen, an 
den Bahnhöfen, da, wo wir auch Kriminalität bekämpfen 
müssen.

(Steffen Janich [AfD]: Es geht um die vorüber-
gehende stationäre Kontrolle! Ihr habt über-
haupt keinen Plan!)

Zu Ihrem Vorschlag mit den stationären Grenzkontrol-
len müssen wir auf der einen Seite feststellen, dass Ge-
flüchtete, die Asylanträge stellen, überhaupt nicht zu-
rückgewiesen werden können. Auf der anderen Seite 
haben wir ein neues EuGH-Urteil vorliegen, das besagt, 
dass eigentlich grundsätzlich gar niemand zurückgewie-
sen werden darf. Also: Mit dem Vorschlag der stationären 
Grenzkontrollen streuen Sie wirklich nur Sand in die 
Augen. Das ist ein Vorschlag, der der Wirtschaft schadet, 
der den Menschen vor Ort richtig auf den Geist geht. Das 
ist ein „pain in the ass“ für die Menschen in der Grenz-
region.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Damit kennen 
Sie sich wohl aus, ne?)

Das muss man auch mal ganz klar sagen. Es geht vor 
allem auch darum, dass die Polizei nicht zu stark belastet 
wird. Diese Politik bringt den Menschen überhaupt 
nichts, sondern sie ist nervtötend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP] – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Also, Ihnen empfehle ich 
mal, mit Bundespolizisten zu sprechen!)

– Herr Brand ruft ja schon rein: Führen Sie doch mal ein 
Gespräch mit einem Polizisten!

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ja, ge-
nau! Reden Sie mal mit denen! 13 Stunden 
Dienst am Tag! Das geht auf Dauer nicht!)

Das empfehle ich Ihnen auch. Denn wenn ich bei Dienst-
stellen zu Besuch bin und sage, dass die Bundespolizei 
dann auch zur Abschiebepolizei wird, rufen die nicht: 
Juhu, wir dürfen jetzt auch noch abschieben.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Die laufen 
weg, wenn Sie kommen! – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Die haben zu wenig Per-
sonal! Wir haben sie doch aufwachsen lassen! – 
Steffen Janich [AfD]: Sie lassen die Polizei 
doch im Stich!)

Nein, die haben schon genug Aufgaben; die sind schon 
genug belastet. Wenn man dann noch Doppelstrukturen 
aufbaut und der Bundespolizei mit der Abschiebepolizei 
weitere Aufgaben aufbürdet, sorgt das dafür, dass die 
Bundespolizei gar keine Möglichkeit mehr hat, hier ihren 
Aufgaben nachzukommen. Das kann nicht gelingen.

Das ist auch verfassungsrechtlich ein großes Problem, 
wenn man die Rechtsprechung aus Karlsruhe ernst 
nimmt.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ach! – Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ich fasse mal zu-
sammen: Alles geht nicht! Gar nichts geht!)

Denn die sagen ganz klar: Die Bundespolizei darf nicht 
zu einer allgemeinen, mit den Landespolizeien konkur-
rierenden Polizei ausgebaut werden. – Das heißt, es gibt 
hier auch noch eine verfassungsrechtliche Hürde, die 
Aufgaben der Bundespolizei entsprechend auszuweiten. 
Deswegen war es in der letzten Legislaturperiode auch 
richtig, dass das Bundespolizeigesetz im Bundesrat 
gescheitert ist. Wir arbeiten jetzt an einer verfassungs-
konformen Variante. Wir arbeiten daran, dass die Bun-
despolizei modern wird, dass sie in der Lage ist, ihre 
Aufgaben im Rahmen dessen, was wir brauchen, wahr-
zunehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wenn wir über 
das Thema Migration sprechen, dann sehen wir Partei-
vorsitzende, Fraktionsvorsitzende der Union, die sich re-
gelmäßig nicht im Griff haben und in Talkshows spalten 
und gegen Geflüchtete hetzen.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ach!)

Und wir sehen, dass es einen Wettbewerb darum gibt, wer 
die härteste Forderung gegen Geflüchtete hat. Bei der 
Union hat man den Eindruck, Geflüchtete dürften noch 
nicht mal mehr Zähne haben. Das ist natürlich an Un-
menschlichkeit kaum zu überbieten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Philipp Amthor 
[CDU/CSU]: Unverschämt!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Emmerich, möchten Sie eine Zwischenfrage aus 

der AfD zulassen?

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, selbstverständlich nicht.
Es geht jetzt darum, dass wir den Kommunen helfen, 

dass wir sie finanzkräftig bei der Integrationsarbeit, beim 
Wohnungsbau, beim Kitaausbau unterstützen. Das ist un-
abdingbar. Man muss die Situation sehr ernst nehmen. 
Und es geht natürlich auch darum, dass wir die Integra-
tion erleichtern. Dazu gehört es, Arbeitsverbote endlich 
abzuschaffen. Es ist niemandem zu erklären, warum ar-
beitswillige Geflüchtete in diesem Land nicht arbeiten 
dürfen, warum sie nichts zur Wirtschaftsleistung beitra-
gen dürfen und keine Perspektive entwickeln dürfen.
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(Beifall der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, es gäbe auch noch den Wunsch nach 

einer Zwischenfrage aus der Union. Möchten Sie die 
zulassen?

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, das mache ich. Kollege Hoffmann hat doch immer 

was zu sagen.
(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist aber nicht immer sinnvoll!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bitte schön.

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Danke, Herr Kollege Emmerich, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen, die exakt an der Stelle entstanden 
ist, als Sie mit weit ausgebreiteten Armen erklärt haben, 
dass Sie die Kommunen und die Länder selbstverständ-
lich mit mehr Geld bei der Unterbringung unterstützen.

Das führt mich zur ersten Frage: Ist es richtig, dass 
letzte Woche die Gespräche zwischen dem Bund und 
den Ländern gescheitert sind, weil der Bund genau das 
Gegenteil machen will? Er will nämlich deutlich weniger 
Geld zur Verfügung stellen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!)
Der zweite Aspekt, der mir wichtig ist, über den ich 

mich immer wundere, ist, dass es immer heißt: Wir müs-
sen dafür sorgen, dass Migranten, sobald sie bei uns im 
Land sind, arbeiten können. – Ich sage Ihnen ganz ehr-
lich: Das kann nur jemand sagen, der sich mit dem Phä-
nomen Migration offensichtlich noch nicht beschäftigt 
hat. Es gibt einen Grund dafür, warum Asylbewerber 
nicht ab dem ersten Tag in diesem Land arbeiten dürfen. 
Denn wenn wir das zubilligen, dann machen wir sie zu 
Gelddruckmaschinen für Schlepper und Schleuser, weil 
dann jeder weiß, dass er, wenn er einen Asylbewerber 
irgendwie nach Deutschland bringt, ab dem ersten Tag 
jemanden hier hat, der den Schleuserdienst abbezahlen 
kann. Wie wollen Sie das verhindern? Das wäre meine 
zweite Frage.

Danke. 

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es ist ja vollkommen offensichtlich, dass es momentan 

Gespräche zu der Frage gibt: Wie können die Kommunen 
finanziell kräftig unterstützt werden? Sie haben jetzt die 
Meldung von letzter Woche zitiert. Aber erst gestern hat 
ein gewisser Stephan Weil, Ministerpräsident, gesagt, 
dass man bei der Frage, wie man eine Finanzierung hin-
bekommt, auf einem sehr guten Weg ist. Das unterstützt 
meine Fraktion ausdrücklich. Da müssen wir was hinbe-
kommen. Wir unterstützen die Kommunen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Zu Ihrer anderen Frage, Kollege Hoffmann, kann man 
gar nicht so viel sagen. Denn wenn man Menschen als 
„Gelddruckmaschinen“ bezeichnet, dann sind wir bei der 
Frage: Wie reden wir über Geflüchtete? Wie reden wir 
über Mitmenschen?

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Völlig am 
Thema vorbei! – René Bochmann [AfD]: Zur 
Sache!)

Dann sind wir an einem ganz schwierigen Punkt 
angelangt. Und dann merkt man, dass beim Thema „Hu-
manität und Ordnung“ für Sie weder das Wort „Humani-
tät“ und – wenn man sich Ihre Vorschläge ganz genau 
anschaut – noch nicht mal das Wort „Ordnung“ irgend-
was zählt. Sie haben nämlich eigentlich gar keine Idee, 
wie mit der aktuellen Situation wirklich sachlich und 
sachgerecht umzugehen ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Steffen 
Janich [AfD]: Grenzen dicht und Ruhe! Ab-
schieben! – Gegenruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Voll der qua-
lifizierte Zwischenruf!)

Es braucht eine Versachlichung der Debatte. Es 
braucht pragmatische Lösungen, die wirklich helfen, die 
den Menschen keinen Sand in die Augen streuen. Das 
machen wir; daran arbeiten wir. Wir werden da liefern. 
Ein ganz entscheidender Baustein dabei sind die Migra-
tionsabkommen. Die müssen selbstverständlich fair sein. 
Wir müssen dafür sorgen, dass es mehr legale Zuwan-
derung gibt und dass wir sie mehr steuern.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie müssen die 
Migration stoppen und nicht legalisieren!)

Daran arbeiten wir. Da werden wir liefern. Wir als Am-
pelkoalition sehen die Situation, arbeiten an Lösungen 
und haben auch schon welche auf den Weg gebracht.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Zuruf von der CDU/CSU: Welche 
denn? – Dr. Alice Weidel [AfD]: Eine Schande 
ist das!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Hess erhält das Wort zu einer Zwischeninterven-

tion.

Martin Hess (AfD):
Frau Präsidentin! Kollege Emmerich, Sie haben in sehr 

wortreichen Ausführungen dargelegt, warum stationäre 
Grenzkontrollen bei der Bekämpfung der illegalen Mi-
gration völlig sinnlos seien, warum sie nichts bringen 
würden. Würden Sie bitte dem Hohen Haus erklären, 
warum die am Grenzabschnitt zu Österreich bei der EU 
notifizierten und durchgeführten stationären Grenzkon-
trollen seit zwei Jahren alle sechs Monate vom Bundes-
innenministerium verlängert werden, wenn die doch so 
ineffektiv sind? Es handelt sich ja ganz offensichtlich um 
Ihre Innenministerin.
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Und würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, dass das 
sehr wohl ein effektives Mittel zur Bekämpfung illegaler 
Migration ist, weil nämlich in diesem eben benannten 
Grenzabschnitt zu Österreich mit stationären Grenzkon-
trollen die Zahl der Zurückweisungen im letzten Jahr bei 
über 14 000 lag, während sie in allen anderen Grenz-
abschnitten bei lediglich knapp über 4 000 lag und damit 
10 000 weniger Zurückweisungen illegaler Migranten be-
trug?

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Emmerich, möchten Sie antworten? – Bitte.

(Beatrix von Storch [AfD]: Er weiß nur noch 
nicht, was!)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie haben offensichtlich einfach nicht zugehört und 

haben keine Ahnung, wie die Rechtslage ist. Wenn Men-
schen an der Grenze einen Asylantrag stellen, dann ist es 
gar nicht möglich, sie zurückzuweisen. Und was bedeutet 
die Zurückweisung überhaupt? Das heißt natürlich, dass 
die Menschen zurückgewiesen werden. Aber was bedeu-
tet das im weiteren Verlauf? Sie können auch ein zweites, 
ein drittes Mal den Weg gehen. Und wer sind überhaupt 
die Menschen, die zurückgewiesen werden? Was ist über-
haupt der Hintergrund von denen? Haben die vielleicht 
einfach nur die Grenze von Österreich nach Deutschland 
überschritten, weil sie, wie es zum Beispiel zwischen 
Österreich und Deutschland gern getan wird, dort zum 
Friseur gehen, weil sie da einen kennen? Oder sind es 
Touristen?

(Lachen bei der AfD)
Oder sind es Studierende? All diese Punkte sind gar nicht 
von der Zahl umfasst, die da vorliegt. Das ist ein Punkt, 
den Sie vollkommen übersehen.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Lassen Sie es! 
Besser wird es nicht mehr!)

Und ich will noch mal sagen: Die Gewerkschaft der 
Polizei, die Sie hier in Ihrem Antrag zitieren, sagt ganz 
klar, dass die stationären Grenzkontrollen überhaupt 
nichts bringen. Das Mittel der Wahl sind mobile Grenz-
kontrollen. Die helfen wirklich. Bei stationären Grenz-
kontrollen sucht man sich einfach einen Weg drumherum. 
Das ist vollkommen klar. Bei mobilen Grenzkontrollen 
hingegen ist die Polizei in der Lage, lageabhängig und 
auch wirklich flexibel zu agieren. Das ist das richtige 
Mittel der Wahl, und darauf kommt es an.

(Steffen Janich [AfD]: Bei mobilen Grenzkon-
trollen fahren die Schleuser mit Transportern 
ran!)

Ihre Vorschläge bringen in der Praxis überhaupt nichts. 
Wenn Sie einmal ein wissenschaftliches Buch und keines 
aus irgendeinem verschwörungstheoretischen Verlag le-
sen würden, wüssten Sie das auch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Es geht doch gar nicht um Ent-
weder-oder! – Zuruf von der AfD: 14 000 zu 

4 000! – Sebastian Münzenmaier [AfD]: Wie-
der 3 Prozent mehr für uns, danke!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Clara Bünger hat das Wort für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Clara Bünger (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen! Sehr geehrte 
Gäste auf den Tribünen! Dass Sie von der Rechtsaußen-
partei über Sicherheit reden, ist wirklich ein Riesenskan-
dal. Der Wortbeitrag von Herrn Hess hat wieder mal ge-
zeigt, welches Menschenbild Sie haben.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD)
Dass Sie wirklich von einer Obergrenze null sprechen, 
zeigt, wie unmenschlich Ihr Weltbild und wie menschen-
feindlich Ihre Politik ist. Das ist wirklich ein Riesenskan-
dal. Sie sind das größte Sicherheitsrisiko für Deutsch-
land.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Menschen aus meinem Wahlkreis in Sachsen, die nicht 
in Ihr Weltbild passen, also nicht in das Bild der AfD, 
zum Beispiel Rentnerinnen und Rentner, sprechen mich 
an. Sie sagen, sie hätten Angst vor rechter Politik.

(Lachen bei der AfD)
Sie haben Angst, dass sich immer mehr Rechte breitma-
chen und dadurch noch mehr gefährliche Orte für sie 
entstehen.

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])
Diese gefährlichen Orte gibt es schon für viele Menschen 
mit Migrationshintergrund in Deutschland, und das ist 
eine Schande. Niemand sollte Angst haben, wenn er 
oder sie das Haus verlässt. Die AfD ist der Grund für 
die Angst vieler Menschen in Deutschland.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Oh mein 
Gott!)

Wir werden uns dieser menschenfeindlichen Politik im-
mer entgegenstellen – sei es für Menschen, die hierher-
kommen, weil sie Schutz suchen, oder für Rentnerinnen 
und Rentner.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Sebastian 
Münzenmaier [AfD]: Euch gibt es doch bald 
gar nicht mehr!)

Die AfD tut so, als wäre sie bürgernah und würde sich 
um die Sorgen der Menschen kümmern; das ist falsch. 
Von Anfang an ging es dieser Partei nur um ihren eigenen 
Erfolg und um Macht und nie um Menschen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hass und Hetze!)
Daran hat sich nichts geändert. Die große Fluchtbewe-
gung 2015 nannte Gauland ein „Geschenk“ für seine 
Partei; das ist absolut widerlich.

(Beifall bei der LINKEN)
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Seitdem instrumentalisiert diese Partei Migration gna-
denlos für ihre Zwecke. Dabei hat sie sich eine Strategie 
zugelegt, die sich auf verschiedene Pfeiler stützt: Ver-
schwörungstheoretiker, völkische Medienkanäle, 
deutschnationale Bands, gewaltbereite Neonazis und vie-
les mehr – und natürlich auch die Abgeordneten hier im 
Bundestag.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Ich finde Sie 
lustig!)

Diese Strategie hat nur ein Ziel: rechtes Agenda Setting. 
Das bedeutet, dass Sie immer mit allen Mitteln darauf 
hinarbeiten, die Migration als Grundproblem für alle Pro-
bleme darzustellen. Überall und ständig wird diese Bot-
schaft wiederholt, und irgendwann haben leider viele das 
Gefühl, dass da etwas dran ist; das ist kreuzgefährlich.

Die Wahrheit ist: Die Probleme der Kommunen, die 
jetzt wieder in den Vordergrund gerückt werden, bestehen 
seit Jahrzehnten. Seit Jahrzehnten haben die Kommunen 
enorme finanzielle Lücken bei Wohnungen, Schulen, Ki-
tas, Schwimmbädern, dem öffentlichen Nahverkehr, 
Krankenhäusern usw.; aber das interessiert die AfD na-
türlich gar nicht.

(Beatrix von Storch [AfD]: Turnhallen für 
Migranten!)

Es interessiert Sie auch nicht, wie es den Menschen vor 
Ort in den Kommunen geht.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Fragen Sie die 
doch mal!)

Sie wollen nur hetzen und rechte Stammtischparolen ver-
breiten. Dabei nutzen Sie die Abstiegsängste der Men-
schen für Ihre eigenen Zwecke aus,

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])
um sie gegen Geflüchtete auszuspielen; das ist widerlich 
und durchschaubar.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Die Kampagne „#AfDNee“ nimmt das gut auseinan-
der. Diese Partei tut nichts für Rentnerinnen und Rentner. 
Stattdessen würde die Umsetzung Ihrer Forderungen eine 
massive Rentenkürzung bedeuten bzw. eine Verlänge-
rung der Arbeitszeit bis weit über 70 Jahre. Es würde 
ein Kitasterben einsetzen. Der öffentliche Nahverkehr 
würde viel teurer werden, und im ländlichen Raum würde 
es noch weniger Busse geben.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Saurer Regen 
fiele vom Himmel! Tornados würden durch 
Deutschland ziehen! Armageddon!)

Arme Menschen müssten noch mehr Steuern zahlen und 
Reiche noch weniger Steuern. Gegen die steigenden Mie-
ten würde die AfD übrigens auch nichts machen, liebe 
Menschen auf den Tribünen. Sie würde viele Menschen, 
die für viel zu wenig Geld hart arbeiten, in die Obdach-
losigkeit treiben. Das ist die Realität. Das ist ungeheuer-
lich, was Sie mit dieser Politik hier betreiben.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, Sie kommen zum Ende?

Clara Bünger (DIE LINKE):
Ja. – Sie schüren die Glut, entzünden ein menschen-

feindliches Feuer.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Clara Bünger (DIE LINKE):
Alle Demokratinnen und Demokraten hier in diesem 

Haus müssen sich dem entgegenstellen –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Clara Bünger (DIE LINKE):
– und etwas gegen Ihre Politik tun.
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Steffen Janich [AfD]: Das sagt die 
Mauermörderpartei! Mauermörderpartei!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich habe Sie nicht ganz verstanden, Herr Kollege, was 

Sie uns da über „Mauer“ gesagt haben.
(Beatrix von Storch [AfD]: Mauermörderpar-

tei!)
Ich werde mir das nachher im Protokoll anschauen und 
gebe das Wort dem Kollegen Manuel Höferlin für die 
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Manuel Höferlin (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Der Migrationsdruck auf Europa, vor allen Dingen 
auf Deutschland, ist hoch, und in letzter Zeit ist er noch 
weiter gestiegen. Gründe dafür sind einerseits Krisen, 
Kriege und Konflikte in Europa und in der Nähe – Putins 
Angriffskrieg in der Ukraine, der Krieg in Syrien, Kon-
flikte in Nordafrika und im Nahen Osten –, aber anderer-
seits sind sie auch hausgemacht, indem bei den ersten 
großen Flüchtlingswellen ein „Wir schaffen das“ zum 
Konzept gemacht wurde und die dringend notwendige 
Ordnung von regulärer und irregulärer Migration nicht 
vollzogen wurde. Diese Ordnung, mit dem Ziel, irregu-
läre Migration zu reduzieren

(Beatrix von Storch [AfD]: Illegale!)
und reguläre Migration zu erleichtern und verstärkt zu 
ermöglichen, haben wir eingeleitet; und das ist auch rich-
tig so, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Aber wir sind noch lange nicht fertig; denn die Ver-
säumnisse der Vergangenheit wiegen schwer. Die Kom-
munen sind am Limit, zum Teil sogar schon darüber 
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hinaus. Die gesellschaftliche Akzeptanz für das Grund-
recht auf Asyl und den Flüchtlingsschutz nimmt ab, und 
das ist dramatisch.

(Beatrix von Storch [AfD]: Alles Nazis!)
Gerade im Interesse der tatsächlich verfolgten Men-

schen müssen wir daher nicht nur die Sorgen in den Kom-
munen ernst nehmen, sondern die irreguläre Migration 
muss wirksam und auch schnell begrenzt werden.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, der Herr Hoffmann würde gern eine 

Zwischenfrage stellen.

Manuel Höferlin (FDP):
Herr Hoffmann hat noch eine Frage, sehr gut. Bitte 

schön.
(Daniel Baldy [SPD]: Und er hat auch noch 

fünf Minuten Redezeit!)
– Und er redet auch noch. Da haben Sie ja heute richtig 
viel Zeit, Herr Kollege.

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Ja, Kollege Höferlin, ich rede nachher noch. Da gibt es 

auch die eine oder andere Antwort, keine Sorge.

Manuel Höferlin (FDP):
Haben Sie so wenig Redezeit bekommen?

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – 

Ich bin ganz ehrlich, reden wir ganz offen miteinander: 
Ich kann diese Kassette „Das ist das Erbe von 16 Jahren 
Merkel, und das haben wir jetzt auszubaden“ nicht mehr 
hören, die Sie immer reinschieben. Das ist doch das, was 
Sie suggerieren, wenn Sie von „Versäumnissen“ reden.

Ich will hier mal klarstellen, dass wir 2015, 2016 eine 
andere Lage hatten und dass damals die unionsgeführte 
Bundesregierung gegengesteuert hat mit Maßnahmen 
wie der Ausweitung der Zahl der sicheren Herkunftsstaa-
ten und dem EU-Türkei-Deal. Überhaupt gab es flächen-
deckend in Europa ganz andere Vereinbarungen.

Man muss feststellen, dass Sie, diese Ampelregierung, 
einen ganz anderen Kurs fahren. Sie schaffen es nicht, die 
Zahl der sicheren Herkunftsstaaten auszuweiten. Der EU- 
Türkei-Deal ist zum Erliegen gekommen. Wer von Ihnen 
spricht denn eigentlich noch mit der Regierung Erdogan, 
damit wir dort wieder zu Ergebnissen kommen? Denn der 
Schutz der europäischen Außengrenzen wird nur möglich 
sein, wenn wir die Anrainerstaaten mit im Boot haben.

Hingegen machen Sie ein Sonderaufnahmeprogramm 
für Afghanistan; das tragen Sie mit. Sie machen ein Fach-
kräftezuwanderungsgesetz, das an Niedrigqualifizierte 
adressiert ist. Sie ermöglichen auch noch den Zweck-
wechsel, den Spurwechsel, das heißt, dass jemand, der 
unter der Überschrift „Asyl“ ins Land kommt, dann hier 
bleiben kann, um zu arbeiten. Das tragen Sie mit. Dann 
stellen Sie sich hierhin und erzählen immer, Sie müssten 
die Versäumnisse der Vergangenheit beseitigen.

Jetzt setzen Sie dem Ganzen noch die Krone auf und 
legen ein Staatsangehörigkeitsrecht vor, mit dem Sie die 
Anforderungen wieder absenken. Das heißt, Sie senden 
wieder gefährliche Signale in die Welt aus.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie reden doch gleich noch!)

Deswegen sage ich Ihnen: Hören Sie auf, immer von 
Vergangenheitsversäumnissen zu reden! Nehmen Sie mal 
Ihre eigene Verantwortung an,

(Zuruf von der SPD: Frage!)
und hören Sie auf, diesen liberalen Zuwanderungskurs 
mitzutragen!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Manuel Höferlin (FDP):
Frau Präsidentin, um die acht bis zehn Fragen zu be-

antworten, bräuchte ich jetzt 15 bis 20 Minuten.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Stephan Thomae [FDP] und Clara Bün-
ger [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das ist nicht möglich.

Manuel Höferlin (FDP):
Die stehen mir wahrscheinlich nicht zu. Ich versuche, 

mich auf einige wenige Punkte zu konzentrieren.
(Alexander Throm [CDU/CSU]: Fangen Sie 

doch mal an!)
Ja, Sie hatten 2015 eine andere Situation.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Die wir 
bewältigt haben!)

Wir haben nämlich noch zusätzlich 1,2 Millionen Ukrai-
neflüchtlinge. Die hatten Sie damals nicht.

Ja, Sie haben reagiert, und Sie hatten sechs Jahre Zeit, 
Weichen zu stellen, dass, wenn wieder so etwas passiert, 
Deutschland besser aufgestellt ist. Das haben Sie ver-
säumt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Zurufe der Abg. Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU] und Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

Ja, Sie haben Abkommen mit der Türkei geschlossen; 
diese wirken bis heute fort. Ich halte es trotzdem für einen 
gefährlichen Punkt, mit einem Menschen wie Erdogan 
auf Dauer Deals zu schließen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Wir haben 
früher mit Libyen Vereinbarungen gehabt, Herr 
Kollege!)

Trotzdem werden wir auch in Zukunft mit der Türkei 
Abkommen schließen müssen.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Davon hört man 
gar nichts!)

Dafür gibt es einen Migrationsbeauftragten,

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                           15586 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Manuel Höferlin 



(Philipp Amthor [CDU/CSU] und Patrick 
Schnieder [CDU/CSU]: Von dem hört man 
gar nichts! – Gegenruf des Abg. Marc 
Henrichmann [CDU/CSU]: Noch weniger als 
von Scholz selber!)

dafür gibt es Gespräche in der Europäischen Union, und 
das ist auch gut so.

Ich würde gerne noch auf alle weiteren Punkte ant-
worten, gehe aber in meiner Rede noch auf ein paar 
Punkte ein. Ich glaube, allein diese Punkte machen klar: 
Sie standen vor acht Jahren vor einer deutlich weniger 
dramatischen Situation, haben in Ihrer Regierungszeit 
aber nichts daraus gemacht, um Deutschland für die Zu-
kunft besser aufzustellen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: EU-Tür-
kei-Abkommen! – Gegenruf der Abg. Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
EU-Türkei-Abkommen ist doch am Ende kläg-
lich gescheitert!)

Und deshalb tut es möglicherweise weh, dass Sie immer 
wieder davon hören, dass Herr Seehofer in seiner Regie-
rungszeit als Innenminister viel zu wenig auf den Weg 
gebracht hat,

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Faktische 
Obergrenze hatten wir! – Michael Brand [Ful-
da] [CDU/CSU]: Was ist denn mit dem EU- 
Türkei-Abkommen? Mein Gott! Was für ein 
parteipolitisches Brett vor dem Hirn!)

dass Sie strukturell nichts auf den Weg gebracht haben, 
um uns besser vorzubereiten,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

und dass wir das nun auslöffeln müssen. Dessen nehmen 
wir uns an, weil wir Regierungsverantwortung tragen. 
Aber Sie können sich dem nicht entziehen, dass wir im-
mer wieder erwähnen, dass wir in Deutschland auf struk-
turelle Probleme stoßen, die Sie verursacht haben und die 
wir jetzt lösen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: 
Was hat der Stamp denn gebracht bisher? Nix!)

Anders als im vorliegenden Antrag beschrieben, wird 
es aber nicht gelingen, die Probleme zu lösen, indem wir 
die Länder aus der Pflicht entlassen, meine Damen und 
Herren. Eine Zusammenarbeit mit den Ländern ist in 
einem föderalen System unabdingbar. Wir haben nun 
mal kein zentralistisches System in Deutschland, wie es 
sich die rechtsnationalen Kolleginnen und Kollegen wün-
schen. Das hatten wir früher einmal. Das ist damals schon 
nicht gut gegangen, und deswegen sollten wir davon ab-
sehen.

Mehr Kompetenzen für die Bundespolizei bei der 
Rückführung zu schaffen, macht durchaus Sinn. Auch 
wir haben solche Ideen eingebracht, um klare Zuständig-
keiten zu schaffen,

(Josef Oster [CDU/CSU]: Aber ihr seid doch in 
der Regierung! Macht es doch!)

aber nicht, um die Länder aus der Pflicht zu entlassen, 
wie es Ihr Antrag vorsieht.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Aber im Po-
lizeigesetzentwurf steht davon nix!)

Auch der Punkt, das Bundespolizeigesetz in Stücke zu 
rupfen, um diese dann vielleicht einzeln im Bundesrat 
durchzukriegen, wird, glaube ich, der Situation nicht ge-
recht – im Gegenteil. Und wer glaubt, mit solchen Vor-
schlägen die Probleme zu lösen, der hat, glaube ich, den 
Ernst der Lage einfach nicht verstanden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Peggy Schierenbeck [SPD])

Die Bundesministerin des Innern, die gesamte Bundes-
regierung und auch die ganze Koalition reagieren mit 
einer Fülle von Maßnahmen, meine Damen und Herren. 
Wir wollen das Asylsystem durch Migrationsabkommen 
und Ausweitung der Zahl sicherer Herkunftsländer ent-
lasten; das sind zwei Seiten einer Medaille. Georgien und 
Moldau sind hier nur der Anfang. Es ist auf den Weg 
gebracht. Wir brauchen geregelte Verfahren, in denen 
beides zusammenwirkt: das Migrationsabkommen und 
die Definition von sicheren Herkunftsländern.

Wir wollen die Kommunen mit einem beschleunigten 
Asylverfahren entlasten. Mit dem Gesetz zur Beschleu-
nigung der Asylgerichtsverfahren und Asylverfahren 
sind bereits erste Fortschritte erzielt, und jetzt gilt es, 
dort den Missbrauch noch besser zu verhindern.

Wir wollen Rückführungen besser durchsetzen. Dazu 
müssen einerseits die Länder im Vollzug besser werden – 
die dürfen wir auch da nicht aus der Pflicht lassen –, und 
andererseits sollte der Ausreisegewahrsam, wie von der 
Ministerpräsidentenkonferenz beschlossen, auf 28 Tage 
verlängert werden.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ja, 
macht es doch mal! Das ist doch alles be-
schlossen! Machen! Das ist doch absurd, uns 
zu erklären: „Man müsste mal“! Macht doch!)

Wir wollen die Schleuserkriminalität bekämpfen – 
auch das ist wichtig –, indem wir den Fahndungsdruck 
erhöhen. Dazu gehört, die Ausweisungen von Schleusern 
zu erleichtern, die erforderlichen Kapazitäten bei der 
Bundespolizei auszubauen und die Zuständigkeit der 
europäischen Grenzschutzagentur Frontex für die Be-
kämpfung der Schleuserkriminalität auszubauen.

Wir werden auch die Prüfung von Asylanträgen in 
Drittstaaten ermöglichen. Ich halte das für wichtig. Es 
muss die Möglichkeit geschaffen werden, den Schutzsta-
tus auch in Drittstaaten festzustellen. Die rechtlichen An-
forderungen müssen, wie es der Koalitionsvertrag expli-
zit vorsieht, zügig geklärt werden.

Vor allen Dingen aber werden wir auch die historische 
Chance beim Gemeinsamen Europäischen Asylsystem 
nutzen. Wir ergreifen die vermutlich einmalige Chance, 
jetzt in Europa ein Asylsystem für ganz Europa zu etab-
lieren.
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(Beatrix von Storch [AfD]: Das wurde doch 
blockiert von Ihrem grünen Koalitionspartner!)

Ich halte es schon für eine sehr mutige Aussage, die hier 
vorhin getroffen wurde, zu sagen: Man kann das nicht in 
Europa lösen. – Ja, wo denn sonst, wenn wir in Europa 
keine Binnengrenzkontrollen haben wollen?

Selbstverständlich wollen wir das nicht; denn es ist 
eine Riesenerrungenschaft, dass wir innerhalb Europas 
keine nationalen Grenzkontrollen mehr haben. Meine 
Kinder verstehen überhaupt nicht, warum man, wenn 
man nach Frankreich oder Polen will, an einer Grenze 
anhalten muss, und ich will, dass sie das auch in Zukunft 
nicht verstehen müssen. Deswegen: Es gibt andere Ver-
fahren, zu denen mein Kollege später noch ausführen 
wird.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ja, aber die mit den 
Grenzen haben überhaupt keine Probleme!)

Dieses Gemeinsame Europäische Asylsystem ist ein 
Meilenstein. Wenn wir das jetzt nicht schaffen, wann 
dann? Es bringt mehr Ordnung in der Migrationspolitik. 
Es hilft, Schritt für Schritt die irreguläre Migration zu 
reduzieren und die reguläre zu vereinfachen, und es hilft, 
Schritt für Schritt die Kommunen zu entlasten und mit 
den Versäumnissen der Vorgängerregierung aufzuräu-
men.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Janich, Frau von Storch, Sie haben die Kollegin 

Bünger und diese Debatte in Zusammenhang gebracht 
mit der DDR-Diktatur, indem Sie von „Mauermörderpar-
tei“ gesprochen haben. Das ist weder in Bezug auf Frau 
Bünger, deren Geburtsjahr, wie ich gerade nachgeschaut 
habe, das Jahr 1986 ist,

(Beatrix von Storch [AfD]: Mauermörderpar-
tei! – Steffen Janich [AfD]: Die SED war eine 
Mauermörderpartei!)

angemessen, noch ist es angemessen in Bezug auf den 
Inhalt der Debatte, die wir heute hier führen. Deswegen 
erteile ich Ihnen beiden eine Rüge.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Zu Wort kommt – jetzt zum Redebeitrag – der Kollege 
Alexander Hoffmann für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die aktuelle Migrationslage zeigt ein prekäres Bild an 
unseren Grenzen. Bundespolizisten und Bundespolizis-
tinnen leisten dort großartige Arbeit; aber ehrlicherweise 
muss man sagen: Sie agieren hart an der Frustrations- und 
Belastungsgrenze.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: So sieht 
es aus!)

Wir haben Tage, an denen wir bundesweit über 700 ille-
gale Grenzübertritte feststellen – das sind nur die, die 
tatsächlich festgestellt werden können –, und wir haben 
flächendeckend an fast allen Grenzen einen noch nie 
dagewesenen Migrationsdruck.

Ich glaube, wir müssen kurzfristig und langfristig den-
ken: Kurzfristig brauchen wir Mechanismen, die den 
Druck sehr schnell von unseren Grenzen nehmen, und 
langfristig, glaube ich – das sage ich Ihnen ganz ehrlich, 
damit da kein Zweifel besteht –, brauchen wir sehr wohl 
geschlossene EU-Außengrenzen,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Christian Wirth [AfD])

weil nur geschlossene EU-Außengrenzen das Signal in 
die Welt aussenden: Macht euch bitte nicht auf den 
Weg! Ihr kommt nicht rein.

Damit ist die Geschichte natürlich nicht zu Ende er-
zählt. Wir müssen uns selbstverständlich überlegen: Was 
machen wir in den schwierigen Regionen, zum Beispiel 
in Afrika?

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Aber ich glaube, das ist das einzige Signal, das uns helfen 
wird, das Sterben im Mittelmeer und das Sterben in der 
Sahara merklich zu reduzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beatrix von 
Storch [AfD]: Ach nee!)

Im Übrigen glaube ich, dass wir nur bei sicheren EU- 
Außengrenzen endlich innerhalb der Europäischen Union 
zu einer stabilen Mehrheit für ein Gemeinsames Euro-
päisches Asylsystem kommen. Dazu gleich noch mehr.

Das Problem an der aktuellen Debatte ist, dass die 
Ampel nach meiner Einschätzung versucht, den zweiten 
Schritt vor dem ersten zu machen. Sie suggerieren auch 
heute wieder, dass wir jetzt in Europa zu Vereinbarungen 
kämen, und die würden ja dann schon irgendwie kurz-
fristige Entlastungen und Effekte an unseren Grenzen 
erzielen. Aus den Medien erfahren wir dann, dass die 
deutsche Außenministerin und die deutsche Innenminis-
terin hart auf der Bremse stehen.

Was Sie in all diesen Debatten, meine Damen, meine 
Herren von der Ampel, verschweigen, ist doch die Stim-
mungslage, die Ihnen in Brüssel entgegenschlägt. Sie 
sieht nämlich so aus, dass unsere europäischen Partner 
über diese Politik der offenen Türen der Bundesregierung 
irritiert sind. Wir bekommen von dort eindeutig die Sig-
nale, dass, solange das so bleibt, die europäischen Partner 
nicht bereit sind, über Umverteilungsmechanismen zu 
reden oder Vereinbarungen zu schließen, über Finanzaus-
gleichmechanismen zu reden und auch dort zu Verein-
barungen zu kommen. Das heißt, Sie müssen umdenken 
und den Weg für solch eine große europäische Lösung 
wirklich freimachen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Jetzt fordern wir seit Monaten stationäre Grenzkontrol-
len. Wir alle haben aufgehorcht, als die Ministerin am 
Freitagabend letzter Woche suggeriert hat: Ja, ich mache 
jetzt Grenzkontrollen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Was sie 
aber anders definiert hat!)

In dieser Woche wurde medial nachgefragt. Jetzt wird 
deutlich, dass es Grenzkontrollen geben wird. Sie sollen 
aber flexibel sein, unterhalb der Notifizierungsgrenze 
und eben nicht stationär, also vor allem nicht so, wie sie 
an der Grenze zu Österreich stattfinden.

Dann sitzt die Bundesinnenministerin im Innenaus-
schuss und sagt noch, sie wolle das so machen wie an 
der Schweizer Grenze; das sei ein echtes Erfolgsmodell.

(Lachen des Abg. René Bochmann [AfD])

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Mich hat diese Aussage 
erschüttert.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ja!)

Denn wenn die Bundesinnenministerin das sagt, dann 
zeichnet das das Bild einer Ministerin, die keine Ahnung 
hat, welche Herausforderungen die Beamtinnen und Be-
amten im Moment an der Schweizer Grenze zu bestehen 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Situation dort sieht nämlich wie folgt aus: Unsere 
Beamten steigen in den Zug und kontrollieren, wenn der 
Zug losrollt. Dann nehmen sie Migranten, die sie auf-
greifen, mit in die Bearbeitungsstraße. Dort gibt es dann 
Fast-ID und eine Befragung, und danach werden die Mi-
granten an die Schweizer Behörden übergeben. Von den 
Schweizer Behörden gibt es auch noch eine Befragung, 
und dann dürfen die Migranten wieder gehen.

(Manuel Höferlin [FDP]: Was ist Ihr Vor-
schlag?)

Wissen Sie, was sie dann machen? Sie schnappen sich 
den nächsten Zug oder die nächste Tram und versuchen 
es wieder.

(Manuel Höferlin [FDP]: Was ist denn Ihr 
Vorschlag dazu?)

Es gibt Beamte, die erklären Ihnen, dass sie teilweise 
dieselbe Person zwei-, dreimal am Tag aufgreifen.

(Abg. Manuel Höferlin [FDP] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

– Ich weiß, was Sie fragen wollen; deswegen muss ich die 
Frage nicht zulassen.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh!)

Ich weiß, Sie sagen jetzt: Das ist doch immer unser Ar-
gument, dass die dann wiederkommen. – Aber das Pro-
blem ist, dass wir keine festen stationären Grenzkontrol-
len haben.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich habe es so verstanden, – –

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Ich lasse die Zwischenfrage zu; meine Zeit ist nämlich 

sonst um.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie lassen sie doch zu. Okay. Gerade noch mal Glück 

gehabt; denn danach sind nur noch 13 Sekunden Redezeit 
übrig.- Bitte schön, Herr Höferlin.

Manuel Höferlin (FDP):
Ja, ich finde, dass der Kollege Hoffmann mit zwei 

Fragen und einer Rede so wenig Redezeit hatte, dass 
ich ihm noch eine Gelegenheit gebe.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das reicht nicht!)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Ich denke, Sie hören mich einfach gern.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Manuel Höferlin (FDP):
Ich höre Sie unheimlich gern. – Ich würde gerne Ihre 

Antwort auf folgende Frage hören. Sie haben kritisiert, 
dass das Schweizer Modell nicht funktioniert und die 
Ministerin gesagt hat, wir sollten es so machen wie an 
der Schweizer Grenze. Das bezog sich übrigens vor allen 
Dingen auf den Punkt, dass die Polizisten an der Schwei-
zer Grenze bereits auf der Schweizer Seite arbeiten kön-
nen.

(Zuruf des Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

Ich halte es für richtig, dass Deutschland auch an der 
Grenze zu Polen und zu Tschechien versucht, bereits im 
Vorfeld mit den Kollegen auf der anderen Grenzseite 
zusammenzuarbeiten; denn je früher dort solche Kontrol-
len stattfinden können, desto besser.

Sie haben gesagt: Das ist ein Prinzip, das nicht funk-
tioniert. Die Bundespolizei würde Personen aufgreifen, 
dann Untersuchungen vornehmen, sie den Schweizer 
Grenzpolizisten übergeben, und diese würden Flücht-
linge wieder laufen lassen. Meine Frage ist recht einfach: 
Was ist denn Ihr Konzept, wie in diesem Fall vorgegan-
gen werden sollte?

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Der Punkt ist doch, dass das genau der Unterschied 

zwischen einer stationären und einer flexiblen Grenzkon-
trolle ist. Das Problem an der Grenze zur Schweiz ist, 
dass dort jeden Tag so viele Züge, Busse, Trams, Taxis 
fahren, dass die Beamten, wenn sie in einem Zug beschäf-
tigt sind, keine Zeit mehr für die Tram oder einen anderen 
Zug haben. Zur Wahrheit gehört, dass es nicht reicht, nur 
mal ganz nett mit den Kollegen in Tschechien oder in 
Polen zu reden, sondern man braucht einen festen Modus 
Operandi – auch mit der Schweiz; auch dort brauchen wir 
ein Gespräch –, wie ein Land mit Personen umgeht, die 
dort aufgegriffen werden.

(Josephine Ortleb [SPD]: Was ist denn Ihr 
Vorschlag?)
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Es ist doch ein Treppenwitz und frustriert unsere Beam-
tinnen und Beamten, wenn sie dieselbe Person zwei-, 
dreimal am Tag sehen.

Die Frage muss man umgekehrt stellen. Wenn die Kon-
trolle der Grenze zur Schweiz mit Leben gefüllt werden 
soll, Herr Kollege Höferlin, dann ist doch die Frage: 
Warum schafft es das Bundesinnenministerium bzw. die 
Ministerin nicht,

(Zuruf des Abg. Daniel Baldy [SPD])
mit der Schweiz jetzt zu einer Vereinbarung zu kommen, 
damit sich unsere Beamten dort unten nicht weiter auf-
reiben? Das ist doch die Gegenfrage.

(Manuel Höferlin [FDP]: Also keine Lösung 
von Ihnen! – Zuruf der Abg. Peggy 
Schierenbeck [SPD])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, möchten Sie auch noch eine Zwischen-

frage von Uli Grötsch zulassen?

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Nein, danke. Ich schließe jetzt.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Manuel Höferlin [FDP]: Mit 13 Sekunden!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
13 Sekunden.

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Ja, ja, ich weiß schon.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na, dann lassen Sie zu!)

Entschuldigung, die Antwort war doch ziemlich konkret, 
und Sie tun jetzt so, als gebe es keine Lösung.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie hätten sie ja zulassen können! – 
Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja unsouverän! So kennen wir 
Sie gar nicht!)

Ich sage Ihnen, meine Damen, meine Herren: Solange 
Sie der Öffentlichkeit Sand in die Augen streuen, wird die 
Debatte um die Migration weiter in dieser Heftigkeit 
geführt.

(Clara Bünger [DIE LINKE]: Die Sie befeu-
ern!)

Ich kann Sie nur daran erinnern, dass Sie eine Verant-
wortung für unsere Demokratie haben.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mit den Reden, die Sie heute hier gehalten haben, haben 
Sie – Entschuldigung – das Thema verfehlt. Das wird Sie 
auf Dauer bei diesem schweren Thema –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
– nicht über Wasser halten.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich kündige jetzt schon mal an, dass ich weitere Zwi-

schenfragen, die Sie, lieber Herr Hoffmann, stellen 
möchten, nicht zulassen werde. – Ich gebe Peggy 
Schierenbeck jetzt das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Peggy Schierenbeck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Im Ge-
spräch mit Bürgerinnen und Bürgern erfahre ich immer, 
was sie bedrückt. Das ist unterschiedlich: im ländlichen 
Raum, in der Metropolregion. Was sie vereint, ist der 
Wunsch danach, dass wir handeln. Dass wir handeln, 
dass wir Dinge auf den richtigen Weg bringen, hat gerade 
erst die Bertelsmann-Stiftung bestätigt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Als pragmatische Politikerin benenne ich die Themen, 
die im Raum stehen. Es freut mich daher, dass ich heute 
hier als Innenpolitikerin zur aktuellen Migrationslage 
sprechen darf. In ihren Anträgen fordert die AfD wieder-
holt ein konsequentes Handeln seitens der Bundesregie-
rung respektive unserer Innenministerin Nancy Faeser. 
Wissen Sie, wenn ich mir Ihre Anträge so anschaue, 
dann sehe ich keine Lösungen, dann sehe ich immer nur 
ein Schüren von Angst.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Oje!)
Liebe Bürgerinnen und Bürger, mir geht es darum, Sie 

sachlich an den Entscheidungsprozessen der Regierung 
teilhaben zu lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Migration ist ein ständiger Prozess. Das bedeutet, dass 
wir als Regierungskoalition gefordert sind, immer wieder 
auf aktuelle Lagen zu reagieren. Die aktuelle Lage kon-
frontiert uns gerade mit der herausfordernden Situation 
des Zustroms von Flüchtenden. Wieder einmal zeigt sich, 
dass Nancy Faeser darauf reagiert, in enger Abstimmung 
mit Tschechien und Polen, ebenso wie mit den Bundes-
ländern Sachsen und Brandenburg.

(Lachen des Abg. Gerold Otten [AfD] – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie weiß 
ja morgens nicht, was sie abends tut!)

Die zugespitzte Lage an der deutschen Grenze zu die-
sen beiden Ländern durch die Zunahme von Schleusun-
gen macht jetzt weitere Maßnahmen erforderlich. Die 
Bundespolizei wird flexible Schwerpunktkontrollen zur 
Überwachung des Grenzgebietes durchführen, zusätzlich 
zur Schleierfahndung an den deutschen Schengengren-
zen. Diese Kontrollen ermöglichen erst, die bundespoli-
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zeiliche Präsenz rasch und vor allem sichtbar zu erhöhen. 
Nancy Faeser will damit maximalen Ermittlungsdruck 
auf Schleuser ausüben und ihren menschenverachtenden 
Geschäftsmodellen einen Riegel vorschieben. Das ist hu-
manitäre Verantwortung, das ist pragmatische Politik.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir müssen die Kommunen im Auge behalten. Sie 

kommen an manchen Orten an ihre Belastungsgrenzen. 
Sie können Geflüchtete schlicht aus Platzgründen beim 
besten Willen einfach nicht mehr unterbringen. Das ist 
nicht flächendeckend so. Es gibt ebenso Kommunen, 
die noch Kapazitäten frei haben. Mit Blick auf einige 
Medien bitte ich um sachliche Berichterstattung; denn 
mit mancher Schlagzeile werden auch hier unnötig 
Ängste geschürt.

Das eine tun, ohne das andere zu lassen: Wir haben das 
Chancen-Aufenthaltsrecht geschaffen. Wir haben das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz auf den Weg gebracht. 
Wir sind ein Einwanderungsland. Wir wollen, wir müs-
sen eines sein im Hinblick auf den Fachkräftemangel. 
Erfreulich dazu ist der Report des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln. Im Zeitraum 2017 bis 2022 haben wir 
durch Zuwanderer rund 1,5 Millionen sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitskräfte gewonnen – gut für unsere 
Wirtschaft.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, Herr Zippelius aus der Unionsfraktion 

würde Ihnen gern eine Zwischenfrage stellen. Möchten 
Sie die zulassen?

Peggy Schierenbeck (SPD):
Nein.

(Uli Grötsch [SPD]: Nur von Herrn 
Hoffmann!)

Das eine tun, ohne das andere zu lassen: Nancy Faeser 
hat den Aktionsplan gegen Rechtsextremismus maßgeb-
lich gefördert, weil wir wissen, wie sehr es unserer De-
mokratie schadet, wenn mit Rassismus Politik gemacht 
wird. Die größte Bedrohung unserer Demokratie kommt 
immer noch von rechts.

Unsere Innenministerin hat maßgeblich dafür gesorgt, 
dass wir das Gemeinsame Europäische Asylsystem vo-
ranbringen – nach jahrelangem – jahrelangem! – Still-
stand.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!)

Wir sind immer noch am Aufräumen.
Auch bei der Ausweisung sicherer Herkunftsländer 

sind wir maßgeblich vorangekommen. Wir sind jetzt da-
bei, den Rahmen der Asyl-Krisenverordnung zu ver-
ändern, um auch hier auf europäischer Ebene weiter-
zukommen.

Immer wieder kommt der Ruf nach schnelleren Ab-
schiebungen. Meine Damen und Herren, für Rückführun-
gen sind die Länder zuständig; das hat sich nicht geän-
dert. Im ersten Halbjahr 2023 – das wurde eben schon 
gesagt – haben wir 27 Prozent mehr Menschen zurück-

geführt als im Vorjahreszeitraum. Um die Länder zu un-
terstützen, hat die Innenministerin den Ausreisegewahr-
sam auf 28 Tage verlängert.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, ich muss Sie leider noch mal unterbre-

chen. Herr Farle würde Ihnen gerne eine Frage stellen.

Peggy Schierenbeck (SPD):
Nein.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein!)

Auch an dieser Stelle bleibt zu erwähnen, dass wir ein 
sehr gutes und funktionierendes Justizsystem haben. 
Nancy Faeser ist alles andere als zögerlich. Sie trifft Ent-
scheidungen – Entscheidungen zum Wohle unseres Lan-
des.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Noch eines zum angeblichen fortwährenden Streit zwi-
schen den Koalitionspartnern, von dem immer wieder zu 
lesen ist. Ich sage Ihnen: Eine Regierungskoalition aus 
drei Parteien hat Meinungsverschiedenheiten. In einer 
Demokratie muss es Meinungsverschiedenheiten geben. 
Kompromissfindung ist der demokratischste aller Prozes-
se. Dafür sind wir angetreten; das tun wir transparent.

(Beifall der Abg. Susanne Mittag [SPD] und 
Susanne Menge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

In diesem Sinne: Bleiben Sie demokratisch – zum Wohle 
unseres Landes!

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Zu einer Kurzintervention Herr Zippelius. Bitte.

Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Ich danke Ihnen, Frau Präsidentin. – Frau 

Schierenbeck, Sie haben hier jetzt sehr viel von Sachlich-
keit gesprochen; deswegen hätte ich eine sehr sachliche 
Frage an Sie.

Dieses Jahr hat Frau Innenministerin Faeser mit der 
„Stuttgarter Zeitung“ ein Gespräch geführt und darin 
von den Kommunen gefordert, dass sie mehr Plätze zur 
Unterbringung vorhalten sollen. Daraufhin habe ich eine 
schriftliche Anfrage an das Ministerium gestellt und ge-
fragt, wie sie sich das vorstelle, wie sie das finanziell 
unterstützen will und mit welchen weiteren Maßnahmen. 
Daraufhin gab es eine Antwort aus dem Innenministeri-
um, und darin hieß es, die Bundesregierung unterstütze 
mit bundeseigenen Liegenschaften die Landkreise und 
Kommunen.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                                                                                                                                                                                          15591 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Peggy Schierenbeck 



Ich habe daraufhin dem Landratsamt meines Landkrei-
ses geschrieben und gefragt, ob der Bund den Landkreis 
mit Liegenschaften unterstütze. Darauf kam dann die sehr 
knappe Antwort: Sehr geehrter Herr Zippelius, das ein-
zige vom Bund bis heute angebotene bebaute Grund-
stück – Klammer auf: Kraichtal-Oberacker, Carl-Benz- 
Straße; Klammer zu – ist leider aufgrund der Lage und 
des Zuschnitts nicht geeignet, um kurz- oder mittelfristig 
Flüchtlinge unterzubringen.

Wenn man in andere Kreise und Kommunen in den 
Bundesländern geht, dann ergibt sich da ein Gesamtbild. 
Meine Frage ist: Ist das die Kompetenz, mit der die Bun-
desregierung Lösungen anbietet, um die Landkreise, die 
heillos überfordert sind, zu unterstützen?

(Beifall bei der CDU/CSU – Josephine Ortleb 
[SPD]: Bei mir im Landkreis hat es geklappt!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie möchten antworten, Frau Kollegin?

Peggy Schierenbeck (SPD):
Was Sie jetzt gerade wiederholt tun, ist: Sie nehmen 

sich einen Fall heraus und weiten den auf die ganze 
Gemengelage aus.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Uli Grötsch [SPD] Ja!)

Genau das tun Sie.
(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Jeder von uns 
könnte solche Fälle vortragen! – Alexander 
Throm [CDU/CSU]: In jedem Landkreis!)

Wir haben punktuell Schwierigkeiten. Das wissen Sie, 
das wissen wir, und daran arbeiten wir. Der Bund unter-
stützt die Länder und die Kommunen bereits. Auch das 
dürfte Ihnen nicht entgangen sein. Wir tun alles dafür, um 
unsere Kommunen zu entlasten.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Merkwürdig 
ist nur, dass die Kommunen das nicht merken!)

Das dürfte die Antwort auf Ihre Frage sein.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herzlichen Dank. – Ich weise darauf hin, dass ich für 

den Fortgang der Debatte jetzt keine weiteren Kurzinter-
ventionen zulassen werde, es sei denn, jemand ist tatsäch-
lich persönlich angesprochen worden.

Das Wort hat der Kollege Detlef Seif für die CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Herr Emmerich, 
Sie haben vorhin zu Recht die Arbeit der Bundespolizei 
gelobt. Es gibt viele Beamte, die 13-Stunden-Schichten 
haben, acht Tage die Woche. Wir haben folgende Situa-

tion: Die Bundespolizei hat zu Beginn der Legislaturpe-
riode Mehrbedarfe angemeldet, war allerdings mit zehn 
Einsatzhundertschaften sehr bescheiden. Bewilligt wur-
den vier.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Aha!)
Und es fehlen die Sachmittel. Es gibt keine IT- und sons-
tigen Mittel, die eingesetzt werden können.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: So sieht es aus!)

Heiße Luft reicht nicht, Dank auch nicht. Bessern Sie hier 
deutlich nach!

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Mit ihrem sogenannten Elf-Punkte-Plan setzt die AfD 
den Schwerpunkt auf nationale Maßnahmen. Sie argu-
mentiert, das GEAS würde nicht funktionieren; Kollege 
Hess hat ja vorhin noch mal deutlich das GEAS kritisiert. 
Aber, meine Damen und Herren, wer meint, dass wir 
ohne ein funktionierendes europäisches Asylsystem 
auch nur im Ansatz eine Chance haben, diese Migrations-
problematik in den Griff zu bekommen, dem ist wirklich 
nicht mehr zu helfen. Das geht nur europäisch und na-
tional.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Dagegen sagen wir doch gar nichts!)

Es ist unfassbar, dass die deutsche Bundesregierung 
und die Innenministerin Nancy Faeser in dieser wichtigen 
und schwierigen Verhandlungssituation Sand ins Ge-
triebe der Verhandlungen gestreut haben. Ich hoffe – 
und das ist total wichtig –, dass das, was der Bundes-
kanzler gesagt hat, nämlich dass Deutschland weder die 
Krisenverordnung noch das GEAS als solches blockieren 
wird, auch tatsächlich in die Tat umgesetzt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Man weiß nicht, ob man 
ihm glauben kann, dem Kanzler!)

Eines ist klar: Deutschland muss natürlich in dieser 
schwierigen Lage auch nationale Maßnahmen umsetzen. 
Insoweit die AfD beantragt, die Kompetenzen und Zu-
ständigkeiten der Bundespolizei zu stärken, enthält dieser 
Antrag durchaus gute Ansätze.

(Zuruf von der SPD: Aha!)
Aber Sie haben an dieser Stelle eindeutig von der Union 
und der früheren Regierungspolitik abgeschrieben.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Sie hätten es doch machen 
können! Sie haben es ja nicht gemacht!)

Sie vertagen das Problem in die Zukunft mit einem dem-
nächst zu beschließenden Bundespolizeigesetz.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie haben doch 
regiert!)

Das ist keine Maßnahme, die jetzt wirkt; das ist eine 
Mogelpackung. Sie streuen den Bürgern Sand in die Au-
gen.
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(Beifall bei der CDU/CSU – René Bochmann 
[AfD]: Wer war denn in der Regierung?)

Wichtig ist natürlich, dass Maßnahmen umgesetzt wer-
den. Die Ampel muss die freiwilligen Bundesaufnahme-
programme beenden. Wir müssen auch viel mehr Länder 
als sichere Herkunftsstaaten einstufen; das vereinfacht 
das Verfahren. Die von der Ampel angekündigte Rück-
führungsoffensive muss endlich an Fahrt gewinnen. 
Wenn Joachim Stamp nur die einfachsten Länder auf-
greift, also die mit den größten Chancen auf Rückfüh-
rung, dann ist das der falsche Weg. Er muss sich die 
dicken Hammer, die schwierigen Länder, vornehmen. 
Das erwarten wir als Union.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Gesetzliche Regelungen, die Abschiebungen erschwe-

ren, sind anzupassen. Wir haben hierzu viele Vorschläge 
gemacht. Die Ampel muss ihr Vorhaben, den Familien-
nachzug zu subsidiär Schutzberechtigten zahlenmäßig 
auszudehnen, endgültig stoppen. Im Moment kommen 
schon über 100 000 Menschen im Wege des Familien-
nachzugs nach Deutschland; diese Zahl kommt on top 
auf alle anderen Zahlen.

Kommen wir zu den stationären Grenzkontrollen. Die 
sind total wichtig. Herr Emmerich, ich glaube, Sie haben 
das irgendwie verwirrend dargestellt. Informieren Sie 
sich mal! Beides ergänzt sich in dieser schwierigen Lage: 
Schleierfahndung und stationäre Grenzkontrollen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Nicht entweder oder, 
sondern beides! Genau!)

Das hat an der Grenze zu Österreich gewirkt.
Meine Damen und Herren, die Ampelregierung muss 

erkennen – und wir alle haben nicht den Eindruck, dass 
sie das tut –: Ein Weiter-so geht nicht. Es ist wichtig, dass 
Sie die geeigneten und richtigen Maßnahmen im Bereich 
der Asylpolitik auf den Weg bringen. Wir haben Ihnen 
das mit unserem Deutschlandpakt dargelegt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Seif.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Setzen Sie das um!
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Julian Pahlke für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Julian Pahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Demokra-

tinnen und Demokraten! Die Debatte darüber, wie mit 
Geflüchteten umgegangen werden soll, ist mittlerweile 

völlig entgrenzt. Es gibt aber zwischen all dem Trumpis-
mus hier in der Debatte eine gute Nachricht: Der Alter-
native Nobelpreis wurde heute verliehen an SOS Médi-
terranée, eine Organisation, die Menschen im Mittelmeer 
vor dem Ertrinken rettet – seit Jahren, trotz aller politi-
schen Kämpfe gegen die zivile Seenotrettung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN und des Abg. Knut Gerschau [FDP])

In den letzten Jahren haben diesen Preis Menschen und 
Organisationen gewonnen, die wir als Demokratinnen 
und Demokraten aus großer Überzeugung unterstützt ha-
ben: Edward Snowden, Nasrin Sotudeh oder die Zeitung 
„Cumhuriyet“. In diese Reihe stellt sich heute SOS Mé-
diterranée, und dafür verdienen sie unseren großen Res-
pekt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Clara Bünger [DIE LINKE])

Organisationen wie SOS Méditerranée und andere 
werden breit unterstützt, gerade von Kirchen. Selbst der 
Papst betont immer wieder, wie wichtig die Seenotret-
tung ist. Und dann ist da auf der anderen Seite Friedrich 
Merz, der die ideologische Freifallrutsche nach rechts 
genommen hat.

(Anke Hennig [SPD]: Oh Mann!)
Da setzt sich allen Ernstes der Partei- und Fraktionsvor-
sitzende in eine Talkshow und hetzt öffentlich damit, dass 
Geflüchtete einem die Termine beim Zahnarzt wegneh-
men würden. Herr Merz testet öffentlich aus, wie weit er 
gehen kann, um sich hinterher für ein paar Tage geläutert 
zu geben und dann genau diesen Sprech der AfD in sein 
Repertoire zu übernehmen.

(Zuruf von der SPD: So ist es!)
So vergiftet man das Klima, so hetzt man Menschen 
gegen Geflüchtete auf. Das ist Rassismus, offen vorgetra-
gen, für eine ganze Republik sichtbar und für anständige 
Demokratinnen und Demokraten eine Zumutung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN – Anke Hennig [SPD]: 
Da hat er völlig recht!)

Nichts von dem, was die Union fordert, verbessert die 
Lage der Kommunen, weil sie nicht die Bereitschaft be-
sitzt, überhaupt über Realistisches nachzudenken. Es 
liegt doch auf der Hand: Wenn geflüchtete Menschen 
schnell in Arbeit kommen, dann ist das der größte Inte-
grationsfaktor. Gleichzeitig suchen Unternehmen hände-
ringend nach Personal. Obendrauf brauchen wir 400 000 
Personen, die zu uns kommen, um den Laden hier am 
Laufen zu halten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dafür müssen Arbeitsverbote abgeschafft werden, und 
dafür müssen dieser andauernde Rassismus, diese andau-
ernde Hetze und das Ausspielen von Menschen aufhören, 
weil sonst nicht mal mehr diejenigen zu uns kommen, die 
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hier gerne arbeiten würden. Machen Sie doch endlich mal 
einen Vorschlag, der tatsächlich hilft, und kommen Sie 
raus aus Ihrer ideologischen Sackgasse, in der Sie sich in 
den letzten Monaten verschanzt haben.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Es gibt 
doch Vorschläge! Deutschlandpakt für Migra-
tion!)

Ja, die Kommunen in Deutschland sind in diesen Zei-
ten ganz besonders gefordert und belastet. Wir haben seit 
dem Beginn des russischen Angriffskrieges mehr als 
1 Million ukrainische Geflüchtete bei uns aufgenommen. 
Für die Belastung der Kommunen jetzt Menschen ver-
antwortlich zu machen, die aus Syrien oder aus Afgha-
nistan fliehen, das ist pure Hetze.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig! Pfui!)

Menschen, die ein Recht auf Schutz haben, erhalten die-
sen bei uns, unabhängig davon, aus welchem Land sie 
kommen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Mit „Au-
gen zu und durch“ funktioniert das nicht 
mehr!)

Das ist unsere humanitäre Pflicht.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)
Genauso ist es unsere Pflicht, aus unserer Geschichte 

zu lernen und aus ihr Konsequenzen zu ziehen. Wer heute 
das Grundrecht auf Asyl infrage stellt, der fängt nächste 
Woche an, die Abschaffung der nächsten Grundrechte zu 
fordern.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Mannomann!)
Wer Grundrechte von Geflüchteten angreift, der greift 
unser aller Grundrechte an.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Philipp 
Amthor [CDU/CSU]: So ein Irrsinn! – Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Über Ihre Rede 
freut sich die AfD! Konjunkturprogramm für 
die AfD!)

Und weil wir ja eigentlich heute hier über einen Antrag 
der AfD debattieren: Niemand erwartet von der AfD noch 
irgendetwas.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: 10 Millionen 
Menschen unterstützen uns!)

Aber bei der Union, da braucht es doch endlich mal einen 
Aufstand der Anständigen. Schließen Sie sich zusam-
men! Stellen Sie eine Gegenkandidatin zu Friedrich 
Merz auf!

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Wählen Sie ihn als Fraktionschef ab, und finden Sie Ihren 
bürgerlichen Konservatismus mitsamt seinen christlichen 
Werten endlich wieder!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Alexander Throm [CDU/ 

CSU]: Einfach nur lächerlich, Herr Pahlke! – 
Philipp Amthor [CDU/CSU]: Absolute Witzfi-
gur!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Stephan Thomae hat das Wort für die 

FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Stephan Thomae (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Wenn man 
den Titel des Antrags der AfD „Elf-Punkte-Plan zum 
Schutz der Grenzen“ liest, dann denkt man: Jetzt kommt 
ein detaillierter Masterplan, ein systematisches Gesamt-
konzept zur Aufbereitung des Problems. Wenn man dann 
aber diesen Antrag durchliest, dann ist man schon er-
staunt, wie dünn doch diese elf Punkte am Ende ausfallen.

Ein Punkt heißt, das Parlament solle früher unterrichtet 
werden. Ein anderer Punkt heißt, der Bundeskanzler solle 
das Thema zur Chefsache machen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das 
wäre ganz konkret, dass der Kanzler sich äu-
ßert!)

Das sind eher Plattitüden. Da wird mehr Geld, mehr Per-
sonal für die Bundespolizei gefordert. Diesen Punkt fin-
den Sie so toll, dass Sie ihn gleich zweimal bringen, als 
wäre dieses Thema zum ersten Mal erwähnt worden. Sie 
schreiben, dass man in Unterkünften von Geldleistungen 
zu Sachleistungen übergehen solle – als hätte das mit 
Grenzschutz zu tun.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Hat alles damit zu 
tun!)

Also: Alles in allem ist es doch ein reichlich konfuses 
und, wie ich finde, auch sehr oberflächliches Papier.

Wir haben uns am Dienstag in der FDP-Bundestags-
fraktion noch einmal sehr intensiv mit der ganzen Fülle 
der Fragen beschäftigt

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wow!)
und 24 Punkte beschlossen – realistisch, pragmatisch, 
ohne Weichzeichner, ohne Schönrederei. Das Problem 
liegt auf der Hand: Es kommen einfach zu viele Men-
schen ins Land, sodass die Kommunen, Landkreise und 
Städte nicht mehr in der Lage sind, alle aufzunehmen. 
Das ist nun einfach mal die Realität, die wir anerkennen 
müssen. Wir brauchen Sofortmaßnahmen, die aber nicht 
nur Symptome bekämpfen, sondern das Problem an der 
Wurzel packen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Ihr redet euch auch die Lage 
schön!)

Um das Thema „Sachleistungen in Asylunterkünften“ 
ruhig einmal anzusprechen: Das ist sogar der gesetzliche 
Regelfall.

(Manuel Höferlin [FDP]: Ja!)
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Man muss gar nicht verlangen, dass wir gesetzlich neu 
regeln, dass statt Geldleistungen Sachleistungen ausgege-
ben werden können; das ist im Gesetz schon als Regelfall 
vorgesehen.

(Manuel Höferlin [FDP]: Das müssen wir gar 
nicht machen! Das ist ja schon so!)

Geldleistungen sind der Ausnahmefall. Dass die Kom-
munen die Sachleistungen als aufwendiger, als kompli-
zierter empfinden, weil eine Lagerlogistik vorgehalten 
werden muss, um Bekleidung, Lebensmittel, Hygiene-
artikel zu bevorraten, zu sortieren und auszureichen, hat 
dazu geführt, dass aus dem gesetzlichen Ausnahmefall 
der Geldleistungen faktisch der Regelfall geworden ist.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Die Kommunen können es gar nicht stemmen, alles in 
Sachleistungen zu gewähren. Deshalb wollen wir jetzt 
dazu übergehen, die Kommunen zu ermutigen und zu 
ertüchtigen, mit Bezahlkarten einen Ersatz für Geldleis-
tungen zu schaffen. Denn in der Tat ist es so, dass Geld-
leistungen einen falschen Anreiz setzen können, wenn 
Menschen glauben, bei uns würden sie mit Geld über-
häuft. Davon müssen wir in der Tat wegkommen. Das 
ist ein wichtiger Punkt. Deswegen wollen wir, dass Be-
zahlkarten eingesetzt werden, die auch beschränkt wer-
den können,

(Beifall bei der FDP)

von denen aus keine Auslandsüberweisungen erfolgen 
können und die nur eingesetzt werden können, um lokal 
Güter des täglichen Bedarfes zu kaufen.

Meine Damen und Herren, das Thema Grenzkontrol-
len hat hier in dieser Debatte eine Rolle gespielt. Was wir 
doch brauchen, ist eine intelligente Lösung, mit der wir 
einerseits den Pendlerverkehr, den Warenverkehr und den 
Reiseverkehr nicht unnötig beeinträchtigen, aber doch 
die Schleuserkriminalität unterbinden und bekämpfen. 
Dazu sind, wie ich finde, flexible Grenzkontrollen genau 
das richtige Instrument, weil sich bei stationären Grenz-
kontrollen die Schleuser natürlich gegenseitig warnen. 
Was wir bekämpfen müssen, ist das Schleuserwesen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist 
doch ein Schattenboxen! Man muss doch bei-
des machen, nicht entweder/oder!)

Die Schleuser sind diejenigen, die Zehntausende, Hun-
derttausende Menschen nach Europa und quer durch Eu-
ropa schleusen. Das müssen wir bekämpfen. Dazu sind, 
glaube ich, flexible Grenzkontrollen, die hier und da un-
erwartet auftauchen, durch die mit Drohnen, mit Wärme-
bildkameras, mit Herzschlagkameras Schleusungscontai-
ner aufgedeckt werden, das richtige Instrument. Ich finde 
es auch gut, dass der Finanzminister ankündigt, dass auch 
der Zoll dabei helfen kann.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Meine Damen und Herren, ich finde, dass die Uhr bei 
mir immer viel schneller läuft als bei anderen Rednern. 
Ich komme zum Schluss. Diese Krise ist groß. Sie ist 
größer als unser Land. Deswegen brauchen wir europäi-
sche Lösungen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Stephan Thomae (FDP):
Sie erfordert von uns, dass wir gemeinsam, alle Demo-

kraten in diesem Haus, in Bund, Ländern und Gemeinden 
uns dieses Themas annehmen, damit nicht diejenigen den 
Ton setzen, die das Problem in Wirklichkeit nicht lösen 
wollen, sondern es befeuern, weil sie sich davon einen 
Vorteil versprechen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, es ist so, dass Herr Altenkamp genau 

aufschreibt, wie lang die Redezeit ist und wie schnell 
die Uhr geht. Er hat geschworen: Die Uhr ging wirklich 
genauso schnell wie bei den Vorrednern. – Das Gefühl 
kann man nur mit der Wirklichkeit konfrontieren, und das 
ist die Wirklichkeit. – Philipp Amthor hat das Wort für 
die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich glaube, wenn man einmal diese Debatte Revue pas-
sieren lässt und sich in die Beamten unserer Bundespoli-
zei hineinversetzt und sich fragt, wie sie über das denken, 
was sie hier heute gehört haben, dann kann man nur zu 
einem Schluss kommen: mit breitem Kopfschütteln.

(Zuruf des Abg. Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Von der AfD gibt es nur einen Schaufensterantrag. Da 
steht zwar „Bundespolizei“ drauf, aber es ist allgemeiner 
Migrationsklamauk. Das bringt die Bundespolizei null-
kommanull voran, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und was haben wir von der Ampel – insbesondere von 
Herrn Pahlke von den Grünen, der schon wieder dazwi-
schenruft – erlebt? Nullkommanull Substanz zum Thema 
Bundespolizei und für Ihre linke und grüne Twitterblase 
ein paar Worte über Friedrich Merz. Beschäftigen Sie 
sich mit der Lebensrealität! Beschäftigen Sie sich mit 
der Bundespolizei! Das wäre gut für unser Land. Von 
Ihnen brauchen wir keine Haltungsnoten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])
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Und was gibt es für die Bundespolizei? Da höre ich 
von der Ampel die üblichen Worte: Respekt, Wertschät-
zung. Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundes-
polizei braucht Respekt, und sie braucht Wertschätzung. 
Sie braucht aber vor allem auch Haushaltsmittel und Ta-
ten, und da lassen Sie einfach auf sich warten. Da kommt 
gar nichts.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir brauchen ein neues Bundespolizeigesetz. Ich sage 
Ihnen: Ja, wir wollen auch eine Zuständigkeit der Bun-
despolizei für die Abschiebung. Wenn man sich vor Au-
gen führt, wie man einen guten und funktionierenden 
Staat organisiert, dann muss doch für jeden klar sein: 
Wie sinnlos ist es, dass die Bundespolizei für die Einreise 
zuständig ist, aber nicht für die Ausreise, für die Abschie-
bung? Das muss zusammengeführt werden. Auch andere 
Kompetenzen müssen im Bundespolizeigesetz dringend 
ausgeweitet werden. Wir fragen uns: Wann kommt das 
denn endlich? Wir von der Union haben bereits im De-
zember des vergangenen Jahres hier Druck gemacht. Was 
haben wir von der SPD gehört: Wir sind mit Hochdruck 
dran. Bald kommt der Referentenentwurf. Bald kommt er 
ins Kabinett, bald kommt er ins Parlament. – Und was ist 
die Realität? Nichts, seit Monaten. Ich prophezeie Ihnen: 
Wenn Sie noch länger warten, dann wird dieses Bundes-
polizeigesetz das Parlament nicht erreicht haben, solange 
Frau Faeser noch im Amt ist, meine Damen und Herren. 
Das ist doch Ihr Problem. Handeln Sie endlich!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und damit komme ich auch zur Bundesinnenministe-

rin. Wenn wir heute über Grenzkontrollen reden, führt 
das unweigerlich zu dem schönen Märchen von „Nancy 
und den Grenzkontrollen“. Wir haben gedacht: Opposi-
tion wirkt, schlechte Umfragewerte in Hessen wirken 
noch mehr. Wir waren wirklich sehr erstaunt. Die Bun-
desinnenministerin kündigt an, Grenzkontrollen sollen 
eingeführt werden. Und was ist davon übrig geblieben? 
Nichts außer Ankündigungen, meine Damen und Herren. 
Das war eine reine Luftnummer.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir verlangen, dass stationäre Grenzkontrollen ein-
geführt werden, wir verlangen, dass sie notifiziert wer-
den. Von Ihren Ankündigungen und Täuschungsmanö-
vern hat niemand etwas. Sie sind eine 
Ankündigungskoalition. Wir brauchen eine Koalition 
der Taten in der Migrationspolitik, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und ich will Ihnen auch sagen – weil das hier von 

linker Seite von der Ampel in Abrede gestellt wurde –: 
Wir brauchen in diesem Land natürlich Zurückweisungen 
von illegal einreisenden Menschen, von illegalen Mi-
granten in Deutschland. Wenn wir diese Zurückweisun-
gen nicht einführen, dann machen Sie die Bundespolizei 
nur zu einem Sammeltaxi für illegale Einwanderer. Das 
ist nicht die Aufgabe einer Grenzpolizei, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich will es auch sagen: Natürlich hat es uns der Euro-
päische Gerichtshof nicht leichter gemacht mit seiner 
Entscheidung. Aber davor können wir hier doch nicht 
kapitulieren. Der Europäische Gerichtshof ist keine 
Rechtfertigung für Ihre Kapitulationserklärung vor einer 
Steuerung der Migration.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Abgeordneter.

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Eine Rechtsordnung, die sinnvolle Migrationsbegren-

zung verbietet, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Amthor.

Philipp Amthor (CDU/CSU):
– muss geändert werden.

(Zuruf des Abg. Marcel Emmerich [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Amthor.

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Wirken Sie mit! Wir geben Ihnen dazu die Möglich-

keit.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Helge Lindh hat das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich habe eben den Entschluss gefasst: Ich werde den 
Wissenschaftlichen Dienst damit beauftragen, einmal 
eine Sammlung von Plattheiten, Phrasen und Dresche-
reien von Allgemeinplätzen des Herrn Amthor zusam-
menzustellen. Ich denke, das wird ein epochales Werk 
sein.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ich glaube, Sie 
haben da mehr, Herr Lindh!)

Sie haben wahrscheinlich ganze Teams damit bemüht, 
Ihre Slogans zusammenzustellen, die Sie eben an der 
Debatte vorbei rausgefeuert haben. Sie waren schon mal 
besser. Ich bin besorgt über Ihre aktuelle Performance.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zurufe von der CDU/CSU)

Abgesehen davon muss ich als gesetzlich versicherter 
Mensch, dem demnächst Zahn- und Kieferoperationen 
bevorstehen, feststellen, dass ich eigentlich traurig sein 
müsste, kein Asylsuchender oder abgelehnter Asylbewer-
ber zu sein. Ich muss feststellen: Ich bin sehr glücklich, 
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deutscher Staatsbürger in einer privilegierten Situation zu 
sein, weil ich die gesamte Gesundheitsversorgung be-
komme und nicht nur eine reduzierte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Damit sind wir beim Kern des Problems; denn die ent-
scheidende, zentrale Frage ist, wenn wir ehrlich sind, 
nicht die, was die Rechtsextremisten, die Rechtspopulis-
ten, die AfD machen und machen werden. Die entschei-
dende Frage ist, was die AfD, die Rechtspopulisten und 
die Rechtsextremisten aus uns machen. Herr Merz sollte 
sich ernsthaft fragen, was er durch die Rechtspopulisten 
aus sich selbst machen lässt; denn er mutiert selbst gerade 
in Turbogeschwindigkeit zu einem solchen – unwürdig 
einer großen, stolzen, konservativen christdemokrati-
schen Volkspartei.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie merken doch gar nicht, wie es immer mehr abdrif-
tet. Wir kennen beim Klima ja den Aspekt der Kipppunk-
te. Bei der Debatte über Migration und Asyl ist so ein 
Kipppunkt gerade erreicht, und zwar nicht links-mittig, 
sondern rechts in diesem Plenum.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Das ist Ihre 
Politik!)

Er ist überschritten. Es sind alle Tore offen,

(Zurufe von der CDU/CSU: Genau! Ganz ge-
nau!)

und man meint, alles, egal was, einfach äußern zu können 
wie in einem Überbietungswettbewerb.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ihre Po-
litik führt zur AfD!)

Aber es gibt noch etwas, gerade auch in einer migrati-
onspolitischen Debatte. Denken Sie an Ihre Kanzlerin, 
die Sie erst verschmäht haben und plötzlich wiederent-
decken, je nach Stimmungslage: Politik hat mit Verant-
wortung zu tun – Verantwortung, nicht Verhetzung und 
Verdummung!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was aber die Union betreibt, ist Verdummung des Volkes, 
Volksverdummung!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Verantwortung heißt aber: Antwort geben. Antwort ge-
ben, das ist aber kein Sammelsurium von Antworten, die 
sich täglich ändern.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Regieren 
heißt handeln!)

Sie jagen doch jeden Tag eine neue migrationspolitische 
Sau durchs Dorf. Antwort geben ist auch nicht, Copy- 
and-paste bei der AfD zu machen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sagt 
mal, regiert ihr eigentlich?)

Im Übrigen kurz zur AfD. Sie haben auch Aspekte und 
Fragmente aus dem damaligen Vorschlag zur Bundes-
polizei der GroKo aufgenommen. Das ist aber der Unter-
schied zwischen uns und Ihnen: Wir nehmen Kritik ernst.

(Lachen bei der CDU/CSU und der AfD)
Damals hat – hätten Sie sich mal genauer vorbereitet! – 
Boris Pistorius zu Recht darauf hingewiesen, dass es 
Schnittstellenprobleme gibt, wenn man die Bundespoli-
zei beauftragt. Da muss man nämlich entscheiden:

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ihr habt 
das Bundespolizeigesetz blockiert beim letzten 
Mal!)

Was ist denn mit den Familien von Aufgegriffenen? Ist 
dann Bundespolizei oder Ausländerbehörde zuständig? 
Was ist, wenn keine Abschiebungshaft angeordnet wird? 
Wo werden die Menschen untergebracht? Das sind Sach-
fragen. Migrationspolitik hat nämlich mit Sachpolitik zu 
tun, damit, sich für Probleme zu interessieren. Wir ma-
chen nämlich im Unterschied zu Ihnen evidenzbasierte 
Politik.

(Lachen bei der CDU/CSU und der AfD)
Sie machen populismus- und wutbasierte Politik, jeden 
Tag.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist ja 
Bürgerbeschimpfung!)

Jetzt zählen wir das mal auf.
Seit dem Sommer: Abschaffung des individuellen 

Asylrechts, Refoulement-Verbot aufheben. Mehr Leis-
tungen für Kommunen? Nein, mehr Leistungen für Kom-
munen bringen nichts. Arbeitsverbote, Arbeitszwänge, 
Grenzen zu, Zurückweisung aller Personen, ob es recht-
lich zulässig ist oder nicht; keine Sozialleistungen mehr 
oder eingeschränkte Sozialleistungen; nur noch Sachleis-
tungen, keine medizinischen Leistungen mehr, wie wir 
jetzt erfahren haben.

In Außenfragen: Europa ist entscheidend. – „Nein, 
Europa ist überhaupt nicht entscheidend“ als nächste Va-
riante. Neue sichere Herkunftsstaaten: Georgien und 
Moldau. – Nein, möglichst alle Länder, die uns einfallen, 
zu sicheren Herkunftsstaaten machen. Drittstaatenkon-
zepte, aber ohne Ausgestaltung usw. usf. Jeden Tag ein 
neuer Vorschlag! Noch vor zwei Monaten sahen Sie 
Rückführung als die entscheidende Antwort. Dann plötz-
lich war nichts mehr zu hören von Rückführung. Sie 
sagen: Rückführungen sind nicht die Lösung des Pro-
blems. – Jetzt kommen Rückführungen wieder. Das hat 
nichts mit Sachpolitik zu tun! Das ist Verdummung der 
Bevölkerung und eine Nulllösung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und dann kommt es noch besser: Sie gucken sich ja 
nicht mal die Erlasslagen in den unionsgeführten Bundes-
ländern an. Sprechen Sie mal mit Herrn Wüst, gehen Sie 
in eine Therapiegruppe – aber klären Sie die Differenzen!

(Beifall bei der SPD)
Fragen Sie in Ihrer eigenen Fraktion nach. Was ist mit den 
diversen – –
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Lindh, möchten Sie denn eine Zwischenfrage von 

Herrn Müller zulassen?

Helge Lindh (SPD):
Selbstverständlich!

(Heiterkeit)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich nehme an, Sie haben eine sehr kurze Zwischen-

frage, und die Antwort von Herrn Lindh wird auch sehr 
kurz ausfallen.

Axel Müller (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Herr 

Kollege Lindh, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – 
Ich habe wirklich, wie es meiner Art entspricht, eine sehr 
kurze Zwischenfrage. Im „Spiegel“ dieser Woche stand, 
dass 82 Prozent der Deutschen bei einer Umfrage gesagt 
haben, sie meinen, dass der Staat mit dem Thema Migra-
tion überfordert sei. Sind Sie jetzt Teil dieser 82 Prozent, 
oder sind Sie Teil der verbliebenen 18 Prozent?

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Helge Lindh (SPD):
Ich bin Teil der hier Sitzenden – in Prozentzahlen der 

Bevölkerung; aber es wird wahrscheinlich im Promille-
bereich sein –, die sich ernsthaft für die 82 Prozent und 
die 18 Prozent interessieren, weil wir nämlich nicht 
Ängste bedienen, schüren und daraus Nutzen ziehen wol-
len, sondern weil wir Ängste ernst nehmen,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

weil wir uns ernsthaft um Probleme und Sorgen küm-
mern, weil für uns nicht Stimmungsmache oder Stim-
mung hier Maßstab ist, sondern Problemlösung. Wir ge-
ben Antworten, die solide und verlässlich sind, und nicht 
solche Antworten, deren Haltbarkeit gerade bis zur Land-
tagswahl geht. Das ist der Unterschied! Für uns gibt es 
noch so was wie Maßstäbe, Ethik, Sachlichkeit – Fun-
damente, die man braucht, anstatt nur zu gucken, was 
kurzfristig Stimmengewinn bringt, am Ende aber nur 
denjenigen rechts außen nutzt.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie sind 
so schlecht verständlich!)

Das ist der Unterschied. Deshalb sind für uns Umfragen 
nicht der Maßstab, sondern die konkreten Sorgen.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb antworten Sie mir bitte mal – –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herzlichen Dank. Das war die Antwort.

Helge Lindh (SPD):
Antworten Sie mir, wie Sie das denn bei all Ihren 

Forderungen machen wollen, wenn Sie einerseits Aus-
länderbehörden entlasten wollen, diese aber stärker be-
lasten wollen mit Sachleistungssystem. Es ist aufwendi-
ger, es ist teurer.

Zweitens. Sie wollen Arbeitsverbote, wissen aber ge-
nau, dass 300 000 Menschen in diesem Land niemals 
abgeschoben werden können. Sie wissen das ganz genau, 
also nehmen Sie lieber in Kauf, dass die Leute perspek-
tivlos sind und Transferleistungen bekommen. Sie wollen 
doch immer Anreize! Dann geben Sie doch Anreize zum 
Arbeiten! Ihre Politik ist zutiefst widersprüchlich!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Und dann wollen Sie auch noch Arbeitszwänge. Also: 
Entscheiden Sie sich: Arbeitszwang oder Arbeitsmög-
lichkeiten.

Dann sagen Sie auch noch – mein persönliches High-
light –: Der Chancen-Aufenthalt ist der Grund für explo-
dierende irreguläre Migration. – Das ist wirklich eine 
Gewalttat gegen jede Form von Logik!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Chancen-Aufenthalt betrifft Menschen, die hier sind, mit 
Stichtagsregelung. Wie sollen Menschen, die noch gar 
nicht in Deutschland sind, davon profitieren? Logisch 
unmöglich, aber es kommt Ihnen nicht auf Antworten 
an. Das muss man mal klarmachen! Wir sind da viel zu 
leise.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Nee, 
nee, nee!)

Wir stehen für eine Politik der Vernunft und der Sys-
tematik. Wir verkaufen nicht unsere Moral, unsere Werte 
und unseren Verstand für billige Stimmgewinne!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir sind kein Förderprogramm für die AfD. Wir stehen 
für Sachpolitik, für Anstand, und für uns sind auch Men-
schen, die abgeschoben werden, noch Menschen und 
nicht Vieh, das man benutzen kann für schnelle Erfolge! 
Populismus ohne uns! Evidenzbasierte Politik jetzt und in 
Zukunft!

Vielen Dank.
(Lebhafter Beifall bei der SPD – Beifall beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schließe die Aus-

sprache und gebe Ihnen einen Hinweis zum weiteren Ab-
lauf.

Wir kommen zur Überweisung von Tagesordnungs-
punkt 10 a sowie zur namentlichen Abstimmung zu Ta-
gesordnungspunkt 10 b. Bitte beachten Sie, dass unmit-
telbar nach Eröffnung der namentlichen Abstimmung die 
Überweisungen im vereinfachten Verfahren sowie die 
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Abstimmungen zu den Ohne-Debatte-Punkten erfolgen. 
Ich bitte Sie daher, nicht alle gleichzeitig den Raum zu 
verlassen.

Tagesordnungspunkt 10 a. Interfraktionell wird Über-
weisung der Vorlage auf Drucksache 20/8156 an die in 
der Tagesordnung vorgesehenen Ausschüsse vorgeschla-
gen. – Weitere Vorschläge sehe ich nicht. Dann werden 
wir so verfahren.

Tagesordnungspunkt 10 b. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Inneres und Heimat zu dem Antrag der 
Fraktion der AfD mit dem Titel „Elf-Punkte-Plan zum 
Schutz der Grenzen und vor unregulierter Massenmigra-
tion sofort umsetzen – Frühzeitige Unterrichtung des 
Parlaments bei kritischen Massenmigrationslagen sicher-
stellen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 20/6785, den Antrag der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 20/6485 abzulehnen. 
Die Fraktion der AfD hat dazu namentliche Abstimmung 
verlangt. Sie haben nach der Eröffnung der Abstimmung 
20 Minuten Zeit.

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
Plätze einzunehmen. – Ich sehe: Die Urnen sind bereits 
besetzt. Ich eröffne die namentliche Abstimmung über 
die Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/6785. Die 
Abstimmungsurnen werden kurz nach 15 Uhr wieder ge-
schlossen. Das bevorstehende Ende der namentlichen 
Abstimmung werden wir Ihnen rechtzeitig bekannt ge-
ben.1)

Ich rufe jetzt auf die Tagesordnungspunkte 28 a und 
28 c bis h:

a) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 

Kultur ohne Barrieren für alle zugänglich 
machen – Inklusion ist Handlungsauftrag

Drucksache 20/8527
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Kultur und Medien (f) 
Sportausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

c) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 

Missbrauch der Chemikalie GBL als 
„K.‑o.-Tropfen“ stoppen

Drucksache 20/8528
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 

Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Protschka, Peter Felser, Bernd 
Schattner, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 
Kein Verbot der Anbindehaltung aus ideo-
logischen Gründen

Drucksache 20/8533
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Jörg Schneider, Dr. Christina 
Baum, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 
Zugang zu medizinischen Hilfsmitteln ent-
bürokratisieren

Drucksache 20/8534
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Jörg Schneider, Kay-Uwe 
Ziegler, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 
Übersterblichkeit untersuchen – Ursachen 
aufklären

Drucksache 20/7463
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Haushaltsausschuss

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Kathrin Vogler, Jan Korte, Heidi Reichinnek, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
stärken – Diskriminierungsschutz erwei-
tern

Drucksache 20/2696
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ina 
Latendorf, Dr. Gesine Lötzsch, Klaus Ernst, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 
Milcherzeugung in Deutschland retten – 
Marktmacht der Konzerne brechen

Drucksache 20/85221) Ergebnis Seite 15610 D
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Es handelt sich hierbei um Überweisungen im ver-
einfachten Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. – Ich sehe keine anderen Vorschläge. Dann 
verfahren wir so.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 29 a bis n sowie 
Zusatzpunkt 3. Es handelt sich um die Beschlussfassun-
gen zu Vorlagen, zu denen keine Aussprache vorgese-
hen ist.

Wir kommen zu den Beschlussempfehlungen des Peti-
tionsausschusses.

Tagesordnungspunkt 29 a: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 409 zu Petitionen

Drucksache 20/8459

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthält 
sich jemand? – Das ist einstimmig. Die Sammelüber-
sicht 409 ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 b: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 410 zu Petitionen

Drucksache 20/8460

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Wiederum einstimmig und so angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 c: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 411 zu Petitionen

Drucksache 20/8461

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Sammelübersicht 411 ist wiederum einstimmig 
angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 d: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 412 zu Petitionen

Drucksache 20/8462

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Gegenstimmen kamen aus der Fraktion Die 
Linke; alle anderen haben dafürgestimmt. Damit ist die 
Sammelübersicht 412 angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 e: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 413 zu Petitionen
Drucksache 20/8463

Wer stimmt dafür? – Das sind die Koalitionsfraktio-
nen, die Fraktion Die Linke, CDU/CSU. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist die Fraktion der AfD. Enthält sich je-
mand? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die 
Sammelübersicht 413 angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 f: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 414 zu Petitionen
Drucksache 20/8464

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Bei Gegenstimmen der Fraktion der AfD und 
der Linken ist bei Zustimmung aller anderen die Sammel-
übersicht 414 angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 g: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 415 zu Petitionen
Drucksache 20/8465

Bevor wir zur Abstimmung über diese Sammelüber-
sicht kommen, erteile ich dem Kollegen Sören Pellmann 
das Wort zur ergänzenden Berichterstattung.

(Beifall bei der LINKEN)

Sören Pellmann (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich freue mich sehr, dass wir als Mitglieder des Petitions-
ausschusses hier und jetzt die Möglichkeit bekommen, zu 
einer sehr wichtigen Petition, die Beachtung verdient, zu 
sprechen. Ich danke insbesondere der Petentin, dass sie 
durch ihre Petition den Weg freigemacht hat. Aufgrund 
ihrer Petition und des hohen Votums des Ausschusses 
reden wir darüber heute. Nur durch dieses hohe und ein-
stimmige Votum des Petitionsausschusses hat dieses 
Thema eine Chance, heute hier im Plenum Aufmerksam-
keit zu bekommen.

Es geht um die Situation von pflegenden Angehörigen. 
Laut Statistischem Bundesamt gibt es derzeit in Deutsch-
land rund 5 Millionen Pflegebedürftige, von denen etwa 
3 Millionen, also weit mehr als die Hälfte, zu Hause und 
überwiegend von ihren Angehörigen gepflegt werden. 
Diese Angehörigen befinden sich meist in extremen Be-
lastungssituationen. Sie sind vielfach von Armut und 
Krankheit bedroht und erhalten dennoch nach wie vor 
zu wenig Unterstützung.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP und der Abg. 
Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])
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Vor allem mit Blick auf die eigene gesetzliche Rente 
ergeben sich für viele pflegende Angehörige noch immer 
große Schwierigkeiten und Ängste. Deshalb ist es sehr 
gut, dass der Petitionsausschuss sich einstimmig und 
mit dem zweithöchsten Votum dafür ausgesprochen hat, 
die Situation pflegender Angehöriger bei der gesetzlichen 
Rente deutlich zu verbessern.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Die Petition, welche Entgeltpunkte bei der Rente für 
jene Pflegepersonen fordert, die nebenbei einer Vollzeit-
beschäftigung nachgehen, soll dem Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales zur Erwägung überwiesen wer-
den, soweit es um die Verbesserung für pflegende Ange-
hörige bei der gesetzlichen Rente geht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

In dieser Petition wird vor allem kritisiert, dass Pflege-
personen, die zusätzlich zur Pflege noch einer Vollzeit-
tätigkeit von mehr als 30 Wochenstunden nachgehen, 
benachteiligt werden; denn sie sind bezüglich der Pflege 
nicht mehr versicherungspflichtig und erhalten daher 
keine Entgeltpunkte bei der gesetzlichen Rente. Die Pe-
tentin fordert also sehr konkret die Abschaffung dieser 
30-Stunden-Grenze, um Anerkennung für Mehrarbeit 
und Mehrbelastung zu erhalten.

Dieser Wunsch nach mehr Anerkennung zeigt sich 
auch an den zahlreichen Beiträgen, die diese Petition im 
Diskussionsforum des Petitionsausschusses ausgelöst 
hat. Die Pflege Angehöriger sei Arbeit und keine Frei-
zeitbeschäftigung, heißt es da zum Beispiel.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Viele fordern endlich eine angemessene Würdigung die-
ser Arbeit, und das zu Recht.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
der SPD und der Abg. Corinna Rüffer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Petition zeigt, dass es bezüglich der Situation der 
pflegenden Angehörigen bei der gesetzlichen Rente noch 
immer viel Verbesserungsbedarf gibt. Ich hoffe, dass die-
ses hohe, einstimmige Votum des Petitionsausschusses 
für weitere Schritte in die richtige Richtung sorgt und 
es beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales zeit-
nah zu einer Umsetzung kommt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Jetzt kommen wir zur Abstimmung 

über die Sammelübersicht 415. Wer stimmt dafür? – 
Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Die Sammel-
übersicht ist einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 h: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 416 zu Petitionen
Drucksache 20/8466

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Sammel-
übersicht 416 ist einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 i: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 417 zu Petitionen
Drucksache 20/8467

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Gegenstimmen von der Fraktion Die Linke; 
alle anderen haben dafürgestimmt. Insofern ist die Sam-
melübersicht 417 angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 j: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 418 zu Petitionen
Drucksache 20/8468

Wer stimmt dafür? – Das sind die Koalitionsfraktio-
nen, CDU/CSU und Die Linke. Wer stimmt dagegen? – 
Die AfD. Enthält sich jemand? – Damit ist die Sammel-
übersicht 418 angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 k: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 419 zu Petitionen
Drucksache 20/8469

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Bei Gegenstimmen von AfD und Linken 
und Zustimmung aller anderen ist die Sammelübersicht 
419 angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 l: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 420 zu Petitionen
Drucksache 20/8470

Wer stimmt für die Sammelübersicht 420 auf Druck-
sache 20/8470? – Das sind die Koalitionsfraktionen und 
die AfD. Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU/CSU und 
Linke. Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Die 
Sammelübersicht 420 ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 m: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 421 zu Petitionen
Drucksache 20/8471
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Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Bei Gegenstimmen von CDU/CSU und 
AfD und Zustimmung aller anderen ist die Sammelüber-
sicht 421 angenommen.

Tagesordnungspunkt 29 n: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 422 zu Petitionen

Drucksache 20/8472

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Die Sammelübersicht ist angenommen 
bei Zustimmung von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP. Die CDU/CSU, AfD und Linksfraktion haben da-
gegengestimmt. Damit ist die Sammelübersicht 422 an-
genommen.

Ich komme jetzt zu Zusatzpunkt 3:
Beratung des Antrags der Abgeordneten Norbert 
Kleinwächter, Dr. Harald Weyel, Dr. Rainer 
Rothfuß, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 
zu dem Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Einrichtung der Fazilität für die Ukraine,  
KOM(2023) 338 endg.; Ratsdok. 10899/23

hier: Begründete Stellungnahme gemäß Arti-
kel 6 des Protokolls Nummer 2 zum Vertrag 
von Lissabon (Prüfung der Grundsätze der 
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit)

Drucksache 20/8535

Wer stimmt für diesen Antrag? – Das ist die AfD- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind alle übrigen 
Fraktionen. Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. 
Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11 und 12 auf:
11 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin

Drucksache 20/8265
12 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums gemäß Artikel 45d des 
Grundgesetzes

Drucksache 20/8266

Wir kommen zu den Wahlen, und zwar zur Wahl eines 
Stellvertreters der Präsidentin im ersten Wahlgang mit 
einer Stimmkarte in der Farbe Weiß sowie zur Wahl eines 
Mitglieds des Parlamentarischen Kontrollgremiums mit 
der Stimmkarte in der Farbe Rot. Für diese Wahlen be-
nötigten Sie auch Ihren grünen Wahlausweis aus dem 
Stimmkartenfach. Ich bitte schon jetzt die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer, ihre Plätze an den Ausgabeti-
schen und Wahlurnen einzunehmen.

Die Wahlvorschläge der Fraktion der AfD liegen Ihnen 
auf den Drucksachen 20/8265 sowie 20/8266 vor.

In der Abgeordnetenlobby erhalten Sie nach Vorzeigen 
Ihres Wahlausweises die beiden Stimmkarten. Da die 
Wahl des Stellvertreters der Präsidentin geheim durch-
zuführen ist, erhalten Sie für diese Wahl zusätzlich einen 
passenden Wahlumschlag. Sie können bei diesen Wahlen 
auf beiden Stimmzetteln zu den aufgeführten Vorschlä-
gen der Kandidaten ein Kreuz bei „ja“, „nein“ oder „ent-
halte mich“ machen. Alles andere macht die Stimme 
ungültig. Der Stimmzettel in der Farbe Weiß ist in den 
weißen Wahlumschlag zu legen. Dies muss in der Wahl-
kabine erfolgen. Für den roten Stimmzettel erhalten Sie 
keinen Wahlumschlag, da es sich hier um eine offene 
Wahl handelt.

Ich weise explizit darauf hin, dass das Fotografieren 
oder Filmen der ausgefüllten Stimmkarte bei der gehei-
men Wahl einen Verstoß gegen das Wahlgeheimnis dar-
stellt und die Ordnung und Würde des Hauses verletzt. 
Für den Fall, dass ich von einem solchen Verstoß gegen 
das Wahlgeheimnis in dieser Sitzung oder später Kennt-
nis erlange, kündige ich schon jetzt Ordnungsmaßnah-
men an.

Nach Verlassen der Wahlkabine übergeben Sie bitte 
zuerst der Schriftführerin oder dem Schriftführer an der 
Wahlurne Ihren Wahlausweis. Erst danach werfen Sie den 
weißen Wahlumschlag sowie den roten Stimmzettel in 
die entsprechend farblich gekennzeichneten Wahlurnen. 
Der Nachweis der Teilnahme an der Wahl kann nur durch 
die Abgabe des Wahlausweises erbracht werden. Gewählt 
ist jeweils, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder 
des Bundestages auf sich vereint, das heißt, mindestens 
369 Stimmen erhält.

Da gerade noch die namentliche Abstimmung läuft, 
beginnen wir jetzt zunächst mit der Aktuellen Stunde. 
Die Eröffnung der Wahlen erfolgt erst nach der Schlie-
ßung der laufenden namentlichen Abstimmung.

Für die vielen, die draußen in der Lobby stehen – ich 
drücke jetzt hier die Lobbytaste –, möchte ich ansagen, 
dass wir mit den Wahlen mit Wahlausweis ungefähr in 
15 Minuten beginnen. Das soll Sie nicht daran hindern, 
draußen zu stehen. Nur damit Sie es wissen. Aber Sie 
könnten auch der Aktuellen Stunde lauschen, die ich jetzt 
eröffnen werde.

Ich rufe den Zusatzpunkt 4 auf:
Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU
Schweigen des Bundeskanzlers zum Deutsch-
landpakt zum Stopp der irregulären Migra-
tion

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Alexander 
Dobrindt für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Dobrindt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Wir haben heute 
den Tag 22 nach der Ankündigung des Bundeskanzlers 
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eines Deutschlandpaktes. Wir haben den Tag 22, nach-
dem CDU und CSU erklärt haben, dass sie bereit sind, die 
Herausforderung der Migrationskrise gemeinsam mit der 
Bundesregierung zu lösen. Aber wir haben auch den 
Tag 22, nachdem von dem Bundeskanzler nichts mehr 
über den Deutschlandpakt zu hören war: keine Initiative, 
kein Gesetz, keine Gespräche. Dem großen Wort folgt 
das große Schweigen. Das ist kein Deutschlandpakt; das 
ist ein Deutschlanddebakel, was Sie hier aufführen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Wir haben ein CDU- oder 
ein CSU-Debakel beim Wahlkampf!)

Was wir gestern hier an Lebenszeichen des Bundes-
kanzlers zur Kenntnis genommen haben, das hat sich 
nicht an CDU und CSU gerichtet, das hat sich ausschließ-
lich an die Ampel, das hat sich ausschließlich an Frau 
Faeser und Frau Baerbock gerichtet. Und das ist geradezu 
der Beleg der Geisterfahrt von Faeser und Baerbock bei 
der Flüchtlingskrise. Es ist der Beleg, dass Sie die Öffent-
lichkeit und das Plenum hier hinter die Fichte geführt 
haben; darum geht es doch bei diesem Machtwort!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Frau Faeser hat letzte Woche an dieser Stelle gesagt, 

dass sie die Krisenverordnung in Europa nicht blockieren 
würde. Sie hat, als ich ihr das vorgeworfen habe, hier 
sitzend den Kopf darüber geschüttelt. Jetzt ist offensicht-
lich geworden und schwarz auf weiß vorhanden, dass sie 
mit einer Geheimanordnung an den Botschafter bei der 
EU dieser Krisenverordnung nicht zustimmen wollte;

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [DIE LINKE])
das ist die Realität hier. Das nenne ich schlichtweg eine 
Täuschung des Parlaments, Frau Faeser und Frau 
Baerbock.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Albrecht Glaser [AfD])

Frau Faeser und Frau Baerbock, Sie sind nicht Teil der 
Lösung in Europa; Sie sind schlichtweg Teil des Pro-
blems. Und deswegen musste der Kanzler einschreiten. 
Dieses Machtwort ist nichts anderes als der Ausdruck des 
Misstrauens des Kanzlers gegenüber diesen beiden Mi-
nisterinnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Harald Weyel [AfD] – Dr. Harald Weyel 
[AfD]: Entlassen!)

Nicht nur hier versuchen Sie, Öffentlichkeit und Par-
lament zu täuschen.

(Petr Bystron [AfD]: Sind jetzt zufällig Wah-
len?)

Wir fordern Sie inzwischen seit Monaten auf, Grenzkon-
trollen zu Polen und zu Tschechien einzuführen, so wie 
sie zu Österreich bereits bestehen.

Frau Faeser hat vor Kurzem noch erklärt, dass diese 
Forderung aus der Union der Ausdruck von Hilflosigkeit 
und reine Symbolpolitik sei. Letzte Woche hat sie hier 
noch erklärt: Die Schleierfahndung ist erfolgreicher als 
Grenzkontrollen. – Dann, am Freitagnachmittag, sagt 
Frau Faeser in einem Interview auf einmal, dass sie 

Grenzkontrollen einführen will. Jetzt könnte man zu 
dem Gedanken kommen, dass vielleicht hier die Vernunft 
eingekehrt ist. Aber nein, es ist wieder ein Täuschungs-
versuch: Sie wollen keine Grenzkontrollen; Sie wollen 
keine Anmeldung in Brüssel; Sie wollen keine Notifizie-
rung in Brüssel.

Es ist ein Spitzenbeamter aus dem Bundesinnenminis-
terium, der in der „Bild“-Zeitung gesagt hat: Das sind 
keine stationären Kontrollen, das ist nur Schleierfahn-
dung. Die Menschen werden getäuscht. – Das ist die 
Analyse aus dem eigenen Innenministerium.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – 
Sebastian Hartmann [SPD]: Was ist denn mit 
der Pkw-Maut? Was ist denn mit der Pkw- 
Maut geworden?)

Warum macht diese Notifizierung einen Unterschied? 
Die Polizeigewerkschaft hat es gestern in einem Brief an 
den Bundeskanzler auf den Punkt gebracht: Nur mit No-
tifizierung ist die Bundespolizei legitimiert, Grenzkon-
trollen durchzuführen. Sie streuen den Menschen 
schlichtweg Sand in die Augen. Sie täuschen an dieser 
Stelle die Öffentlichkeit. Sie wollen am Ende keine 
Grenzkontrollen, weil Sie wissen: Mit Notifizierung 
wird es Zurückweisungen an den Grenzen geben. Und 
Sie wollen schlichtweg keine Zurückweisungen; darum 
geht es.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Clara Bünger [DIE LINKE] – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Sie haben das Urteil wohl 
nicht gelesen!)

Sie wollen die illegale Migration an dieser Stelle nicht 
stoppen; das ist Ihr Problem.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hören Sie mal auf die Gewerkschaft der 
Polizei!)

Deswegen sage ich Ihnen auch noch mal und rufe in 
Erinnerung, was der ehemalige Bundespräsident Joachim 
Gauck in einem Interview vor Kurzem gesagt hat. Er hat 
betont: Wer demokratische Mehrheiten erhalten will, 
muss das Migrationsproblem lösen. – Ich kann Ihnen 
sagen: Hören Sie auf, dieses Problem weiterhin zu ver-
längern.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Dobrindt, Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Alexander Dobrindt (CDU/CSU):
Hören Sie auf, zu blockieren.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Dobrindt.

Alexander Dobrindt (CDU/CSU):
Nehmen Sie an, dass es demokratische Mehrheiten in 

diesem Haus gibt.
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Abstellen!)

Und wenn sie mit den Grünen nicht bestehen: Wir stehen 
zur Verfügung für diese demokratischen Mehrheiten.
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(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, 16 Jahre lang 
habt ihr nichts gemacht! So ein Blödsinn!)

Verabschieden Sie sich von den Grünen an der Stelle!

(Beifall bei der CDU/CSU – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was muss 
man sich anbiedern! Was muss man sich anbie-
dern!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Diejenigen, die draußen versuchen, für Ordnung zu 

sorgen, bitten darum, dass wir beides parallel machen, 
nämlich: sowohl die namentliche Abstimmung als auch 
die Wahlen. Da das eine mit Karten und das andere mit 
Zetteln möglich ist, wird es auch kein Durcheinander 
geben.

Deswegen komme ich jetzt formal zurück zu den Wah-
len, Tagesordnungspunkte 11 und 12.

Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben ihre 
Plätze bereits eingenommen. Ich eröffne jetzt die Wahlen. 
Zur Abgabe Ihrer Stimme haben Sie 60 Minuten Zeit, das 
heißt, um 16.00 Uhr werden die Wahlen geschlossen. 

Die namentliche Abstimmung läuft parallel weiter. Ich 
danke allen, die dort draußen versuchen, zurechtzukom-
men und uns zu helfen.1)

(Beifall des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Genau, ich finde: Das ist einen Beifall wert.
Jetzt noch mal nach draußen zu den Wahlen in der 

Lobby: Die Wahlen sind jetzt eröffnet. Parallel findet 
die namentliche Abstimmung statt. Herzlichen Dank.

Wir kommen zurück zur Aktuellen Stunde. Jetzt gebe 
ich das Wort für den Bundesrat Daniela Behrens.

(Beifall bei der SPD)

Daniela Behrens, Ministerin (Niedersachsen):
Herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren Abgeordnete! Ich finde, die 
Entwicklung beim Thema Migration – das zeigt auch 
das, was wir gerade in Deutschland und auch in Nieder-
sachen erleben – bedeutet, dass wir sehr sachlich, ruhig 
und lösungsorientiert diskutieren sollten. Deswegen bin 
ich sehr dankbar, dass ich als Vertreterin des großen Flä-
chenlandes Niedersachsen hier ein bisschen darüber be-
richten kann, wie sich die Situation beim Fluchtgesche-
hen gerade in Niedersachsen darstellt.

Wir erleben ein sehr dynamisches Fluchtgeschehen. 
Allein bei uns in Niedersachsen haben sich seit Mitte 
Juli 2023 die Zugangszahlen von etwa 500 bis 600 Zu-
gängen pro Woche auf derzeit über 1 300 Menschen ver-
doppelt. Es kommen jede Woche derzeit über 1 500, 
1 600 Menschen nach Niedersachsen in die Erstaufnah-
meeinrichtungen. Wenn ich mir die Prognosen in dieser 
Woche anschaue, ist festzustellen, dass wir am Ende des 
Jahres wohl über 30 000 neue Geflüchtete in Niedersach-
sen aufgenommen haben werden. Wenn ich mir die Daten 

vom letzten Jahr um diese Zeit angucke, wird klar: Wir 
haben schon jetzt 6 000 Menschen mehr aufgenommen 
als letztes Jahr um diese Zeit. Das zeigt, welche Dynamik 
wir gerade erleben.

In der öffentlichen Debatte diskutieren wir oft über die 
einzelnen Jahresscheiben. Ich finde, das ist in der Debatte 
zu kurz gesprungen. Von daher würde ich gerne darauf 
hinweisen, was in den letzten Jahren passiert ist und was 
vielleicht der Grund ist, warum wir in den Ländern und 
vor allen Dingen in den Kommunen derzeit das Gefühl 
der Überlastung und auch der Überforderung haben.

Insgesamt leben in Niedersachsen aktuell über 260 000 
Geflüchtete; 2015 waren es 50 000. Daran kann man 
ersehen, was in den letzten Jahren passiert ist und welche 
Entwicklung hier genommen wurde. Das liegt daran, dass 
wir natürlich viele Menschen, die in Not sind und die 
Zuflucht bei uns suchen, aufgenommen haben. Das zeigt 
aber auch, warum die Kommunen langsam an die Gren-
zen ihrer Aufnahme- und Leistungsfähigkeit kommen. 
Wenn ich in Niedersachsen unterwegs bin, dann sagen 
mir sehr anständige Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter: Wir kriegen es nicht immer mehr gut hin, wir müssen 
uns etwas einfallen lassen. – Ich glaube, dass man diese 
Signale ernst nehmen muss.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU und des Abg. Christian Dürr 
[FDP] – Josef Oster [CDU/CSU]: Schön zuhö-
ren, liebe SPD!)

In den Landesaufnahmebehörden Niedersachsen wer-
den die bei uns angekommenen Menschen registriert, 
untersucht, gut untergebracht und schließlich irgendwann 
auf die Kommunen verteilt. Ich kann Ihnen sagen, dass 
die Entwicklung der vergangenen Wochen und Monate 
uns wirklich sehr fordert. Wir haben derzeit alle regulären 
Unterbringungsmöglichkeiten in Niedersachsen nahezu 
ausgeschöpft. Neben der Belegung in Unterkunftszim-
mern werden auch Hallen und Schulungsräume genutzt. 
Die Standorte unserer Landesaufnahmeeinrichtungen 
sind proppenvoll.

Wir sind dabei, jeden Quadratmeter auszunutzen. Das 
ist, finde ich, nicht einfach; denn es geht nicht um Waren 
und Container, sondern es geht um Menschen, die zu uns 
kommen und die wir vernünftig unterbringen wollen. 
Aber das ist gerade eine große Herausforderung. Wir 
stellen winterfeste Zelte auf. Wir richten uns darauf ein, 
dass die Dynamik in den nächsten Wochen noch zuneh-
men wird; denn eigentlich liegen die starken Wochen der 
Zuflucht noch vor uns. Daher wird das, glaube ich, ein 
sehr schwieriger Herbst und sehr schwieriger Winter.

Die Belange der Geflüchteten können wir derzeit nur 
bedingt wahrnehmen; derzeit geht es um die Vermeidung 
von Obdachlosigkeit. Aber von Integration oder darüber 
hinaus kann man, glaube ich, in diesen Tagen nicht mehr 
sprechen.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Unglaublich, was 
die SPD betreibt!)

Das, was wir unseren Beschäftigten in den Landesauf-
nahmeeinrichtungen zumuten, ist genauso schwierig 
wie die Bedingungen, die wir den Geflüchteten zumuten.1) Ergebnis Seite 15630 D
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Wir bauen unsere Standorte in Niedersachsen aus. Das 
werden wir weiterhin tun; denn unsere Pflicht ist es, dass 
wir den Städten und Gemeinden in Niedersachsen – so 
verstehen wir unsere Aufgabe – möglichst viel Zeit geben 
in der Vorbereitung, damit sie sich auf die Geflüchteten 
konzentrieren können, die zur Integration in die Städte 
und Gemeinden weiterverteilt werden.

Wir sind im ständigen Austausch mit unseren Kom-
munen. Wir merken aber auch eine starke Belastung. 
Vor Ort wird es immer schwieriger, geeigneten Wohn-
raum zu finden. Es wird auch schwieriger, diesen Wohn-
raum zu finanzieren. Es wird schwieriger, Integrations- 
und Sprachkurse anzubieten.

(Zuruf des Abg. Sepp Müller [CDU/CSU])

Das ist alles eine große Herausforderung. Wenn wir uns 
anschauen, was in der nächsten Woche passiert, wird 
deutlich: Wir werden den Städten und Gemeinden eine 
neue Verteilquote zumuten müssen, damit wir alle sehr 
gut unterbringen. Meine Damen und Herren, ich glaube, 
es braucht ein Zeichen der Wahrnehmung der Überlas-
tung in den Kommunen,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

und es braucht auch ein Zeichen in Richtung einer fairen 
Kostenaufteilung.

Damit Sie mich nicht falsch verstehen: Es geht nicht 
darum, dass wir Geflüchtete nicht mehr aufnehmen wol-
len und können. Es geht darum, dass wir die Städte und 
Gemeinden in die Lage versetzen, dass sie das tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Clara Bünger [DIE LINKE])

Die Menschen, die zu uns kommen, sind in großer Not 
und brauchen unsere Hilfe. Die wollen wir auch leisten, 
aber wir kommen an die Belastungsgrenze. Deswegen 
bin ich sehr dankbar, dass die Bundesregierung Signale 
an die Länder ausgesendet hat, dass wir über eine faire 
Kostenverteilung hinsichtlich der Kommunen neu nach-
denken können. Ich glaube, das ist ein wichtiges Zeichen, 
und das ist gut.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber, meine Damen und Herren, für Migration und 
Integration braucht es halt auch Ressourcen. Es braucht 
Wohnungen, es braucht Sprachkurse, es braucht Integra-
tionskurse, und es braucht Kurse für die Aufnahme in den 
Arbeitsmarkt.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Überall wird ge-
kürzt!)

All das ist perspektivisch schwer zu denken, wenn wir 
jedes Jahr die von mir genannte Anzahl von Geflüchteten 
hinzubekommen. Daher müssen wir uns mehr darauf 
konzentrieren, dass wir uns dem, was wir innerhalb von 
Europa eigentlich miteinander vereinbart haben, nämlich 
ein europäisches, solidarisches Verteilsystem der Ge-
flüchteten, weiter nähern, damit wir uns für die Sache 

gut verwenden können. Ich kann Ihnen sagen, dass wir 
in Niedersachsen nicht der Meinung sind, dass wir ein 
solches System gerade haben.

Wir haben vor allen Dingen in Osteuropa viele Mit-
gliedstaaten der EU, die nicht die Aufgabe der Annahme 
von Geflüchteten wahrnehmen. Wir erleben es, dass sich 
einige EU-Mitgliedstaaten nur in der Rolle einer Zwi-
schenstation wahrnehmen, dass sie Asylbewerberinnen 
und Asylbewerber nur weiterverteilen, und der Großteil 
kommt dann halt in der Bundesrepublik Deutschland an.

Eine solidarische Verteilung der Geflüchteten auf alle 
Mitgliedstaaten der EU ist dringend geboten. Denn wenn 
Sie sich die Gesamtsumme der Geflüchteten, die nach 
Europa kommen, anschauen: Das ist keine Zahl, die ein 
starkes Europa nicht verkraften könnte.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber die schlechte Verteilung innerhalb der Europäischen 
Union, das ist das Problem,

(Sebastian Hartmann [SPD]: Ursula von der 
Leyen ist das Problem!)

Deswegen brauchen wir an den EU-Außengrenzen faire 
rechtsstaatliche Verfahren, in denen über einen Teil der 
Schutzgesuche schnell und konsequent entschieden wird, 
und dass in den Fällen, in denen die Chance einer An-
erkennung eher gering ist, auch eine Konsequenz erfolgt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dunja Kreiser [SPD])

Meine Damen und Herren, zum Recht auf Asyl gehört 
auch, dass man dann, wenn in einem rechtsstaatlichen 
Verfahren die Entscheidung gefällt wird, dass Asyl nicht 
gewährt werden kann, das Land wieder verlässt. Daher 
setzen wir in Niedersachsen auf freiwillige Rückkehr, 
und wir setzen darauf, dass wir die, die nicht freiwillig 
gehen wollen, natürlich wieder zurückführen. Aber das 
ist nicht die Masse der Menschen, meine Damen und 
Herren. Wir haben eine hohe Schutzquote bei den Asyl-
suchenden, die zu uns kommen. Von daher ist die Debatte 
über Rückführungen eher ein Thema für die Medien, aber 
nichts, was uns in der Versorgung von Menschen hilft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Heidi Reichinnek [DIE 
LINKE])

Ich hoffe daher sehr, dass wir die Ziele der Bundes-
regierung erreichen, dass wir Rückführungsabkommen 
abschließen können. Wir haben dafür einen Beauftragten 
in der Bundesregierung. Das ist sehr gut. Ich hoffe, dass 
die Aktivitäten zum Thema Rückführungsabkommen in 
die Realität überführt werden können; denn das würde 
uns sicherlich helfen, die Menschen in dem Fall auch 
wieder zurückzuführen.

Ich komme zum Schluss, meine Damen und Herren: 
Lassen Sie uns dafür werben – dafür würde ich den Bun-
destag gerne gewinnen –, dass wir das europäische Asyl-
system zum Laufen bekommen, dass es wieder funktio-
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niert, dass die Verteilung innerhalb der 27 Mitgliedstaa-
ten vernünftig funktioniert, damit wir das Asylrecht nicht 
beschädigen.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Genau!)
Wenn es so weiter geht wie jetzt, werden wir, erstens, das 
Asylrecht beschädigen und, zweitens, werden wir die 
Bürgerinnen und Bürger in Deutschland und auch in Nie-
dersachsen bei der Aufnahme von geflüchteten Men-
schen verlieren.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Aha! Hört! 
Hört!)

Das ist das Thema. Ich finde, da muss man auf der rechten 
Seite gar nicht schreien. Man darf in Deutschland sagen, 
dass man sich überlastet und überfordert fühlt, ohne dass 
man populistisch ist.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Lachen bei der AfD)

Sie orientieren sich eher an Hass und Hetze.

(Petr Bystron [AfD]: Gerade hetzen Sie!)

Wir orientieren uns nicht an Hass und Hetze, sondern an 
Mitmenschlichkeit,

(Sebastian Hartmann [SPD]: Zahnarzt!)
und diese müssen wir auch den Geflüchteten entgegen-
bringen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Ministerin.

Daniela Behrens, Ministerin (Niedersachsen):
Das schaffen wir über ein vernünftiges europäisches 

Asylsystem, das wir derzeit aber nicht haben.
Herzlichen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Bevor ich die nament-

liche Abstimmung schließe, frage ich: Gibt es noch je-
manden im Raum, der an der namentlichen Abstimmung 
noch nicht teilgenommen hat? – Der Oppositionsführer 
und noch weitere Persönlichkeiten. Ich bitte um zügige 
Erledigung der Abstimmung. Ich glaube, der Kollege 
Merz war von der Debatte so gefangen, dass er vergessen 
hat, abzustimmen.

Noch einmal die Frage: Gibt es noch jemanden im Saal 
oder sonst wo, der seine Stimme noch nicht abgegeben 
hat? – Ich bekomme das Zeichen: Alles okay! Dann 
schließe ich die namentliche Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. Das Ergebnis wird Ihnen zu einem späteren 
Zeitpunkt bekannt gegeben.1)

Wir fahren in der Debatte fort. Nächster Redner ist der 
Kollege Dr. Gottfried Curio, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Vor einem halben Jahr forderten Kommunalpoliti-
ker – über alle Parteigrenzen hinweg vereint in ihrem 
Hilfeschrei – in einem Brandbrief an den Kanzler ein 
Umsteuern bei der Migration: Zustrom begrenzen, Kapa-
zitäten erschöpft. Was ist seitdem passiert? Nichts oder 
besser viel Negatives: Noch mehr Zuwanderung, finan-
zielle Hilfen für Länder und Kommunen sollen halbiert 
werden. Der Brandbrief könnte heute wieder genauso 
rausgehen – nur mit noch dringlicheren Worten, aber 
Scholz liefert nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Schade, dass der Kanzler nicht selbst hier ist, um Stel-

lung zu beziehen, hätte er doch hier immerhin mehr Zu-
hörer als vor der UN-Vollversammlung bei seiner Rede 
vor einer Woche. Aber Scholz macht sich unsichtbar, 
schiebt seine Innenministerin vor. Er taucht im Kanzler-
amt ab als ein dort bald Ausreisepflichtiger, dem nach 
Umfragelage demnächst von dort die Abschiebung droht, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Seine Innenministerin muss ihm als publizistischer 

Kugelfang dienen. Solange er sich nicht regt, rauscht 
sie halt bei INSA ins Bodenlose: Sie ist die unbeliebteste 
Ministerin. Dabei macht sie natürlich nichts, was Scholz 
nicht gutheißt. Er spielt die wandelnde Gedächtnislücke, 
tut so, als habe er vergessen, dass er Richtlinienkom-
petenz hat in der Hoffnung, der Wähler sagt sich bei all 
den explodierenden Missständen: Wenn das der Kanzler 
wüsste!

(Heiterkeit bei der AfD)
In Wahrheit ist er die ganze Zeit für alles verantwortlich, 
hauptverantwortlich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Zur CDU/CSU: Die Punkte Ihres Antrags sind aus 

AfD-Forderungen kopiert.
(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Es gibt keine 

Anträge bei der Aktuellen Stunde!)
Als die Union regierte, haben Sie diese Punkte nicht 
interessiert. Jetzt werden sie recycelt, um ein bisschen 
Opposition zu spielen. Hätten Sie selber im Amt nur die 
Hälfte davon umgesetzt, sähe es doch heute hierzulande 
ganz anders aus. Und mit wem soll das dann noch mal 
umgesetzt werden? Mit Rot oder Grün angeblich, gegen 
die man jetzt zu kämpfen vorgibt. Es geht gar nicht um 
die Umsetzung der Forderungen. Es geht um Wählertäu-
schung, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)
Faeser und Scholz suggerieren: Nur die europäische 

Lösung bringt es – und boykottieren sie die längste Zeit. 
Eine interne Weisung von Faeser lautet, den Migrations-
hürden nicht zuzustimmen, und das tat sie in Absprache 1) Ergebnis Seite 15610 D

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                           15606 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Ministerin Daniela Behrens (Niedersachsen) 



mit dem Kanzler. Aber wenn das U-Boot Scholz dann 
mal wirklich kurzfristig auftauchen muss, um ein biss-
chen Populismus zu tanken – es gäbe einen Appell des 
Kanzlers, bei den Verhandlungen voranzukommen –, 
dann ist klar: Nur die massiven AfD-Umfrageerfolge ha-
ben dem Kanzler zähneknirschend einige Beweglichkeit 
abgerungen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Nicht überraschend – ist doch die Ampel von einer 

sachbezogenen Problemlösung meilenweit entfernt. Mit-
nichten will man sich zur Abwehr der europäischen Bin-
nenmigration für die effektive Untersagung von Mehr-
fachasylanträgen einsetzen. Mitnichten will man endlich 
die weithin üblichen Heimatreisen der Asylbewerber zum 
Anlass des Wegfalls des Schutztitels nehmen. Von wegen 
Gefährdung im Heimatland! Mitnichten wird eine klare 
Wechselseitigkeit von europäischen Binnenüberstellun-
gen zwingend verankert, besonders nötig bei Italien und 
Griechenland.

Der Grund ist einfach: Diese Regierung ist gar nicht 
interessiert an einer Lösung der Migrationskrise, sonst 
hätte man doch längst die sogar freiwilligen Aufnahme-
programme eingestellt, durch die Zehntausende unnöti-
gerweise noch zusätzlich kommen. Sonst würde nicht ein 
neuer Pull-Faktor nach dem anderen auf den Weg ge-
bracht: vom Beibehalt von Geld- statt Sachleistungen 
über Chancenaufenthalt für Aufenthaltsunberechtigte 
bis hin zum Spurwechsel in den Arbeitsmarkt als Lohn 
der Lüge für gar nicht schutzbedürftige Asylbewerber. 
Sonst würde nicht – wie durchgesickert – im Innenminis-
terium ein ausgearbeiteter Plan bereitliegen für einen ma-
ximal ausgeweiteten Familiennachzug – bereitliegen für 
die Zeit nach der Hessen-Wahl, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der AfD)
Deutschland bleibt der migrationspolitische Geister-

fahrer. Italien beklagt zu Recht, dass die Schlepper- 
NGOs im Mittelmeer von Deutschland finanziert werden. 
Die Schlepperorganisation United4Rescue bekommt je-
des Jahr Millionen Steuergeld von der Ampel hinterher-
geworfen und wird organisiert vom Lebensgefährten von 
Frau Göring-Eckardt. Neuauflage des Vetternwirtschafts-
ministeriums, das sich der grüne Graichen-Clan zur 
Beute gemacht hat. Und wer bringt die Grünen in die 
hessische Regierung? Die hessische CDU! Jede Stimme 
für die CDU ist eine Stimme für den Fortbestand der 
Grünen. Ein absolutes No-Go, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)
Laut einer aktuellen INSA-Umfrage glaubt die große 

Mehrheit der Deutschen nicht, dass diese Regierung beim 
Thema Zuwanderung noch glaubwürdig ist. Mit solchen 
parteipolitischen Täuschungsmanövern aber vor den 
Wahlen, wie jetzt von Scholz, ist nichts gewonnen. So-
lange die Überflutung mit jungen Männern aus gegen-
kulturellen Gesellschaften – zu oft hier nicht integrations-
fähig – nicht aufhört, ist das alles müßig. Und dort, wo 
Grüne, SPD und FDP einfach nur fluten wollen, will die 
Union lediglich die geordnete Flutung, die gesteuerte; 
wie toll. Das braucht niemand, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, im Jahre 2002 wollte 
Scholz zur ideologischen Vereinnahmung der Schwächs-
ten die Lufthoheit über die Kinderbetten erobern. Herr 
Kanzler, kümmern Sie sich lieber um die Hoheit über 
die Grenzen; denn die haben Sie schon lange verloren.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Dr. Konstantin von Notz, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Moin, Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Be-
reich der Migration gibt es große aktuelle Herausforde-
rungen. Es kann gar keinen Zweifel geben: Die Politik – 
Bund, Länder und Kommunen – muss sich diesen He-
rausforderungen gemeinsam stellen. Aber die Tonlage 
der Debatte ist auch entscheidend für eine solch ernst-
hafte Diskussion.

Sehr treffend fand ich einen Diskussionsbeitrag in dem 
Blog „feinschwarz“ von Autoren, die sich im „Netzwerk 
Christliche Sozialethik“ der jungen CDU-Sozialaus-
schüsse engagieren. Die Autoren stellen dort fest: Die 
Führungsspitze der CDU lasse sich – und ich zitiere –

„von populistischer Rhetorik und agenda setting der 
Neuen Rechten leiten, indem etwa klar besetzte Be-
griffe und talking points aus diesem Milieu für 
christdemokratische Politik übernommen werden 
und dadurch die Gefahr einer Normalisierung dieser 
verwerflichen Positionen besteht.“

Zitat Ende. – Dieser Text, den ich zitiert habe, ist Wochen 
alt, aber, meine Damen und Herren, er könnte nicht ak-
tueller sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Clara Bünger 
[DIE LINKE])

Denn die Aussagen des Kollegen Merz – ich sehe ihn 
gerade nicht, aber eben war er noch da –,

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Er stimmt ge-
rade ab!)

die er gestern gemacht hat, sind objektiv falsch und 
menschlich niederträchtig, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Ich bin, ehrlich gesagt, nicht bereit, sie auch nur andeu-
tungsweise zu wiederholen, aber sie sind auf dem Niveau 
eines russischen Troll-Accounts

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)
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und des Fraktionsführers einer demokratischen Partei in 
diesem Hohen Hause unwürdig, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Zuruf von der CDU/CSU: 
Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!)

Hören Sie endlich auf damit, Ihre unionsinternen Que-
relen, die Merz’sche Vendetta mit Angela Merkel und 
dem Jahr 2015 und die Richtungskämpfe in Ihrer Partei 
auf dem Rücken der oftmals in größter Not in unser Land 
gekommenen Leute auszutragen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Josef Oster [CDU/CSU]: 
Ist das alles, was Sie dazu zu sagen haben?)

Vor allem – und das ist eigentlich der Kernpunkt, Herr 
Kollege Oster –: Bei allen ernsten Herausforderungen, 
die wir haben, hilft uns so was nullkommanull Prozent 
weiter.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Dann machen Sie 
doch mal Vorschläge!)

Es ist destruktiv: diese Fake News, die Spaltung, der 
Populismus. Wir brauchen Wirksamkeit und Nachhaltig-
keit in der Debatte, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Und ich sage Ihnen mal, was wir brauchen:

(Josef Oster [CDU/CSU]: Ja, machen Sie mal!)

Verbindliche europäische Verteilmechanismen, mehr 
Geld für die Kommunen, das die CSU gerade übrigens 
zurückhält,

(Beifall des Abg. Sascha Müller [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Investitionen in die Infrastruktur bei Wohnraum, Abbau 
von Bürokratie bei den Ausländerbehörden, faire Migra-
tionsabkommen, die die Union in all den Jahren nie zu-
stande gebracht hat, die Abschaffung von Arbeitsver-
boten, um die Integration zu erleichtern. Das ist der Weg,

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Machen Sie 
doch was! Sie regieren doch!)

und das ist der Weg, den die Ampel geht. Sie haben nichts 
auf der Pfanne, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Und das macht diese Aktuelle Stunde deutlich: nichts auf 
der Pfanne außer warmer Luft von Herrn Dobrindt.

(Zurufe von der CDU/CSU)

Herr Dobrindt, Sie, die CSU ist jetzt in dieser Debatte 
unterwegs mit einer Obergrenze – allen Ernstes mit einer 
Obergrenze! Mit dem Begriff hat Horst Seehofer Thomas 
de Maizière monatelang getrollt, um dann selbst Innen-
minister zu werden – um dann was vier Jahre lang nicht 
gesetzlich zu regeln?

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Eine Ober-
grenze mit der SPD! – Philipp Amthor [CDU/ 
CSU]: Vereinbart im Koalitionsvertrag!)

Eine Obergrenze.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Aha! Sie haben es 
nicht gemacht! – Dunja Kreiser [SPD]: Es gab 
keine! Niemals!)

Vier Jahre lang CSU-Verantwortung im Innenministeri-
um: Keine Obergrenze, meine Damen und Herren!

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist heiße Luft, es ist die Simulation von Politik, was 
Sie da betreiben, und es ist Wahlkampf. Eine so ernsthafte 
Debatte, wie wir sie führen, taugt nicht dafür, das so zu 
instrumentalisieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Zuruf von der 
CDU/CSU: Lösen Sie Probleme!)

Letztendlich – das wissen ja alle hier im Raum – ist es 
so: Es ist nicht nur eine innenpolitische Frage, sondern 
wir alle wissen, dass das Thema Migration ganz bewusst 
aus Russland angeschärft wird, um unsere Gesellschaft 
hier zu spalten.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Tun Sie was 
dagegen!)

Weidels Alternative für Deutschland – das hat man 
eben an Herrn Curio gut sehen können – ist das autoritäre 
Russland.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Davon muss man sich doch als Demokratin und Demo-
krat distanzieren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Da kann man doch nicht das Wording übernehmen, Herr 
Throm.

Noch ein Gedanke. Wir sind lange in der Opposition 
gewesen und haben 16 Jahre Union mitgemacht, und wir 
haben – Herr Throm, Sie werden sich erinnern – Sie oft 
hart kritisiert. Aber wir haben immer auch das Verbin-
dende gesucht. Wir haben immer die Konstruktivität ge-
sucht.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

– Herr Throm, dass Sie lachen, zeigt, dass Sie ein Kurz-
zeitgedächtnis haben. Das ist nicht schlimm.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Zuruf von der CDU/CSU)

In der Finanzkrise, in der Eurokrise, 2015 und – Jens 
Spahn ist mein Zeuge; wo ist er? – in der Coronazeit, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.
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Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

– wir haben die gemeinsame Mitte gesucht. Wir haben 
mit abgestimmt, wir haben mit gerungen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, bitte kommen Sie zum Schluss!

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

All diese Konstruktivität lassen Sie jetzt sträflich ver-
missen, und so geht es nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege von Notz. – Bei der Ak-

tuellen Stunde ist das Zeitmanagement noch restriktiver 
als normal. Darauf werde ich sehr sorgfältig achten.

Nächste Rednerin ist die Kollegin Clara Bünger, Frak-
tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Clara Bünger (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich möchte da weitermachen, wo Herr von 
Notz vorhin aufgehört hat, als er über rechtes Agenda 
Setting gesprochen hat.

Herr Merz – er saß vorhin noch hier; jetzt ist er ver-
schwunden –, wir haben den Auftritt von Ihnen gestern 
im TV gesehen. Das war wirklich billiger Rechtspopulis-
mus. Ich möchte an den drei Hauptaussagen, die Sie da 
gemacht haben, zeigen, was daran billiger Rechtspopu-
lismus ist.

Sie haben erstens die Zahl der Ausreisepflichtigen 
falsch dargestellt. 300 000 haben Sie genannt. Die Zahl 
liegt weit, weit darunter.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Haha! 280 000! 
Das ist ja lächerlich!)

– Genau, 261 925, und 80 Prozent der Menschen haben 
eine Duldung und kommen aus Afghanistan. Die Men-
schen können nicht abgeschoben werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Zweitens. Es gibt immer noch keine wissenschaftli-
chen Beweise für Pull-Faktoren, wenn Sie immer über 
diese Anreize sprechen.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Die Realität!)
Dann komme ich zu meinem dritten Punkt.

(Zuruf von der AfD: Zum gesunden Men-
schenverstand wohl?)

– Ja, viele haben heute, glaube ich, während der Debatte 
Zahnschmerzen gehabt, als sie der Falschdarstellung von 
Dobrindt zugehört haben.

Aber bei der Äußerung zu Zahnbehandlungen von Ge-
flüchteten haben Sie gestern wirklich Copy-and-paste bei 
der AfD gemacht. Dieser rechte Talking Point kam im 
September 2022 von AfD-Mann Sichert. Den hat er hier 
schon genannt und erklärt, dass Geflüchtete kostenlose 
Zahnbehandlungen bekommen. Das ist eine Lüge und 
eine falsche Geschichte, die da erzählt wird. Es ist brand-
gefährlich, wenn Sie das in die Mitte der Gesellschaft 
tragen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Sie sollten sich davon distanzieren, Herr Merz. Sie sind 
mit solchen Aussagen Ihres Amtes einfach nicht würdig.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Statt als größte Oppositionspartei kluge Vorschläge für 
alle Menschen in Deutschland zu machen, hetzen Sie 
gegen eine Minderheit von unter 4 Prozent. Mehr Ge-
flüchtete gibt es nämlich nicht in Deutschland, falls Sie 
das nicht wissen. Ihre Hetze ist widerwärtig und hat kon-
krete Auswirkungen auf die Menschen. Sie sind rassisti-
schen Attacken und Anschlägen ausgesetzt. Das ist eine 
Realität. Die Zahl der Anschläge und Angriffe ist gestie-
gen. Und manche Politiker/-innen hier im Hause über-
bieten sich gegenseitig mit Forderungen, die darauf hi-
nauslaufen, Schutzsuchende noch weiter zu entrechten. 
Das ist wirklich schauderhaft!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Herr Söder und Herr Merz fordern im Wahlkampf eine 
Obergrenze für Asylsuchende. Herr Spahn und Herr Frei 
spekulieren schon seit Längerem über den Ausstieg aus 
der Genfer Flüchtlingskonvention. – Schön, dass Sie es 
jetzt auch zu dieser Debatte geschafft haben, Herr Merz. 
Dann können Sie ja noch zuhören. Eine Obergrenze ist 
nämlich nicht nur unmenschlich, sondern auch rechts-
widrig.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Das will ich hier noch mal klarstellen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Debatte ist doch völlig enthemmt. Vertreter/-innen 
von Grünen und SPD weisen das jetzt noch zurück. Aber 
auch hier sehe ich: Die Zustimmung zur Krisenverord-
nung ist wirklich eine Zäsur, eine menschenrechtliche 
Zäsur. Ich muss Ihnen nur sagen: Der EU-Türkei-Deal 
ist ein menschenrechtliches Desaster.

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, eine Lö-
sung!)

Die Zusammenarbeit mit der libyschen Küstenwache, 
jüngst der Tunesien-Deal und eben heute die Zustim-
mung zur Krisenverordnung sind wirklich ein Tiefpunkt 
in Bezug auf Menschenrechte. Das wird dazu führen, 
dass sich die Lage an der Außengrenze für Menschen 
noch weiter verschlimmern wird.
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Die aktuelle Diskussion basiert außerdem auch auf der 
falschen Annahme, dass Fluchtbewegungen sich nach 
Belieben steuern lassen. Warum das Unsinn ist, erkläre 
ich Ihnen jetzt an drei Beispielen.

Erstens. Das Thema Grenzkontrollen wurde hier schon 
häufig angesprochen. Ich sage Ihnen mal was: Asyl-
suchende haben das Recht, einen Asylantrag zu stellen. 
Sie dürfen an der Grenze nicht zurückgewiesen werden. – 
Herr Dobrindt, habe ich Sie da vorhin richtig verstanden, 
dass Sie aktiv zu Zurückweisungen an der Binnengrenze 
aufrufen?

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Ja! – 
Philipp Amthor [CDU/CSU]: Das habe ich 
auch gemacht!)

– Das wäre nicht nur unmenschlich, sondern das ist 
rechtswidrig!

(Beifall bei der LINKEN)

Es kann doch nicht sein, dass das hier einfach so unwider-
sprochen stehen bleibt.

(Beifall bei der LINKEN)

Wollen Sie etwa das Recht brechen, Herr Dobrindt? Das 
frage ich Sie ernsthaft. Die Frage müssen Sie beantwor-
ten.

Zweitens. Dauerbrenner in der Migrationsdebatte ist 
der sogenannte Kampf gegen Schleuser. Niemand möch-
te, dass Menschen andere Menschen in Boote setzen. Das 
muss natürlich verhindert werden.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Sie beför-
dern es noch!)

Aber die Not der Flüchtenden wird nicht dadurch gelin-
dert, dass man gegen diese Menschen einfach so vorgeht, 
sondern man muss legale Fluchtwege schaffen und quasi 
das Elend in den Lagern und an den Außengrenzen be-
enden. Haben Sie denn keine Skrupel, dass die Menschen 
in libyschen Folterlagern oder in der Wüste sterben wer-
den? Das kann doch nicht Ihr Ernst sein!

Drittes Beispiel: Menschen verlassen ihre Heimat, weil 
sie vor Kriegen und repressiven Regimes und Folgen des 
Klimawandels fliehen; nicht, weil es dazu Anreize in 
Deutschland gibt – ein besonders gefährlicher Mythos –, 
nicht, weil es hier so tolle Sozialleistungen gibt. Das ist 
nicht der Grund, warum Menschen hierher fliehen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Clara Bünger (DIE LINKE):
Die Zahl der Flüchtlinge werden Sie auch nicht ver-

ringern, wenn es Sachleistungen in Deutschland gibt.
(Dr. Harald Weyel [AfD]: Das tut ja schon 
weh, da zuzuhören! – Gegenruf von der 
LINKEN: Das freut uns richtig!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, Sie müssen jetzt bitte zum Schluss 

kommen. Sie haben die Redezeit deutlich überschritten.

Clara Bünger (DIE LINKE):
Ich möchte noch mit einem – –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Das möchten Sie jetzt nicht mehr. Ich entziehe Ihnen 

das Wort. Bitte gehen Sie an Ihren Platz.

Clara Bünger (DIE LINKE):
Okay. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, unter-

breche ich die Aktuelle Stunde.
Ich komme zurück zu Tagesordnungspunkt 10 b und 

gebe Ihnen das von den Schriftführern und Schriftfüh-
rerinnen ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Inneres und Heimat zu dem Antrag der Abgeordneten 
Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, Dr. Gottfried Curio, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD mit dem 
Titel „Elf-Punkte-Plan zum Schutz der Grenzen und vor 
unregulierter Massenmigration sofort umsetzen – Früh-
zeitige Unterrichtung des Parlaments bei kritischen Mas-
senmigrationslagen sicherstellen“, Drucksachen 20/6485 
und 20/6785, bekannt: 

Abgegebene Stimmkarten 679. Mit Ja haben gestimmt 
603, mit Nein haben gestimmt 75, Enthaltungen 1. Die 
Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            679;
davon

ja:                                      603
nein:                                   75
enthalten:                              1

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan

Dagmar Andres
Niels Annen
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg

Leni Breymaier
Katrin Budde
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Axel Echeverria

Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Manuel Gava
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
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Timon Gremmels
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Franziska Mascheck
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Dirk-Ulrich Mende
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Siemtje Möller
Bettina Müller

Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe

Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Ana-Maria Trasnea
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Emily Vontz
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber

Enak Ferlemann
Alexander Föhr
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Monika Grütters
Serap Güler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik 

Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Markus Koob
Carsten Körber
Dr. Günter Krings
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer 

(Altötting)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                                                                                                                                                                                          15611 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Dr. Wolfgang Schäuble
Jana Schimke
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Max Straubinger
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl

Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias B. Bacherle
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck
Lukas Benner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligöz
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel

Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Max Lucks
Dr.-Ing. Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Jürgen Trittin

Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter- 

Rosenheimer
Saskia Weishaupt
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Christian Bartelt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer- 

Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke- 

Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Anikó Glogowski- 

Merten
Nils Gründer
Thomas Hacker
Reginald Hanke
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens 

Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka 

Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                           15612 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Bernd Reuther
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Michael Theurer
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Gerald Ullrich
Johannes Vogel
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm
Dr. Volker Wissing

DIE LINKE

Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Matthias W. Birkwald
Clara Bünger
Sevim Dağdelen
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Nicole Gohlke
Christian Görke
Dr. Gregor Gysi
Susanne Hennig-Wellsow
Andrej Hunko
Jan Korte
Ina Latendorf
Caren Lay
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Cornelia Möhring
Zaklin Nastic
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Alexander Ulrich
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht

Fraktionslos

Stefan Seidler

Nein
AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Barbara Benkstein
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Petr Bystron
Dr. Gottfried Curio
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Jochen Haug
Martin Hess
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König

Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Sebastian Münzenmaier
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Martin Erwin Renner
Frank Rinck
Dr. Rainer Rothfuß
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

Fraktionslos
Joana Cotar
Robert Farle
Matthias Helferich
Johannes Huber

Enthalten
CDU/CSU
Jens Koeppen

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kehren zurück zur Aktuellen Stunde. Ich erteile als 
nächstem Redner dem Kollegen Konstantin Kuhle, FDP- 
Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Konstantin Kuhle (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der an-

gespannten Migrationslage braucht unser Land eine Bun-
desregierung, die die Realität erkennt und die politische 
Verantwortung übernimmt.

(Zuruf des Abg. Michael Brand [Fulda] [CDU/ 
CSU])

Es ist Ausdruck politischer Verantwortung, dass Deutsch-
land weiter an einem neuen Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystem mitarbeiten wird und dass Deutschland die 
Krisenverordnung im Ministerrat eben nicht blockieren 
wird, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Denn alle von uns, die im Land unterwegs sind und die 
mit Bürgermeistern, mit Landräten, mit Menschen spre-
chen, die sich um die Versorgung von Flüchtlingen in 
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diesem Land kümmern, führen einen Satz auf den Lip-
pen, der in den Ohren von vielen Menschen, die tagtäg-
lich mit Flüchtlingen arbeiten und mit dem Thema zu tun 
haben, schon fast wie Heuchelei klingt. Dieser Satz ist: 
Wir brauchen eine europäische Lösung. – Ich kann gar 
nicht zählen, wie oft ich diesen Satz in verschiedenen 
Diskussionen schon gehört habe: Ja, wir werden eines 
Tages das Problem in den Griff bekommen, weil wir 
dann ja eine europäische Lösung haben.

Es ist genau dieser Ausdruck ritualisierter Debatten, 
die Art und Weise, bestimmte Sätze einfach dahinzusa-
gen, Lösungen in den Raum zu stellen, es dann aber nicht 
zu machen, was dazu führt, dass die Frustration und die 
Enttäuschung auch mit Blick auf das Thema Migration in 
unserer Gesellschaft wachsen. Deswegen muss jetzt eine 
gemeinsame europäische Asylpolitik kommen. Und es ist 
gut, dass die Bundesregierung das auf den Weg bringt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es gibt übrigens, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
noch viele andere Bereiche in der Migrationspolitik, wo 
wir auch ritualisierte Debatten führen. Man reibt sich 
mitunter die Augen, weil hier seit Jahren, wenn nicht 
seit Jahrzehnten immer wieder die gleichen Themen an-
gesprochen werden, in der Realität dann aber nichts pas-
siert und die Kommunen auch nicht merken, dass es 
tatsächlich zu einer Entlastung kommt. Wenn, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der Union, wir uns einig sind, 
dass die Auszahlung von Bargeld an Asylbewerber dazu 
führt, dass die falschen Anreize gesetzt werden, dann 
wenden Sie bitte das geltende Asylbewerberleistungs-
gesetz an, und setzen Sie auf Sachleistungen. 8 von 16 
Innenministern werden von der Union gestellt, und ich 
habe kein Verständnis dafür, warum die das geltende 
Recht nicht einfach anwenden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Und wenn die Kommunen sagen, dass Sachleistungen 
im Einzelfall schwierig zu organisieren sind, dann müs-
sen wir das ernst nehmen. Dann gibt es aber mit Bezahl-
karten immer noch ein anderes System, auf das man 
setzen kann und das interessanterweise den großen Vor-
teil hat, dass man damit auch Überweisungen in die Her-
kunftsländer unterbinden kann.

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!)
Denn die Menschen in Deutschland verstehen nicht, dass 
eine Leistung, die dafür gedacht ist, während des Asyl-
verfahrens ein menschenwürdiges Leben zu garantieren – 
es ist richtig, dass es das gibt –, in die Herkunftsländer 
transferiert wird. Die Verfahren müssen kürzer werden, 
und es darf nicht mehr möglich sein, Asylbewerberleis-
tungen in die Herkunftsländer zu überweisen. Und es ist 
gut, dass der Bundesfinanzminister ein entsprechendes 
Verbot und auch die technischen Voraussetzungen auf 
den Weg bringt.

(Beifall bei der FDP)
Die Menschen verstehen nicht, dass solche Leistungen in 
die Heimatländer überwiesen werden.

Und die Menschen haben auch ein Problem damit, 
wenn vollziehbar Ausreisepflichtige in Deutschland 
dauerhaft staatliche Leistungen erhalten. Wir reden über 
eine Zahl von 300 000 Menschen insgesamt, von denen 
ein sehr großer Teil geduldet ist. Aber, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, es gibt eben auch Menschen, die sind nicht 
geduldet, reisen trotzdem nicht aus und erhalten staatli-
che Leistungen. Das macht viele Menschen wütend. Und 
deswegen bin ich dafür, dass wir umsetzen, was im Koa-
litionsvertrag steht, nämlich die freiwillige Rückkehr zu 
stärken, endlich eine Rückkehrberatung einzuführen und 
daran zu arbeiten, dass Menschen, die einen negativen 
Asylbescheid bekommen, im Regelfall in ihre Herkunfts-
länder zurückkehren.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Dann macht das!)

Das muss die Regel sein. Die Menschen haben kein Ver-
ständnis dafür, dass das in vielen Fällen so nicht passiert, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Und was die Menschen auch nicht verstehen, ist – und 
das ist auch so eine ritualisierte Debatte –, dass dauerhaft 
Menschen nach Deutschland kommen, bei denen von 
vornherein klar ist, dass sie kein Bleiberecht haben. Wir 
haben eben darüber gesprochen, dass unser Land auch 
deswegen ein funktionierendes Asylsystem braucht, 
weil wir Menschen helfen wollen, die tatsächlich unseren 
Schutz brauchen. Das ist richtig. Wenn aber dauerhaft 
Menschen kommen, bei denen wir von vornherein sagen 
können, dass die Prognose, zu bleiben, negativ ist, dann 
setzen wir die Akzeptanz für das Asylrecht insgesamt 
aufs Spiel.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Erklären 
ist schön! Handeln ist besser!)

Und deswegen ist es auch hier richtig, dass wir endlich 
umsetzen, was im Koalitionsvertrag steht, nämlich zu 
prüfen, wie Asylbegehren auch in Drittstaaten behandelt 
werden können.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Wir prüfen 
mal!)

Das sollten wir auf den Weg bringen und uns nicht weiter 
in ritualisierten Debatten ergehen.

(Zuruf von der AfD: Die Legislatur ist halb 
um!)

Und zum Schluss will ich gerne etwas zu Ihnen sagen, 
liebe Frau Bünger, weil Sie hier gerade ganz vehement 
vorgetragen haben, wie schrecklich doch die EU-Türkei- 
Erklärung von 2016 gewesen ist. Was wäre denn die 
Alternative gewesen? Was ist denn heute die Alternative? 
Was ist denn an der Balkanroute so toll? Was ist denn so 
human daran, Menschen einfach durchzuwinken, nicht zu 
wissen, ob Familien mit kleinen Kindern ankommen, 
nicht zu wissen, ob sie eine Bleibeperspektive haben, 
nicht zu wissen, wie sie auf der Strecke versorgt werden? 
Es ist besser, dass wir uns mit den europäischen Nach-
barländern zusammensetzen –
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, Sie müssen ebenfalls zum Schluss kom-

men.

Konstantin Kuhle (FDP):
– und uns um eine neue EU-Türkei-Erklärung küm-

mern. Das hat Tausende Menschen davor bewahrt, im 
Mittelmeer zu ertrinken.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [DIE LINKE])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Konstantin Kuhle (FDP):
Ich bin froh, dass wir das damals gemacht haben. Und 

ich glaube, wir brauchen eine neue Erklärung.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege!

Konstantin Kuhle (FDP):
Und wir brauchen weniger ritualisierte Debatten und 

mehr konkrete Lösungen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP – Zuruf der Abg. Clara 
Bünger [DIE LINKE])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Mitglied des Bun-

desrates, Staatsminister Armin Schuster.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Armin Schuster, Staatsminister (Sachsen):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren Abgeordnete! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren!

(Konstantin Kuhle [FDP]: Er ist wieder da!)
Herr Kuhle, mein letzter Satz – von Trude Herr – hier 
war: „Niemals geht man so ganz.“ Ich habe aber nicht 
geahnt, dass ich die Freude haben werde, hier noch ein-
mal stehen zu dürfen. Ich genieße es.

Jetzt werden Sie die unpolitischste Rede des Nachmit-
tags hören. Ich schlüpfe in meine Rolle als Landesinnen-
minister, meine Damen und Herren, und erstatte Ihnen 
einen Lagebericht aus dem Freistaat Sachsen, einem 
Grenzbundesland, das nicht über EASY Flüchtlinge zu-
geteilt bekommt – gut dosiert, gut administriert –, son-
dern jeden Tag und jede Nacht – volatil – Flüchtlinge 
aufzunehmen hat. Und das bringt uns natürlich ganz 
schön ins Rudern.

In Kurzform: Das Bundesinnenministerium hat vor 
zwei, drei Monaten aufgehört, Prognosen zu erstellen; 
wir in Sachsen müssen das tun, weil ich Ressourcen vor-
halten muss. Wir rechnen mit 350 000 nichtukrainischen 
Flüchtlingen in diesem Jahr und müssen unsere Kapazi-
täten darauf ausrichten. Aus der Ukraine haben wir 

60 000 Menschen aufgenommen – in einem Bundesland 
mit nur 4 Millionen Einwohnern. Ich möchte daran er-
innern: Wir sind sehr schön und fein, aber klein.

Insgesamt haben wir 2022 18 500 Flüchtlinge auf-
genommen, bis August 2023 15 000. Die Zahl der illega-
len Einreisen über Polen und Tschechien belief sich im 
August 2021 auf 400, 2022 auf 2 500 und 2023 auf 4 900, 
also eine Verzehnfachung zu 2021, eine Verdoppelung zu 
2022. In den letzten Wochen des Septembers sind im 
Schnitt 1 000 Menschen pro Woche über die Grenze ge-
kommen und wurden in unseren Aufnahmeeinrichtungen 
untergebracht.

Die Situation eines Grenzbundeslandes ist, dass die 
Menschen erst mal alle bei uns sind – das ist wie in 
Bayern, Brandenburg und Baden-Württemberg –, und 
dann beginnt nach vier, fünf, sechs Wochen die Vertei-
lung. So lange sind wir Kurzzeitgastgeber und müssen 
ein Bett und ein festes Dach über dem Kopf zur Ver-
fügung stellen. Eine Erstaufnahmeeinrichtung in Sach-
sen, die das Land betreibt, bietet in Normallagen 3 500 
Plätze. Ich habe vor einem Vierteljahr auf 7 500, vor etwa 
zwei Monaten auf 9 000 und letzte Woche auf 10 000 
erhöht. In einem Bundesland mit 4 Millionen Einwoh-
nern halten wir 10 000 Plätze für die Landeserstaufnahme 
vor. Warum? Ich muss an die Kommunen mittlerweile 
gepuffert, gedrosselt und verzögert abverteilen. Wir sen-
ken die Abverteilquoten von 400 auf 250, weil die Kom-
munen nicht mehr können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Menschen verbleiben zunächst bei uns in der Landes-
erstaufnahme – und ich hoffe, dass ich nicht die gesetz-
lichen Fristen von drei bis sechs Monaten reiße –, damit 
die Kommunen irgendwie Luft holen können. Wir haben 
bis jetzt keine Turnhalle belegt und fangen erst jetzt an, 
Menschen in Zelten unterzubringen. Es gibt bislang nur 
ein einziges in Leipzig. Darauf sind wir sehr stolz, aber es 
ist harte Arbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Konstantin Kuhle [FDP])

Die Versammlungslage, meine Damen und Herren, 
weist eine steigende Tendenz auf. 58 Versammlungen 
mit 7 500 Teilnehmern gab es letzten Montag. Das ist 
immer so montags, und zwischen Dienstag und Sonntag 
auch. Ich nenne Ihnen ein Beispiel aus Berggießhübel, 
einem wunderschönen Kurort in der Sächsischen 
Schweiz, den ich Ihnen für den Urlaub empfehle. Dort 
war nur über eine weitere Flüchtlingsaufnahme spekuliert 
worden. Für die betreffende Versammlung waren 300 
Personen angemeldet; erschienen sind am Montagabend 
3 000. Der Ort hat 5 500 Einwohner.

So sieht die Stimmungslage der Bevölkerung in der 
Grenzregion aus. Warum? Die Menschen, die da leben, 
sehen jeden Tag Schleuserfahrzeuge und orientierungslos 
herumlaufende Gruppen. Die Schleuser versuchen, die 
Menschen so schnell wie möglich loszuwerden, halten 
an der erstbesten Stelle an, und dann irren diese Men-
schen orientierungslos durch die Gemeinden. Fast die 
meisten Aufgriffe machen wir durch Bürgerhinweise. 
Das ist das Bild von Kontrollverlust. Die Bürger emp-
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finden es als Kontrollverlust, wenn sie ständig umher-
irrende, orientierungslose Menschen sehen, die nicht wis-
sen, wohin sie gehen müssen, und nach dem Weg fragen. 
Das erzeugt kein Vertrauen in der Bevölkerung, meine 
Damen und Herren, sondern das Gegenteil.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Bis jetzt gab es eine tote Frau, drei Schwerverletzte 

nach einem verunfallten Schleuserfahrzeug. Wir haben 
letzte Woche ein Schleuserfahrzeug mit einem 15-jähri-
gen Fahrer aufgegriffen, der 40 Menschen transportierte. 
Ein Citroën Jumper ist ein kleiner Hochdachkombi für 
junge Familien; aus solchen Fahrzeugen holen wir 
25 Menschen raus. An Lieferwagen werden die Gummis 
von innen herausgerissen, weil die Menschen Luftnot 
haben.

Ich darf ja mit Ihnen hier nicht politisieren, aber eins 
darf ich Ihnen sagen: Wenn Sie über Grenzkontrollen 
nachdenken, dann können Sie jetzt schon Grenzkontrol-
len anordnen allein aus Gründen der Gefahrenabwehr für 
die Geschleusten in den Fahrzeugen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aha!)

Es ist nur noch eine Frage der Zeit, wann ein kapitaler 
Unfall passiert, weil wir die Schleuser an der Grenze 
nicht rechtzeitig gestoppt haben. Und diese Fahrzeuge 
erkennt – Entschuldigung, Herr Präsident – jeder Depp. 
Um zu wissen, wie ein Schleuserfahrzeug aussieht, muss 
man kein ausgebildeter Grenzpolizist sein. Die kann man 
auf der Grenzlinie herauswinken und so unter Umständen 
Geschleuste retten. – Das jenseits aller politischen Argu-
mente, die ich auch draufhätte.

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung hat 
uns seit Monaten versprochen, dass sie die Migration an 
der polnisch-tschechischen Grenze messbar und nachhal-
tig reduziert. Das Gegenteil ist leider der Fall. Wir haben 
galoppierende Zahlen; das habe ich ja eben schon gesagt. 
Die Bundespolizei ist jenseits der Limits. Sie hisst immer 
häufiger die weiße Flagge und bittet uns, die Aufgriffe 
selber zu bearbeiten. Sie kann nicht mehr. Ich habe des-
halb die Landespolizei mit an die Grenze beordert, und 
zwar – das sage ich Ihnen ganz offen – mit dem taktischen 
Auftrag, so nah wie möglich an die Grenzlinie heran-
zugehen, jeden Kilometer auf deutschem Hoheitsgebiet 
zu überwachen und gegebenenfalls die geschleusten 
Leute aus den Autos herauszuholen. Diese Leute werden 
nachts um halb drei auf der Autobahn freigelassen und 
laufen dann über vier Fahrspuren davon. Sie ahnen, wie 
das enden könnte.

Meine Landespolizei hat die Aufgaben: Gefahren-
abwehr, Fahndungsdruck und Kontrolle. Rettet die Leu-
te! Vor allen Dingen möchte ich Bilder von herumirren-
den Menschen vor Orten vermeiden. Wir führen die 
Leute in die Erstaufnahmeeinrichtung, aber ohne dass 
sie zuvor in der Region herumgeirrt sind und nach außen 
das Bild eines Kontrollverlustes erweckt haben, Herr 
Staatssekretär.

Der Bundeskanzler hat mit den Ministerpräsidenten 
am 10. Mai einen wunderbaren Beschluss gefasst. In 
Kurzform: Wenn es nicht besser wird, machen wir das 

Gleiche wie an der österreichischen Grenze. Niemand in 
der Bevölkerung versteht noch, warum wir bei doppelt so 
hohen Zahlen an der polnisch-tschechischen Grenze im-
mer noch keine Grenzkontrollen machen, die sich in Bay-
ern seit acht Jahren sehr bewährt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jetzt, meine Damen und Herren, brauchen wir kurz-
fristig Schleierfahndung plus Grenzkontrollen, und sei 
es nur zur Gefahrenabwehr. Wir sind das Hauptzielland 
derjenigen, die aus dem vermeintlichen Visaskandalland 
Polen kommen. Wir sind das Hauptzielland derer, die uns 
die Bundessicherheitsbehörden nennen – Stichwort „Be-
larus-Schleusungen über Moskau“. Wir sind das Haupt-
zielland für alle, die sich auf den Weg machen.

Ich appelliere an Sie alle, an die politische Mitte dieses 
Hauses: Ob Asylkompromiss, ob Deutschlandpakt, ob 
eine einzurichtende Kommission, wir brauchen schnellst-
möglich kein parteipolitisches Klein-Klein, sondern eine 
möglichst groß geeinte Migrationslösung in diesem 
Land!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

In der Mitte dieses Hauses sitzt der Teil, von dem ich das 
erwarte; denn sonst erleiden wir einen Vertrauensverlust, 
den wir nicht wiedergutmachen können, meine Damen 
und Herren. Die Bevölkerung versteht nicht mehr: Grenz-
kontrolle – ja, nein, ein bisschen, vielleicht, vielleicht 
nicht, vielleicht doch? Nach solchen Kontrollen werde 
ich bei Veranstaltungen gefragt. Es herrscht keine Klar-
heit mehr, und das in einer Krise.

Der wichtigste Mannschaftsteil, meine Damen und 
Herren, sind die Kommunen. Wenn Sie denen jetzt das 
Signal senden, dass sie weniger Geld für Flüchtlinge 
kriegen, dann verlieren wir unseren wichtigsten Mann-
schaftsteil.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN)

Wenn Sie das Vertrauen der Kommunen verlieren: Wie 
sollen wir die Lage noch retten?

Was bin ich dankbar für die Entscheidung des Bundes-
kanzlers gestern!

(Karsten Hilse [AfD]: Wenn Sie nur 1 Prozent 
in Sachsen machen würden, statt zu schwätzen, 
dann wäre das besser!)

Aber mit dieser Grätsche hat er den Hebel erst mal in die 
Hand genommen. Herr Bundeskanzler, bitte legen Sie ihn 
nicht mehr aus der Hand! Alles, was in dieser Frage zu 
tun ist, ist Chefsache. Alles, was jetzt zu entscheiden ist, 
ist Chefsache. Sie haben den Hebel in die Hand genom-
men. Legen Sie ihn nicht wieder weg! Ich habe das Ge-
fühl, dass die Koalition Führung braucht. Und ich habe 
den Eindruck, dass die richtigen Themen – die habe ich 
alle ausgespart –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Minister, kommen Sie zum Schluss, bitte.
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Armin Schuster, Staatsminister (Sachsen):
– auf dem Tisch liegen: Migrationsabkommen, Rück-

führungsoffensive usw. Bitte nehmen Sie nichts vom 
Tisch! Bilden Sie gemeinsam eine Kommission oder 
was auch immer, aber ich brauche in ein paar Wochen 
Lösungen!

(Zuruf von der AfD: Zum Wahlkampf?)

Und ich brauche jeden Tag Grenzkontrollen!

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Minister, kommen Sie bitte zum Schluss!

Armin Schuster, Staatsminister (Sachsen):
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Minister. – Nächster Redner ist der 

Kollege Dirk Wiese, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Dirk Wiese (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Sehr geehrte Frau Ministerin Behrens, sehr geehrter 
Kollege Schuster, ich bin Ihnen beiden sehr dankbar für 
die Schilderungen hier am Pult. Ich kann Ihnen ver-
sichern: Wir als Ampelkoalition wissen um die heraus-
fordernde Situation bei uns im Land, in den Städten und 
Gemeinden und auch bei Ihnen in den Bundesländern. 
Und ich sage Ihnen ganz klar: Das ist eine Aufgabe, der 
wir uns als Politik in dieser schwierigen Lage stellen 
müssen und bei der wir auch gemeinsam Zeichen setzen 
müssen.

Herr Schuster, Sie wissen es: Bei den Verabredungen, 
die im Mai vom Bundeskanzler und von den Minister-
präsidenten getroffen worden sind, sind richtige Schritte 
auf den Weg gebracht worden, die gerade hinter den 
Kulissen abgearbeitet werden. Sie wissen, dass die ent-
sprechenden Vorschläge kommen. Sie wissen auch, dass 
an der finanziellen Unterstützung der Kommunen mit den 
Bundesländern intensiv gearbeitet wird.

Wenn wir zu einer gemeinsamen Lösung kommen wol-
len, wenn wir letztendlich auch gemeinsam diese heraus-
fordernde Situation angehen wollen, Herr Kollege Schus-
ter, dann appelliere ich an Sie, auch auf Ihre Kolleginnen 
und Kollegen hier im Deutschen Bundestag einzuwirken.

(Beifall bei der SPD)

Was man in dieser Situation nicht machen darf und was 
die Lösung erschwert, ist, wenn man in Talkshows noch 
Öl ins Feuer gießt, wenn man auf populistische Weise 
versucht, Stimmenfang zu betreiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das wird dieser Situation nicht gerecht. Das ist der fal-
sche Weg. Ich war deshalb über das, was man gestern 
gehört hat und was über die Ticker gegangen ist, doch 
ziemlich erschrocken.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Ich finde es interessant, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen von der CDU, zu vernehmen, dass Daniel Günther in 
Ihrer Partei eine Einzelmeinung vertritt. Ich stelle ehr-
licherweise immer mehr fest, dass es viele Einzelmeinun-
gen bei Ihnen in der CDU/CSU im ganzen Land gibt,

(Zuruf des Abg. Marc Henrichmann [CDU/ 
CSU])

die das, was Sie hier machen, Ihren Politikstil nicht gut 
finden und das auch offen kritisieren. Das heißt, es gibt 
Vernünftige auch in Ihren Reihen, und das macht Mut.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Schuster, es ist richtig, den Austausch mit den 
Ministerpräsidenten fortzusetzen. Solche Treffen werden 
stattfinden. Aber ich sage Ihnen auch: Wahrscheinlich ist 
es einfacher, auf verantwortungsvolle Art und Weise mit 
Hendrik Wüst und Daniel Günther zu Ergebnissen zu 
kommen. Da werden wir, glaube ich, auch gemeinsam 
ansetzen.

In der Zeit, wo populistisch Öl ins Feuer gegossen 
wird, kümmern wir uns als Ampelkoalition um Lösun-
gen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, tut ihr nicht!)
In diesen Stunden, wo wir hier diese Debatte führen, ver-
handeln die Mitgliedsländer nach Jahren des Stillstandes 
endlich auf der europäischen Ebene über eine gemein-
same europäische Lösung, damit wir dann mit einer 
geeinten Position in die Verhandlungen mit dem Euro-
päischen Parlament eintreten können, um vor den Euro-
pawahlen im Juni zu einer Lösung zu kommen, die wir – 
und das sage ich ganz deutlich – auch dringend brauchen.

Während wir uns um Lösungsansätze bemühen, wäh-
rend wir uns in der Ampelkoalition die Frage stellen, was 
wir tun können, uns mit Fragen besserer Finanzierung 
und der Einstufung von sicheren Herkunftsländern wie 
Georgien und Moldau befassen und uns die Frage stellen, 
wie wir Asylverfahren und Asylgerichtsverfahren be-
schleunigen können, während wir Probleme lösen, schaf-
fen Sie es nicht mal, das Problem, das Sie mit Ihrer Land-
tagsfraktion in Thüringen haben, zu lösen. Daher: Wir 
packen das an und wissen, was auf dem Spiel steht.

(Beifall bei der SPD – Nina Warken [CDU/ 
CSU]: Ganz schwach! – Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will einen Punkt 
Richtung AfD ansprechen. Herr Curio, Sie haben hier 
wieder Ihre XY-Rede gehalten.

(Zuruf des Abg. Jürgen Braun [AfD])
Aber ich will Ihnen eins ganz deutlich sagen – Frau 
Behrens hat das ja noch mal sehr deutlich gemacht –: 
Wir erleben wieder, wie Migration instrumentalisiert 
wird – von Moskau, von Minsk –, und das vermehrt in 
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den letzten Wochen. Es ist doch an Perfidität nicht zu 
überbieten: Sie sitzen hier im Bundestag als der verlän-
gerte Arm Moskaus,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Blödsinn!)

das diese Politik gegen die Europäische Union instru-
mentalisiert.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf von der AfD: 
Lösen Sie doch mal die Probleme!)

Sie freuen sich doch heimlich und stoßen an, dass das 
stattfindet. Das ist wirklich ungeheuerlich.

(Jürgen Braun [AfD]: Fragen Sie doch mal 
Gerd Schröder!)

Das erwähnen Sie letztendlich auch mit keinem Wort, 
und darüber kann man nur den Kopf schütteln.

Letztendlich geht es um die Frage, Herr Schuster, wie 
wir es gemeinsam hinbekommen können, dass wir 
schneller werden bei den Asylverfahren und den Asyl-
gerichtsverfahren. Holen Sie auch Ihre eigenen Leute mit 
ins Boot. Wir haben uns das noch mal angeschaut: In 
Rheinland-Pfalz dauert ein Verwaltungsgerichtsverfah-
ren vier Monate, bis es zum Abschluss kommt. Ich ap-
pelliere auch an Ihre Kollegin, die Justizministerin in 
Brandenburg ist und Ihrer Partei angehört: Schauen Sie 
sich auch das noch mal genau an. – Ein solches Verfahren 
bei Ihrer Kollegin in Brandenburg dauert 39 Monate.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Unfassbar!)

Das kann doch nicht wahr sein! Das müssen wir gemein-
sam angehen. Das zeigt doch, dass letztendlich jeder 
seine Hausaufgaben zu erledigen hat und wir hier ge-
meinsam vorangehen müssen. Das wäre, glaube ich, ein 
gutes Signal.

Jetzt noch ganz kurz zur Grenze. Herr Schuster, was 
immer ein bisschen verheimlicht wird – auch gerade –, ist 
Folgendes: Man sollte sich intensiv noch mal die Stel-
lungnahmen der Gewerkschaft der Polizei anschauen. 
Die hat deutlich gesagt, wie wichtig es aus polizeitakti-
schen Gründen ist, die Schleierfahndung im Grenzraum 
auszuweiten, punktuell und stichprobenartig Nadelstiche 
zu setzen und Grenzübergänge zu schließen, um damit 
der Schleuserkriminalität das Handwerk zu legen. Da 
müssen wir gemeinsam ansetzen, und das sollten wir 
auf den Weg bringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Wiese. – Als nächste Red-

nerin erhält das Wort die Kollegin Lamya Kaddor, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Besucher auf den Tribünen! 
Lassen Sie mich zunächst mal eine Vorbemerkung ma-
chen: Auch ich bin stellvertretendes Mitglied im Auswär-
tigen Ausschuss. Dort bekomme ich wie die Kolleginnen 
und Kollegen von der Union regelmäßig Berichte über 
Afghanistan und Syrien. Das sind die Staaten, aus denen 
aktuell die meisten Menschen nach Deutschland fliehen. 
Das wissen Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU/CSU; denn Sie haben im Ausschuss ja dieselben 
Informationszugänge wie wir, dieselben Zahlen des 
BAMF. Ich komme darauf gleich zurück.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, uns allen ent-
geht nicht: Migration ist im Moment das bestimmende 
Thema des gesellschaftlichen und politischen Diskurses. 
Umso größer ist unser aller Verantwortung als Demokra-
tinnen und Demokraten, dem Thema mit Sachlichkeit 
und ohne parteipolitische Polarisierungen zu begegnen. 
Ja, wir müssen Antworten finden – funktionierende, men-
schenwürdige – und dürfen keine – wie gestern Friedrich 
Merz – der AfD hinterhergehechelten Erzählungen vor-
tragen. Sie zündeln schon wieder. Das sind Ihre Antwor-
ten auf die Migrationslage, indem Sie fremdenfeindliche 
Abwertungen gegen die Schwächsten in unserem Land 
bedienen?

(Josef Oster [CDU/CSU]: Was ist denn Ihre 
Antwort?)

Sie legen mit dem Begriff der Integrationsgrenze eine 
Obergrenze 2.0 auf, was diese Debatte ins Nirwana führt, 
da es in letzter Konsequenz bedeuten würde, das Grund-
recht auf Asyl aufzugeben. An dieser Frage ist die Union 
2017 beinahe zerrissen. Wann ist denn der eine oder die 
eine zu viel? Kann es dann ein Kind oder eine Frau mit 
Kind oder eine Familie sein? Und lassen wir dann nur 
zwei Kinder hier, und den Rest schieben wir zu den 
Taliban ab? Wie stellen Sie sich das eigentlich vor?

Warum fliehen denn die Menschen aus Syrien und aus 
Afghanistan oder aus der Ukraine? Weil die tödlichen 
Gefahren in der Ukraine groß sind. Weil das Assad-Re-
gime zwar mit allen Mitteln versucht, sich in der Region 
zu stabilisieren, aber Menschenrechtsverletzungen auch 
weiterhin zur traurigen Realität gehören. Und der Hunger 
in Afghanistan ist so allgegenwärtig, dass Familien ihre 
eigenen Kinder verkaufen.

Was ist also Ihre Perspektive? Ihre Antwort ist: Sie 
wollen Aufnahmeprogramme wie das Bundesaufnahme-
programm für Afghanistan lieber einstellen. Aber damit 
nicht genug: Sie wollen die Liste der sicheren Herkunfts-
länder auf Tunesien, Marokko und Algerien ausweiten. 
Offenbar ist Ihnen entgangen, wie die menschenrecht-
liche Lage in diesen Ländern derzeit ist. Journalistinnen 
und Journalisten, Aktivistinnen und Aktivisten usw. wer-
den inhaftiert, Oppositionelle mit Scheinklagen über-
zogen und unterdrückt. In Gefängnissen wird gefoltert. 
Die sexualisierte Gewalt gegen Frauen bleibt meist un-
geahndet. Geflüchtete werden einfach in der Wüste zu-
rückgelassen. Ist das Ihre Vorstellung von Humanität? 
Ein Rechtsstaat kann sich nicht abschotten.
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(Dr. Harald Weyel [AfD]: Auch ein Rechtsstaat 
hat eine Inlandsbevölkerung!)

Wir respektieren das Völkerrecht. Wir respektieren die 
Werte von Freiheit und Gleichheit. Wir glauben an das 
Grundrecht auf Asyl. Das macht doch Europa aus, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

„Abschottung, um jeden Preis“, das schrieb „Die Zeit“ 
letzte Woche, „… wäre eine historische Schmach.“ Recht 
hat sie. Es wäre eine historische Schmach. Wollen Sie 
denn wirklich verfolgte Mütter und Kinder abweisen 
oder doch nur Männer, deren Vornamen Ahmad, Mustafa 
oder Ali lauten?

Vielleicht sollten Sie mal in sich gehen und überlegen, 
wofür das C in Ihrem Parteinamen eigentlich steht. Ich 
kann Ihnen als Islamwissenschaftlerin gerne dabei hel-
fen. Das C ist vor allem von einem zentralen Gedanken 
geprägt, dem der Metanoia, der Umkehr. Ich appelliere 
daher an Sie: Kehren Sie zurück! Hören Sie auf, das 
Thema Migration mit plumpen Narrativen und Scheinlö-
sungen für den Wahlkampf zu instrumentalisieren! Ma-
chen Sie sich ehrlich! Sichere Herkunftsländer werden 
das Problem nicht lösen, vor allem, weil die Hälfte der 
Menschen, die zu uns kommen, aus Syrien oder Afgha-
nistan stammt. Oder kommt demnächst der Vorschlag 
von Ihnen, mit Assads Schergen Rückführungen zu orga-
nisieren? Mit den Taliban? Mit wem sollen wir es ma-
chen?

Sehr geehrte Damen und Herren, die komplexe Auf-
gabe der Migration braucht komplexe Antworten, viel-
schichtige Lösungen.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Aber Sie liefern 
keine!)

Dazu gehören – hören Sie gut zu! – ein verbindlicher 
europäischer Verteilmechanismus, der auf Solidarität, 
Humanität und Ordnung setzt, zügige, faire Migrations-
abkommen auf Augenhöhe – der Sonderbeauftragte wird 
sicher bald erste Ergebnisse liefern –,

(Josef Oster [CDU/CSU]: Ja! Toll!)
die massive Anwerbung von Arbeits- und Fachkräften, 
die Abschaffung der Arbeitsverbote für Geflüchtete, die 
Sie selbst jahrelang aufrechterhalten haben, deutlich 
mehr finanzielle und strukturelle Unterstützung für die 
Kommunen. Diese Maßnahmen werden kommen.

Erlauben Sie mir zum Schluss noch ein persönliches 
Wort. Die Wortwahl und die Tonlage solcher Debatten 
wirken sich nicht nur verheerend auf die Geflüchteten 
in diesem Land aus, sondern auch auf ausländische Fach- 
und Arbeitskräfte. Lassen Sie es nicht so weit kommen, 
dass sich all diese Menschen, ja selbst Deutsche mit Ein-
wanderungsgeschichte, die hier inzwischen in der dritten, 
vierten und fünften Generation leben, hier fremd fühlen 
müssen. Das wäre – um in Ihrer Rhetorik zu bleiben – 
tatsächlich der Untergang des Abendlandes.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Kaddor. – Bevor ich dem 

nächsten Redner das Wort erteile, gebe ich den Hinweis, 
dass die Wahlurnen in fünf Minuten geschlossen werden. 
Wer also noch nicht gewählt hat, sollte nicht bis zur 
letzten Sekunde warten, sondern sich auf den Weg ma-
chen. Herr Kollege Dobrindt, es war doch gut, dass ich 
das schon mal angeregt habe, nicht?

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Ich muss ja 
beim Kollegen Seif noch dableiben!)

– Das können Sie selbst entscheiden. Aber Sie wissen, 
was es bedeutet, wenn Sie Ihr Wahlrecht nicht ausgeübt 
haben.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Das ist eine freies 
Land!)

Nächster Redner ist der Kollege Detlef Seif, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Deutschland befin-
det sich in einer extrem schwierigen Lage. Dabei macht 
niemand der Bundesregierung den Vorwurf, dass wir alle 
im Zuge einer außerordentlichen Solidarität Menschen, 
die vor dem russischen Angriffskrieg geflohen sind, 
hier aufgenommen haben. Wir machen auch nicht zum 
Vorwurf, dass der Migrationsdruck insgesamt gestiegen 
ist. Auf das Konto der Bundesregierung geht aber, dass 
viel zu spät und, wenn überhaupt, viel zu halbherzig ge-
handelt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, Politik fängt immer mit 

dem Betrachten der Wirklichkeit an, aber vor allem 
auch damit, dass man sich die Wirklichkeit dann zu eigen 
macht und als Maßstab des eigenen Handelns nimmt. 
Wenn ich aber die jetzige Debatte verfolge oder die De-
batte, die wir vorhin hatten, oder die Debatte von letzter 
Woche, dann sehe ich: Die meisten Ampelkollegen eiern 
doch herum. Helge Lindh schmeißt hier seine Nebelker-
zen und geht in keinem Satz auf irgendeine inhaltliche 
Lösung, auf irgendeinen Vorschlag ein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben keine in-
haltliche Lösung präsentiert!)

Die Reden der beiden Konstantins – Konstantin von Notz 
und Konstantin Kuhle – und auch von Dirk Wiese hören 
sich wunderbar an. Man hat das Problem erkannt; aber 
man arbeitet nicht an konkreten Lösungen. Das ist das 
Problem, vor dem wir im Moment stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Konstantin 
von Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt doch nicht! Was erzählen Sie 
denn da?)

Die Integrationsfähigkeit unseres Landes ist längst 
überschritten. Die Union hat – weil der Kanzler das nicht 
in die Hand genommen hat – deshalb einen Kongress 
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durchgeführt. Besonders eindrucksvoll hat man uns 
schon vor sechs Monaten die Belastungssituation geschil-
dert. Es sind keine Ressourcen mehr da, um Asylbewer-
ber aufzunehmen. Den Kommunen fehlt es nicht nur an 
Geld – man kann sie auch mit Geld zuschütten –, es fehlt 
auch an Wohnraum, Kinderbetreuung, Lehrkräften, Sozi-
alpädagogen, Jugendsozialarbeitern, medizinischem Per-
sonal und behördlichen Kapazitäten. Da reicht es nicht, 
dass man guten Willens ist. Das alles fehlt, und die Kom-
munen sind nicht mehr in der Lage, das zu bearbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Solche Stel-
len haben Sie doch systematisch abgebaut seit 
Jahren!)

– Auch wenn Sie immer dazwischenquatschen, Frau 
Kaddor: Es ist so. – Wir tun den Menschen, die zu uns 
kommen, keinen Gefallen, wenn wir sie in Sammelunter-
künften unterbringen,

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das stimmt!)

wenn niemand sich um sie kümmert und wenn sie ein 
Problem für sich selbst und unsere Gesellschaft werden.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das bezweifelt auch keiner!)

Das sprechen Sie mit keinem Satz an.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist nicht wahr! Davon reden wir 
die ganze Zeit!)

Das erste Gebot der Stunde ist doch zunächst mal, ein 
Signal zu senden. In der Migrationspolitik ist Kommuni-
kation unwahrscheinlich wichtig.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Wer achtet denn 
bei Herrn Merz auf die Kommunikation?)

Wo ist das Signal der Ampel? Wo ist das Signal der 
Bundesregierung und des Bundeskanzlers in die Welt 
hinaus: „Leute, die Belastungsgrenze ist überschritten. 
Wir haben nicht mehr die Kapazitäten, um euch auf-
zunehmen. Lasst euch nicht von Schleppern täuschen! 
Ihr werdet enttäuscht sein, wenn ihr zu uns kommt“? 
Das ist das erste Gebot, das umgesetzt werden muss.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Konstantin 
von Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Frau Meloni ist ja sehr erfolgreich mit dieser 
Taktik, mein lieber Herr Seif!)

Das zweite Gebot ist – Armin Schuster hat vollkom-
men recht –: Das ist kein Thema für eine Innenministerin, 
die sich zwischen Skandalen und einem Wahlkampf be-
wegt. Ein Kommentator der „FAZ“ hat vollkommen 
recht, wenn er die aktuellen Vorschläge von Nancy Faeser 
zu den Grenzkontrollen als „Schleierfahndung nach hes-
sischen Wählerstimmen“ bezeichnet. Dahinter ist doch 
nichts Ernsthaftes.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ohne eine Notifizierung bei der EU sind stationäre Maß-
nahmen rechtlich unzulässig und vor allen Dingen auch 
unwirksam.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Da hat der Mi-
nister Schuster gerade was anderes gesagt!)

Und es ist unfassbar, Herr Hartmann, dass Sie die 
Kommunen finanziell im Brass lassen. Armin Schuster 
hat gesagt: Das ist ein völlig fatales Signal. Die Kom-
munen sind die Leidtragenden, die es umsetzen müssen. 
In dieser Situation und bei zusätzlicher Migration kürzen 
Sie die Mittel. Sie sollten sich schämen, wie Sie hier 
vorgehen!

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Die Bayern reichen das 
Geld nicht weiter!)

Bei den Verhandlungen zum Gemeinsamen Europäi-
schen Asylsystem lassen wir uns nicht von einem Halb-
satz des Kanzlers täuschen. Diese Bundesregierung hat in 
den letzten Monaten keine Führungsfunktion auf euro-
päischer Ebene wahrgenommen.

(Dirk Wiese [SPD]: Sie sind doch 16 Jahre 
gescheitert in Brüssel!)

Das Einzige, was sie kann, ist, Sand ins Getriebe zu 
streuen. Der Bundeskanzler hat gestern erklärt, dass 
Deutschland nicht blockieren wird, weder die Krisenver-
ordnung noch das GEAS. Wir lassen uns überraschen. 
Aber Deutschland hat in den Verhandlungen bereits einen 
großen Schaden verursacht.

Wir wissen alle – alle, die redlich sind –: Es gibt keine 
einfache Lösung.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Aha, aha! – Dirk 
Wiese [SPD]: So ist es! – Zuruf der Abg. Dunja 
Kreiser [SPD])

Wir als Union wissen es auch. Deshalb bedarf es vieler 
Maßnahmen und einer engagierten Politik. Die Union ist 
bereit, die Regierung zu unterstützen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Deshalb ist das dritte Gebot der Stunde: ein Deutsch-

landpakt Migration.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Bevor ich der nächsten 

Rednerin das Wort erteile, komme ich zurück zu dem 
laufenden Wahlgang. Die Zeit für die Wahlen ist gleich 
vorbei. Ich frage noch einmal in den Saal: Ist noch je-
mand da, der von seinem Wahlrecht noch nicht Gebrauch 
gemacht hat? – Das nützt jetzt nichts, Frau Jurisch. Da 
müssen Sie sich jetzt entscheiden: ihre Rede halten oder 
wählen gehen. Es kostet Geld, wenn Sie nicht an der 
Wahl teilnehmen.

Vielleicht kann die nächste Rednerin, Dunja Kreiser, 
mit Ihnen tauschen, damit Sie noch wählen können. – Ich 
sehe ein Nicken. Ich bedanke mich ganz herzlich, Frau 
Kreiser.
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(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist die Ampel!)

Noch einmal: Der Wahlgang ist gleich beendet. Ist 
außer der Kollegin Jurisch noch jemand im Saal, der 
von seinem Wahlrecht keinen Gebrauch gemacht hat? – 
Das ist erkennbar nicht der Fall. Dann warten wir, bis die 
Kollegin Jurisch ihre Stimme abgegeben hat. Ich schließe 
den Wahlgang nach der Rede der Kollegin Kreiser.

Frau Kollegin Kreiser, Sie haben das Wort.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Union 
setzt diese Aktuelle Stunde zur Migrationspolitik auf 
die Tagesordnung, und das ist als Opposition natürlich 
auch ihr gutes Recht. Aber mit „Schweigen des Kanzlers“ 
zu titeln, das ist schon ein starkes Stück.

Zurzeit laufen – sie sind schon fast beendet – die wich-
tigen Verhandlungen auf EU-Ebene in Brüssel – mit un-
serer Innenministerin. Da ist es doch geboten, sich vorher 
etwas zurückhaltender zu verhalten. Dazu können Sie 
mal Ihre ehemalige Bundeskanzlerin, Frau Merkel, fra-
gen; Sie haben sehr gute Kontakte, wenn es um die Frage 
geht, wie das auf EU-Ebene so läuft. Aber besser ist, Sie 
schauen einfach mal bei Olaf Scholz und Nancy Faeser 
zu; denn der Erfolg ist da.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Erfolg? Aha! – 
Zuruf des Abg. Detlef Seif [CDU/CSU])

Es gab eine Zustimmung zum Krisenmechanismus; das 
steht jetzt schwarz auf weiß in den Nachrichten.

Sie, Herr Merz, stellen sich hin und reden von „kleinen 
Paschas“, davon, dass Kreuzberg nicht zu Deutschland 
gehöre, dass eine Zusammenarbeit mit der AfD auf kom-
munalpolitischer Ebene möglich sei.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Sie müssen an 
Ihrer Lesekompetenz arbeiten, Frau Kollegin!)

Und als ob das nicht schon ausreicht, um vom Kurs ab-
zukommen und in die falsche Richtung zu argumentieren: 
Jetzt ist es auch noch so, dass die Deutschen keinen Zahn-
arzttermin mehr bekommen, weil die Geflüchteten sich 
die Zähne machen lassen. – Immer drauf auf die 
Schwächsten,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Das können Sie gut!)

immer auf die Minderheiten, Herr Merz; das ist Ihr Mot-
to. Sie übernehmen keine Verantwortung. Sie schüren 
Hass und Hetze

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau!)

und sind dabei ganz nah – ganz nah! – bei Ihren Sitz-
nachbarn.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Sandra Bubendorfer-Licht [FDP])

Durch Ihre Parolen kommt kein Geflüchteter weniger, 
wird kein Schlepper gefasst und wird keine Kommune 
entlastet.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Durch Ihre Po-
litik auch nicht! – Alexander Dobrindt [CDU/ 
CSU]: Durch Ihre Politik gibt’s noch mehr 
Schlepper! – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/ 
CSU]: Es darf gelacht werden!)

Bis jetzt haben wir noch nicht viele Ideen von Ihnen 
gehört.

Wir dagegen handeln. Mit einer aktiven, ordnenden 
Politik gestalten wir Migration vorausschauend und rea-
listisch – durch Schwerpunktkontrollen, durch mehr Po-
lizeibeamte, durch Schleierfahndung an den Grenzen, un-
mittelbar aktiv. Vor allem sind wir im Kontakt und in 
Gesprächen mit unseren Nachbarstaaten.

Das haben Sie angezweifelt, das stimme so nicht. Aber 
wir machen das!

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Das 
hat ein bisschen was Autosuggestives!)

Der erweiterte Familiennachzug kann momentan nicht 
stattfinden. Durch Rückführung über die Schweiz werden 
Geflüchtete zurückgeführt. Rund 1 400 Schleuserbanden 
sind zuletzt an der tschechischen Grenze hochgenommen 
worden. Nancy Faeser klärt mit Polen auch die Fragen 
der Visavergabe. Die Registrierung läuft mit FREE, mit 
EASY; das Dashboard schafft Transparenz. Also: Wir tun 
was, und wir entlasten damit auch die Kommunen.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Sie haben 
Herrn Schuster überhaupt nicht zugehört!)

Insbesondere die flexiblen Schwerpunktkontrollen 
sind wichtig. Keiner, glaube ich, möchte wiederholt erle-
ben, was 2015 passiert ist, als 71 Menschen in einem Lkw 
gestorben sind – das Grauen direkt vor Augen.

(Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel [AfD])

Diese Wiederholung wollen wir auf gar keinen Fall. Des-
wegen ist es wichtig, dass die Schleierfahndung und die 
Grenzkontrollen stattfinden.

Es geht um den Schutz von Geflüchteten. Es geht eben 
nicht nur um den Zahnarzttermin. Wer sein Leben ris-
kiert, wer 10 000 Euro oder Dollar angespart hat, um 
sich in die Hände von Schleppern und Schleusern zu 
begeben, der ist doch kein Dentalflüchtling. Herr Seif, 
mal ganz ehrlich! Sie haben heute eine Pressemitteilung 
herausgebracht; Sie reden von Migrantinnen und Migran-
ten. Das sind Arbeitnehmer/-innen; sie bezahlen Kran-
kenkassenbeitrag. Sie fahren nicht mit dem Nulltarif im 
Gesundheitssystem.

(Zuruf des Abg. Detlef Seif [CDU/CSU])

Meine Damen und Herren, wir bekämpfen Kriminali-
tät, keine Menschen.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Was, wirklich?)

Eine unerlaubte Einreise führt nicht automatisch zu ei-
nem illegalen Aufenthalt. Für uns Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten ist klar: Das individuelle Recht 
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auf Asyl ist eine wichtige humanitäre Errungenschaft, 
und sie steht nicht zur Debatte, insbesondere nicht in 
den instabilen Zeiten auf unserem Kontinent.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Trotzdem ist richtig: Wir wollen irreguläre Migration 
begrenzen; denn die Belastungen in den Kommunen sind 
vielerorts da; keine Frage. Ich bin ehrenamtliche Bürger-
meisterin meines Heimatortes; ich sehe natürlich auch, 
was dort los ist. Ich bedanke mich insbesondere bei 
Daniela Behrens und auch bei Herrn Schuster für die 
Darstellung. Wir hören zu. Wir wollen natürlich in die 
Lösung gehen, und wir gehen vor allen Dingen auch in 
die Lösung; die Kommunen bekommen Geld. Ich frage 
mich bloß, warum es in Bayern nicht ankommt, Herr 
Dobrindt. Das ist wirklich eine große Frage.

(Beifall des Abg. Sascha Müller [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, unser Land braucht legale 
Einwanderung. Wir wissen: Fachkräfte fehlen überall, 
Arbeitskräfte fehlen überall. Bis 2035, so lautet die 
Schätzung, wird eine Lücke von 7 Millionen Kräften 
klaffen. Ein Aspekt dabei ist der Spurwechsel, den Sie 
hier allen Ernstes ablehnen mit Ihren angeblichen An-
geboten zur Zuwanderung in der Migrationspolitik.

Was bedeutet das für die Menschen? Menschen, die 
hier Arbeit gefunden haben, die hier sind und mit an-
packen, die in Ausbildung sind, die wollen Sie nicht. 
Sie kennen die Stichtagsregelung ganz genau, unterschla-
gen diese allerdings vollkommen. Meine Damen und 
Herren der Union, da kann ich nur den Kopf schütteln.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dunja Kreiser (SPD):
Humanität, Zukunftssicherung durch Fachkräftege-

winnung und die Begrenzung der irregulären Migration, 
das geht und bestimmt das Handeln unserer Bundesregie-
rung.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sascha 
Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Dr. Lukas Köhler [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Kreiser. – Bevor die Kol-

legin Jurisch endlich das Wort erhält, schließe ich den 
noch laufenden Wahlgang und bitte die Schriftführerin-
nen und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. 
Die Ergebnisse der Wahlen werden Ihnen zu einem spä-
teren Zeitpunkt bekannt gegeben.1)

Nun, liebe Kollegin Frau Dr. Ann-Veruschka Jurisch, 
FDP-Fraktion, haben Sie das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Aufnahmekapazitäten in unseren Kom-
munen sind erschöpft. Die Herausforderung, nicht nur 
über 1 Million Flüchtlinge aus der Ukraine bei uns auf-
zunehmen, sondern zusätzlich einen nicht abreißenden 
Strom von geflüchteten Menschen aus anderen Ländern 
zu erleben, das ist eine Überforderung.

Viele Menschen in unserem Land machen sich deswe-
gen Sorgen und fühlen sich von der Politik

(Beatrix von Storch [AfD]: ... verkauft und 
verraten!)

nicht richtig gehört und verstanden. Sie wollen von uns 
allen ein klares „Nein, wir schaffen das so nicht“ hören. 
Die Menschen erwarten aber vor allem, dass wir in Re-
gierung und Parlament Antworten haben, und die gibt 
es – gute Antworten, keine heiße Luft, kein Populismus 
und auch kein Aktivismus.

Wir in der FDP-Bundestagsfraktion haben ein Positi-
onspapier verabschiedet, in dem wir in 24 Positionen 
konkrete und vor allem auch umsetzbare Vorschläge ma-
chen. Ich komme darauf zu sprechen.

Mich ärgert es aber schon, wenn in einigen Debatten-
beiträgen so getan wird und suggeriert wird, als ob diese 
Regierungskoalition nichts tun würde.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch! Das ist wahr!)

Ich wünsche mir auch, dass manches schneller geht – ich 
komme noch dazu –, aber ich muss Sie schon fragen: 
Welche Instrumente aus Ihrer Regierungszeit, die uns 
jetzt weiterhelfen würden, haben wir in den Händen? 
Wo sind die?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf des Abg. Detlef Seif [CDU/ 
CSU])

Jetzt geht es darum, in der Migration Klarheit und 
Ordnung herzustellen. Wir von der FDP machen Vor-
schläge, die umsetzbar sind

(Zuruf des Abg. Stefan Müller [Erlangen] 
[CDU/CSU])

und im Einklang mit dem Rechtsstaat und der Mensch-
lichkeit sind, die in der Summe auch zu einer spürbaren 
Entlastung der Kommunen führen. Verbalen Aktionismus 
sollten wir uns dagegen ersparen; dafür ist die Debatte zu 
ernst. Es geht um Menschen, und die Herausforderungen 
sind zu komplex.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Sebastian 
Hartmann [SPD] und Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das, was schon längst vereinbart ist, muss jetzt endlich 
umgesetzt werden. Da erwarte ich, dass alle mitziehen. 
Ich bin froh, dass die GEAS-Reform von Deutschland 
nicht blockiert wird. Das ist gut; das ist wichtig.

(Zuruf des Abg. Alexander Dobrindt [CDU/ 
CSU])1) Ergebnis Seite15630 D
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Es ist eine Paketlösung, die die Interessen von allen wi-
derspiegelt. Das ist gut.

Georgien und Moldau müssen jetzt schnell zu sicheren 
Herkunftsstaaten erklärt werden; das darf nicht weiter 
ausgebremst werden.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Und was ist 
mit den Maghreb-Staaten?)

Wir haben da unterschriftsreife Migrationsabkommen. 
Das muss jetzt kommen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zum Thema Rückführung. Rückführung muss be-
schleunigt und vereinfacht werden. Wir haben schon im 
Mai vereinbart, dass wir den Ausreisegewahrsam verlän-
gern und die Arbeit der Vollzugsbehörden beschleunigen, 
effektiver machen und erleichtern wollen.

(Beifall des Abg. Konstantin Kuhle [FDP])

Der Gesetzgebungsprozess muss hier jetzt schleunigst 
beginnen.

(Beifall bei der FDP)

Wichtig ist aber auch, dass sich die Länder bewegen 
und das machen, was schon längst möglich ist. Das wäre 
dann der Beitrag zu Ihrem Deutschlandpakt, liebe Union. 
Hier können Sie direkt starten und handeln.

(Beifall der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD] – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Das ist doch 
der Deutschlandpakt des Bundeskanzlers!)

Sorgen Sie in den Ländern für genügend Personal in den 
Ausländerbehörden und auch in den Jugendämtern! Das 
Thema Abschiebung ist vor allem Ländersache. Das 
muss konsequent gemacht werden, und die Länder müs-
sen auch genügend Ausreisegewahrsamsplätze vorhalten.

Zum Thema Sachleistungen hat mein Kollege 
Konstantin Kuhle schon gesprochen. Was angesprochen 
worden ist, das ist längst möglich. Wenn Sie das fordern, 
machen Sie es bitte!

(Beifall des Abg. Konstantin Kuhle [FDP])

Wir von der FDP schlagen Bezahlkarten vor. Sie errei-
chen den gleichen Zweck, sind aber deutlich effizienter 
und effektiver.

(Beifall bei der FDP)

Es kann und muss jetzt aber auch noch mehr gemacht 
werden, um die Kommunen auf Dauer, also längerfristig, 
zu entlasten. Entscheidend muss ja sein, den Zuzug von 
Menschen ohne individuellen Schutzanspruch zu redu-
zieren.

(Konstantin Kuhle [FDP]: So ist es!)

Es kommen zu viele Menschen zu uns, die keinen indi-
viduellen Schutzanspruch haben, die am Ende wieder 
ausreisepflichtig sind.

(Steffen Janich [AfD]: Ach Quatsch! – Weite-
rer Zuruf von der AfD: Seit Jahren!)

Was kann da gemacht werden? Ursula von der Leyen 
muss die EU-Türkei-Erklärung erneuern, und zwar 
rechtsstaats- und grundrechtssicher und auch transparent 
im Verfahren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Es ist gut, dass das Thema „Familiennachzug für sub-
sidiär Schutzberechtigte“ im Moment auf Eis gelegt ist. 
Hier muss jetzt Realismus walten; das versteht sonst kein 
Mensch mehr.

Wir sollten gemeinsam Konzepte erarbeiten, ob und 
wie Asylanträge auch in Drittstaaten gestellt werden kön-
nen. Das steht so im Koalitionsvertrag; diesem komple-
xen Projekt sollten wir uns schnellstmöglich widmen.

Wir von der FDP haben noch zusätzliche vernünftige, 
umsetzbare Vorschläge geliefert. Was jetzt zählt, ist Han-
deln und der richtige Zungenschlag; denn daran werden 
wir und auch die Politik im Allgemeinen gemessen wer-
den.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Jurisch. – Nächster Redner 

ist der Kollege Philipp Amthor, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

stelle in dieser Debatte zumindest fest: Unter den Kolle-
gen der Ampelkoalition ist die Bereitschaft zu konstruk-
tivem Dialog mit der Opposition unterschiedlich stark 
ausgeprägt.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Immerhin!)
Es wäre gut, wenn sich viele von Ihnen, anstatt sich hier 
mit Twitter zu beschäftigen,

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

mit der Lebensrealität beschäftigen und sich ein Beispiel 
an konstruktiven Beiträgen wie dem von der Kollegin 
Jurisch nehmen würden, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Konstantin Kuhle [FDP]: Das 
stimmt!)

Ich will das in der Ernsthaftigkeit sagen: Wir haben 
diese Debatte heute auch aufgesetzt, um Ihnen die Hand 
zu reichen,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Das ist jetzt Realitätsverwei-
gerung!)

um Ihnen ein realistisches Lagebild zu geben, so wie es 
Kollege Armin Schuster, der Staatsminister aus Sachsen, 
vorgetragen hat, so wie es Ihre eigene Innenministerin 
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aus Niedersachsen vorgetragen hat. Lösen Sie die Pro-
bleme in diesem Land, statt sich hier im politischen 
Klein-Klein zu verlieren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen!

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei Abge-
ordneten der SPD – Gabriele Katzmarek 
[SPD]: Das machen wir! Das machen wir, 
Herr Amthor!)

Vor 22 Tagen hat der Bundeskanzler den Deutschland-
pakt in den Raum gestellt. Alexander Dobrindt hat es 
richtig gesagt: Was ist seitdem passiert? Nichts. – Wir 
fragen uns: Wann hört das „Scholzing“ eigentlich auf?

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie halten ja dieselbe Rede wie 
eben, Herr Amthor! Sie haben ja eben dieselbe 
Rede schon mal gehalten! Identisch! – Gegen-
ruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ja, hat er auch! – Weiterer 
Gegenruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Er hat den gleichen 
Anzug an! Er hat sich nicht mal umgezogen! – 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben die falsche Rede da vor sich 
liegen!)

Großes ankündigen, nichts liefern – da muss ich Ihnen 
sagen: Das ist der falsche Umgang, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. Wir fragen uns zu Recht:

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie müssen umblättern! – Konstantin 
Kuhle [FDP]: Beim zweiten Mal würde ich 
die ohne Zettel halten!)

Schweigt der Bundeskanzler, oder hat er einfach nur ver-
gessen, zu reden?

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Konstantin 
von Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist ja unheimlich witzig! – Zuruf des 
Abg. Sebastian Hartmann [SPD])

Ich muss traurigerweise feststellen: Das Einzige, das 
bei Ihnen seit dieser Erklärung des Deutschlandpakts 
wirklich Tempo aufgenommen hat,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Jetzt kommt’s! 
Jetzt! – Gegenruf des Abg. Sebastian 
Hartmann [SPD]: Jetzt!)

ist der Vertrauensverlust in diese Regierung und ist der 
zunehmende Vertrauensverlust in das Asylrecht.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und das ist nicht nur Ihr Problem; das ist ein gesamt-
gesellschaftliches Problem. Sie gefährden die Akzeptanz 
des Asylrechts. Ändern Sie das, liebe Kolleginnen und 
Kollegen!

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Gabriele Katzmarek [SPD])

Ihre Antworten sind im Moment: Ankündigen statt Taten, 
Streitereien statt Handlungsfähigkeit.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Na, das sagt ja der Richtige! – Zu-
ruf der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD])

Es ist in der Tat so: Es ist bei Ankündigungen geblie-
ben. Ich habe Ihnen das vorhin erzählt, was Nancy Faeser 
will – wir haben das gern gehört –: Migration stärker 
kontrollieren, Grenzkontrollen. Das alles hat sich ent-
puppt als das Märchen von Nancy Faeser und den Grenz-
kontrollen.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Das haben wir 
doch gerade schon mal gehört! – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Er schreibt eine einzige Re-
de! Die muss über die ganze Woche reichen!)

Von diesen Ankündigungen blieb nichts übrig.
Und wir sehen jetzt auch: Während dieser Debatte, wo 

die Innenministerin gefragt wäre, ist sie in Brüssel.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Ja!)

Das ist richtig. Aber morgen, wo wir gewollt hätten, dass 
man hier miteinander debattiert, dass die Innenministerin 
mal den Weg für die nächsten Wochen vorgibt, was ist da 
die Devise von Nancy Faeser? Palermo statt Plenum.

(Lachen der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Alexander Dobrindt 
[CDU/CSU]: Genau! So sieht’s aus!)

Das ist das Problem: Bruschetta auf der Abschiedstour-
nee in Südeuropa.

(Beifall bei der CDU/CSU – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Das ist niveaulos, Herr 
Amthor!)

Und das ist etwas, was uns stört; wir wollen, dass die 
Ministerin hier Handlungsfähigkeit zeigt. Ich kann mich 
nur den eindringlichen Worten von Armin Schuster an-
schließen: Nancy Faeser scheint nicht mehr in der Lage 
zu sein, dieses Thema zu bewältigen. Deshalb ist das 
richtig, was Armin Schuster gesagt hat: Der Bundeskanz-
ler muss die Migrationskrise endlich zur Chefsache ma-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

„Zur Chefsache machen“ heißt dann auch, tatsächlich 
Entscheidungsbereitschaft an den Tag zu legen. Wir lesen 
in den Medien von einem Machtwort des Bundeskanz-
lers. Dieses Machtwort des Bundeskanzlers ist bei Lichte 
betrachtet aber eher ein Offenbarungseid der Handlungs-
unfähigkeit gewesen.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: So ist 
es!)

Wir müssen sagen: Ja, er hat jetzt dafür gesorgt, dass 
Deutschland nun diesem Kompromiss in Brüssel zu-
stimmt; das ist besser, als wenn man ihn abgelehnt hätte. 
Aber geben Sie sich nicht der Illusion hin, dass die Be-
schlüsse in Brüssel die Probleme aktuell und kurzfristig 
lösen würden.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: So ist 
es!)
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Die Kommunen brauchen kurzfristige Lösungen. Sie 
brauchen jetzt Taten: Sie brauchen einen Stopp von So-
fortaufnahmeprogrammen, sie brauchen Grenzkontrol-
len, und sie brauchen nicht irgendwelche fernen Luft-
schlösser in Europa. Jetzt ist Handeln gefordert! Nur 
mit der Überschrift des Machtworts löst sich kein Pro-
blem in diesem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sind 
doch die Einzigen, die das geglaubt haben!)

Deswegen sage ich nochmals: Es braucht ein Bündel 
an Maßnahmen. Es braucht einen radikalen Kurswechsel, 
und wir stehen dafür ernsthaft zur Verfügung.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, ja! – Gabriele Katzmarek 
[SPD]: Ja, das haben wir gehört! 50 Minuten 
habe ich es gehört!)

Wir haben die Bereitschaft dazu; aber sie setzt eine Be-
reitschaft bei Ihnen voraus.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [DIE LINKE])

Wenn Sie die Akzeptanz des Asylrechts in diesem Land 
sichern wollen, dann müssen Sie raus aus Ihrer linken, 
ideologischen Ecke und rein in eine Bereitschaft zum 
Dialog mit der Union. Wir stehen dafür zur Verfügung.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss.

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Kommen Sie raus aus Ihrer ideologischen Ecke, meine 

Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Konstantin 
von Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Zweimal die gleiche Rede! – Gegenruf des 
Abg. Konstantin Kuhle [FDP]: Immer mit Zet-
tel! – Gegenruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt sei 
doch nicht so gemein! – Zuruf der Abg. 
Gabriele Katzmarek [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Amthor. – Letzter Redner 

in dieser Aktuellen Stunde ist der Kollege Sebastian 
Hartmann, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sebastian Hartmann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Die Union hat es vermieden, in dieser 
Debatte den Titel der Aktuellen Stunde mal zu benennen. 
Er heißt: „Schweigen des Bundeskanzlers ...“

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Das habe ich 
doch gerade berichtet! – Detlef Seif [CDU/ 
CSU]: Das hat er doch gesagt!)

Wissen Sie, wer am besten geschwiegen hätte? Friedrich 
Merz.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN und der Abg. Sandra Bubendorfer- 
Licht [FDP] – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ist Herr Merz heute 
da oder beim Zahnarzt? – Zuruf des Abg. 
Philipp Amthor [CDU/CSU])

Sie, Herr Amthor, tragen in dieser Debatte nur zur 
Spaltung bei. Wenn Sie davon sprechen, dass Sie die 
Hand reichen, dann reichen Sie sie, um sie ins Gesicht 
zu schlagen,

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ach!)
und das funktioniert in dieser Debatte nicht. Jegliche 
Ernsthaftigkeit in dieser Debatte ist von Ihnen in jedem 
einzelnen Beitrag widerlegt worden. Das ist plumper Po-
pulismus, den Sie hier an den Tag legen.

Sie haben hier in der letzten Rede – Ihre Rede hatte 
gewisse Ähnlichkeiten zu der der vergangenen Woche – 
vorgeworfen, dass wir immer wieder auf die 16 Jahre 
unionsgeführte Regierung zurückkommen

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ja! Das war 
letzte Woche zutreffend, und das ist auch jetzt 
zutreffend!)

und darauf hinweisen, dass Sie am Ende nicht zuletzt 
wegen der Integrations- und Innenpolitik Angela Merkels 
und Horst Seehofers abgewählt worden sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Darum wollen wir uns an dem orientieren, wofür Sie 

zurzeit die Verantwortung tragen; dann gehen wir mal auf 
Ursula von der Leyen ein, die als Kommissionspräsiden-
tin auf Vorschlag von Angela Merkel auf europäischer 
Ebene Verantwortung trägt. Im Februar dieses Jahres 
2023 schlug sie nämlich einen Vier-Punkte-Plan gegen 
irreguläre Migration vor – ohne jede Wirkung. Im Sep-
tember reist sie nach Lampedusa, nachdem es unerträg-
liche Bilder gab, nachdem Europa es nicht in den Griff 
bekommen hat, und schlägt den 10-Punkte-Plan gegen 
irreguläre Migration vor.

Der nächste Punkt ist – das erinnert in einem fort an 
das, was Sie als Union machen –: Das erinnert an die 
63 Punkte von Horst Seehofer zur Migrationspolitik, die 
er nur genutzt hat, um mit Angela Merkel abzurechnen. 
Ich sage Ihnen: Hören Sie mit der Abrechnung Ihrer Ver-
gangenheit mit Angela Merkel auf,

(Beifall der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD] – 
Detlef Seif [CDU/CSU]: Da ist vieles im 
GEAS gelandet!)

und versuchen Sie, zu einer konstruktiven Zusammen-
arbeit zu kommen!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Christina-Johanne Schröder [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wenn wir über Ihre Vorschläge sprechen, dann ist klar: 
Keiner der Vorschläge, die Sie durch die Gazetten getrie-
ben haben, ist in diesen Papieren überhaupt enthalten. Wo 
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ist denn die Spahn’sche und Frei’sche Diskussion um die 
Abschaffung des Asylrechts und die Ersetzung des Kon-
tingents?

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Das habe ich 
vorhin in den Raum gestellt!)

Sie ist nicht in Ihrem Plan enthalten.
Friedrich Merz, der mir den Rücken zuwendet, schlug 

gestern Abend dem Fass den Boden aus und allen Zahn-
ärzten in Deutschland ins Gesicht, als er von Dental-
flüchtlingen sprach,

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Davon hat nie-
mand gesprochen außer Sie!)

die offensichtlich ihre Heimat nicht aus Flucht- und Asyl-
gründen verlassen müssen, sondern nur nach Deutsch-
land kommen, um hier die wunderbare Chance zu nutzen, 
sich die Zähne machen zu lassen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt keine Zahnärzte in Syrien! Das 
ist schwierig!)

Das ist AfD pur, meine Damen und Herren von der CDU.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Es ist vollkommen korrekt – da gebe ich der Union 

ausnahmsweise recht –: Die jetzt wirklich belastende Si-
tuation ist nicht zu vergleichen mit der Situation 2015/ 
2016. Aber zur Wahrheit gehört, dass zu Zeiten von 
Angela Merkel nicht über 200 000 Menschen gekommen 
sind, sondern 2016 in diesem Land 722 000 Asylanträge 
gestellt worden sind –

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Und sind Sie 
darauf stolz?)

um auf die von Ihnen genannten Zahlengrößen einzuge-
hen.

Was haben wir getan, was Sie niemals geschafft ha-
ben? Es geht nicht um die Einstufung sicherer Herkunfts-
staaten; das ist eine einfache Verfahrensweise. Das, was 
wir als Ampel machen, ist, Migrationsabkommen mit den 
Staaten abzuschließen, damit sie ihre abgelehnten Asyl-
bewerber endlich zurücknehmen.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Wann denn?)
Das haben Horst Seehofer und Angela Merkel niemals 
hinbekommen, und Ursula von der Leyen hat es auch 
nicht hinbekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Was Ursula von der Leyen allerdings gemacht hat, war: 

Sie ist nach Tunesien gefahren, um ein EU-Migrations-
abkommen mit Tunesien abzuschließen. Das Ergebnis ist, 
dass so viele Menschen wie noch nie zuvor über diese 
extrem unsichere, lebensgefährliche Route über das Mit-
telmeer gekommen sind. Ursula von der Leyen von der 
CDU hat nicht etwa Deutschland dorthin mitgenommen, 
sie hat auch nicht Frankreich mitgenommen – sie hat 
offenbar vergessen, wo sie herkommt –; sie hat Italien 
und die Niederlande nach Tunesien mitgenommen. Das 
ist das gescheiterte Experiment auf der Ebene der EU. 
Die Union hat es nicht im Griff. Sie hat es auf deutscher 
Ebene nicht im Griff. Deswegen ist sie abgewählt wor-

den. Sie hat es auf europäischer Ebene nicht im Griff. Sie 
streuen mit diesen Debatten den Deutschen Sand in die 
Augen.

(Zuruf des Abg. Florian Hahn [CDU/CSU])

Das Einzige, was Sie mit dieser Debatte voranbringen, 
ist, dass Sie den rechten Teil im Plenum stärken, weil Sie 
wortwörtlich die AfD-Parolen wiederholen, die eindeutig 
widerlegt sind. Auch wenn Herr Merz mir weiter den 
Rücken zuwendet:

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Viel-
leicht liegt es an Ihnen! – Philipp Amthor 
[CDU/CSU]: Könnte an Ihrer Rede liegen! – 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Er kann nicht anders!)

Das, was gestern gelaufen ist – Stichwort „Dentalflücht-
linge“ –, ist eins zu eins AfD-Wording.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

In diesen Stunden wird auf europäischer Ebene gehan-
delt. Alle Abschnitte des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems werden zusammen verhandelt und neu ge-
startet. Wir schaffen den Neustart des europäischen Asyl-
systems. Wir wollen mehrere Dinge: Wir wollen die ir-
reguläre Migration reduzieren – möglichst auf null, weil 
es hier auch um Menschenleben geht. Wir wollen es 
schaffen, dass die legale Migration begrenzt wird – ja, 
auch begrenzt wird –,

(Beatrix von Storch [AfD]: Was? Eine Ober-
grenze?)

indem wir endlich zu einer fairen Verteilung in ganz 
Europa kommen. Es wäre ein Treppenwitz der Geschich-
te,

(Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel [AfD])

wenn 448 Millionen Europäerinnen und Europäer es 
nicht schaffen würden, 1 Million Geflüchtete aufzuneh-
men. Und das ist der Unterschied.

Und der letzte Punkt, den wir auch geschafft haben, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nein, Herr Kollege Hartmann. Sie kommen jetzt zum 

Schluss.

Sebastian Hartmann (SPD):
– ist das Fachkräfteeinwanderungsgesetz, was die 

Union auch nicht auf die Kette bekommen hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Damit beende ich die Aktuelle Stunde.
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Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 13 a und 13 b:
a) Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
50 Jahre deutsche Mitgliedschaft in den 
Vereinten Nationen – Multilateralismus, 
regelbasierte internationale Ordnung und 
globale Partnerschaften stärken

Drucksache 20/8536
b) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 

CSU 
50 Jahre deutsche Mitgliedschaft in den 
Vereinten Nationen feiern und Reformen 
einbringen

Drucksache 20/8524

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, Platz 
zu nehmen – auch den Kollegen Merz und die Kollegin 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Jetzt guckt er we-
nigstens in die richtige Richtung – Gegenruf 
des Abg. Stefan Müller [Erlangen] [CDU/ 
CSU]: Es besteht kein Anspruch darauf, bei 
Reden zuzuhören! – Gegenruf der Abg. 
Gabriele Katzmarek [SPD]: Aber dann stellt 
man sich nicht demonstrativ mit dem Rücken 
zum Redner!)

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner für die Bundesregierung dem Herrn Staatsminister im 
Auswärtigen Amt, Dr. Tobias Lindner, das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Tobias Lindner, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Las-
sen Sie mich mit einer Vorbemerkung beginnen. Eigent-
lich sollte jetzt Annalena Baerbock vor Ihnen stehen. Sie 
hätte diese Rede gerne selbst gehalten; aber sie sitzt zur 
Stunde mit ihrem italienischen Amtskollegen, der leider 
verspätet in Berlin eingetroffen ist, im Auswärtigen Amt 
zusammen. Ich kann Sie nur um Ihr Verständnis bitten, 
dass gerade an einem solchen Tag wie heute, wo in Brüs-
sel um gemeinsame Vorgehensweisen und Standards in 
Bezug auf Migration und Flucht gerungen wird, uns der 
Austausch mit Italien in diesen Fragen besonders wichtig 
ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Zuruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD])

Als die Bundesrepublik Deutschland und die DDR vor 
50 Jahren den Vereinten Nationen beigetreten sind, hatten 
diese schon mehr als 130 Mitglieder. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, diese Mitglieder hatten klare Erwartungen 
an Deutschland. In der Debatte um den deutschen Beitritt 
ergriff damals beispielsweise der Vertreter Mauretaniens 

in der Generalversammlung das Wort. Das kann man 
nachlesen in einem Bericht unserer Ständigen Vertretung 
in New York, der im Politischen Archiv des Auswärtigen 
Amts liegt. Ich habe ihn heute mitgebracht. So sagte der 
mauretanische Diplomat damals – ich zitiere wörtlich –:

„Mit dieser Unterstützung gibt die afrikanische 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland einen Ver-
trauensvorschuß, und wir sind überzeugt, sie wird 
sich dieses Vertrauens würdig erweisen.“

Er drückte damit aus, was für uns heute klar ist: Dass 
Deutschland damals in die Weltgemeinschaft zurückkeh-
ren konnte – drei Jahrzehnte nach dem von Deutschen 
entfachten Zweiten Weltkrieg und den begangenen Ver-
brechen, liebe Kolleginnen und Kollegen –, war 1973 
keine Selbstverständlichkeit.

Deswegen haben wir als Deutsche eine besondere Ver-
antwortung dafür, die Prinzipien der Vereinten Nationen 
zu verteidigen, allen voran das Gewaltverbot, die Gültig-
keit des Völkerrechts, die souveräne Gleichheit der Län-
der, die Achtung der Menschenwürde, globale Gerechtig-
keit und nachhaltige Entwicklung, die keinen Staat, die 
keinen Menschen zurücklässt.

Auf dieser Verantwortung, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, gründet unser Engagement in den Vereinten Natio-
nen als zweitgrößter Beitragszahler im gesamten VN- 
System, als verlässlicher Partner in VN-Friedensmissio-
nen und unser Einsatz für friedliche Konfliktlösungen 
weltweit. Dieses Engagement war immer unsere Stärke 
und die Basis unserer verlässlichen internationalen Be-
ziehungen. Es ist unsere Antwort auf diesen Vertrauens-
vorschuss, den wir 1973 erhalten haben.

Was aber letzte Woche bei meinen Gesprächen in New 
York am Rande der Generalversammlung ganz deutlich 
zu spüren war, ist: Viele unserer Partner in der Welt haben 
das Gefühl, dass das Herz der Vereinten Nationen nicht 
mehr im Takt mit der Welt unserer Tage schlägt, dass die 
VN ein Update brauchen. Deswegen sollten wir heute in 
einer neuen Phase der deutschen Außenpolitik auch neue 
Verantwortung übernehmen. Wir wollen unsere globalen 
Partnerschaften stärken und die Vereinten Nationen ge-
meinsam mit unseren Partnern weiterentwickeln. Alle 
Vertreterinnen und Vertreter der Bundesregierung haben 
letzte Woche in New York ganz deutlich gemacht: 
Deutschland steht für eine Reform der Vereinten Natio-
nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die Vereinten Nationen geben der Weltgemeinschaft 
das Fundament. Doch wenn wir ehrlich sind: Nicht nur 
der Sicherheitsrat, auch der Internationale Währungs-
fonds und die Weltbank wurden gegründet, als drei Vier-
tel der heutigen Staatengemeinschaft noch gar nicht dabei 
waren. Unseren Partnern in Afrika, in Lateinamerika, in 
Asien steht ihr Platz am Tisch zu, und zwar nicht nur, um 
sich anzuhören, was andere schon entschieden haben, 
sondern auch, um gleichberechtigt mitzureden und mit-
zuentscheiden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Summit of the 
Future, der Zukunftsgipfel, im kommenden Jahr, den wir 
im Auswärtigen Amt federführend mit unseren namibi-
schen Partnern vorbereiten, wird eine Wegmarke für 
diese Reformdebatte sein. Wir wollen bei diesem Zu-
kunftsgipfel mehr Tempo machen bei der Umsetzung 
der nachhaltigen Entwicklungsziele und damit den Hun-
ger in der Welt beenden. Momentan sind wir, wenn wir 
ehrlich sind, nur bei einem Bruchteil dieser Ziele auf dem 
richtigen Weg. Das ist nicht genug.

Deshalb: Wir müssen jetzt alles tun für eine erfolg-
reiche Weltklimakonferenz in Dubai im Dezember, ge-
rade weil die Klimakrise die verwundbarsten Staaten 
der Welt als Erste und am härtesten trifft. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wir brauchen mehr Ehrgeiz, mehr 
eigene Vorschläge, gerade von den Industrieländern, die 
die Hauptverursacher dieser Krise sind. Deswegen setzen 
wir uns für ein globales Ziel bei den erneuerbaren Ener-
gien und für Energieeffizienz ein.

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser 
Vertrauensvorschuss, den wir vor 50 Jahren erhalten ha-
ben, verpflichtet uns auch heute. Er verpflichtet uns zu 
einer aktiven Außenpolitik, dazu, uns einzubringen, 
selbst zu machen und nicht bloß mitzulaufen – eine Ver-
pflichtung nicht nur, die Vereinten Nationen nicht infrage 
zu stellen oder umgehen zu wollen, wie es vielleicht 
andere tun, sondern sie zu stärken, ihnen ein Update zu 
verpassen: für mehr Gerechtigkeit und für mehr Sicher-
heit im 21. Jahrhundert, weil unsere Partner es zu Recht 
von uns erwarten können.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lindner. – Als nächste Red-

nerin hat das Wort die Kollegin Monika Grütters, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Monika Grütters (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 

Kollegen! Vor dem Hauptquartier der Vereinten Nationen 
in New York fand am 18. September 1973 – der Herr 
Staatssekretär hat das eben nur so gestreift; ich will es 
noch einmal etwas deutlicher sagen – eine kleine, aber 
schon damals als geradezu historisch wahrgenommene 
Zeremonie statt. Der damalige UN-Generalsekretär Kurt 
Waldheim gab, so sagt er, „mit großer Freude … die 
Anweisung, die Flaggen … der Deutschen Demokrati-
schen Republik und der Bundesrepublik Deutschland 
aufzuziehen“. Die beiden deutschen Staaten wurden an 
diesem Tag UN-Mitglieder Nummer 133 und 134.

Nur wenige Stunden zuvor hatte die UN-Vollversamm-
lung über die Aufnahme der beiden Staaten entschieden. 
Doch als das Plenum um Zustimmung gebeten wurde, 
meldete sich prompt Israel und protestierte gegen den 
Beitritt der DDR mit der Begründung, die sozialistische 
Republik entziehe sich ihrer historischen Verantwortung 
für den Holocaust. Anschließend sprach sich die Bot-

schafterin Guinea-Bissaus gegen eine Aufnahme der 
Bundesrepublik aus. Das afrikanische Land fühlte sich 
beim Prozess der Entkolonisierung von der Bundesrepu-
blik im Stich gelassen. – Ich habe das hier nur deshalb 
noch mal zitiert, weil das so sehr unsere heutige Debatte 
abbildet. – Trotz des nur moderaten Beifalls war es dann 
doch ein epochales Ereignis in Zeiten des Kalten Krieges.

Wo stehen wir heute, 50 Jahre nach diesem histori-
schen Moment? Deutschland ist mittlerweile – das ist 
angeklungen – zweitgrößter Beitragszahler für das ge-
samte UN-System und vor allem zweitgrößter bilateraler 
Geber humanitärer Hilfe. Deutschland war mehrfach 
Mitglied des Sicherheitsrats und des Menschenrechtsrats. 
Es gibt eine lange Tradition deutscher Beteiligungen an 
zahlreichen Friedensmissionen. Bonn ist UN-Standort, 
und in Hamburg tagt der Internationale Seegerichtshof. 
Deutsche haben in wichtigen Funktionen Spuren hinter-
lassen, wie zum Beispiel Klaus Töpfer als Exekutivdirek-
tor des Umweltprogramms in Nairobi.

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Darauf sind wir stolz.
Deutschland konnte in die Familie friedliebender Völ-

ker zurückkehren. Deutschland ist ein Stabilisator, wenn 
es um die regelbasierte Ordnung in der Welt geht und um 
die Werte, die die UN-Charta mit der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte beschwört.

In den 33 Jahren seit der deutschen Wiedervereinigung 
sind wir vom Konsumenten zum Mitproduzenten interna-
tionaler Ordnung geworden. Das sollten wir auch hier-
zulande viel stärker öffentlichkeitswirksam kundtun und 
dafür werben. Denn Deutschland hat sich in den vergan-
genen 50 Jahren ein hohes Ansehen erworben. Uns wird 
kein paternalistisches oder postkolonialistisches Verhal-
ten vorgeworfen. Vorgeworfen wird uns eher, dass wir 
unser Ansehen nicht viel stärker bei der weltweiten Kon-
fliktlösung einbringen.

Deutschland muss in vielen relevanten Bereichen mehr 
tun. Es muss aktiver an der multilateralen Problemlösung 
mitwirken – gerade jetzt, da unsere globale Weltordnung 
derart unter Beschuss steht. Zögerliche Reaktionen kom-
men da eher schlecht an.

Wir brauchen einen ganzheitlichen Ansatz in der Ent-
wicklungszusammenarbeit, der Ressourcen bündelt, reli-
giöse Akteure viel stärker mit in den Blick nimmt und 
auch mit der Privatwirtschaft vor Ort kooperiert. 
Deutschland könnte – auch das übrigens als Antwort 
auf China – in Afrika, Lateinamerika und Asien eine 
gemeinsame europäische Initiative starten und vorantrei-
ben. Wir brauchen außerdem zur Stärkung der Krisen-
prävention der VN ein funktionierendes globales Krisen-
frühwarnsystem angesichts der vielen Risikofaktoren wie 
Klimaveränderung usw.

Und natürlich müssen wir uns viel stärker und mutiger 
bei der Reform der UN-Strukturen engagieren, vor allem 
beim aktuell blockierten UN-Sicherheitsrat. Deutschland 
könnte sich im Jubiläumsjahr seiner Mitgliedschaft in 
den Vereinten Nationen an die Spitze derartiger Reform-
anstrengungen setzen. Das wäre ein starkes Signal.
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Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Grütters. – Als nächste 

Rednerin erhält das Wort die Kollegin Gabriela Heinrich, 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Gabriela Heinrich (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Kriege, Klimakrise, Armut und Hunger, Krankheiten 
und Pandemien, Menschenrechtsverletzungen, Straflo-
sigkeit, Ungleichheit. – Die Grundidee der Vereinten Na-
tionen war es, den Frieden zu sichern und die Menschen-
rechte zu schützen. Heute sind die Aufgaben noch 
vielfältiger und größer geworden. Alle der aufgezählten 
globalen Herausforderungen werden heute von den Ver-
einten Nationen und anderen internationalen Organisatio-
nen bearbeitet. Warum? Weil einzelstaatliche Lösungen 
nicht möglich sind und nicht ausreichen. Kriege wirken 
sich auf andere Staaten aus. Das Klima kümmert sich 
nicht um Landesgrenzen und ein Virus ebenso nicht. 
Gleichzeitig verändert sich die Welt rasant. Sie wird 
multipolar, ob es uns gefällt oder nicht.

Doch was bedeutet das für uns, wenn es künftig meh-
rere mächtige und einflussreiche Akteure in der Welt 
gibt? Entwicklungsministerin Svenja Schulze hat dazu 
sehr richtig gesagt, dass Multipolarität ohne Multilatera-
lismus in eine Welt der Konflikte führt.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Überbezahlter 
Multilateralismus! Völlig überbezahlt!)

Wir müssen auf die gleichberechtigte Zusammenarbeit 
mit anderen Staaten setzen, um gemeinsame Ziele zu 
erreichen oder grenzüberschreitende Probleme zu lösen. 
Und wir brauchen dazu globale Regeln.

(Beifall bei der SPD)
Die Vielfalt unserer schon bestehenden multilateralen 

Zusammenarbeit greift der Antrag auf: Vereinte Natio-
nen, Europarat, OSZE und viele andere. Aber es gibt 
Staaten, die eine friedliche und demokratische Zukunft 
der Welt gar nicht wollen, die die Menschenrechte ge-
ringschätzen, die mit Waffengewalt Grenzen verschieben 
wollen und ihre Nachbarn überfallen. Einige Akteure ver-
ursachen Krisen, weil sie davon profitieren, torpedieren 
Lösungen. Gleichzeitig sehen wir: Der russische An-
griffskrieg in der Ukraine ist nur scheinbar regional be-
grenzt, hat aber Folgen für die ganze Welt.

Deutschland ist seit 50 Jahren Mitglied der Vereinten 
Nationen. Und seit dieser Zeit ist es uns ein zentrales 
Anliegen, die regelbasierte Weltordnung zu stärken. 
Das Ziel, Stabilität, Frieden und Kooperation zwischen 
den Nationen zu fördern, zeigen wir in unserem Antrag 
konkret auf. Wir gehen auch darauf ein, dass Veränderun-
gen hinsichtlich Sicherheitsrat und Generalversammlung 
bei der UNO notwendig sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, allen demokrati-
schen Fraktionen in diesem Haus ist und war es ein wich-
tiges Anliegen seit vielen Jahren, und egal in welcher 
Koalition: Wir wollen nicht nur am Spielfeldrand stehen. 
Wir wollen die Zukunft unserer einen Welt gestalten. 
Dazu brauchen wir Verbündete. Wir brauchen eine stär-
kere Zusammenarbeit der Demokratien. Aber wir müssen 
auch mit denen zusammenarbeiten, die nicht oder nur 
teilweise unsere Werte teilen. Denn sonst werden wir 
nicht vorankommen. Auch autoritäre Staaten haben ein 
Interesse daran, nicht von größeren Nachbarn überfallen 
zu werden, nicht von Naturkatastrophen hinweggefegt zu 
werden. Wir brauchen deswegen Partnerschaften, in de-
nen wir das Verbindende suchen und nicht das Trennen-
de.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Heinrich. – Als nächster 

Redner hat das Wort der Kollege Jürgen Braun, AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jürgen Braun (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Die Regierungsfraktionen und die vermeintlich op-
positionelle Union feiern heute 50 Jahre UNO-Mitglied-
schaft Deutschlands.

(Ulrich Lechte [FDP]: Zu Recht!)

Aber ist das wirklich ein Grund zum Feiern?

(Ulrich Lechte [FDP]: Ja!)

Vor einem Jahr war ich in Genf beim Menschenrechts-
rat, und was ich dort erlebte, war schlichtweg nieder-
schmetternd. Armenien, dessen Kernterritorium von 
Aserbaidschan angegriffen worden war, wollte sich Ge-
hör verschaffen. Doch kein einziger Staat interessierte 
sich für Armenien,

(Gabriela Heinrich [SPD]: Ja, Russland auch 
nicht mehr!)

auch nicht die sogenannte Schutzmacht Russland, die nur 
damit beschäftigt war, Anschuldigungen gegen die 
Ukraine vorzubringen.

Das grundlegende Problem der UN ist ganz simpel: 
Die Mehrheit der Staaten dieser Welt sind entweder isla-
mische oder andere Diktaturen. Sie pfeifen auf Demokra-
tie, Freiheit und Menschenrechte. Man muss sich nur mal 
anschauen, wer so alles im Menschenrechtsrat sitzt: Chi-
na, Kuba, Pakistan, Somalia, Katar, Bangladesch.

(Ulrich Lechte [FDP]: All Ihre Freunde sitzen 
dadrin!)
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Der Menschenrechtsrat trägt die Menschenrechte lei-
der nur im Namen. Während das demokratische Israel 
fast 100-mal verurteilt wurde, war das beim islamisti-
schen Iran nur 11-mal der Fall und bei Staaten wie China 
oder Kuba kein einziges Mal. Kein Wunder, dass die 
USA unter Trump ihre Mitgliedschaft aufkündigten.

(Boris Mijatovic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie kennen aber den Gegenstand der 
Debatte?)

Die Union bringt es in ihrem Antrag ernsthaft fertig, 
den Menschenrechtsrat – völlig zu Recht – zu kritisieren 
und gleichzeitig die Reform der UN während der Kanz-
lerschaft Merkels zu loben. Das muss man erst mal schaf-
fen! Denn der Menschenrechtsrat wurde doch gerade da-
mals eingerichtet.

Ein weiteres gravierendes Problem sind die zahllosen 
Nebenorgane der UN. Bis auf wenige Ausnahmen wie 
das Welternährungsprogramm, das vom Trump-Vertrau-
ten David Beasley geleitet wurde, ist die Arbeit all dieser 
Nebenorgane, gelinde gesagt, dubios. Von interessierter 
Seite werden sie ausgenutzt, um die Staaten Europas mit 
illegalen Migranten zu fluten. Dafür steht beispielhaft der 
skandalöse Global Compact for Migration,

(Ulrich Lechte [FDP]: Hilfe! Bitte nicht schon 
wieder!)

der durch die Hintertür beschlossen werden sollte und nur 
durch die Kampagne der AfD öffentlich wurde.

(Beifall bei der AfD)

Die beiden Flüchtlingshilfswerke der Vereinten Natio-
nen sind eigentlich dazu da, die Zahl der Flüchtlinge 
weltweit möglichst gering zu halten. Doch die UNRWA, 
das eigens für die sogenannten Palästinenser eingerich-
tete Dauerhilfswerk, wird von der Hamas kontrolliert und 
sieht den Flüchtlingsstatus gar als erblich an. Die Zahl der 
Flüchtlinge wird hier künstlich hoch gehalten, um hane-
büchene Anschuldigungen gegen Israel vorbringen zu 
können.

(Beifall bei der AfD)

Die Weltgesundheitsorganisation hat sich während der 
Coronazeit zum willigen Vollstrecker freiheitsfeind-
licher, chinesischer Null-Covid-Fantasien gemacht.

(Zuruf von der FDP: Wahnsinn! – Beatrix von 
Storch [AfD]: In der Tat!)

Schließlich die ständigen Mitglieder im UNO-Sicher-
heitsrat: China vertritt dort Asien allein. Es ist an der Zeit, 
auch das riesige Indien einzubinden. Japan und Deutsch-
land gehören zu den vier größten Beitragszahlern; sie 
zahlen doppelt so viel wie Frankreich und Großbritan-
nien. Es ist an der Zeit, Japan und Deutschland einen 
ständigen Sitz im Sicherheitsrat zu geben.

Aber gerade von dieser Bundesregierung ist das nicht 
zu erwarten. Wegen der dümmlich-unbeholfenen Politik 
von Annalena Baerbock wird Deutschland in der UN 
nicht mehr ernst genommen.

(Lachen der Abg. Boris Mijatović [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Ulrich Lechte 
[FDP])

Der Reisezirkus bei der Vollversammlung hat das nun 
wieder gezeigt. Dieser Klassenausflug nach New York 
war nichts weiter als lächerlich. Pressekonferenzen vor 
wenigen deutschen Journalisten auf Englisch – um den 
Schein der Internationalität zu wahren –,

(Heiterkeit der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD] – Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Unfassbar!)

Thema: Klima, Klima, Klima. Aber außer Deutschland 
will sich kaum ein Staat der Welt dem Klimawahn unter-
werfen. Kanzler Scholz sprach dementsprechend vor ei-
nem leeren Saal.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Keine Ahnung!)

Deutschland war jahrzehntelang wegen seiner wirt-
schaftlichen Stärke geachtet. Doch nun will uns diese 
Bundesregierung mit ihrer klimawahngetriebenen Dein-
dustrialisierung auch noch den letzten Stolz unseres Lan-
des nehmen.

(Beifall bei der AfD – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Phrasengene-
rator!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Braun.
Bevor ich dem nachfolgenden Redner das Wort erteile, 

unterbreche ich kurz die Debatte, komme zurück zu 
Tagesordnungspunkt 11 und gebe Ihnen das von den 
Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte Ergeb-
nis der Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin des 
Deutschen Bundestages im ersten Wahlgang bekannt:

Mitgliederzahl des Deutschen Bundestages 736, abge-
gebene Stimmen 668, ungültige Stimmzettel 3. Mit Ja 
haben gestimmt 81 Abgeordnete, mit Nein haben ge-
stimmt 571 Abgeordnete, Enthaltungen 13. 

(Ulrich Lechte [FDP]: Nicht einmal alle AfD-
ler wählen ihn!)

Der Abgeordnete Hannes Gnauck hat die erforderliche 
Mehrheit von mindestens 369 Stimmen nicht erreicht. 
Er ist damit nicht zum Stellvertreter der Präsidentin ge-
wählt.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Schade!)
Ich komme zurück zu Tagesordnungspunkt 12. Ich 

gebe Ihnen das von den Schriftführerinnen und Schrift-
führern ermittelte Ergebnis der Wahl eines Mitglieds 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums gemäß § 45d 
des Grundgesetzes bekannt:

Mitgliederzahl des Deutschen Bundestages unver-
ändert 736, abgegebene Stimmzettel 668, keine ungülti-
gen Stimmen. Mit Ja haben gestimmt 86 Abgeordnete, 
mit Nein haben gestimmt 570 Abgeordnete, 12 Kollegin-
nen und Kollegen haben sich enthalten. Der Abgeordnete 
Gereon Bollmann hat die nach § 2 Absatz 3 des Gesetzes 
über die parlamentarische Kontrolle nachrichtendienst-
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licher Tätigkeit des Bundes erforderliche Mehrheit von 
369 Stimmen damit nicht erreicht. Er ist damit als Mit-
glied des Parlamentarischen Kontrollgremiums nicht ge-
wählt.1)

(Ulrich Lechte [FDP]: Deutlich nicht erreicht!)
Wir kommen zurück zu Tagesordnungspunkt 13. Als 

nächster Redner hat das Wort der Kollege Ulrich Lechte, 
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ulrich Lechte (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Es ist mir heute eine besondere Freude 
und Ehre, hier zu diesem wichtigen Thema sprechen zu 
dürfen. Auch dir, liebe Monika Grütters, herzlichen Dank 
für diese großartige Rede, die du quasi als meine Nach-
folgerin im UN-Bereich gehalten hast, nachdem ich vier 
Jahre dem schönsten Unterausschuss, den das Haus hat, 
nämlich dem Unterausschuss Vereinte Nationen, vorste-
hen durfte. Umso mehr ist es mir eine große Freude, dass 
die Ampel sich auf diesen gemeinsamen Antrag heute hat 
einigen können – quasi nach sechs Jahren eine Krönung 
der Arbeit, die auch ich hier im Haus leisten durfte und 
hoffentlich auch noch weiterhin leisten darf.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vor 50 Jahren, am 18. September 1973, traten die bei-
den deutschen Staaten gemeinsam den Vereinten Natio-
nen bei – beide deutschen Staaten! Der ehemalige Bun-
despräsident und damalige Bundesaußenminister Walter 
Scheel von der FDP war damals der erste deutsche Po-
litiker, der vor der UN-Generalversammlung sprechen 
durfte. In seiner Rede würdigte er die Errungenschaften 
der Vereinten Nationen. So bekennen sich mit der UN- 
Charta alle Mitgliedstaaten zu universellen Werten wie 
den Menschenrechten und dem Verbot des Angriffs-
kriegs.

Die Umsetzung dieses Bekenntnisses ließ natürlich 
damals wie heute noch zu wünschen übrig. Das hat Wal-
ter Scheel bereits 1973 angesprochen, und das sehen wir 
auch heute, wenn wir uns das Weltgeschehen ansehen; da 
sehen wir beispielsweise den völkerrechtswidrigen russi-
schen Angriffskrieg gegen die Ukraine, und wir sehen 
systematische Menschenrechtsverletzungen in der chine-
sischen Provinz Xinjiang.

Gerade diese Beispiele sind äußerst schwerwiegend, 
weil China und Russland durch ihr Vetorecht im UN- 
Sicherheitsrat ein besonderes Gewicht in den Vereinten 
Nationen haben. Durch diese Sonderstellung kann keine 
UN-Blauhelmmission in diesen Ländern eingreifen, ohne 
dass diese Länder dem selbst zugestimmt hätten. Das ist 
eine realpolitische Komponente in der Verfassung der 
Vereinten Nationen, die widerspiegelt, dass die UNO 
eine Weltorganisation ist, aber keine Weltregierung.

Grundlage einer guten Politik in den Vereinten Natio-
nen und anderen internationalen Organisationen muss ein 
gutes Verständnis für die Stärken und Schwächen der 
jeweiligen Organisation sein. Und dann gilt es, Stärken 
zu stärken und Schwächen zu schwächen.

Die Vereinten Nationen sind dort besonders stark, wo 
man der Organisation viel Handlungsspielraum gibt. 
Dort, wo die Staaten ein Ziel vorgeben und sich nicht in 
das Mikromanagement einmischen, können die Vereinten 
Nationen hervorragende Arbeit leisten. Das zeigt sich 
exemplarisch am UN-Welternährungsprogramm, das 
2020 mit dem Friedensnobelpreis geehrt wurde, und 
beim UN-Flüchtlingshilfswerk, das für seine überlebens-
wichtige Arbeit diesen Preis bereits 1954 und 1981 er-
hielt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Schwach sind die Vereinten Nationen hingegen, wo sie 
zum Spielball einzelstaatlicher Interessen werden; wenn 
sie herausgefordert sind, unvereinbare und damit un-
erfüllbare Erwartungen zu erfüllen. Das sehen wir regel-
mäßig bei Blockaden im Sicherheitsrat.

Trotz dieser Unzulänglichkeiten ist die Welt mit den 
Vereinten Nationen eine bessere Welt als ohne sie. Die 
UN-Charta bildet die Verfassung der Staatengemein-
schaft und ist das Fundament unserer regelbasierten, 
multilateralen Weltordnung. Durch sie können wir Miss-
stände wie in Russland und China völlig zu Recht objek-
tiv als Völkerrechtsbrüche anprangern.

Die UN-Charta ist ein wesentlicher Eckpfeiler der re-
gelbasierten, liberalen Weltordnung. Viele UN-Mitglied-
staaten mögen zwar illiberal sein, aber die Institution 
selbst hat sich durch ihre Statuten liberalen Zielen wie 
den Menschenrechten verpflichtet.

Deshalb ist für uns Liberale die Stärkung der Vereinten 
Nationen ein Kernanliegen, und deshalb haben wir diesen 
Punkt auch innerhalb der Ampel vorangetrieben, um 
letztlich zu diesem Antrag zu kommen, der Ihnen nun 
vorliegt. Darin finden Sie eine Vielzahl an Maßnahmen, 
mit denen wir die Vereinten Nationen und die regelba-
sierte, multilaterale Weltordnung stärken wollen.

Beispielsweise wollen wir die Handlungsfähigkeit der 
vielen guten UN-Organisationen endlich auf eine solide 
finanzielle Grundlage stellen. Internationale Geldgeber 
müssen dem Haushalt von Welternährungsprogramm, 
Flüchtlingshilfswerk, Kinderhilfswerk UNICEF und der 
Weltgesundheitsorganisation einen höheren Anteil ihrer 
Beiträge als frei verfügbare Mittel zur Verfügung stellen. 
So wird die unwürdige Praxis verspäteter Zuschüsse als 
gebundene Projektmittel abgewendet, die häufig nur den 
eigenen nationalstaatlichen Interessen dient und den 
multilateralen Charakter dieser Organisationen unter-
gräbt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

1) Namensverzeichnis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Wahlen 
siehe Anlage 2
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Um dieses Ziel zu erreichen, bekennen wir uns nicht 
nur im Koalitionsvertrag, sondern auch bereits im Haus-
halt sowohl zum Grand Bargain vom Weltgipfel für hu-
manitäre Hilfe 2016 in Istanbul als auch zum UN Funding 
Compact von 2019. Mein Dank an die Haushälter für die 
jahrelange Unterstützung der internationalen Organisa-
tionen, vor allem im humanitären Bereich!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kanzler Olaf Scholz war in zwei Jahren schon zweimal 
bei der UN-Generalversammlung. Außenministerin 
Baerbock unterstützt die UN auf allen Ebenen, ebenso 
Entwicklungsministerin Svenja Schulze. Dafür danke 
ich Kanzler Scholz und der gesamten Bundesregierung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lechte. – Als Nächster 

erhält das Wort der Kollege Andrej Hunko, Fraktion 
Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Andrej Hunko (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vieles deu-

tet darauf hin, dass 2023 als Jahr des Umbruchs der in-
ternationalen Architektur in die Geschichte eingehen 
wird, weg von einer unipolaren Welt in Richtung einer 
multipolaren Welt.

Ich erinnere an den UN-Menschenrechtsrat im April, 
als sämtliche lateinamerikanischen, afrikanischen und 
asiatischen Staaten die unilateralen Zwangsmaßnahmen, 
also Sanktionen, verurteilt haben, während nur elf Staa-
ten der EU und der NATO und ihrer engeren Verbündeten 
dagegen waren.

Ich erinnere an den EU-Lateinamerika-Gipfel im Juli 
und an den G-20-Gipfel in Indien, wo es nicht möglich 
war, die Narrative, die bei uns vorherrschend sind, zum 
Beispiel zum Krieg in der Ukraine, gegen das wachsende 
Selbstbewusstsein des Globalen Südens durchzusetzen. 
Ich erinnere an den BRICS-Gipfel oder auch an die 
jüngste UN-Generalversammlung. Wir sind in einer 
Zeit des Umbruchs, und die Anträge und die Reden hier 
reflektieren das aus meiner Sicht nur völlig unzureichend.

(Beifall bei der LINKEN)
UN-Generalsekretär Guterres hat im Juli ein Grund-

satzpapier dazu veröffentlicht, „A New Agenda for 
Peace“, in dem er genau diesen Umbruch beschreibt 
und Überlegungen anstellt, wie dieser Umbruch friedlich 
zu bewerkstelligen ist. Auch dazu findet man in den Re-
den und Anträgen hier sehr wenig. Guterres betont die 
Rolle der Diplomatie. Er fordert übrigens von allen Staa-
ten, also auch von uns, Abrüstung, ganz im Gegensatz 
zum Antrag der Ampel, in dem die Aufrüstung wieder 
implizit enthalten ist. Ich finde, dieses Papier von Guter-
res sollte nicht in den Schubladen verschwinden, sondern 
Gegenstand der Debatten hier sein.

(Beifall bei der LINKEN)

In den Reden beim jüngsten Gipfel der UNO in New 
York setzt sich dieser Trend fort: Viele lateinamerika-
nische oder afrikanische Staatschefs fordern eine grund-
sätzliche Reform auch des UN-Sicherheitsrates, weil sie 
darin ja nicht ständig vertreten sind, und auch der Finanz-
strukturen des IWF, der WTO oder der Weltbank, die ja 
sozusagen noch die alte Welt reflektieren. Ich glaube, 
diesen Ansprüchen kann man nur zustimmen. Man kann 
auch den Reden von Lula und von Xiamora Castro aus 
Honduras nur zustimmen, die – das will ich zum Schluss 
noch sagen – zum ersten Mal in der Geschichte der UNO 
den wichtigsten politischen Gefangenen der Gegenwart 
angesprochen haben: Julian Assange, der immer noch in 
Großbritannien im Gefängnis sitzt. Hier möchte ich den 
beiden Genannten dafür danken.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Andrej Hunko (DIE LINKE):
Julian Assange muss unbedingt freigelassen werden.
Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hunko. – Das Wort hat 

nunmehr der Kollege Andreas Larem, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Andreas Larem (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Kolleginnen und Kollegen! Es war Willy Brandt, 
der 1969 mit der sozial-liberalen Koalition eine Wende in 
der Außenpolitik einleitete. Er setzte der Hallstein-Dok-
trin ein Ende. Mit der Hallstein-Doktrin wollte die Bun-
desrepublik die DDR außenpolitisch isolieren. Es wurde 
als unfreundlicher Akt betrachtet, wenn andere Staaten 
zur DDR diplomatische Beziehungen aufnahmen. Willy 
Brandt leitete somit eine Entspannungspolitik ein und 
ebnete damit den Weg für das, was wir heute feiern: 
50 Jahre Mitgliedschaft Deutschlands in den Vereinten 
Nationen.

„In der dicht besetzten Kuppelhalle der Vereinten 
Nationen herrscht die Stimmung, einem historischen 
Ereignis beizuwohnen, als Dienstag, 18. September 
1973, 17.43 Uhr New Yorker Zeit, der Hammer fällt 
und der Präsident der Generalversammlung verkün-
det: ‚Es ist so beschlossenʼ.“

Beschlossen worden ist die von 75 Staaten ein-
gebrachte Resolution 3050, die sich für die Aufnahme 
der Bundesrepublik und die Aufnahme der DDR in die 
Vereinten Nationen ausspricht. Die Vereinten Nationen 
haben mit der Aufnahme der beiden deutschen Staaten 
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den entscheidenden Schritt getan, um alle Staaten zu um-
fassen. Deutschland wurde vom Feindstaat zum aktiven 
Mitglied der Vereinten Nationen.

Heute ist Deutschland zweitgrößter Beitragszahler 
zum gesamten VN-System und der zweitgrößte Geber 
humanitärer Hilfe. Wir brauchen die Vereinten Nationen, 
um die dringlichsten Probleme der Welt anzugehen: die 
Sicherung des Friedens, den Klimawandel, die Energie- 
und Nahrungsmittelkrisen. In unserem heute vorliegen-
den Antrag haben wir insgesamt 29 Forderungen an die 
Bundesregierung gestellt, wie die Politik der Vereinten 
Nationen künftig ausgestaltet werden soll.

Meine Damen und Herren, die Vereinten Nationen ste-
hen vor großen Herausforderungen. Wir müssen die glo-
bale Ordnung effizienter, repräsentativer und inklusiv 
gestalten. Dafür müssen bestehende UN-Institutionen 
und -Instrumente reformiert werden, allen voran der Si-
cherheitsrat. Er hat fünf ständige Mitglieder: USA, Russ-
land, China, Frankreich und Großbritannien. Afrika, Süd-
amerika und weite Teile Asiens werden nicht 
berücksichtigt – trotz der zehn nichtständigen Sitze eine 
Schieflage!

Klar ist: Afrika, Asien und Lateinamerika brauchen 
mehr Gewicht im Sicherheitsrat. Wir brauchen hier er-
gebnisoffene Verhandlungen, und kein Land sollte diese 
Verhandlungen mit Maximalforderungen blockieren. Wir 
wollen auf die Länder des Globalen Südens zugehen und 
ihnen auf Augenhöhe begegnen. Wir wollen diese auf-
strebenden Länder für eine internationale Ordnung auf 
Grundlage von Völkerrecht, UN-Charta und universellen 
Menschenrechten als Partner gewinnen. Eurozentristi-
sche Bevormundung ist dabei eher hinderlich. Vielmehr 
müssen wir für die berechtigten Anliegen des Globalen 
Südens offen sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen einer Verschärfung der globalen Hunger-
krise aktiv entgegenwirken, indem wir uns auf Ebene der 
VN unter anderem für geeignete Maßnahmen zur Liefer-
kettenstabilisierung einsetzen. Und wir müssen unsere 
Bemühungen zur Erreichung der Nachhaltigkeitsziele 
verstärken.

Gemeinsam mit Namibia ist Deutschland nun Co-Fa-
zilitator beim Zukunftsgipfel. Auch diese Chance sollten 
wir nutzen, um Nord und Süd enger zusammenzubringen, 
also für eine neue Nord-Süd-Politik.

Meine Damen und Herren, ein letzter Satz sei mir bitte 
noch erlaubt: Die Vereinten Nationen sind nicht nur eine 
internationale Organisation; die Vereinten Nationen le-
ben auch von der Begeisterung der Menschen für eine 
Weltgemeinschaft, die Frieden und Sicherheit bringt.

Ich bitte um Zustimmung zum Koalitionsantrag.

Danke. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Larem. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Dr. Katja Leikert, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Katja Leikert (CDU/CSU):
Sehr geehrter Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen, insbesondere die der Ampelfraktionen! Sie führen 
hier gerne und oft die 16 Jahre der Merkel-Regierung als 
Vergleichswert ins Feld. Aber eins möchte ich an dieser 
Stelle auch einmal ganz klar sagen: Den Bock zu schie-
ßen, den Außenministerin Annalena Baerbock vorletzte 
Woche kurz vor der VN-Generalversammlung geschos-
sen hat, indem sie den Staatschef eines zwar sehr schwie-
rigen, aber wichtigen Verhandlungspartners im Fernse-
hen als Diktator bezeichnete, das wäre Angela Merkel 
in 16 Jahren nicht passiert. Da erwarten wir einfach 
mehr diplomatisches Geschick von Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD] – Ulrich Lechte 
[FDP]: Jetzt aber wieder versöhnlicher!)

Die Bundesregierung sollte ihre Energie lieber darauf 
verwenden, geopolitische und vor allem geoökonomische 
Herausforderungen klar zu fokussieren. Da teilen wir 
natürlich als demokratische Parteien – bis hier auf der 
rechten Seite – doch die gleichen Ziele.

Wir alle beobachten, wie Staaten wie China und Russ-
land versuchen, die internationale Ordnung zu schwä-
chen. Wir sehen, wie diese Staaten universelle Werte 
immer wieder als westliche Erfindungen diskreditieren, 
wie sie die Rückkehr zu nationaler Stärke und Autarkie 
forcieren. Und wir sehen es ja gerade aktuell bei BRICS, 
die sechs neue Mitglieder gewinnen konnten und für ihr 
Modell immer mehr Unterstützung finden. Darauf, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, müssen wir gemeinsame Ant-
worten finden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

In diesem Kontext hier und heute heißt das, die Vereinten 
Nationen handlungsfähig und attraktiv zu halten, eben 
weil wir die regelbasierte Ordnung erhalten wollen, 
weil wir uns für Menschenrechte einsetzen und weil wir 
nicht in Zeiten zurückwollen, wo das Recht des Stärkeren 
galt.

Es ist sicherlich nicht alles perfekt bei den Vereinten 
Nationen. Selbstverständlich braucht es Reformen, auch 
die Rolle Afrikas muss gestärkt werden. Vieles Richtige 
wurde hier eben schon von den Kolleginnen und Kolle-
gen auch der Ampelfraktionen – das muss man sagen – 
gesagt. Aber in den 50 Jahren unserer Mitgliedschaft hat 
diese Organisation auch viel erreicht:

Die Klimarahmenkonvention ist und bleibt bedeutend 
im Kampf gegen den Klimawandel. Wo sonst kommt 
denn die Staatenwelt zusammen und findet gemeinsame 
Ziele und bekämpft Probleme, die eben nicht von einem 
Staat allein gelöst werden können?

Das Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen 
lindert selbstverständlich seit Jahrzehnten die Not von 
Millionen von Menschen auf der Flucht.
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Und die Friedensmissionen, die ja ein Kernelement der 
Vereinten Nationen sind, haben in zahlreichen Konflikt-
regionen eine nachhaltige Befriedung ermöglicht.

(Ulrich Lechte [FDP]: Sehr richtig!)

Diese Erfolge wollen wir heute hier einmal heraus-
heben. Wir wollen uns weiterhin dafür einsetzen. Bitte 
alle gemeinsam!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner in der Debatte ist Robert Farle.

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! 50 Jahre Deutschland in der UNO sind für 
mich Anlass, einige Reformvorschläge vorzutragen. Ich 
zitiere zunächst Artikel 108 der UN-Charta. Zitat:

„Änderungen dieser Charta treten für alle Mitglieder 
der Vereinten Nationen in Kraft, wenn sie mit Zwei-
drittelmehrheit der Mitglieder der Generalversamm-
lung angenommen und von zwei Dritteln der Mit-
glieder der Vereinten Nationen einschließlich aller 
ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats nach Maß-
gabe ihres Verfassungsrechts ratifiziert worden 
sind.“

Zitat Ende. Das heißt, wenn beide Quoren erreicht wer-
den, könnte man als Widerspiegelung der realen Macht-
verhältnisse im 21. Jahrhundert Indien, Brasilien und ei-
nen Vertreter Afrikas als ständiges Mitglied in den 
Sicherheitsrat aufnehmen, wobei klar ist, dass kein stän-
diges Mitglied – Frankreich, Großbritannien, Russland, 
China, USA – auf sein Vetorecht verzichten wird.

Solange Deutschland aber lediglich als Vasall der USA 
agiert, der die Zerstörung der eigenen Energieversorgung 
widerspruchslos hinnimmt und eine Außenministerin hat, 
die Russland im Nebensatz mal so eben den Krieg er-
klärt – übrigens hat Herr Lauterbach das auch hin-
gekriegt –, kommt für mich Deutschland selbst als nicht-
ständiges Mitglied im Sicherheitsrat der UNO nicht 
infrage. Frau Baerbock selbst hat mit ihrem undurchdach-
ten Geplapper und aufgrund der Tatsache, dass sie einem 
Diplomaten von Russland, dem Herrn Lawrow, noch 
nicht mal die Hand gibt und vorbeigeht –

(Zuruf des Abg. Ulrich Lechte [FDP])

das ist ein ungezogenes Verhalten, das man schon einem 
Kleinkind abgewöhnen müsste –, dementsprechend in 
einem Sicherheitsrat nichts zu suchen.

Die USA werden von Ihnen als Musterbeispiel des 
Kampfes für Menschenrechte dargestellt und als Garant 
für eine regelbasierte Weltordnung. Das Gegenteil ist der 
Fall.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Robert Farle (fraktionslos):
Das Gegenteil ist der Fall. – Ich bin noch nicht bei zwei 

Minuten.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Doch.

Robert Farle (fraktionslos):
Nein, bin ich nicht.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Doch. Das zeigt Ihre Uhr an.

Robert Farle (fraktionslos):
Das war noch nicht mal eine Seite,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

und ich weiß, dass es keine zwei Minuten sind.
(Gabriele Katzmarek [SPD]: Unglaublich!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die Uhr geht aber nicht falsch. Kommen Sie bitte zum 

Schluss.

Robert Farle (fraktionslos):
Weil ich etwas sage, was Ihnen nicht gefällt, haben Sie 

jetzt gestoppt, obwohl die zwei Minuten nicht durch sind.
(Dr. Katja Leikert [CDU/CSU]: Das ist Be-
schimpfung der Präsidentin! Das macht man 
nicht! Das geht gar nicht! – Zurufe von der 
SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der FDP)

So. Und deswegen sage ich als letzte Bemerkung: Die 
meisten Brüche auf der Welt für Interventionen sind 
durchgeführt worden durch die USA. Menschenrechte 
in Guantanamo – haben wir erlebt. Es müssen alle – –

(Das Mikrofon wird abgeschaltet)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Farle, bitte gehen Sie jetzt vom Mikro weg zu 

Ihrem Platz.
(Abg. Robert Farle [fraktionslos] spricht wei-
ter – Zurufe von der SPD und der CDU/CSU)

– Herr Farle, bitte gehen Sie vom Pult weg!
(Robert Farle [fraktionslos]: Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! – Beifall des Abg. 
Dr. Harald Weyel [AfD] – Robert Farle [frak-
tionslos], an den Sitzungsvorstand gewandt: 
Bei Ihnen bedanke ich mich jetzt nicht! Sie 
haben mich – –)

Hiermit erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)
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Die nächste Rednerin in der Debatte ist für die SPD- 
Fraktion Rebecca Schamber.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Rebecca Schamber (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich er-
laube mir den kurzen Hinweis: Herr Farle, also das war 
sehr ungezogenes Verhalten eben gerade.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Vergangene Woche stellte der südafrikanische Prä-
sident Ramaphosa der Generalversammlung der Verein-
ten Nationen folgende Frage: Wo sind die Frauen dieser 
Welt? – Sechs Stunden und 15 männliche Redner hatte 
die Generaldebatte gedauert, bis mit der ungarischen Prä-
sidentin Katalin Novak die erste Frau zur Weltgemein-
schaft sprach. Ich bin froh, dass wir in der heutigen De-
batte nicht so lange auf die erste weibliche Stimme 
warten mussten.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Was macht das 
denn für einen Unterschied?)

Allerdings gilt für den Bundestag wie für die Vereinten 
Nationen: Frauen sind bei Weitem noch nicht angemes-
sen repräsentiert.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja! Vor allem in 
Lampedusa!)

Damit wird im wichtigsten internationalen Gremium, 
dem Ort, wo um Frieden gerungen wird, die Hälfte der 
Weltbevölkerung nicht ausreichend gehört. Gleiches gilt 
für den VN-Sicherheitsrat, wo noch nicht mal alle Regio-
nen der Welt vertreten sind.

Repräsentanz ist aber essenziell, um ein vollständiges 
Bild zu erhalten. Es geht aber um mehr als um reine 
Repräsentanz, es geht um Gerechtigkeit: Gerechtigkeit 
zwischen den Geschlechtern, Gerechtigkeit zwischen 
wirtschaftlich armen und reichen Nationen, Gerechtigkeit 
zwischen Globalem Norden und Süden. Dieser Gerech-
tigkeit kommen wir nur näher, wenn die internationale 
regelbasierte Ordnung Bestand hat. Und dafür brauchen 
wir die Vereinten Nationen, zu denen wir als Ampelfrak-
tionen fest stehen. Wir sehen auch die Schwächen, und 
wir sehen die Reformbedürftigkeit.

Mit diesem Antrag legen wir den Anspruch an uns 
selbst und die Vereinten Nationen dar. Selten waren so 
viele globale Probleme gleichzeitig akut. Es muss darum 
unser gemeinsames Ziel sein, nicht lediglich den Status 
quo zu verteidigen, sondern sich der drängenden globalen 
Aufgaben anzunehmen. Hierzu zählt in besonderem 
Maße die Sicherung und Wiederherstellung von Frieden 
und Sicherheit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Da ich meine Rede mit dem Zitat eines Mannes begon-
nen habe, möchte ich mit dem Zitat einer Frau schließen. 
Es stammt von Hillary Clinton. Sie hat bei der vierten 
Weltfrauenkonferenz 1995 in Peking gesagt – ich zi-
tiere –:

„Solange Diskriminierung und Ungleichheit welt-
weit an der Tagesordnung sind – solange Mädchen 
und Frauen geringer geschätzt sind, schlechter und 
zuletzt ernährt, überarbeitet, unterbezahlt, nicht aus-
gebildet und Gewalt im eigenen Heim unterworfen 
sind –, kann das Potenzial der Menschheit zur 
Schaffung einer friedlichen, prosperierenden Welt 
nicht voll entfaltet werden.“

Das gilt für Deutschland, und das gilt für die Vereinten 
Nationen.

Deutschland ist seit 50 Jahren Mitglied in diesem Staa-
tenbündnis, das das Verbindende und nicht das Tren-
nende sucht. Lassen Sie uns weiter daran arbeiten, dass 
wir die Potenziale nutzen, die uns als Menschheit zur 
Verfügung stehen, um diese Welt friedlicher zu machen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat als letzter Redner in der 

Debatte nun das Wort Dr. Volker Ullrich.

(Beifall bei der CDU/CSU – Thomas 
Jarzombek [CDU/CSU]: Guter Mann!)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Zum Schluss der Debatte möchte ich noch mal 
in Erinnerung rufen, welch historisches Ereignis es war 
1973: 28 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges sind 
die beiden deutschen Staaten in die UN aufgenommen 
worden, in eine Organisation, die gegründet worden ist 
als Antwort auf den von Deutschland ausgelösten An-
griffskrieg – mit einer Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte, die eine Replik ist auf die furchtbaren Ver-
brechen der Shoah und des Holocaust.

Wir dürfen nicht vergessen, was zu diesem Ereignis 
geführt hat: die Bereitschaft zu Demokratie und zur West-
bindung, die Hinwendung Deutschlands zur Europäi-
schen Union durch Konrad Adenauer, auch der Kniefall 
von Willy Brandt in Warschau und letztlich der Grund-
lagenvertrag, der das Verhältnis der beiden deutschen 
Staaten geregelt hat. Erst durch diese ersten Schritte ist 
die Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen möglich 
geworden. Und ohne die Mitgliedschaft in den Vereinten 
Nationen wäre – das füge ich hinzu – auch die Wieder-
vereinigung in Frieden und Freiheit nicht möglich gewe-
sen. Deswegen sind wir für dieses historische Ereignis 
dankbar.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)
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Es geht heute darum, dass wir wissen, welchen Wert 
Gewaltfreiheit und Frieden haben, und dass die interna-
tionale Ordnung kein Nullsummenspiel ist. Die anderen 
gewinnen nicht, wenn ich verliere. Vielmehr müssen wir 
gemeinsam für Ziele eintreten – für alle 17 Ziele des 
Nachhaltigkeitsprogramms der Vereinten Nationen. 
Aber wir dürfen die Augen nicht davor verschließen, 
dass im Augenblick nicht alles gut ist, dass ein ständiges 
Mitglied des UN-Sicherheitsrats einen Angriffskrieg 
führt, dass der UN-Sicherheitsrat blockiert ist, dass wir 
uns weiterentwickeln müssen bei der Frage der Geltung 
des Völkerstrafrechts.

Ich glaube, dass im Augenblick ein Fenster offen ist, 
um der Forderung nachzukommen, diesen Angriffskrieg 
auch juristisch stärker abzuurteilen. Deswegen: Lassen 
Sie uns unterstützend wirken bei der Frage nach einem 
Sondertribunal für die Ukraine, um im Rahmen der UN- 
Kriegsverbrecher abzuurteilen.

Lassen Sie uns auch nicht ruhen bei der Frage der 
finanziellen Ausstattung der UN-Organisationen, weil 
hinter den Summen für das UN World Food Programme, 
für den UN-Flüchtlingsrat letztlich auch gerettete Leben 
stehen. Und unsere Welt ist reich genug, dass wir gemein-
sam mit Geld auch Menschen retten.

Aber Geld allein ist nicht alles, was wir brauchen, 
sondern wir brauchen auch Strukturen, die dafür sorgen, 
dass wir die Probleme der Welt gemeinsam angehen kön-
nen – auch gegen Widerstände, auch wenn es länger 
dauert –, und zwar im Wissen, dass wir nur einen Plane-
ten haben und eine Zukunft, für die wir gemeinsam ar-
beiten müssen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 

Koalitionsfraktionen auf Drucksache 20/8536 mit dem 
Titel „50 Jahre deutsche Mitgliedschaft in den Vereinten 
Nationen – Multilateralismus, regelbasierte internatio-
nale Ordnung und globale Partnerschaften stärken“. 
Wer stimmt für diesen Antrag? – Das sind die Koalitions-
fraktionen. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU, AfD und 
Linke. Wer enthält sich? – Niemand. Dann ist der Antrag 
damit angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 20/8524 mit 
dem Titel „50 Jahre deutsche Mitgliedschaft in den Ver-
einten Nationen feiern und Reformen einbringen“. Wer 
stimmt für diesen Antrag? – CDU/CSU. Wer stimmt da-
gegen? – Der Rest des Hauses. Enthaltungen gibt es nicht. 
Der Antrag ist damit abgelehnt.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Künstliche Intelligenz als Schlüsseltechnologie 
für Deutschlands Zukunft stärken

Drucksache 20/8414
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich bitte Sie, die Plätze jetzt entsprechend zu tauschen 
oder einzunehmen. Diejenigen, die der Debatte nicht fol-
gen wollen, bitte ich, den Plenarsaal zu verlassen oder 
sich auf den hinteren Plätzen einzufinden.

Ich eröffne die Aussprache. Ich erteile das Wort für die 
Unionsfraktion dem Kollegen Thomas Jarzombek.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Jarzombek (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

330 Milliarden Euro Bruttowertschöpfung kann künst-
liche Intelligenz für Deutschland bringen. Das besagt 
eine Studie, gerade in dieser Woche vom IW veröffent-
licht. Und auch 100 Stunden Arbeitszeit pro Jahr können 
sich unsere Arbeitnehmer sparen. Ich glaube, viele hier 
wissen es: Künstliche Intelligenz ist in der Mitte der In-
dustrie und unserer Gesellschaft angekommen; es ist ein 
wirklich entscheidendes Thema.

Das Geschäftsmodell Deutschlands ist nicht, wie so oft 
beschrieben, billige Energie aus Russland. Das Ge-
schäftsmodell Deutschlands sind kluge Köpfe und welt-
weit führende Technologien. Deshalb müssen wir hier 
etwas tun; denn diese Studie des IW wurde von Google 
in Auftrag gegeben. Und Google selbst beschreibt dann 
darin, wie viele Milliarden Euro dieser Bruttowertschöp-
fung es am Ende für sich sieht.

Ich glaube, es ist wichtig, dass wir für uns selbst diesen 
Markt erobern. Der Bitkom hat gerade erklärt, dass nur 
15 Prozent aller Unternehmen KI einsetzen, und nur 
2 Prozent sehen Deutschland bei künstlicher Intelligenz 
als führende Nation. Es reicht für uns also nicht, wenn wir 
uns nur vornehmen, der Weltmeister im Regulieren zu 
werden. Viele Grüße ans Europäische Parlament an die-
ser Stelle!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Jetzt stellt sich die Frage: Was macht denn eigentlich 

die Regierung? Breitbeinig haben Sie erklärt, Sie würden 
jetzt 1,6 Milliarden Euro für künstliche Intelligenz aus-
geben. Wir haben schriftlich gefragt. Wir haben Auflis-
tungen bekommen: Mit meinen Mathekenntnissen ist das 
nicht auf 1,6 Milliarden Euro zusammengegangen.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Dann brauchen Sie mehr Rechenkapazitäten!)

Es sind Positionen untergemengt, das sind eher Fantasie-
posten. Keine Frage konnte Staatssekretär Jens 
Brandenburg gestern im Ausschuss dazu beantworten. 
Und die Wahrheit hat die Kollegin Wagner gestern ge-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                           15636 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Volker Ullrich 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/084/2008414.pdf


sagt, nämlich: Am Ende werden die zwei großen KI-Titel 
im Haushalt um 25 Prozent gekürzt. – Und das ist falsch; 
das ist eine falsche Weichenstellung! Wir müssen bei KI 
mehr machen und nicht weniger.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie haben einen KI-Aktionsplan angekündigt; aber den 
darf noch niemand sehen. Der wurde zwar vor vier Wo-
chen verkündet, er ist aber bis heute nicht herunterladbar. 
Er sollte im September kommen. Ich bin mal gespannt, ob 
das Ding noch das Licht der Welt erblicken wird.

Deshalb ist es wichtig, dass wir hier heute als CDU/ 
CSU-Fraktion Initiative zeigen und klar sagen: Was müs-
sen wir denn tun, um bei KI souveräner zu werden und 
hier auch selbst ins Rennen zu kommen?

Das Erste, was wir brauchen, nennt sich „Compute“. 
Das heißt, wir brauchen Prozessoren, GPUs für Start-ups, 
für Mittelständler, die KI-Modelle rechnen wollen, und 
zwar im Rahmen der Supercomputing-Zentren, die es 
schon gibt. Wir müssen jetzt zusätzliche Kapazitäten 
schaffen und diese für Start-ups und für KMUs öffnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das Zweite ist: Der Staat muss es auch selbst einset-
zen. Der Staat muss hier ein Ankerkunde sein und junge 
Technologieunternehmen mit Aufträgen versehen. Wir 
dürfen nicht immer nur bei amerikanischen Giganten ein-
kaufen. Es gibt so viele tolle europäische und deutsche 
Unternehmen. Wir müssen hier Ankerkunde werden.

Der dritte Punkt ist: Wir müssen auf Open Source 
setzen. In all den ganzen Verlautbarungen des Ministeri-
ums habe ich das Wort „Open Source“ noch nicht gehört.

(Tobias B. Bacherle [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie müssen besser zuhören!)

Es gibt hier eine riesige Community, eine Menge gute 
Technologie. Dafür brauchen wir auch einen eigenen 
Plan, wie wir das nutzen wollen.

Wir müssen als Nächstes das Thema Ausgründungen 
besser machen. Dabei geht es insbesondere eben auch um 
die Frage, wie wir unsere Unternehmen finanzieren kön-
nen. Wir haben den 10-Milliarden-Zukunftsfonds ge-
macht. Und übrigens: Der gestern immer beschriebene 
DeepTech Fonds, meine Damen und Herren, der ist von 
uns, der ist nicht Teil Ihrer Start-up-Strategie, der ist zu 
100 Prozent von uns.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stefan Müller 
[Erlangen] [CDU/CSU]: 16 Jahre! – Zuruf 
des Abg. Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir müssen auf neue Technologien setzen wie das 
Quantencomputing, wo Sie gerade dabei sind, alle Mittel 
für Quanten-Start-ups zu streichen: 0,4 Milliarden Euro 
für Quanten-Start-ups werden gestrichen, 10 Milliarden 
Euro an Intel vergeben; das ist eine völlig falsche Priori-
tätensetzung! Und auch das Thema „neuronales Compu-
ting“ müssen wir hier angehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Der letzte Punkt sind die Professuren von der 
Alexander-von-Humboldt-Stiftung; sie müssen gesichert 
werden. Aktuell ist gerade mal etwas mehr als die Hälfte 
besetzt. Das ist ein wichtiges Thema. Ohne kluge Köpfe 
wird es nicht gehen.

Meine Damen und Herren, geben Sie sich einen Ruck, 
werden Sie aktiv beim Thema „künstliche Intelligenz“! 
Wir müssen runter von der Zuschauerbank und raus aufs 
Spielfeld.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Dr. Holger Becker.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Holger Becker (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In einem kürzlich in der „FAZ“ erschienenen 
Artikel wurde der rasante Fortschritt in der künstlichen 
Intelligenz mit den historischen Herausforderungen der 
Technologiedurchbrüche „Dampfmaschine“ und „Auto-
mobil“ verglichen. Den Vergleich empfinde ich einerseits 
als durchaus treffend. Denn Anwendungen, die auf Basis 
einer KI oder zumindest einer algorithmischen Entschei-
dungshilfe funktionieren, sind schon jetzt aus unserem 
Alltag nicht wegzudenken. Andererseits ist die Ge-
schwindigkeit, mit der diese Technologie neue Anwen-
dungsbereiche transformiert, enorm hoch und historisch 
ohne Beispiel. Zukunftstechnologien von gestern werden 
über Nacht zu Alltagshilfen von morgen.

Dementsprechend erkenne ich in Ihrem Antrag einen 
Wert, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, 
dass wir nämlich heute über diese wirklich wichtige 
Technologie sprechen.

(Beifall des Abg. Alexander Föhr [CDU/ 
CSU] – Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Dan-
ke!)

Aber leider schaffen Sie es mal wieder nur, viele durch-
aus sinnvolle Maßnahmen zu fordern, die unsere Bundes-
regierung größtenteils entweder schon umgesetzt hat oder 
bei denen sie gerade dabei ist, konkrete, substanzielle 
Vorbereitungen zu ihrer Umsetzung zu treffen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Thomas 
Jarzombek [CDU/CSU]: What?)

Sie fordern zum Beispiel, dass Deutschland zusammen 
mit Europa seine Souveränität im Bereich KI stärkt und 
seine Abhängigkeit von ausländischen Anbietern und 
Plattformen verringert. Um dies zu erreichen, brauchen 
wir einen starken und sicheren europäischen Rechtsrah-
men. Genau diesen verhandeln wir gerade mit unseren 
europäischen Partnern; denn KI braucht Regulierung. 
Darüber sind sich mittlerweile alle einig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])
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Im Gegensatz zu anderen technologischen Entwick-
lungen hat die KI das Potenzial, nicht nur einen einzelnen 
Sektor, sondern Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt zu 
verändern. Mit der ersten europäischen KI-Verordnung 
wird der weltweit erste regulatorische Rahmen geschaf-
fen, der branchenübergreifend und innovationsfördernd 
Sicherheiten gibt, während er gleichzeitig unsere Persön-
lichkeitsrechte und die europäischen Werte sichert. Damit 
das auch gelingt, setzen wir uns für eine einheitliche 
Auslegung dieser Regulierung ein, die bisherige natio-
nale Fragmentierungen auflöst und auch für KMUs und 
Start-ups umsetzbar ist. So sind wir uns sicher, dass wir, 
wie schon bei der Datenschutz-Grundverordnung, einen 
Goldstandard setzen, der auf dem Weltmarkt zum Vorbild 
wird.

Eine wahrhaft wichtige Verknüpfung, die Sie in Ihrem 
Antrag auch erwähnen, ist der entscheidende Einfluss 
von KI auf unsere Wirtschaft und insbesondere auf unsere 
Gründungsszene. Laut einer am Montag veröffentlichten 
Studie setzen bereits 600 000 Unternehmen in Deutsch-
land KI ein, was in einem direkten Zusammenhang mit 
dem Unternehmenserfolg steht. Denn während 19 Prozent 
der KI nutzenden Unternehmen ein Beschäftigungs-
wachstum aufweisen, ist dies nur bei 6 Prozent der Un-
ternehmen der Fall, die KI nicht nutzen. Dazu kommt, 
dass der kürzlich erschienene Deutsche Startup-Monitor 
2023 festgestellt hat, dass 82 Prozent der Start-ups Werk-
zeuge wie ChatGPT schon regelmäßig nutzen. Insbeson-
dere im Marketing mit 64 Prozent befinden sich genera-
tive KIs besonders häufig im Einsatz. 52 Prozent der 
deutschen Start-ups geben an, dass KI einen großen Ein-
fluss auf ihr Geschäftsmodell hat.

Sie werfen der Bundesministerin für Bildung und For-
schung vor, dass sie ihrer Aufgabe, in der Bundesregie-
rung für eine ambitionierte Weiterentwicklung der KI- 
Strategie zu sorgen, nicht nachgekommen ist.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Definitiv!)
Dabei hat aber genau jene erst vor vier Wochen den KI- 
Aktionsplan angekündigt, der ein Update – man kann es 
auch „Weiterentwicklung“ nennen – ihres Ministeriums 
für die nationale KI-Strategie ist.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Ankündi-
gen! Ankündigen! Ankündigen! – Weitere Zu-
rufe von der CDU/CSU)

– Der Monat ist noch nicht rum.
Zusätzlich räumt die Bundesregierung der Schlüssel-

technologie KI bereits in der Zukunftsstrategie For-
schung und Innovation breiten Raum ein. Daran erkennt 
man, dass die Koalition die Wichtigkeit der Weiterent-
wicklung von Schlüsseltechnologien stets im Blick behält 
und diese ambitioniert anpackt.

(Zuruf des Abg. Thomas Jarzombek [CDU/ 
CSU])

Hand in Hand geht das unter anderem mit der im letzten 
Jahr vom BMWK veröffentlichten und derzeit mit großer 
Geschwindigkeit umgesetzten Start-up-Strategie.

Eine weitere Forderung in Ihrem Antrag ist die Weiter-
entwicklung des Sovereign Tech Fund; eine durchaus 
gute Idee.

(Beifall des Abg. Alexander Föhr [CDU/ 
CSU])

Das dachten wir uns nämlich auch, und deswegen sind 
die Mittel für den STF im vorgelegten Haushaltsentwurf 
für 2024 aufgewachsen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Aber bei den KI-Titeln wird gekürzt!)

Die Forderung des KI Bundesverbandes nach dem 
Ausbau und der Erweiterung der vorhandenen Supercom-
puting-Infrastruktur Deutschlands sowie einem erleich-
terten Zugang zu dieser Infrastruktur, der Sie sich an-
geschlossen haben, unterstütze ich an dieser Stelle 
ausdrücklich auch.

Außerdem schreiben Sie direkt auf der ersten Seite 
Ihres Antrags, dass Datenverfügbarkeit, Datenqualität 
und Datensouveränität eine Schlüsselrolle spielen – 
auch richtig. Hierzu hat unsere Fortschrittskoalition 
daher gleich mehrere Maßnahmen in petto: mit der Da-
tenstrategie, dem Dateninstitut, dem Forschungsdaten-
gesetz, der NFDI und dem Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz.

(Nadine Schön [CDU/CSU]: Wann kommt 
das? Ende 2024?)

Zusammengefasst bleibe ich daher bei meiner anfäng-
lichen Aussage, dass – auch wenn ich mich darüber freue, 
dass ich durch Ihren Antrag heute die Gelegenheit be-
kommen habe, über die Chancen und Implikationen von 
KI zu reden – die Forderungen in Ihrem Antrag leider 
wenig originell und oft einen Schritt hinter den bereits 
in Gang gesetzten Maßnahmen sind. Bezüglich Ihres An-
trags muss ich daher eine der berühmtesten frühen KI 
zitieren – die Leute meines Jahrgangs werden wissen, 
um wen es geht –: „I’m afraid I can’t do that“.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Thomas Jarzombek 
[CDU/CSU]: Hahaha!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion hat nun das Wort Barbara Benk-

stein.

(Beifall bei der AfD)

Barbara Benkstein (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Werte Kollegen! Wir diskutieren heute einen 
Antrag der Unionsfraktion, der künstliche Intelligenz als 
Schlüsseltechnologie für Deutschlands Zukunft stärken 
will.

(Alexander Föhr [CDU/CSU]: Einen sehr gu-
ten Antrag der Unionsfraktion!)

Werter Herr Kollege Jarzombek, wenn ich Ihren Antrag 
so lese, könnte ich dem fast zustimmen. Aber wir sehen 
hier Punkte, die in Ihrem Antrag fehlen oder bei denen es, 
wie man so schön sagt, noch Luft nach oben gibt.
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Die laufende Debatte um generative KI wie ChatGPT 
oder Stable Diffusion zeigt, wie groß die Bedeutung von 
Daten für die KI-Thematik ist. Kein Wunder also, dass 
die großen Internetkonzerne mit ihren riesigen Daten-
beständen Treiber der Forschung bei künstlicher Intel-
ligenz sind. Sie verfügen mit ihren riesigen Datenbestän-
den über den Rohstoff zum Training ihrer Algorithmen. 
Gerade deswegen benötigen wir mehr digitale Souverä-
nität, um von den großen Techkonzernen nicht noch ab-
hängiger zu werden.

(Beifall bei der AfD)
Ein Problem der KI auf dem Weg zur Schlüsseltech-

nologie ist die fehlende Rechenleistung. Die in Ihrem 
Antrag genannten Supercomputer etwa in Jülich, in Gar-
ching oder auch in Stuttgart sind primär Rechner der 
Wissenschaft. Diese können nicht ohne Weiteres von 
Start-ups oder KMU in Anspruch genommen werden. 
Ja, Ihre Forderung nach einem eigenen Zugang für 
KMU, Start-ups und Open-Source-Entwickler ist dem-
nach folgerichtig. Die Initiative LEAM, die Anfang des 
Jahres 2023 vom KI Bundesverband präsentiert wurde, 
setzt auf eine gesonderte KI-Infrastruktur und beziffert 
deren mutmaßliche Kosten auf rund 300 Millionen Euro. 
Sie haben diese Initiative in Ihrem Antrag in den einlei-
tenden Bemerkungen erwähnt. Aber es erschließt sich 
mir nicht, warum Sie LEAM und die damit verbundene 
Investition in unsere digitale Souveränität nicht in den 
Forderungsteil überführt haben.

Sehr geehrte Damen und Herren, der offene Skandal 
der KI-Politik der Ampel ist die massive Kürzung im 
Bereich der IT- und KI-Infrastruktur.

(Beifall bei der AfD – Holger Mann [SPD]: 
Welchen Haushalt lest ihr eigentlich?)

Sie, werte Kollegen der Union, sprechen in Ihrem Antrag 
vorsichtig davon, die Bundesregierung möge im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel die Voraussetzungen für 
geeignete Rechenkapazitäten schaffen. Angesichts der 
Bedeutung der Thematik der KI ist es doch nur kon-
sequent, im Etat auch dementsprechend Mittel zur Ver-
fügung zu stellen. Auch an dieser Stelle frage ich doch 
noch einmal: Wo ist denn bitte das Digitalbudget?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja, wo ist das?)
Wir als AfD-Fraktion wollen eine Industrie, die Kom-

ponenten für KI-taugliche Hardware fertigt und damit 
hilft, Abhängigkeiten von ausländischen Zulieferern 
und Wettbewerbern Schritt für Schritt abzumildern. Ja, 
damit können wir die digitale Souveränität tatsächlich 
stärken.

(Beifall bei der AfD)
KI-Anwendungen sind ja auch ausgesprochen energie-

intensiv. Wenn wir eine wettbewerbsfähige KI-Land-
schaft generieren wollen, dann brauchen wir eine zuver-
lässige Energieversorgung mit sicherem und vor allen 
Dingen bezahlbarem Strom.

Zum Abschluss noch eine Bemerkung an die Unions-
fraktion: Ihr Engagement in der Daten- und KI-Politik 
geht in die richtige Richtung und weist auch Überschnei-
dungen mit Positionen unserer Fraktion auf. Geben Sie 
doch einfach das halsstarrige Errichten einer Brandmauer 

auf, und nehmen Sie mit uns die Feuerleiter. In einer von 
beiden Fraktionen getragenen Regierung des Sachver-
standes und der Vernunft können Sie und wir all die 
Dinge durchsetzen, die Sie und wir in ähnlich gelagerten 
Anträgen doch bereits anmahnen.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Hier brau-
chen wir nicht nur eine Firewall, sondern 
auch ein IDS!)

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Omid 

Nouripour.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Netflix 

schlägt uns neue Lieblingsserien vor, Google kuratiert 
unsere Suchen, für viele ist künstliche Intelligenz all-
gegenwärtig. Der Kollege Jarzombek hat offensichtlich 
seine Rede von ChatGPT schreiben lassen.

(Timon Gremmels [SPD]: Nee, dann wäre sie 
besser gewesen!)

Die Potenziale, jenseits dieser Rede, sind gewaltig.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Die Wissenschaft macht große Sprünge; das sieht man 
gerade auch in der medizinischen Forschung, wenn KI 
sinnvoll zum Einsatz kommt. Die Dekarbonisierung der 
Industrie wird massiv davon profitieren, wenn künstliche 
Intelligenz eingesetzt wird. Die Potenziale für die Wirt-
schaft sind gewaltig; Sie haben gerade die Studie er-
wähnt. Allein die richtige Anwendung von generativer 
KI kann 330 Milliarden Euro Wertschöpfung in unserer 
Volkswirtschaft bzw. als Profite für die Unternehmen 
bringen.

(Alexander Föhr [CDU/CSU]: Das hat Herr 
Jarzombek auch gesagt!)

Das ist alles, nur nicht falsch. Und die Unternehmen 
wissen das, und die wenden das auch an. 17 Prozent der 
Unternehmen in Deutschland gehen diesen Weg. Das ist 
gut, und es werden und es müssen auch noch mehr wer-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die Arbeitswelt wird sich wandeln. Und es ist nun der 
Job, dort Ängste ernst zu nehmen und Ängste auch zu 
nehmen. Der Job ist, die Regeln so aufzustellen, die Leit-
planken so zu ziehen, dass Arbeitsplätze nicht verschwin-
den, sondern dass sie besser werden. Und das habe ich im 
Übrigen im Antrag der Union an keiner Stelle gefunden. 
Aber diesen Wandel zu prägen, ist so zentral, ist so not-
wendig.
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(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Wir müssen 
auch für Zuversicht sorgen und nicht Angst 
machen!)

– Richtig. Diese Zuversicht sieht man zum Beispiel, 
wenn eine Krankenschwester nicht einen halben Tag For-
mulare ausfüllen muss, sondern deutlich mehr Zeit hat für 
das Zwischenmenschliche, was ja nicht nur in den Pflege-
berufen zentral ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

In zehn Jahren werden so ziemlich alle Arbeitsplätze in 
diesem Land mit KI arbeiten. Diesen Wandel zu prägen, 
das ist der Job. Das haben wir zu tun.

Wir müssen die Potenziale nach vorne stellen, damit 
wir den Sorgen auch begegnen können, und wir müssen 
Leitplanken einziehen. Das ist richtig. Das macht die 
Bundesregierung. Wir haben zwischenzeitlich gewitzelt, 
dass im Antrag der Union und auch in Ihrer Rede, Herr 
Kollege, das, was die Bundesregierung bereits macht, 
erwähnt worden ist – zumindest ein Teil davon, weil 
wir deutlich mehr machen.

(Nadine Schön [CDU/CSU]: Das stimmt aber 
nicht! Sie dürfen das gerne machen! – Thomas 
Jarzombek [CDU/CSU]: Ihr macht ja gar 
nichts!)

Und es ist nicht nur die Start-up-Strategie, die dieser 
Tage zeigt,

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Die ist doch 
von uns, die Start-up-Strategie, Herr Kollege!)

dass wir vieles nachholen, was die Union nicht gemacht 
hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist natürlich auch der Aktionsplan KI. Ich bin der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung sehr dank-
bar, dass sie diesen Weg aufzeigt. Wir müssen in dem 
Bereich „Innovation und Forschung“ so viel nachholen. 
Diesen Weg geht diese Koalition.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Aber es reicht nicht, nur Potenziale zu benennen, und 
es reicht nicht, nur zu regulieren, wir müssen auch die 
großen Diskussionen führen, und zwar gesamtgesell-
schaftlich. Wir müssen die Diskussion führen über die 
Zukunftsfragen, und wir sollten nicht nur darüber reden, 
wo man KI anwendet, sondern vor allem darüber, wo man 
KI nicht anwendet und wo der Raum ist, in dem Mensch-
lichkeit, das Menschsein unangetastet bleiben muss, un-
abhängig davon, wie der technologische Fortschritt ist.

Diese Debatte gemeinsam zu führen, ist unser aller 
Job. Dazu laden wir natürlich auch die Union ein. Ich 
glaube, dass es diesem Land sehr gut tut, wenn wir diese 
Fragen in dieser Grundsätzlichkeit auch erörtern.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Thomas Jarzombek 
[CDU/CSU]: Die Rede ist von Bard geschrie-

ben worden! Das ist nämlich der schnellste 
cutting edge!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort Dr. Petra Sitte.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Petra Sitte (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Um erst 

einmal allen Fehlschlüssen vorzubeugen, sage ich vorab: 
Künstliche Intelligenz und Quantencomputing können 
enorme Vorteile bringen. Das ist natürlich richtig, und 
diese Chancen sollten auch genutzt werden. Zu Start- 
ups sei für Herrn Jarzombek extra gesagt: Auch diese 
neuen Technologien, die dort entwickelt werden, sollten 
unterstützt werden. Das ergibt also Sinn.

Wenn aber, wie in Ihrem Antrag gefordert, der Staat als 
„Ankerkunde“ einen Markt erst schaffen und die Risiken 
einseitig tragen soll, dann geht das deutlich zu weit.

(Beifall bei der LINKEN)
Sie wollen mit Ihrem Antrag schnell und viel öffent-

liche Mittel in KI investieren. Vernachlässigt wird dabei 
eine sinnvolle Balance zwischen tatsächlichen Chancen 
und Risiken dieser Technologie. Wir wissen bereits über 
künstliche Intelligenz, dass sie auch erhebliche Probleme 
für die Gesellschaft, für Menschen und natürlich auch für 
die Natur hervorbringen kann. KI kann Menschen dis-
kriminieren, Fake News verstärken, sie verbraucht Un-
mengen von Ressourcen und die Arbeitsbedingungen im 
Globalen Süden für das Training von KI sind nach wie 
vor ausbeuterisch. Zugleich – um auch dieses mit zu 
erwähnen – werden die Urheberinnen und Urheber, also 
die Kreativen, für ihre Leistungen, die von der KI ver-
arbeitet werden, nicht vergütet.

Schließlich verändert KI zunehmend menschliche Ar-
beitsleistung oder sorgt dafür, dass sie nicht mehr ge-
braucht wird, was viele Beschäftigte – wir haben das ja 
gerade auch beim Streik in den USA gesehen – zutiefst 
beunruhigt. Sie erwarten selbstverständlich, dass ihre 
Sorgen berücksichtigt werden, dass verlässliche Perspek-
tiven aufgezeigt werden, auch im Rahmen von Sozial-
partnerschaften.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir meinen, KI braucht vor allem Fairness, Trans-

parenz und mehr Investitionen in Forschung und Bildung. 
Deshalb – ich will das einmal aufgreifen –: Das Ministe-
rium hat hier an dieser Stelle viel versprochen, aber selbst 
nach der gestrigen Haushaltssitzung lässt sich nicht sau-
ber nachvollziehen, wie viel Mittel das tatsächlich sind. 
Und ich habe ein bisschen das Gefühl, da wird mehr 
reingerechnet, als tatsächlich in diesen Bereich gehört. 
Da wird die Öffentlichkeit so ein bisschen vorsätzlich 
hinter die Fichte geführt oder hinter den PC; ist mir völlig 
wurscht. Das ist jedenfalls inakzeptabel.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

In der kommenden KI-Verordnung der EU sind für 
Unternehmen immer mehr Ausnahmeregelungen enthal-
ten, wie sich beispielsweise bei der Nutzung von so-
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genannten Basismodellen für neue Anwendungen zeigt. 
Schulen und Behörden dagegen werden in die Pflicht 
genommen, und wahrscheinlich werden sie damit völlig 
überfordert sein. Insofern sage ich mal wieder: Die Lob-
bygruppen haben ganze Arbeit geleistet und sind hier 
durchgedrungen. Das darf die Bundesregierung nicht hin-
nehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Petra Sitte (DIE LINKE):
Jawohl. – Schließlich will ich sagen: Es bedarf umfas-

sender Forschung und Bildung. Es bedarf Gemeinwohl 
vor Verwertungslogik. Nachhaltigkeit und Klimaschutz 
müssen in Anwendung und Entwicklung eine stärkere 
Berücksichtigung finden.

Danke. 
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Maximilian Funke-Kaiser hat nun für die FDP das 

Wort.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Maximilian Funke-Kaiser (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Künstliche Intelligenz ist eine Jahrtausend-
technologie. Das wird hier keiner bestreiten. Ich denke, 
wir sind uns auch darin einig, dass die Welt vor einem 
massiven gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Um-
bruch steht.

Wir werden unser Bildungssystem besser machen kön-
nen. Wir werden unser Gesundheitswesen besser machen 
können, weil personalisierbarer. Ganze Geschäftsmodelle 
werden neu entstehen. Es wurde gerade schon angespro-
chen, und es ist wichtig, dass das noch einmal beziffert 
wird: Die Wertschöpfung, das Bruttoinlandsprodukt in 
Deutschland, kann um 330 Milliarden Euro gesteigert 
werden, wenn nur die Hälfte der Unternehmen KI nutzen. 
Das ist eine ganz schöne Menge. Diese Zahlen zeigen 
ausdrücklich, dass ein voll industrialisiertes Hochtech-
nologieland wie Deutschland diese Entwicklung aktiv 
mitgestalten muss. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die 
Bundesregierung sorgt dafür, dass Deutschland diese 
Entwicklung aktiv mitgestalten wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dafür brauchen wir logischerweise einen klugen poli-
tischen Umgang mit künstlicher Intelligenz. Wir müssen 
natürlich auch Gefahren benennen wie bei jeder neuen 
Technologie, vor allem bei Bürgerrechten, sei es der 
Missbrauch von KI-gestützter Biometrie, Fake News 
oder Deepfakes. Das tun wir als Bundesregierung übri-
gens auf europäischer Ebene. Wir kämpfen für digitale 

Bürgerrechte. Ich finde, es spricht übrigens Bände, dass 
dieser Punkt in Ihrem Antrag noch nicht einmal in einem 
Nebensatz erwähnt wird, liebe Union.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Thomas Jarzombek [CDU/ 
CSU]: Machen Sie mal einen eigenen Antrag, 
Herr Kollege!)

Zum klugen Umgang mit KI gehört auch, dass wir die 
Rahmenbedingungen verbessern und endlich aufhören, 
uns selber immer schlechter zu reden, als wir sind; denn 
wir haben bereits heute eine wahnsinnig gute KI-For-
schungslandschaft. Wir haben bereits heute wahnsinnig 
innovative KI-Unternehmen, die auch kompetitiv sind. 
Überall in Deutschland entstehen Innovationen, neue 
Start-ups, neue Arbeitsplätze. Wir können stolz darauf 
sein, dass wir so etwas hier in Deutschland haben. Natür-
lich müssen wir aber auch noch besser werden, und dafür 
sorgt die Bundesregierung.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Gerade in einer Zeit, in der alteingesessene Industrie 
zunehmend unter Druck steht, ist es unsere politische 
Pflicht, dass wir solchen Technologien den notwendigen 
Rahmen für diese Entfaltung geben. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, diesen Rahmen bietet die Bundesregie-
rung, und zwar mit dem KI-Aktionsplan des BMBF. 
Wir stärken KI-Forschung. Wir verbessern Datenzugang. 
Wir bauen Rechenzentrumsinfrastruktur aus. Da wird ei-
niges passieren.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Wo steht 
das denn?)

Nachdem Sie hier die ganze Zeit auf dem Haushalt 
herumreiten, möchte ich das noch einmal aufgreifen 
und beziffern. Unsere Forschungsministerin investiert in 
dieser Legislaturperiode 1,6 Milliarden Euro, lieber Kol-
lege Jarzombek. Da müssen Sie richtig rechnen, es sind 
1,6 Milliarden Euro, die wir investieren.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Da konnte 
Jens Brandenburg keine Frage beantworten 
gestern! Keine einzige!)

Ich möchte das in Kontext setzen zu den Investitionen 
von Frau Karliczek in der letzten Legislaturperiode. Die 
hat nämlich in Summe nur 160 Millionen Euro investiert. 
Wir investieren also das Zehnfache in dieser Legislatur-
periode. Davon sollten Sie sich eine Scheibe abschnei-
den. Aber es passt ja auch in Ihre Digitalpolitik der letzten 
Legislaturperioden.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vielleicht sollten wir das auch noch einmal in den 
Kontext setzen zu dem, was Sie in Ihrem Antrag ge-
schrieben haben. Sie reden von fünf Jahren KI-Strategie. 
Ihre Ministerin hat in dem Jahr, in dem diese KI-Strategie 
geschrieben worden ist, 20 Millionen Euro für KI aus-
gegeben. Unsere Ministerin Stark-Watzinger gibt dieses 
Jahr das Zwanzigfache aus, nämlich über 400 Millionen 
Euro.
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(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Wo denn?)
Liebe Union, Sie reden als Opposition unsere Erfolge 

gerne klein. Das ist keine Überraschung, das ist ja auch 
Ihr Job. Ich finde es auch gut, dass Sie jetzt hier einen 
Antrag schreiben. Sie finden in die Oppositionsrolle hi-
nein. Ich würde mir aber doch gerne mal Substanz wün-
schen in dem, was Sie hier fordern; denn offensichtlich 
existiert diese Substanz nicht. Sie reiten überwiegend auf 
dem Haushalt herum; mehr haben Sie nicht.

Ich darf Sie noch einmal final aufklären: Wir investie-
ren mehr Mittel in künstliche Intelligenz als jede Vor-
gängerregierung zuvor. Was wir hier vorlegen, das ist 
kein Sparhaushalt; es ist ein Prioritätenhaushalt. Das 
BMWF priorisiert ganz klar pro KI, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Katrin Staffler [CDU/CSU]: Falsche 
Priorität!)

Was wir hier konkret machen: Wir stärken KI-Rechen-
zentrumsinfrastruktur. Wir brauchen europäische KI-Mo-
delle. Deswegen bauen wir die KI-Rechenzentrumsinfra-
struktur hier in Deutschland aus; denn diese KI-Modelle 
sind das wirklich Innovative bei generativer KI. Das ma-
chen wir.

Zudem fördern wir gezielt die Integration von KI-An-
wendungen in den Arbeitsmarkt, in deutschen Unterneh-
men, in Industrie 4.0, in der Robotik, wo sich im Übrigen 
auch meine Heimat Augsburg gerade zu einem regelrech-
ten Hub entwickelt. Mit KI-Ausgründungen, mit über 
100 Professuren im Bereich KI und dem Fachkräfteein-
wanderungsgesetz haben wir beste Voraussetzungen ge-
schaffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir gestalten den KI- 
Standort aktiv; denn es ist unser Anspruch, dass wir 
Deutschland und die EU zu einem Global Player aufbau-
en. Dafür setzen die Bundesregierung und das BMWF 
auch mit dem KI-Aktionsplan genau die richtigen Maß-
nahmen auf die Agenda. Wir werden auch in finanziell 
angespannten Zeiten viel Geld in die Hand nehmen, da-
mit wir diesen Umbruch auf globaler Ebene an vorderster 
Front mitgestalten.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort die Kollegin 

Nadine Schön.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Nadine Schön (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Erst einmal ein herzliches Dankeschön für die 
lebendige Debatte, die wir mit unserem Antrag offen-
sichtlich ausgelöst haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn – darüber sind wir uns ja einig – künstliche Intel-
ligenz ist eben ein ganz wichtiges Thema. Aber über so 
manche Wortmeldungen hier kann ich mich wirklich nur 
wundern.

Nummer eins. Herr Funke-Kaiser, Sie sagen, es ist 
super, dass wir einen Antrag vorlegen. Ich frage mich: 
Wo sind denn eigentlich Ihre Anträge?

(Beifall bei der CDU/CSU – Maximilian 
Funke-Kaiser [FDP]: Im Internet! Neuland 
für Sie! – Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Wo 
waren Sie denn heute Morgen?)

Ich habe in dieser Legislaturperiode noch nicht einen 
einzigen Antrag der Koalitionsfraktionen im Digital-
bereich gesehen, noch nicht einen einzigen.

Aufgabe des Parlaments ist es nicht nur, das, was die 
Regierung macht, abzunicken. Wir hatten als Regie-
rungsfraktion immer eigene Anträge eingebracht. Es ist 
auch Ihre Aufgabe, diese Regierung zu treiben, eigene 
Vorschläge zu machen und voranzugehen. Aber das ma-
chen Sie nicht. Dann reicht es nicht, allein gegen die 
Opposition zu schimpfen. Da können Sie durchaus 
mehr bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nummer zwei. Herr Funke-Kaiser, Sie rühmen den 
Aktionsplan. Wir kennen ein Executive Summary. Das 
findet sich auf der Homepage des BMWF; den Aktions-
plan finden wir hier nicht. Warum gibt es überhaupt einen 
Aktionsplan?

(Maximilian Funke-Kaiser [FDP]: Weil das 
Thema wichtig ist! Weil es in den letzten Jah-
ren liegen geblieben ist!)

Warum hat denn die Bundesregierung keine Strategie 
vorgelegt? Dafür gibt es zwei Begründungen: Entweder 
konnten Sie sich wieder zwischen den Häusern nicht 
einigen – das ist nämlich öfter im Digitalbereich der 
Fall –, oder es ist Ihnen nicht so wichtig. Aber vorzu-
preschen mit dem Aktionsplan, statt die KI-Strategie fort-
zuschreiben, ist jetzt nach zwei Jahren nicht wahnsinnig 
ambitioniert.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Doch!)

Nummer drei. Sie stellen hier wieder Zahlen in den 
Raum, was angeblich in dieser Legislaturperiode von 
dieser Ministerin alles gemacht wird. Bisher konnte uns 
niemand inklusive Ihrer Ministerin eine Aufschlüsselung 
dieser Zahlen geben.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Nicht mal 
schriftlich!)

Ich hätte mich gefreut, Sie hätten das heute hier gemacht. 
Wir brauchen das mal schwarz auf weiß. Bisher ist für 
niemanden – für uns im Parlament, für die Medien – 
transparent nachvollziehbar, was genau dahintersteckt. 
Deshalb verlange ich von Ihnen, dass Sie hier Trans-
parenz schaffen.

Sie können nicht verschweigen, dass wir in unserer 
Regierungszeit 3 Milliarden Euro für künstliche Intel-
ligenz eingestellt haben. Wir haben 100 KI-Professuren 
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auf den Weg gebracht. Wir haben die erste KI-Strategie 
auf den Weg gebracht. Wir haben die Kompetenzzentren 
auf den Weg gebracht.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nachdem es jahrelang Neuland war bei Ihnen!)

Das alles sind Sachen aus unserer Regierungszeit, inklu-
sive des Zukunftsfonds in Höhe von 10 Milliarden Euro, 
wovon Sie diese Woche den Deep-Tech-Teil noch umge-
setzt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber das war alles aus unserer Regierungszeit. Deshalb: 
Ein bisschen mehr Redlichkeit bei dem Thema würde 
Ihnen schon gut zu Gesicht stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir legen hier neun konkrete Punkte vor, was Sie 

machen müssen, um KI in unserem Land voranzubrin-
gen. Zum Thema Regulierung, das Sie zu Recht anspre-
chen, Herr Funke-Kaiser, haben wir einen eigenen An-
trag, und der geht mal in die Tiefe. Das ist bei Ihnen ja 
völlig neu. Diesen Antrag werden wir in der nächsten 
Sitzungswoche hier im Deutschen Bundestag diskutieren.

Wir haben zudem mehrere Briefe an Minister Wissing 
geschrieben und ihm haarklein aufgeschlüsselt, wo er 
denn in Brüssel mal nachverhandeln müsste. Wir haben 
keine Antwort von ihm bekommen,

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Eine 
Missachtung des Parlaments!)

wir haben auch keine Aktivitäten wahrgenommen. Aber 
nach eineinhalb Jahren Verhandlungen des AI-Acts in 
Brüssel hat Herr Wissing dann mal öffentlich bekannt 
gegeben, er habe ein bisschen Angst, das könnte nicht 
innovationsoffen genug sein. Vom Digitalminister er-
warte ich, dass er sich in Brüssel für eine innovations-
offene Regulierung einsetzt –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Nadine Schön (CDU/CSU):
– und nicht nach eineinhalb Jahren im Tiefschlaf auf-

wacht und Pressemeldungen macht. Das erwarte ich auch 
hier im Parlament.

Deshalb vielen Dank für die lebendige Debatte we-
nigstens in diesem Haus.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Holger Mann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Holger Mann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich versuche es erst mal sachlich, und dann 
kommen wir zur Stimmung.

(Lachen bei der CDU/CSU – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Da bin ich gespannt!)

Ich glaube, es ist auch für das Publikum noch mal 
wichtig, zu sagen, dass Forschung zu künstlicher Intel-
ligenz nicht neu ist und dass die wissenschaftliche Be-
schäftigung damit seit über 60 Jahren stattfindet, egal ob 
man mit Turing und seinen theoretischen Grundlagen 
anfängt oder den Dartmouth-Experimenten in den USA, 
die sich übrigens schon damals mit Sprachmodellen be-
schäftigt haben. Das ist eine Forschung, die langen Atem 
braucht.

Neu ist wirklich das Tempo, in dem die verschiedenen, 
in diesen Tagen vor allen Dingen textbasierten KI-Mo-
delle nach ebendiesen 65 Jahren Forschung disruptive 
Fortschritte binnen Monaten machen. ChatGPT war in 
aller Munde. Ich bin dankbar, dass hier nicht schon wie-
der ChatGPT-erstellte Reden zitiert wurden. Wir erleben 
inzwischen die Version 4. Wir haben gerade die Zahlen 
gehört, wie viele Unternehmen das auch schon einsetzen. 
Das ist aber auch ein gutes Zeichen.

Wir sollten vielleicht zu einer Versachlichung kom-
men. Ich finde es echt schwierig, wenn sich die Union 
hier aufs Geschäftsmodell verlegt, das Land schlecht-
zureden, eben gerade, weil wir die Anfänge durchaus 
miteinander gestaltet haben.

Ich muss auch sagen: Ich habe die neun Punkte in 
Ihrem Antrag gelesen. Manchmal ging es mir wie Frau 
Kollegin Sitte: Da steht drin, wir sollen die Infrastruktu-
ren bereithalten, wir sollen die dann übrigens auch öff-
nen, möglichst den Zugang dazu allen Privaten eröffnen. 
Wir sollen die Ressourcen für die Start-ups und die 
KMUs bereitstellen. Wir sollen die Plattform bereitstel-
len. Wir sollen die Fachkräfte gewinnen und sollen dann 
auch noch Ankerkunde werden. Da habe ich mich kurz 
gefragt: Was macht die Wirtschaft in unserem Land ei-
gentlich noch?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Aber jetzt, liebe Kollegen von der Union, die gute 
Botschaft: Fast alles davon tun wir, und zwar noch inten-
siver,

(Zurufe von der CDU/CSU: Ah!)

entgegen dem, was Sie hier behauptet haben, Herr 
Jarzombek.

Zur Redlichkeit. Es wäre schon gut, wenn man ab und 
zu im Ausschuss ist, Frau Schön. Wenn man die Bundes-
regierung nach Zahlen fragt und die Bundesregierung 
Ihnen antwortet, dass in den letzten drei Jahren die Mittel 
für KI von 280 Millionen Euro auf im laufenden Jahr 
427 Millionen Euro und dann im Haushaltsentwurf an 
über 20 Positionen auf insgesamt fast 500 Millionen 
Euro steigen, dann kann man sich doch hier nicht hin-
stellen und davon sprechen, dass sie gekürzt würden. 
Also, so viel Redlichkeit muss sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Wir tun da vieles. Ich glaube, man muss betonen, dass 
der regulative Rahmen wichtig ist, um europäisch 
wettbewerbsfähig zu sein. Wir wollen weitere 150 KI- 
Professuren. Ja, auch das BMWF geht voran und wird 
Ankerkunde im Bereich KI, und wir bauen das Förder-
ökosystem aus.

Aber eines möchte ich auch sagen, weil hier gerne 
Äpfel mit Birnen verglichen werden. Wenn wir in Ame-
rika einen Kapitalmarkt haben, wo eine Firma wie 
Nvidia, die vielen Gamern lange Zeit nur für hervor-
ragende Grafikkarten bekannt war, binnen eines Jahres 
ihren Börsenwert auf 1 Billiarde Dollar vervierfacht, 
dann weiß man, dass dort deutlich mehr Geld vorhanden 
ist, gerade im Vergleich zum Bundeshaushalt.

Deswegen, glaube ich, müssen wir intelligent gucken: 
Wo sind Bereiche, in denen wir einen komparativen Vor-
teil erreichen können? Ich glaube, dafür haben wir hier 
gute Grundlagen gelegt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Kai Gehring.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Als Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung haben wir im Frühjahr Pionierarbeit ge-
leistet mit einem Gutachten über ChatGPT und einer 
Sachverständigenanhörung dazu. Schon in der letzten 
Wahlperiode haben wir uns als Bundestag in der En-
quete-Kommission „Künstliche Intelligenz“ mit ge-
sellschaftlicher Verantwortung sowie wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen Potenzialen von KI auseinan-
dergesetzt und weiterführende Forschungsfragen adres-
siert.

KI ist ein Innovationstreiber und ein Paradebeispiel für 
Technikfolgenabschätzung. Denn unsere Aufgabe ist, die 
Chancen von KI zu heben und die Risiken einzuhegen: 
Was ist möglich? Was ist vertretbar? Wie regulieren wir 
smart? Das geht uns alle an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

KI kann Diagnostik in der Medizin verbessern, Dekar-
bonisierung beschleunigen und Klimadaten präzisieren. 
Sie kann auch für mehr Wertschöpfung und neue Jobs 
sorgen, die wir heute noch gar nicht kennen. Zugleich 
können Chatroboter Menschen manipulieren und Falsch-
informationen verbreiten. Wenn man bei Deepfakes den 
eigenen Augen und Ohren nicht mehr trauen kann, dann 
droht KI, Wahrheit zu demontieren. Wie lässt sich KI- 
Modellen Ethik und ein Wertegerüst beibringen? Vor KI 
brauchen wir uns nicht zu fürchten, nur vor Menschen, 
die diese Technik missbrauchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in dieser Wahl-
periode investieren wir mehr als 1,6 Milliarden Euro in 
die KI-Forschung. Und ich bin sicher: Der neue KI-Ak-
tionsplan wird richtungsweisend sein. Das muss er auch; 
denn die KI-Strategie der Vorgängerregierung aus dem 
Jahr 2018 braucht dringend ein Update, weil dieses Feld 
so dynamisch ist.

150 zusätzliche KI-Professuren, Ausbau von Rechen-
leistung, einfachere Zugänge zu Daten: So treiben wir KI- 
Forschung voran. Spitzenforschende und Start-ups wer-
den in KI-Innovationsökosystemen spannende Anwen-
dungen „made in Germany“ entwickeln. So entwickeln 
wir das Feld kraftvoll nach vorne.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Zugleich haben Algorithmen kein Gewissen und keine 
Empathie. Unsere Haltung bei KI-Systemen muss sein, 
Neutralität und Transparenz sicherzustellen. KI muss mit 
unseren Menschen-, Grund- und Freiheitsrechten im Ein-
klang stehen.

KI ist längst in allen Bildungseinrichtungen angekom-
men. Im Unterricht muss verantwortungsbewusster mit 
KI umgegangen werden. Kritisches Denken, Textver-
ständnis, Quellenanalyse sind Grundkompetenzen, die 
jetzt erst recht vermittelt werden müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wichtig wird sein, allen Jugendlichen die gleichen Zu-
gänge zu KI-Programmen zu ermöglichen und nieman-
den digital abzuhängen. Dafür müssen wir auch unsere 
Lehrkräfte zügig im Umgang mit KI aus- und weiterbil-
den. Dann kann KI auch zu mehr Chancengerechtigkeit 
führen.

Leisten wir hier also weiter Pionierarbeit, damit KI 
unserer demokratischen Gesellschaft nutzt, anstatt ihr 
zu schaden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin in der Debatte ist für die Unions-

fraktion Katrin Staffler.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn man sich die Entwicklung der KI seit den 50er- 
Jahren, also in den letzten 70 Jahren, anschaut, wird of-
fensichtlich, wie rasant sich das Wissen und die Möglich-
keiten auf diesem Feld gerade in den letzten 10, 15 Jahren 
weiterentwickelt haben. Gefühlt vergeht kein einziger 
Monat, in dem es keinen Durchbruch in irgendeinem 
neuen Anwendungsbereich gibt. Und angesichts der Ge-
schwindigkeit, in der sich die Dinge verändern, können 
wir als politisch Verantwortliche aus meiner Sicht nicht 
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Monat für Monat ins Land ziehen lassen und die Hände in 
den Schoß legen und nichts tun.

Die KI-Strategie der Vorgängerregierung wird im No-
vember fünf Jahre alt. Wenn ich mir anschaue, was seit-
dem passiert ist, dann ist leider festzustellen, dass die 
Entwicklung zwar rasant vorangeschritten ist. Aber das, 
was auf politischer Ebene seit Beginn dieser Wahlperiode 
vorangekommen ist, ist im Vergleich dazu verdammt we-
nig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich weiß, jetzt kommt wieder der Einwand – wir haben 
das heute auch schon wieder gehört –, die Bundesfor-
schungsministerin würde ja jetzt mit dem KI-Aktionsplan 
liefern. Ich kann Ihnen aber sagen: Auch wenn man die 
Ankündigung der Lieferung hat, liegt das Paket halt lei-
der noch nicht vor der Haustür. Deswegen ist da noch 
etwas zu tun.

Und um eines an dieser Stelle auch ganz deutlich zu 
sagen: Ein Aktionsplan an sich hilft uns nicht weiter, 
solange wir immer nur über Regulatorik reden, wie in 
der einen oder anderen Rede heute hier, und solange 
wir noch überhaupt nicht wissen, wie die einzelnen Um-
setzungsschritte finanziert werden sollen. Die Antwort 
auf die Frage, wie die Finanzierung konkret ausschauen 
soll, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind Sie auch heute 
wieder schuldig geblieben, im Übrigen genauso wie 
Staatssekretär Jens Brandenburg gestern im Digitalaus-
schuss, der auch nicht mehr so genau gewusst hat, wo im 
Einzelnen sich diese neuen Projekte zum Thema KI im 
Haushalt eigentlich verstecken.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dabei kann ich Ihnen sagen: Eine Blaupause für die 
nächsten Schritte, die wir jetzt ganz konkret gehen könn-
ten, gibt es. Wir haben in unserem Antrag viele Punkte 
aufgelistet. Die Kollegen haben es ausgeführt; das muss 
ich an dieser Stelle nicht wiederholen.

Aber weil ich am Schluss noch einmal ein bisschen 
Stimmung reinbringen möchte – und ich weiß, dass es 
Sie nicht gerne hören; ich sage es trotzdem –: Schauen 
Sie gerne mal nach Bayern.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Lohnt 
sich immer!)

Die baiosphere, also das Bavarian IA Network, verbindet 
landesweit Hunderte Akteure aus Wissenschaft, For-
schung und Anwendung. Wir haben hundert zusätzliche 
Professuren im Bereich KI geschaffen. Das Munich Data 
Science Institute am Garchinger Campus ist das Zentrum 
für künstliche Intelligenz, an dem Forscherinnen und 
Forscher aus unterschiedlichen Fachrichtungen zum 
Thema KI gemeinsam forschen. Das sind alles gute An-
sätze, alles richtige Ansatzpunkte, und die dürfen durch-
aus auch gerne im Bund kopiert werden.

Sie sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen: So geht 
Zukunft. Und genau das fordern wir in unserem Antrag. 
Schauen Sie sich unsere Vorschläge an, und fangen Sie 
an, die Aktivitätsschraube im Bereich KI endlich deutlich 
anzuziehen.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Dr. Carolin 

Wagner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Lieber Thomas Jarzombek, es freut mich, 
dass dich meine Fragen im Ausschuss so beeindruckt 
haben, dass du sie in deine Rede eingebaut hast. Ich 
möchte an dieser Stelle aber auch sagen: Im Haushalt 
stehen mehrere Titel, die KI-Investitionen umfassen. Ei-
nige dieser Titel bleiben seit den letzten Jahren konstant, 
einige dieser Titel, insbesondere seit 2022, steigen enorm 
an, und einige Titel sinken entsprechend ab. Dazu habe 
ich nachgefragt, und es ist ja auch durchaus richtig, das 
als kritische Abgeordnete zu tun.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Sich dann aber hinzustellen, liebe Nadine Schön, und zu 
sagen, wie viel mehr in der Vorgängerregierung getan 
wurde, finde ich schon mutig.

(Nadine Schön [CDU/CSU]: Viel!)

Ich möchte an etwas erinnern: 5 Milliarden Euro waren 
in der letzten Wahlperiode für die KI-Strategie ver-
anschlagt – davon 1,2 Milliarden Euro für das schwarz- 
geführte BMBF. Abgeflossen sind nicht mal 120 Millio-
nen Euro.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Hört! Hört!)

Dem Innenministerium, CSU geführt, standen 70 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Abgeflossen sind gut 4 Millio-
nen Euro. Und aus dem besonders erfolgreichen CSU- 
Verkehrsministerium – Hashtag #Mautdebakel – sind 
von knapp 300 Millionen Euro KI-Budget gerade mal 
20 Millionen Euro abgeflossen. Sich heute hierhinzustel-
len und zu sagen, es würde nichts passieren: Sie haben 
echt Nerven.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Seit der Gründung des Deutschen Forschungszentrums 
für Künstliche Intelligenz 1988 ist KI bzw. „Machine 
Learning“ in der wissenschaftlichen Breite in der deut-
schen Forschungslandschaft angekommen. Bereits vor 
der KI-Strategie des Bundes, die noch mal 100 KI-Pro-
fessuren umfasst, gab es knapp 200 Professuren in die-
sem Fachgebiet. Und weil Sie in Ihrem Antrag unter 
anderem wünschen, mit China mithalten zu können: 
Wir in Europa machen es besser als China, weil wir 
wertegeleitet, freiheitlich und mit höchsten Datenschutz-
standards arbeiten

(Katrin Staffler [CDU/CSU]: Langsam ist 
nicht besser!)
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und außerdem über eine kreative Start-up-Szene ver-
fügen, die wir als Ampel mit unserer Start-up-Strategie 
mächtig pushen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Was angesichts der massiv schnellen Entwicklungen in 
der KI wirklich benötigt wird, ist mehr Nachwuchs. Sie 
schreiben das auch in Ihrem Punkt 9 im Antrag. Aber kein 
Wort ist zu der Herausforderung zu lesen, diesen Nach-
wuchs aus bislang ungenutzten Potenzialen zu gewinnen. 
Wir brauchen nämlich eindeutig mehr Frauen in der KI. 
Deswegen ist es gut, dass das BMBF den MINT-Aktions-
plan 2.0 gezündet hat. Wir wollen nämlich, dass digitale 
Kompetenzen so selbstverständlich werden wie das 
kleine Einmaleins. Es reicht nicht, 100 Professuren an 
der Spitze zu besetzen: Wir investieren gemeinsam mit 
vielen MINT-Schulen, Bibliotheken, Science Centern 
und anderen Initiativen in die klugen Köpfe von Mädchen 
und Jungen in diesem Land.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Und wenn mir der Hinweis zum Schluss noch gestattet 
ist: Mit einem neuen Wissenschaftszeitvertragsgesetz, 
das frühzeitig verbindliche Karrierewege aufzeigt, wer-
den wir dafür sorgen, dass unsere Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler auch Sicherheit und Planbarkeit auf 
ihren Stellen haben werden und am Standort Deutschland 
bleiben. Auch daran arbeiten wir als Ampel.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/8414 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es Ihrerseits 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir so.

Ich rufe nun auf die Tagesordnungspunkte 15 a und b:

a) Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung des Gesetzes über die Angelegen-
heiten der Vertriebenen und Flüchtlinge 
(Bundesvertriebenengesetz – BVFG) 

Drucksache 20/8537
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Eugen Schmidt, Dr. Götz Frömming, René 
Bochmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Spätaussiedler willkommen heißen – Be-
kenntnisse zum deutschen Volkstum an-
erkennen

Drucksache 20/8532
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien

Ich freue mich, zu dieser Debatte auf der Tribüne den 
Präsidenten des Bundes der Vertriebenen, Dr. Bernd Fa-
britius, begrüßen zu dürfen.

(Beifall)

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache, und ich erteile das Wort für 
die SPD-Fraktion der Kollegin Natalie Pawlik.

(Beifall bei der SPD)

Natalie Pawlik (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Heute ist ein sehr wichtiger Tag für Spätaus-
siedlerinnen und Spätaussiedler; denn die vorliegende 
Änderung des Bundesvertriebenengesetzes ist ein Mei-
lenstein für die Betroffenen. Viele Menschen haben in 
den letzten eineinhalb Jahren aufgrund eines Urteils des 
Bundesverwaltungsgerichts eine Ablehnung ihres Auf-
nahmeantrags erhalten. Mit dem vorliegenden Entwurf 
wollen wir eine gravierende Lücke im Gesetz schließen 
und damit auch die Aufnahmepraxis wieder an die Le-
bensrealität der Menschen anpassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Doch worum geht es genau? Das Bundesvertriebenen-
gesetz, das wir mit dem vorliegenden Entwurf ändern 
möchten, trägt die Handschrift der Nachkriegszeit. Den 
Trümmern der Gewalt und den Schrecken des Zweiten 
Weltkrieges zum Trotz haben sich damals Menschen auf-
gemacht, unseren neuen demokratischen Staat zu gestal-
ten und die Kriegsfolgen zu mildern. Die Mütter und 
Väter des Gesetzes verfolgten das Ziel, die millionen-
fache Flucht und Vertreibung von Menschen in unsere 
Gesellschaft zu ordnen. Das BVFG regelt bis heute die 
Verteilung, die Rechte und die Anliegen der Heimatver-
triebenen, Aussiedler und Spätaussiedler.

Sie alle kennen den geschichtlichen Verlauf: die Nach-
kriegszeit, die Teilung Deutschlands, den Kalten Krieg. 
All das sind Gründe dafür, dass es den Angehörigen der 
deutschen Minderheiten in Mittelosteuropa sowie den 
Staaten der ehemaligen Sowjetunion erst mit der Öffnung 
des Eisernen Vorhangs möglich war, in die Bundesrepu-
blik einzureisen. Die Aufnahme der Spätaussiedler läuft 
bis heute und wird durch das BVFG geregelt.
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Im Zentrum der Aufnahme steht dabei auch bis heute 
das Kriegsfolgenschicksal. Denn spätestens nach dem 
Überfall der Nationalsozialisten auf die Sowjetunion 
wurden die Angehörigen der deutschen Minderheiten, 
die zuvor über Generationen hinweg in den Gebieten 
der Sowjetunion lebten, kollektiv in Sippenhaft für 
die schrecklichen Verbrechen der Nazis genommen. Sie 
wurden verfolgt, enteignet, deportiert und mussten 
schlimmste Zwangsarbeit leisten. Auch nach dem Krieg 
folgten Diskriminierung und ein Leben unter Komman-
dantur.

Weil sich die Bundesrepublik für das Leid dieser Men-
schen verantwortlich fühlt, regelt das Bundesvertriebe-
nengesetz deren Aufnahme und Eingliederung in das be-
rufliche, kulturelle und soziale Leben in Deutschland. 
Und das ist heute genauso richtig wie damals.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Katrin Göring- 
Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch meine Familie und ich sind Ende der 90er-Jahre 
als Spätaussiedler aus Sibirien nach Deutschland gekom-
men. Meine Vorfahren waren Wolgadeutsche. Sie wurden 
unter menschenunwürdigen Bedingungen in Viehwag-
gons nach Sibirien deportiert. Meine Schwester und ich 
sind dort geboren. Ohne das Aufnahmeprogramm und 
meine Anerkennung als sogenannter Abkömmling 
könnte ich heute nicht hier stehen und vor Ihnen als 
Abgeordnete im Deutschen Bundestag sprechen.

Wer als Spätaussiedler nach Deutschland kommen 
möchte, muss Voraussetzungen erfüllen und darf erst 
nach einem positiven Aufnahmebescheid in die Bundes-
republik einreisen. Er muss die deutsche Abstammung, 
deutsche Sprachkenntnisse und ein im Herkunftsland ab-
gegebenes Bekenntnis zum deutschen Volkstum nach-
weisen.

Seit Anfang des letzten Jahres werden den Antragstel-
lenden durch die Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts erhöhte Anforderungen vorgegeben, was 
zu einer nicht akzeptablen Schieflage führt. Menschen, 
die nach früherer Lesart des Gesetzes Spätaussiedler hät-
ten werden können, müssen abgelehnt werden, und dies 
nur, weil bei ihnen zu irgendeinem früheren Zeitpunkt 
eine nichtdeutsche Nationalität in irgendwelchen amtli-
chen Dokumenten eingetragen wurde, was aber oft gän-
gige Verwaltungspraxis war.

Die Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts werden 
der Lebensrealität der Menschen nicht gerecht. Eine ein-
mal vorgenommene Eintragung der nichtdeutschen 
Volkszugehörigkeit kann verschiedene Gründe haben. 
Sie bedeutet keineswegs, dass die betroffenen Menschen 
sich nicht als deutsche Volkszugehörige fühlen. Sie wol-
len sich auch nicht von ihrer deutschen Abstammung dis-
tanzieren. Im Gegenteil: Oft sind es Menschen, die sich 
vor Ort in den Organisationen der deutschen Minderhei-
ten einbringen und die deutsche Sprache sprechen. Sie 
identifizieren sich als Deutsche, und zwar sichtbar für 
ihre Umgebung und die staatlichen Stellen. Davon kann 
ich mich immer wieder bei meinen Besuchen in den Aus-
siedlungsgebieten selbst überzeugen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir vom Bun-
desvertriebenengesetz sprechen, sprechen wir daher nicht 
von einer abstrakten Regelung. Wir sprechen von Men-
schen und ihren Schicksalen. Und das ist keine Vergan-
genheit, sondern ganz konkrete Gegenwart.

Ich habe, unterstützt von vielen Aussiedlerorganisatio-
nen, lang und hart für dieses Änderungsgesetz gekämpft. 
Wie Sie sich sicherlich vorstellen können, ist die Situa-
tion für die deutschen Minderheiten seit dem schreck-
lichen Krieg Russlands gegen die Ukraine nicht besser 
geworden; ganz im Gegenteil. Die Menschen fürchten 
um ihre Sicherheit, um ihr Leben, um ihre Angehörigen. 
Das darf uns keineswegs kaltlassen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Unsere Solidarität mit den Betroffenen darf nicht an 
Bürokratie scheitern. Daher passen wir das Recht an, 
um unkompliziert helfen zu können. Zur Unterstützung 
der Menschen, die aufgrund des Krieges in der Ukraine 
oder aufgrund von Repressionen in Russland das An-
erkennungsverfahren nicht vom Herkunftsgebiet aus ma-
chen können, sieht das Gesetz ein Härtefallverfahren vor. 
Es ermöglicht den Betroffenen, das Verfahren von hier 
aus zu durchlaufen.

Ich weiß, dass einige Menschen Schwierigkeiten ha-
ben, die Nachweise innerhalb von sechs Monaten zu er-
bringen. Insbesondere der Nachweis des B1-Sprach-
niveaus, den Antragsteller erbringen müssen, die keine 
Nationalitätenerklärung nachweisen können, ist für viele 
problematisch. Bei dieser Frage stehe ich im engen Aus-
tausch mit dem BMI und den Verbänden.

Vor dem Hintergrund der Systematik und des Schutz-
zwecks des BVFGs, aber auch vor dem Hintergrund des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes handelt es sich hier um 
eine hochkomplexe Rechtsangelegenheit, die leider nicht 
so einfach rechtssicher zu lösen ist. Es ist wichtig, dass 
wir diese Angelegenheit auch im weiteren parlamentari-
schen Verfahren konstruktiv thematisieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerne möchte ich 
mich für die breite Unterstützung bei Aussiedlerfragen 
auch in diesem Hause bedanken. Doch bei allem Ver-
ständnis für Oppositionsarbeit: Manche Ihrer Äußerun-
gen in den vergangenen Monaten waren meinem Ein-
druck nach Oppositionsarbeit auf dem Rücken der 
Betroffenen. Ich würde mich freuen, wenn bei aller po-
litischen Konkurrenz nicht noch mehr Verunsicherung in 
einer sowieso schon unsicheren Zeit geschürt würde. Es 
gibt politische Themen, die es erfordern, überparteilich 
an einem Strang zu ziehen. Das Bundesvertriebenenge-
setz ist so ein Thema.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Zu viele Antragstellerinnen und Antragsteller wurden 
in den letzten eineinhalb Jahren durch eine Ablehnung 
vor den Kopf gestoßen. Umso mehr freue ich mich, 
dass das Bundesministerium des Innern und für Heimat 
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unter Bundesministerin Nancy Faeser schnell reagiert hat 
und in Rekordtempo die Formulierungshilfe für die Än-
derung des Bundesvertriebenengesetzes vorgelegt hat

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Christoph 
de Vries [CDU/CSU]: Zwei Sätze in andert-
halb Jahren!)

und wir nun endlich die notwendigen Änderungen auch 
hier im Bundestag behandeln.

Lassen Sie uns gemeinsam und konstruktiv schnelle 
Lösungen für die Betroffenen auf den Weg bringen und 
dort helfen, wo Hilfe benötigt wird.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort Christoph de 

Vries.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Präsident des BdV, Dr. Fa-
britius! Vor genau 70 Jahren wurde das Bundesvertriebe-
nengesetz beschlossen. Das ist eine wirklich beeindru-
ckende Erfolgsgeschichte. Es regelte die Aufnahme von 
Millionen Heimatvertriebenen, Flüchtlingen und Aus-
siedlern, die unser Land tatkräftig mit aufgebaut und 
geprägt haben. Das Gesetz regelt bis heute die Aufnahme 
und Integration von Zigtausenden Spätaussiedlern, die 
eine Bereicherung für unser Land und aus unserer Sicht 
auch durchaus Integrationsvorbilder für andere Zuwan-
derergruppen sind, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie haben es richtig gesagt: Das größte Integrations-

motiv dieser Menschen liegt in ihrer deutschen Identität. 
Die Spätaussiedler kommen zu uns nach Deutschland, 
weil sie Deutsche sind und weil sie in ihrer ursprüng-
lichen Heimat leben wollen. Und ausgerechnet mit Aus-
bruch des Ukrainekriegs hat die Bundesregierung einen 
Kurswechsel in ihrer Aufnahmepraxis hin zu einer res-
triktiven Aufnahmepraxis vollzogen. Dieser Kurswech-
sel hatte in dieser Zeit Tausende Ablehnungen zur Folge. 
Das hat insbesondere die Angehörigen der deutschen 
Minderheit in der Ukraine und in Russland betroffen, 
die ganz besonders von Kriegszerstörungen und in Russ-
land auch von Repressionen betroffen sind. Meine Da-
men und Herren, aus unserer Sicht hätte das so nicht 
passieren dürfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir hätten uns ge-

wünscht, dass seit Kriegsbeginn nur ein einziges Mitglied 
der deutschen Bundesregierung bei seinen Besuchen in 
der Ukraine mal die deutsche Minderheit dort besucht 
und ein Zeichen der Solidarität gesetzt hätte. Aber auch 
das ist leider ausgeblieben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der zwischenzeitliche Aufnahmestopp für die Spät-
aussiedler war aus unserer Sicht ein humanitärer Skandal. 
Wir haben das als Union von Anfang an hier im Bundes-
tag thematisiert und immer ein rasches Umlenken gefor-
dert. Und ich will auch sagen: Vom Deutschlandtempo 
haben wir ein anderes Verständnis. Zwei Sätze in einem 
Gesetz zu ändern, das kann auch schneller als in andert-
halb Jahren gehen, auch wenn wir uns im Ziel sicherlich 
einig sind, Frau Bundesbeauftragte.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben immer Druck gemacht. In der Regierungs-
befragung im März hat die Bundesinnenministerin ein-
gelenkt und zugesichert, zur alten Aufnahmepraxis zu-
rückzukehren. Passiert ist dann aber monatelang nichts, 
obwohl der Druck so groß war, wie Sie es auch beschrie-
ben haben. Aber offensichtlich gab es eben andere Prio-
ritäten. Sei’s drum! Der Gesetzentwurf liegt jetzt vor. Wir 
können ihn nicht abschließend bewerten; aber wir begrü-
ßen ausdrücklich die geplante Rückkehr zur alten Auf-
nahmepraxis. Das will ich hier in aller Klarheit sagen. 
Denn die beiden Kernforderungen der Union, des Bundes 
der Vertriebenen und der Landsmannschaft der Deut-
schen aus Russland sind erfüllt: Ein früheres Gegen-
bekenntnis, das von Betroffenen eben häufig nicht beein-
flusst werden konnte, steht einem aktuellen Bekenntnis 
zum deutschen Volkstum nicht mehr im Weg und führt 
nicht mehr automatisch zu einer Ablehnung.

Das Zweite, was auch richtig ist: Alle aufgrund eines 
Gegenbekenntnisses abgelehnten Antragsteller haben ei-
nen Anspruch auf die Wiederaufnahme ihres Verfahrens. 
Auch das ist richtig, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn es ist ja auch nicht in allen Ländern überhaupt 
möglich, seinen Nationalitäteneintrag heute noch zu än-
dern. Deswegen ist es auch richtig, dass das Bemühen 
ausreicht. Dieser Umstand darf nicht zum Nachteil der 
Betroffenen ausgelegt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir als Christdemo-
kraten sind seit Jahrzehnten der Garant dafür, dass die 
Tore für unsere Landsleute, die Spätaussiedler, nach 
Deutschland offen stehen, und das wird auch so bleiben. 
Aber ich frage mich an dieser Stelle schon: Wie glaubhaft 
ist eigentlich die Haltung der Bundesregierung? Wie 
kann es denn in dieser Situation sein, dass die Bundes-
innenministerin die Haushaltsansätze für die Aufnahme 
der Spätaussiedler auf 5,1 Millionen Euro mehr als hal-
biert, die Integrationsmittel um 6 Millionen kürzt, und 
das, obwohl wir doch mehr Spätaussiedler in Deutsch-
land aufnehmen wollen und die Kosten im letzten Jahr 
noch 16,5 Millionen Euro betragen haben? Das ist ein 
deutlicher Widerspruch zu diesem Gesetz. Hierauf hätte 
ich gerne eine Antwort, Frau Bundesbeauftragte.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Ich komme zum Schluss. – Wir werden uns dafür ein-

setzen, dass diese Kürzungen zurückgenommen werden. 
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Ich hoffe, wir tun auch das gemeinsam. An dieser Stelle 
haben Sie unsere Unterstützung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort die Kollegin 

Katrin Göring-Eckardt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrter Herr Fabritius! Ich bin froh, dass 
wir diese Debatte heute in Ruhe und Sachlichkeit führen 
können und dass wir in den demokratischen Fraktionen 
dieses Hauses hoffentlich zu gemeinsamen Ergebnissen 
kommen.

Ich glaube, wir müssen daran erinnern, wie die Situa-
tion der Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler ist. Ich 
will mit der Erinnerung an Odessa anfangen. Anfang 
dieser Woche wurde diese wunderbare Stadt erneut bom-
bardiert. Vielen in unserem Land ist sie wahrscheinlich in 
den letzten Monaten wegen des Getreideabkommens be-
kannt geworden. Ganz wenige wissen aber, dass Odessa 
einst ein wichtiges kulturelles Zentrum für die deutschen 
Minderheiten in der Ukraine war. Viele von ihnen sind 
aktuell von den furchtbaren Folgen des russischen An-
griffskrieges betroffen.

Auch in Russland sind die deutschen Minderheiten 
zunehmend staatlichen Repressionen ausgesetzt. Die 
Menschen brauchen gerade jetzt besondere Unterstüt-
zung, nicht nur wegen der andauernden Kriegsverbre-
chen Putins, sondern auch, weil die Bundesrepublik 
Deutschland in der Folge des Zweiten Weltkrieges diese 
besondere Verantwortung hat.

Frau Pawlik, Herr de Vries, Sie haben beide darauf 
hingewiesen, dass vor 70 Jahren der Deutsche Bundestag 
der alten Bundesrepublik – das muss man sagen – das 
Bundesvertriebenengesetz auf den Weg gebracht hat. 
Das ist nicht nur eine lange Zeit, sondern das zeigt auch 
die lange Geschichte der Spätaussiedlerinnen und Spät-
aussiedler in unserem Land. Dieses Gesetz ist ein wich-
tiges Zeichen unserer gemeinsamen historischen Ver-
antwortung gegenüber den deutschen Minderheiten, 
besonders natürlich gegenüber denen in Osteuropa und 
der ehemaligen Sowjetunion, und ihren besonderen Be-
lastungen infolge des Zweiten Weltkrieges. Sie haben 
darüber gesprochen, und man mag sich gar nicht vor-
stellen, wie sich diese Situation für viele Menschen bis 
heute fortgesetzt hat, die dageblieben sind.

Das Gesetz ist ein Zeichen der Wiedergutmachung. 
Dafür stehen wir bis heute ein. Der Gesetzentwurf, den 
wir heute hier diskutieren, hat zum Ziel, die Rechte der 
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler weiter zu stär-
ken. Ich finde es richtig, dass wir im Einzelnen darüber 
diskutieren, was der richtige Weg ist. Ich glaube aller-

dings, dass es gut ist, wenn wir es gemeinsam so hinbe-
kommen, dass für alle Menschen, die betroffen sind, das 
Beste daraus folgt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Christoph de Vries [CDU/ 
CSU])

Vor zwei Jahren gab es das einschneidende Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtes, und in diesem Kontext 
wurde die Aufnahme und Anerkennung von Spätaussied-
lerinnen und Spätaussiedlern mit starken Einschränkun-
gen versehen. Die Folgen spüren die Betroffenen bis 
heute. Es gibt zahlreiche Ablehnungen, Frustration und, 
ja, zu Recht Unverständnis. Ich sage ganz offen, Herr de 
Vries: Ich bin Ihnen dankbar, dass Sie das immer wieder 
und ausdauernd thematisiert haben. Jetzt entsteht Sicher-
heit für die Menschen; denn mit diesem Gesetzentwurf ist 
jetzt klar: Wir kehren zur alten Aufnahmepraxis zurück.

Was genau ändert sich?
Erstens. Die durch das Urteil verschärften Anforderun-

gen an das sogenannte Bekenntnis zum deutschen Volks-
tum sollen wieder gesenkt werden.

Zweitens. Die Verwaltungspraxis soll reformiert wer-
den. Wir brauchen eine einheitliche Regelung für die 
Aufbewahrung und Einsicht von Spätaussiedlerinnen- 
und -aussiedlerdaten. Es gab eine ganze Reihe von Fäl-
len, in denen Akten vernichtet wurden oder gar verloren 
gegangen sind. Das ist natürlich für die Betroffenen eine 
Katastrophe und hat schwerwiegende rechtliche Folgen. 
Das muss sich nun ändern.

Die beiden Verbesserungen sind ein wichtiger Schritt. 
Ich freue mich, dass wir als Ampelkoalition rasch einen 
Vorschlag erarbeiten konnten, der an die aktuelle Lebens-
realität und die Umstände der Betroffenen angepasst ist.

(Sandra Bubendorfer-Licht [FDP]: Genau!)

Wie uns der grausame Angriffskrieg gegen die Ukraine 
schmerzlich vor Augen führt, kann es immer passieren, 
dass auch Angehörige der deutschen Minderheit und ihre 
Familien in den osteuropäischen Staaten aufgrund von 
Kriegen, Katastrophen oder anderen Gefahren fliehen 
müssen. Es ist für mich zentral, dass es eben auch nicht 
sein kann, dass ein fluchtbedingter vorübergehender Auf-
enthalt außerhalb des Aussiedlungsgebietes zum Verlust 
des Aufnahmeanspruchs führt. Das wollen wir noch än-
dern. Das muss sich aus meiner Sicht ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Für die Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler aus der 
Ukraine wird das gerade noch über eine Härtefallrege-
lung gelöst. Das, finde ich, sollten wir so nicht beibehal-
ten, sondern es muss für alle Betroffenen Klarheit und 
Sicherheit geben. Das gebietet einerseits natürlich die 
Empathie für die Menschen, andererseits aber selbstver-
ständlich auch unsere eigene Verantwortung.

(Beifall der Abg. Dr. Manuela Rottmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kollegin Göring-Eckardt, erlauben Sie eine 

Zwischenfrage aus der AfD-Fraktion von Herrn 
Beckamp?

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ich glaube, dass es keinen Sinn macht, mit der AfD- 
Fraktion über diese Frage zu diskutieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Renata Alt 
[FDP] – Beatrix von Storch [AfD]: Demokra-
ten!)

Es kann nicht sein – und das will ich ausdrücklich 
sagen –, dass wir deutschen Minderheiten auf der Flucht 
eine Schlechterstellung zumuten gegenüber denjenigen, 
die sich noch im Aussiedlungsgebiet befinden.

Mit diesem Gesetz wollen wir also ein Aufnahmever-
fahren ermöglichen, das an die aktuellen Lebensrealitäten 
und -umstände angepasst ist. Denn wir als Bundesregie-
rung sehen uns in historischer Verantwortung, den Spät-
aussiedlerinnen und Spätaussiedlern ein Zuhause zu bie-
ten.

Ich will ausdrücklich sagen – Frau Pawlik ist ja nur 
eins von vielen Beispielen, eins von einigen Beispielen 
auch hier im Hohen Hause –: Es geht eben auch um die 
folgenden Generationen. Ich glaube, dass wir auch damit 
Vielfalt in unserem Land in besonderer Weise stärken 
können, und freue mich deswegen auf die Beratungen 
und die weiter gehenden Einigungen, die ich jedenfalls 
positiv am Horizont sehe.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für eine Kurzintervention hat das Wort Roger 

Beckamp.

Roger Beckamp (AfD):
Vielen Dank. – Frau Göring-Eckardt, ich habe bei Ih-

ren Vorrednern viel gehört von Volkszugehörigkeit, vom 
Bekenntnis zum deutschen Volkstum, von Rückkehr in 
die alte Heimat, von einer besonderen Stellung dieser 
Menschen, die unter das Gesetz fallen, insbesondere 
Russlanddeutschen, eben einer Vorrangstellung anderen 
Menschen gegenüber, die sie besonders macht. Denn da-
rum geht es ja hier: Hier kommen Deutsche zu Deut-
schen. Das habe ich, ehrlich gesagt, bei Ihnen nicht mit 
einem Wort gehört. Ich frage mich, ob Sie überhaupt 
wissen, worum es hier geht.

Insofern die Frage an Sie: Haben diese Menschen, die 
als Deutsche zu Deutschen kommen, einen Vorrang vor 
den Menschen, die sonst zu uns kommen? Müssen wir 
uns nicht in erster Linie um die Leute kümmern, die in 
ihre alte Heimat wollen? Darauf hätte ich gerne eine Ant-
wort von Ihnen.

Danke. 

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Göring-Eckardt, Sie dürfen antworten.

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Erstens. Wer hierherkommt, der muss in diesem Land 
aufgenommen werden, sich wohlfühlen, und wir müssen 
dafür sorgen, dass Menschen hier anständig behandelt 
werden,

(Roger Beckamp [AfD]: Bekenntnis zum 
deutschen Volkstum! Darum geht es!)

und zwar egal, woher sie kommen.
Zweitens. Wir haben – das habe ich dargelegt – eine 

besondere Verantwortung den Spätaussiedlerinnen und 
Spätaussiedlern gegenüber. Ich habe es mehrfach in mei-
ner Rede gesagt; daran ist auch nichts zu deuten. Und ich 
lasse mir von Ihnen auch nicht unterstellen, dass daran zu 
deuten wäre.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Roger Beckamp [AfD]: Genau so ist 
es!)

Ich glaube, dass es in der Tat keinen Unterschied geben 
sollte, wenn es darum geht, ob wir Menschen in unserem 
Land, die aus welchen Gründen auch immer hier leben – 
ob sie schon immer hier leben, ob sie Großeltern mit 
deutschen Namen haben,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
ob sie aus Spätaussiedlergebieten kommen oder woher 
auch immer –, mit Menschlichkeit begegnen. Das, finde 
ich, ist eine Grundlage, von der wir uns nicht verabschie-
den sollten.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann kommen wir zum nächsten Red-

ner: Eugen Schmidt für die AfD.
(Beifall bei der AfD)

Eugen Schmidt (AfD):
Frau Präsidentin! Liebe Landsleute! Ich komme direkt 

zum Punkt: Die Spätaussiedler werden von dieser Regie-
rung nicht nur vernachlässigt, sondern bewusst verges-
sen. Sie gelten für diese Regierung weniger als jeder 
Fremde. Tausende von Aufnahmeanträgen von Spätaus-
siedlern wurden abgelehnt, unzählige Familien sind ver-
zweifelt.

Natalie Pawlik, die angebliche Beauftragte der Bun-
desregierung für Aussiedlerfragen, versprach vor sieben 
Monaten vollmundig, mit „Hochtouren an Lösungen“ zu 
arbeiten. Dabei macht sie mit jedem Satz und jeder Tat 
schlichtweg nur Politik gegen alle Russlanddeutschen.

(Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]: So ein Unsinn! – 
Simona Koß [SPD]: So ein Unsinn! – Filiz 
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Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Unver-
schämt!)

Kulturfremde Sozialmigranten kommen millionenfach 
über unsere Grenzen,

(Simona Koß [SPD]: Also, jetzt ist aber mal 
gut! Pfui Deibel!)

sagen nur das magische Wort „Asyl“ und bekommen 
sofort ein Rundum-sorglos-Paket.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Sagt Herr Merz auch! – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Pfui! Ekelhaft! – Weitere 
Zurufe von der SPD: Pfui!)

Währenddessen stehen deutsche Spätaussiedler vor ei-
nem bürokratischen Marathon. Sie müssen im Ausland 
eine Vielzahl von Dokumenten vorlegen. Dann müssen 
sie oftmals noch jahrelang auf eine Entscheidung warten, 
und die Entscheidung fällt bei dieser Regierung häufig 
negativ aus.

Dabei ist klar, was wir brauchen: Schluss mit dem 
ewigen Warten und Hinhalten! Der Aufnahmeprozess 
für Spätaussiedler muss dringend vereinfacht werden, 
insbesondere für Deutsche aus der Ukraine und Russland.

(Beifall bei der AfD)

Denn jeder weitere Tag des Wartens sorgt dafür, dass 
noch mehr Landsleute in diesem sinnlosen Krieg sterben 
müssen.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Ja, das sagen Sie 
mal Putin oder wenn Sie im russischen Fernse-
hen sind! Tritt im russischen Fernsehen auf und 
vergisst, das zu sagen!)

Die Altersbeschränkung ist eine Farce. Es ist absurd, 
dass nur die vor 1993 Geborenen als Spätaussiedler gel-
ten sollen. Unseren jungen Leuten aus den ehemaligen 
Sowjetrepubliken muss die Möglichkeit gegeben werden, 
als Deutsche nach Deutschland einzureisen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Natalie 
Pawlik [SPD])

Die genannten und weitere Forderungen finden Sie im 
Antrag der AfD.

Diese Regierung fliegt Tausende Afghanen in unser 
Land ein,

(Zurufe von der SPD: Oah!)

gleichzeitig macht sie für Deutsche die Rückkehr in die 
Heimat der Vorfahren unmöglich. Sagen Sie, schämen 
Sie sich nicht?

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein! Wir schämen uns nicht! 
Sie sollten sich schämen! Gerade Afghanis-
tan! – Zuruf der Abg. Natalie Pawlik [SPD])

Das sind unsere Leute; das sind Deutsche wie wir.

(Beifall bei der AfD)

Ich sage es ganz klar: Wer als Deutscher zurück in die 
Heimat will, ist willkommen. Seit 1990 kamen über 
3 Millionen Deutsche in ihre historische Heimat. Sie 

stärken unsere Gemeinschaft. Sie sind fleißig, arbeiten, 
gründen Familien. Sie tun all das, was Deutschland und 
unser Volk dringend brauchen.

(Beifall bei der AfD)
Sie leben die weltbekannten deutschen Tugenden, die 
diese Regierung vergessen hat.

Für alle Landsleute, die in die alte Heimat kommen 
wollen, müssen wir die Tür weit offen halten. Und für 
diejenigen, die in Russland oder Kasachstan bleiben 
möchten, müssen wir alles tun, damit sie ihre deutsche 
Identität bewahren können.

Ich sage Ihnen heute: Das Blatt wird sich wenden. Es 
wird der Tag kommen, an dem diese Regierung in der 
1100-jährigen Geschichte unseres Landes nur noch als 
peinlicher Ausrutscher erwähnt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: „1100-jäh-
rige Geschichte unseres Landes“? – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: 23. Mai 1949! 
Gründung der Bundesrepublik! – Gegenruf 
der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD]: Er hat 
eine andere Zeitrechnung! Das weißt du doch!)

Diese Bundesregierung hat unsere Landsleute verges-
sen, wir aber keineswegs. Wir sind die Stimme der Ver-
gessenen, der Übersehenen, der Abgewiesenen. Denn am 
Ende ist es das, was uns ausmacht:

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was für ein rechtsradikaler Mist, den 
Sie da erzählen!)

Wir sind Deutsche, wir sind ein Volk,
(Der Redner hält eine Flagge hoch)

und wir lassen niemanden zurück.
(Beifall bei der AfD – Simona Koß [SPD]: Das 
ist ja wohl nicht Ihr Ernst! – Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist ja un-
fassbar! – Weitere Zurufe von der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Schmidt, wir haben die Vereinbarung, dass wir 

hier keine Flaggen oder großen Plakate hochhalten. Und 
da wir das schon mehrfach gesagt haben, erteile ich Ihnen 
hiermit einen Ordnungsruf.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN – Beifall 
bei der AfD)

Für die FDP-Fraktion hat das Wort Sandra 
Bubendorfer-Licht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sandra Bubendorfer-Licht (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrter Herr Fabritius! In diesem Jahr wird das 
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Bundesvertriebenengesetz 70 Jahre alt. Nach den Wirren 
und Grausamkeiten des Zweiten Weltkriegs durch das 
verbrecherische Naziregime war gerade für die in der 
Sowjetunion lebenden Deutschen das Bundesvertriebe-
nengesetz eine Chance auf einen Neubeginn. Noch we-
sentlich schlimmer traf es diejenigen, die nach 1941 in 
der Zeit des Stalinismus mit Zwangsdeportationen nach 
Sibirien und Kasachstan bestraft wurden. Das Aufrecht-
erhalten der Sprache und der Kultur war nur unter enor-
mer Anstrengung möglich und ging stets mit dem Risiko 
einher, weitere Repressionen und Strafen zu erleiden.

Größere Zahlen von Ausreisen gab es erst nach der 
Grenzöffnung im Rahmen von Perestroika und dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion. Gerade zu dieser Zeit 
war der Wille zum Aufbruch gen Westen und in die 
Heimat der Vorfahren groß. Nicht nur aus Russland 
selbst, sondern besonders auch aus der Ukraine, Kasachs-
tan und vielen weiteren nun selbstständigen Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion kamen immer mehr Spätaus-
siedler in die Bundesrepublik.

Seit Konrad Adenauer und bis zum heutigen Tag ist die 
Geschichte der Deutschen aus Russland und der Bundes-
republik Deutschland eine Geschichte der Solidarität und 
Unterstützung; denn diese Menschen werden hier in 
Deutschland stets ein Zuhause haben. Es ist gut, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, dass das auch weiterhin 
so bleibt.

Mit dem 24. Februar 2022 hat Wladimir Putin den 
Krieg zurück nach Europa gebracht. Damit hat er Deut-
schen aus Russland in der Ukraine erneut die Schrecken 
und Gräuel eines Krieges vergegenwärtigt und den Deut-
schen aus Russland auch im eigenen Land gezeigt, dass 
ein Leben unter einem imperialistischen Kriegstreiber 
nicht lebenswert ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Diese Menschen haben auch heute noch enorme 
Schwierigkeiten in der Russischen Föderation. Wer sich 
in solch einer Gesamtgemengelage gegen dieses kriegs-
treibende Russland und für ein Leben in der freien Hei-
mat der Vorfahren entscheidet, der kann sich unserer 
vollen Solidarität und Unterstützung sicher sein.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Mit der jetzigen Änderung des Bundesvertriebenenge-
setzes stellen wir die ursprüngliche Praxis wieder her, die 
jahrelang sehr gut funktioniert hat und die nach dem 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes von 2021 wirk-
lich dringend notwendig war. Diesen Menschen werden 
wir die Einreise nun deutlich erleichtern, und hierbei gilt 
es auch, in klarer Abgrenzung zu Flüchtlingen zu unter-
scheiden. Spätaussiedler sind keine Flüchtlinge.

Neben einer echten Erleichterung beim Bekenntnis-
nachweis wird nun auch eine Rechtsgrundlage geschaf-
fen, um sämtliche bei den Behörden befindlichen Daten 
der Spätaussiedler aufzubewahren; denn hierbei gab es 
immer wieder sehr große Probleme. Besonders bei der 

Rente von Spätaussiedlern, der sogenannten Fremdrente, 
ist ein Nachweis der Spätaussiedlereigenschaft von enor-
mer Bedeutung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir stehen zu 
den Menschen, die nun den Weg in die Heimat ihrer Vor-
fahren antreten möchten, und wir lassen sie nicht im 
Regen stehen. Wir haben über den Sommer hinweg mit 
Hochdruck an konstruktiven und praxistauglichen Lö-
sungen gearbeitet und bringen diese heute hier gemein-
sam auf den Weg.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort die Kollegin 

Petra Pau.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Katrin Göring- 
Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Petra Pau (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die Änderung des Bundesvertriebe-
nengesetzes ist längst überfällig, und wir begrüßen es, 
dass auf dieser Grundlage nun wieder mehr Menschen 
mit ihrem Antrag auf Anerkennung als Spätaussiedler 
Erfolgsaussichten haben.

Ich sage es aber gleich – ich habe leider nicht so viel 
Redezeit; ich bin den Kolleginnen und Kollegen dankbar, 
die etwas zur Geschichte, auch zur leidvollen Geschichte 
dieser Menschen und Familien gesagt haben –: Der rech-
ten Seite des Hauses empfehle ich dringend mal eine 
Bildungsreise nach Detmold ins Museum für russland-
deutsche Kulturgeschichte oder auch nur – das ist gar 
nicht weit weg, ganze 17 Kilometer von hier – auf den 
Parkfriedhof Marzahn, wo es ein Denkmal für die Opfer 
der Stalin-Dekrete und der Deportationen gibt.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Zum Gesetz selbst werden wir im parlamentarischen 
Verfahren noch etwas zu besprechen haben. Die erste 
Durchsicht zeigt mir, dass Sie noch keine klare Regelung 
zum sogenannten Gegenbekenntnis haben. Wir sollten 
hier noch einmal nachsteuern. Sie haben es selbst als 
Problem im Gesetz benannt: Den Spätaussiedlern wird 
zur Erlangung der deutschen Staatsbürgerschaft unver-
ändert ein Bekenntnis abverlangt, ausschließlich dem 
deutschen Volk als national geprägter Kulturgemein-
schaft anzugehören. Das ist befremdlich. Das führte ja 
schon in der Vergangenheit zur Ablehnung vieler Bewer-
ber, und ich schließe mich da der Kritik der Versammlung 
Auslanddeutscher an.

Die Fraktion Die Linke denkt, dass wir in einer globa-
lisierten Welt und einer multiethnischen Geschichte hier 
nachsteuern müssen. Diese Ausschließlichkeit passt nicht 
mehr in die Zeit; das hat auch etwas mit Anerkennung 
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von Lebensgeschichte, von Lebensleistungen zu tun. Las-
sen Sie uns darüber im parlamentarischen Verfahren re-
den!

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort die Kollegin Nina 

Warken.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nina Warken (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Bernd Fabritius! Konrad Adenauer hat das Bun-
desvertriebenengesetz einmal als die bedeutsamste ge-
setzliche Grundlage bezeichnet, die es Millionen von 
Vertriebenen und Flüchtlingen ermöglichen werde, ihr 
Leben in einer neuen Umwelt wieder lebenswert zu ge-
stalten, und tatsächlich war es so.

Dieses Jahr – das haben wir gehört – feierte das Bun-
desvertriebenengesetz 70-jähriges Jubiläum. Aufgrund 
seiner zahlreichen Fördermaßnahmen im sozialen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Bereich gilt es als Meilen-
stein für die Integration von Millionen Deutschstämmi-
gen, die nach dem Krieg ihre Heimat verloren hatten. 
Dank des Gesetzes konnte man vielen Millionen Men-
schen ermöglichen, in ihr angestammtes Heimatland zu 
kommen.

In seiner 70-jährigen Geschichte hat das Bundesver-
triebenengesetz aber auch immer wieder Anpassungen 
aufgrund veränderter Gegebenheiten erfahren. Eine sol-
che Anpassung ist nun aufgrund eines Urteils des Bun-
desverwaltungsgerichts aus dem Jahr 2021 notwendig 
geworden; auch das haben wir schon gehört.

Die daraufhin veränderte Verwaltungspraxis hatte zur 
Folge, dass es zu einer Vielzahl an Ablehnungen und 
schließlich zu einem Bearbeitungsstopp gekommen ist. 
Für die vielen betroffenen Menschen, gerade auch für 
die vielen Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler aus 
der Ukraine und der Russischen Föderation, hat das 
eine besondere Härte und einen erneuten Schicksals-
schlag bedeutet. Gerade deshalb ist es angezeigt, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, schnell eine gesetzliche Klar-
stellung auf den Weg zu bringen. Das haben wir als Union 
gefordert, und das haben die Verbände gefordert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mein Kollege hat es angesprochen; ich will es aber 
auch noch einmal deutlich sagen: Die Art und Weise, 
wie Sie hier vorgegangen sind, ist nicht tragbar. Es geht 
hier schließlich nicht um ein Gesetz mit großem, schwie-
rigem Regelungsgehalt oder einem hohen Begründungs-
aufwand; gleichwohl haben Sie Monate gebraucht, um 
uns endlich etwas vorzulegen. Herausgekommen sind 
zwei Sätze. Von Tempo kann man hier wahrlich nicht 
sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn wir dann hören, dass das nicht der Schwierigkeit 
des Sachverhalts oder der Klärung von inhaltlichen Fra-
gen geschuldet ist, sondern schlicht den Querelen inner-
halb der Regierungsfraktionen, dann ist das noch weniger 
tragbar, und es ist auch verantwortungslos den betroffe-
nen Menschen gegenüber.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Den jetzigen Gesetzentwurf haben wir uns in der 
Kürze der Zeit angeschaut. Er geht in die richtige Rich-
tung. Man muss sich einiges noch genauer anschauen, 
zum Beispiel, welche Anforderungen an die ernsthaften 
Bemühungen zur Änderung einer Nationalitätenerklä-
rung zu stellen sind. Es ist wichtig, dass hier die Hürden 
nicht zu hoch sind und ein pragmatischer Ansatz gewählt 
wird, gerade vor dem Hintergrund, dass in manchen Län-
dern eben gar keine Korrekturen von Nationalitätenein-
tragungen mehr vorgesehen sind.

Insgesamt gilt es, im Sinne der Betroffenen und deren 
Lebenswirklichkeit zu entscheiden, so wie dies vor dem 
Urteil auch schon der Fall war. Wir als Union werden uns 
im parlamentarischen Verfahren im Sinne der Spätaus-
siedlerinnen und Spätaussiedler konstruktiv einbringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Simona Koß.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Katrin Göring-Eckardt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Simona Koß (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Fabritius! Mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf wollen wir das Bundes-
vertriebenengesetz ändern. Das ist notwendig geworden 
nach einer Verwaltungsgerichtsentscheidung, die die An-
erkennung von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern 
erschwert hat. Wir wollen die bisherigen Anerkennungs-
bedingungen wiederherstellen – Frau Pawlik hat das ja 
unter anderem ganz ausführlich dargestellt –, und, meine 
Damen und Herren, wir haben noch eine Rechtsgrund-
lage zur Aufbewahrung der bei den Vertriebenenbehör-
den befindlichen Aussiedlerdaten geschaffen, damit es 
nicht zum Verlust der Fremdrentenansprüche kommt.

Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler aus meinem 
Wahlkreis haben mich angesprochen; aber wir haben 
auch bundesweit Beschwerden bekommen. Wir haben 
unsere Unterstützung und schnelle Abhilfe zugesagt, 
auch gegenüber dem Bundesvertriebenenverband.

Bei uns in Märkisch-Oderland, in Seelow und Straus-
berg, wohnen viele Spätaussiedlerinnen und Spätaussied-
ler. Sie sind aktiv in den Vereinen und leisten gerade seit 
dem Beginn des Ukrainekrieges bis heute große Unter-
stützung. Dafür mein herzlicher Dank!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Alexander Hoffmann [CDU/CSU])
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Sie sind Deutsche und bringen gleichzeitig die Erfahrun-
gen aus ihrem Herkunftsland mit. Das ist eine kulturelle 
Bereicherung für unsere Region.

Wir haben versprochen, den Spätaussiedlerinnen und 
Spätaussiedlern zu helfen, und dieses Versprechen, meine 
Damen und Herren, halten wir. Hier legen wir Ihnen den 
Regierungsvorschlag vor. Dass wir so schnell reagieren 
konnten, ist zuallererst ein Verdienst unserer Innenminis-
terin, und dafür herzlichen Dank, liebe Nancy Faeser.

(Beifall bei der SPD)

Übrigens liegt heute auch noch ein Antrag der AfD zur 
Beratung vor. Wesentlicher Inhalt: Die Bundesregierung 
soll bitte ihre Kontakte nach Russland wieder aufneh-
men. – Meine Damen und Herren, haben Sie nicht ver-
standen, dass viele Spätaussiedlerinnen und Spätaussied-
ler gerade in Russland und durch russische Behörden in 
Gefahr sind?

(Marc Bernhard [AfD]: Umso wichtiger wäre 
es ja, wenn man mit denen mal spricht, oder?)

In welcher Welt leben Sie eigentlich?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich lehnen wir Ihren Antrag ab.
Zum Abschluss sei mir noch eine Bemerkung gestattet: 

Ich bin sehr froh, dass wir als Koalition eine Bundes-
beauftragte für Aussiedlerfragen berufen haben. Wie 
wir sehen, hat sich die Bundesbeauftragte Natalie Pawlik 
bereits jetzt bewährt und sich als Ansprechpartnerin für 
die Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler einen Namen 
gemacht. Ich möchte mich im Namen meiner Fraktion 
recht herzlich bei ihr für die gute Zusammenarbeit be-
danken. Wir werden den Weg weitergehen und alles, 
was in unserer Macht steht, für die Spätaussiedlerinnen 
und Spätaussiedler tun. Ich freue mich auf die weiteren 
Beratungen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und der letzte Redner dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion der Kollege Alexander Hoffmann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Präsident Dr. Fabritius! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die heutige 
Debatte zeigt genauso wie der Gesetzentwurf, dass Poli-
tik auch konzentriert Lösungen erarbeiten kann. Ich will 
trotzdem sagen: Für uns als Opposition, als Union bleibt 
die Frage: Warum hat das eigentlich so lange gedauert? 
Wahlkampflobeshymnen auf die Bundesinnenministerin, 
gerade wegen des Tempos, machen es auch nicht besser. 
Trotzdem will ich versöhnlich sagen: Es ist gut, dass 
heute aus diesem Hause das Signal an Spätaussiedlerin-

nen und Spätaussiedler gesendet wird: Sie sind uns herz-
lich willkommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie wissen: Das Bundesverwaltungsgericht hat die An-
forderungen für den Nachweis des Bekenntnisses zum 
deutschen Volkstum angehoben. Spätaussiedler, die ein 
sogenanntes Gegenbekenntnis abgegeben haben, also in 
amtlichen Dokumenten eine nichtdeutsche Volkszuge-
hörigkeit haben eintragen lassen, haben nach diesem Ur-
teil höhere Anforderungen für einen Wechsel, und zwar: 
dass dieses Gegenbekenntnis nun einem Bekenntnis zum 
deutschen Volkstum so lange entgegensteht, bis davon 
wirksam abgerückt wird. Diesen Begriff des Abrückens 
beschreibt das Bundesverwaltungsgericht noch mal ge-
nauer und sagt: Die bloße Eintragung der deutschen 
Volkszugehörigkeit reicht gerade nicht. Erforderlich ist 
vielmehr, dass äußere Tatsachen nachweisen, dass da 
ein echter innerer Bewusstseinswandel stattgefunden 
hat, der nach außen eben auch erkennbar ist.

Wenn man sich das auf der Zunge zergehen lässt, er-
kennt man natürlich sofort, dass das verschiedene prakti-
sche Probleme erzeugt. Wenn man sich dann noch die 
Situation in der Ukraine rund um die Kriegswirren in 
den Krisenregionen anschaut, dann merkt man, dass das 
am Ende des Tages für die Betroffenen schier unauflös-
bare Probleme bedeutet, weil es natürlich gerade in den 
Kriegswirren schwierig ist, zu zeigen, dass es einen in-
neren Bewusstseinswandel gegeben hat. Deswegen geht 
der Gesetzentwurf in die richtige Richtung. Die Eintra-
gung ins amtliche Dokument muss genügen. Wenn das in 
den Kriegswirren nicht möglich ist, dann genügt letztlich 
auch das ernsthafte Bemühen.

Ich will die Gelegenheit nutzen, auch dem Präsidenten 
Dr. Fabritius zu danken, weil es nämlich Irritationen um 
eine Formulierung in Zusammenhang mit § 6 Absatz 2 
Satz 2 gegeben hat, nämlich um das Wörtchen „nur“. 
Herr Präsident, es ist gut und klug gewesen, dass Sie 
das versöhnlich klargestellt haben. Es geht nämlich nicht 
um eine Verschlechterung oder gar um einen Rückfall zu 
der Rechtslage von vor 2013, sondern es geht lediglich 
um den Ausschluss von Mischbekenntnissen. Das ist ge-
nau das, was das Bundesverwaltungsgericht auch vor-
gegeben hat. Ich glaube, bei diesem wichtigen Thema 
ist es wertvoll gewesen, dass Sie sich dazu zu Wort ge-
meldet haben.

Ich freue mich auf die parlamentarischen Beratungen.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Natalie Pawlik [SPD] und Katrin Göring- 
Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 20/8537 und 20/8532 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – 
Ich sehe keine weiteren Überweisungsvorschläge. Des-
halb verfahren wir wie vorgeschlagen.
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Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 14 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Potenziale der Geothermie nutzen – Hürden 
abbauen, Risiken minimieren, Stromsektor 
entlasten

Drucksache 20/8210
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
vorgesehen. – Ich bitte Sie, die Plätze einzunehmen, so-
dass wir dem ersten Redner Gehör schenken können. – 
Kleinen Moment noch, lieber Thomas Gebhart, ich warte 
noch kurz, bis Ruhe eingekehrt ist.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort für die 
Unionsfraktion dem Kollegen Dr. Thomas Gebhart.

(Beifall des Abg. Dr. Andreas Lenz [CDU/ 
CSU])

Dr. Thomas Gebhart (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Es ist klar: Wir brauchen alle – alle! – verfüg-
baren erneuerbaren Energien, um voranzukommen: Son-
ne, Wind, Wasserkraft, Bioenergie und selbstverständlich 
auch die Geothermie, und zwar dort, wo sie sinnvoll ge-
nutzt werden kann, vor allem für die Versorgung mit 
Wärme. Mit der Nutzung der oberflächennahen Geother-
mie durch Wärmepumpen gibt es ein bereits zig tausend-
fach erprobtes Beispiel, wie Wärme aus dem Erdreich 
sinnvoll genutzt wird, um Häuser zu beheizen. Wir ma-
chen heute mit unserem Antrag ganz konkrete Vorschlä-
ge, wie wir hier in Zukunft weiter vorankommen können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mit der Tiefengeothermie, also Bohrungen in Tiefen 
von 400 bis zu 5 000 Metern, haben wir in Deutschland 
bisher durchaus unterschiedliche Erfahrungen gemacht: 
in einigen Regionen sehr gute Erfahrungen, in anderen 
Regionen eher schlechte Erfahrungen. In meiner Heimat, 
im Oberrheingraben, haben wir vor einigen Jahren mit-
erlebt, wie dadurch Erdbeben ausgelöst wurden. Das zu 
thematisieren, gehört eben auch zu einer ehrlichen De-
batte dazu.

Inzwischen hat sich vieles weiterentwickelt: in der 
Forschung, in der Praxis. Es gibt neue Erkenntnisse. Es 
kann daher nicht richtig sein, dass wir einfach stehen 
bleiben. Die Alternative, Tiefengeothermie nicht weiter 
zu nutzen oder nicht auszubauen, wäre falsch. Aber die 
Alternative, Tiefengeothermie um jeden Preis zu nutzen, 
wäre vor dem Hintergrund der gemachten Erfahrungen 
genauso falsch. Deswegen geht es jetzt darum, die Tie-
fengeothermie sinnvoll voranzutreiben: einerseits die Po-
tenziale klug nutzen und andererseits sensibel mit den 

Risiken umgehen. Wir müssen aus den Erfahrungen ler-
nen. Es wäre doch falsch, dieselben Fehler zweimal zu 
machen. Es kommt jetzt darauf an, wie man es macht.

Hierzu haben wir in den vergangenen Wochen viele 
Gespräche mit Fachleuten geführt. Auf der Grundlage 
dieser Gespräche haben wir heute hier im Deutschen 
Bundestag diesen Antrag vorgelegt und machen Vor-
schläge, wie wir die Geothermie sinnvoll und verantwor-
tungsvoll voranbringen können.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir müssen die neuesten wissenschaftlichen Erkennt-

nisse nutzen. Es gibt beispielsweise bereits erprobte Kon-
zepte wie das Ampelsystem, das Bohrungen rechtzeitig 
abbricht, wenn es erste Anzeichen einer merkbaren Seis-
mizität gibt. Das muss der Standard sein. Für den Fall, 
dass dennoch ein Schaden auftreten sollte, muss im Vor-
hinein klipp und klar geregelt sein, dass es eine unver-
zügliche, unbürokratische Entschädigung gibt, ohne 
Wenn und Aber.

Meine Damen und Herren, es sind aktuell bereits etli-
che weitere Tiefengeothermieprojekte in Deutschland in 
Planung. Daher ist jetzt der richtige Zeitpunkt, es ver-
nünftig anzugehen. Jetzt ist der Zeitpunkt, zu gestalten. 
Ich will, dass die Geothermie, auch die Tiefengeothermie, 
so genutzt wird, dass die Bürgerinnen und Bürger davon 
profitieren. Wir müssen es mit den Menschen machen, 
Hand in Hand, und mit den Kommunen und nicht gegen 
sie. Die Kommunen sollen davon profitieren. Auch 
hierzu machen wir in unserem Antrag ganz konkrete Vor-
schläge.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie sehen: Wir denken beides zusammen. Wir wollen 

und wir müssen alle erneuerbaren Energien nutzen, und 
wir müssen es richtig machen. Deswegen mein Appell 
auch an die Regierungsfraktionen: Lehnen Sie unsere 
Vorschläge nicht einfach ab, nur weil sie von der Oppo-
sition kommen,

(Sebastian Roloff [SPD]: Keine Sorge!)
sondern lassen Sie uns in der Sache und um der Sache 
willen ehrlich und offen im parlamentarischen Verfahren 
debattieren, sodass wir insgesamt für unser Land und für 
die Zukunft in diesem Land sinnvoll vorankommen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Andreas 

Mehltretter.
(Beifall bei der SPD)

Andreas Mehltretter (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Energie, die jederzeit verfügbar ist, ohne stin-
kende Abgase, quasi unbegrenzt – so wollen Sie von der 
Union uns ja meistens die Atomenergie verkaufen und 
vergessen dabei den Atommüll, der uns noch viele Jahr-
zehnte teure Sorgen bereiten wird. Aber ich war sehr froh, 
zu sehen, dass Sie heute gar nicht an Atom denken, son-
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dern an Geothermie. Die kann das nämlich auch alles – 
also Energie jederzeit und klimafreundlich, aber eben 
ohne potenzielle Explosion und Verstrahlung.

(Stephan Brandner [AfD]: Nur mit Erdbeben!)

Und weil die Geothermie so toll ist, wollen wir bei der 
mitteltiefen und tiefen Erdwärme in den nächsten Jahren 
ein Potenzial von 10 Terawattstunden erschließen und so 
die Einspeisung in die Wärmenetze verzehnfachen. Da-
mit wir das hinbekommen, hat das Wirtschafts- und Kli-
maschutzministerium dankenswerterweise bereits Eck-
punkte für eine Erdwärmekampagne vorgelegt. Ich 
freue mich, dass Sie, Herr Gebhart, uns heute mit diesem 
Antrag der Union, in dem Sie die Eckpunkte noch mal 
schön zusammengefasst haben, die Möglichkeit geben, 
hier im Plenum darüber zu sprechen.

Es gibt uns die Möglichkeit, über Projekte zu sprechen, 
wie sie die Stadtwerke München bereits in Betrieb haben. 
Im Süden Münchens steht die derzeit größte Geothermie-
anlage Deutschlands. 80 000 Menschen können mit der 
Wärme dieser Anlage heizen. 100 Grad heißes Wasser 
wird in tiefsten Tiefen aus rund 3 000 Metern an die Erd-
oberfläche gefördert, wo Wärmetauscher dem Wasser 
dann die Wärme entziehen.

Wir können auch über Projekte sprechen wie das Ea-
vor-Loop-Geothermieprojekt in Geretsried, das Olaf 
Scholz diesen Sommer besucht hat. Hier wird eine Tech-
nik eingesetzt, bei der es gar kein Thermalwasser am 
jeweiligen Standort braucht. Geothermie würde damit 
standortunabhängiger, ihr Potenzial noch größer.

Es ist ja auch nicht so, als ob hier bei diesen Themen 
noch nichts passiert wäre. Wir haben seit letztem Jahr die 
Bundesförderung für effiziente Wärmenetze, mit der ge-
rade auch Geothermieprojekte finanziell gut gefördert 
werden. Wir weisen Wärmenetzen in der kommunalen 
Wärmeplanung eine große Bedeutung zu; davon wird 
die Geothermie stark profitieren. Und wir haben gesetz-
lich festgelegt, dass die Geothermie im überragenden 
öffentlichen Interesse liegt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Trotzdem gibt es natürlich Baustellen, die Sie in Ihrem 
Antrag auch richtig benannt haben; die sehen wir genau-
so. Es geht darum, genauer zu wissen, wo sich das Bohren 
lohnt und wo Risiken ausgeschlossen werden können. Es 
geht darum, wie wir das Fündigkeitsrisiko minimieren 
können. Und es geht um die Frage, wie die Planung be-
schleunigt werden kann. Auch bei der Geothermie dauern 
die Genehmigungsverfahren zu lange.

All das steht auch in den Eckpunkten der Bundesregie-
rung.

(Beifall der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD])

Dort stehen auch konkrete Maßnahmen, mit denen wir 
diese Baustellen angehen können:

Wir müssen die geologischen Daten zusammenführen 
und besser nutzbar machen. Außerdem sollte der Zugriff 
auf Grundstücke im öffentlichen Besitz erleichtert wer-
den, und wir brauchen eine Privilegierung im Außen-
bereich.

Wir wollen das Risiko, dass eine Bohrung mal erfolg-
los bleibt, handhabbar machen. Dazu gehört, dass wir 
mindestens 100 Explorationsbohrungen durchführen, 
um gute Standorte zu finden. Wir als SPD wollen außer-
dem auch ein allgemeines Instrument zur Risikoabsiche-
rung schaffen.

Und wir wollen die Verfahren beschleunigen. Aber 
dafür brauchen wir mal wieder die Länder, die für viele 
Bereiche der Genehmigungsverfahren zuständig sind.

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Bayern ist 
führend! Machen Sie mit!)

Da freue ich mich natürlich schon auf Ihre konstruktive 
Mitarbeit, liebe Unionskolleginnen und -kollegen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Meine Damen und Herren, Geothermie ist erneuerbar, 
sie ist jederzeit zuverlässig verfügbar. Deshalb wird sie 
ein wichtiger Baustein für die Wärmewende sein. Dieses 
Potenzial wollen wir nutzen – wie, das habe ich gerade 
dargestellt. Lassen Sie uns darüber im Ausschuss dis-
kutieren, Herr Gebhart. Ich freue mich auf die Beratun-
gen, damit wir die Geothermie gemeinsam voranbringen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion hat das Wort Marc Bernhard.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 2019 

musste ein Geothermieprojekt in Baden-Württemberg 
gestoppt werden, weil es ein Erdbeben der Stärke 3,6 
ausgelöst hat. Und die Stadt Landau musste ein Geother-
mieprojekt – das ist in Ihrem Wahlkreis, Herr 
Dr. Gebhart – stoppen, weil dabei Schwermetalle und 
sogar Arsen in das Grundwasser gelangt sind.

Bereits 2007 sollte im badischen Staufen Geothermie 
zum Einsatz kommen. Nach den Bohrungen hatten die 
Häuser der Altstadt plötzlich Risse. Die Erde hat sich 
gehoben, und seitdem quillt Staufen auf wie ein Hefeteig, 
teilweise um mehr als 45 Zentimeter. Bis heute sind min-
destens 50 Millionen Euro an Schäden entstanden, und 
die Schadenssumme steigt jeden Tag weiter, ohne dass 
irgendein Ende in Sicht ist. Und bis heute sind immer 
noch nicht alle Betroffenen entschädigt – heute, 16 Jahre 
später.

Zur gleichen Zeit sind in Böblingen durch Geothermie 
über 200 Häuser beschädigt worden. Die Bohrfirma ist 
zwischenzeitlich pleite, die Versicherungssumme beträgt 
lächerliche 5 Millionen Euro. Und nach über zehn Jahren 
hatten die Geschädigten immer noch keinen einzigen 
Cent gesehen, sondern mussten sogar die Versicherung 
verklagen.

Stellen Sie sich vor: Sie waren zum Zeitpunkt des 
Schadens an Ihrem Haus 65 Jahre alt. Inzwischen sind 
Sie fast 80, haben bisher keinerlei Entschädigung bekom-
men und müssen dann den Versicherungskonzern verkla-
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gen und mit Reparaturkosten, Gerichtskosten, Anwalts-
kosten, Gutachterkosten in Höhe von vielen Zehntausend 
Euro in Vorleistung gehen, wohl wissend, dass Sie bei 
dieser lächerlich geringen Versicherungssumme 
höchstens einen Bruchteil Ihres Schadens ersetzt bekom-
men.

Das sind nur drei Beispiele von vielen aus Baden- 
Württemberg, wo Sie von der CDU fast ununterbrochen 
seit über 60 Jahren regieren. Und jetzt beantragen Sie 
hier, diesen Wahnsinn auch noch auszuweiten und damit 
noch mehr Schäden für die Bürger anzurichten.

(Beifall bei der AfD)

Ich würde sagen: Machen Sie doch erst mal Ihre Haus-
aufgaben, und sorgen Sie dafür, dass solche Projekte mit 
einer vernünftigen Haftungssumme von mindestens 
100 Millionen Euro versichert werden müssen. Und vor 
allem sorgen Sie dafür, dass die Bürger, egal welche 
Fehler durch Ihre politischen Entscheidungen entstehen, 
sie nicht ausbaden müssen.

(Beifall bei der AfD)

Das Allerschlimmste dabei ist, dass viele Bürger mas-
siv geschädigt werden, obwohl Geothermie nachweislich 
unwirtschaftlich, unnötig und umweltgefährdend ist.

(Konrad Stockmeier [FDP]: Das ist Unfug – 
reiner Unfug!)

Das neue Geothermiekraftwerk bei München, das Sie, 
Herr Mehltretter, erwähnt haben, soll gerade mal 8 Mega-
watt Strom erzeugen, obwohl es bereits zu den größten 
Anlagen in Deutschland gehört. Um ein einziges Kern-
kraftwerk zu ersetzen, müssten 150 solcher Anlagen ge-
baut werden. Hätten Sie also die drei Kernkraftwerke im 
April einfach weiterlaufen lassen, könnten wir uns 450 
dieser Anlagen sparen.

Abgesehen davon, dass kein Mensch weiß, wo diese 
450 Anlagen überhaupt errichtet werden sollten,

(Konrad Stockmeier [FDP]: Dass Sie das nicht 
wissen, ist klar!)

wird das für die Menschen in unserem Land zu Erdbeben-
risiken, Gebäudeschäden und massiver Grundwasser-
gefährdung führen,

(Beifall bei der AfD)

und das alles nur wegen Ihrer völlig vermurksten Ener-
giewende und der völlig kopflosen Abschaltung der 
Kernkraftwerke.

(Beifall bei der AfD)

Für die AfD steht der Schutz der Menschen und der 
Umwelt im Zentrum

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja ganz was Neues!)

und nicht wie bei Ihnen Ihre Klimahysterie.

(Beifall bei der AfD – Sebastian Roloff [SPD]: 
Sie haben die Flüchtlinge vergessen, ansonsten 
war alles dabei! – Reinhard Houben [FDP]: 
Unheimlich sympathischer Auftritt!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich wünsche einen guten Abend. – Das Wort hat 

Bernhard Herrmann für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Bernhard Herrmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Zurück zur 
Debatte, die bisher ruhig und sehr sachlich war. In meiner 
Region schätzen die Menschen sehr wohl die Schätze, die 
im Erdinneren vorhanden sind. Die Menschen im Erz-
gebirge wissen aber, welche Folgen die Atomenergie 
und die Wismut für Jahrhunderte, wahrscheinlich Jahr-
tausende hinterlassen haben und wie viele Menschen 
dort massivste Gesundheitsschäden bis hin zum Tod er-
litten haben. Mehr will ich dazu nicht sagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Marc Bernhard [AfD]: Wie viele in 
Deutschland? Welche Schäden sind bei den 
Bürgern in Deutschland entstanden? – Gegen-
ruf des Abg. Stephan Brandner [AfD]: Der 
weiß das nicht!)

Herzlichen Glückwunsch, Kolleginnen und Kollegen 
von der Union! Mit dem vorliegenden Antrag sehe ich im 
Jahr drei dieser Legislaturperiode zum ersten Mal wirk-
lich so etwas wie konstruktive Oppositionsarbeit. Die 
Bemerkung sei gestattet: Ich lese nicht alle, aber doch 
die meisten Ihrer Anträge. Schön, dass Sie sich einem 
so wichtigen Thema widmen! Ich hoffe, so etwas kommt 
nicht nur in Wahlkampfzeiten.

Inhaltlich nahe beieinander, lassen Sie uns doch gleich 
zu den Inhalten kommen. In der Analyse sind wir uns 
weitgehend einig:

Erstens. Die Wärmewende muss kommen.
Zweitens. Die Geothermie als eines der konstant ver-

fügbaren, effizient hebbaren Potenziale der Umwelt-
wärme kann und wird einen sehr relevanten Beitrag leis-
ten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Sebastian 
Roloff [SPD])

Und drittens. Insbesondere die tiefe Geothermie hat 
noch nicht die idealen Rahmenbedingungen in Deutsch-
land.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Herrmann, ich habe die Uhr angehalten. Ge-

statten Sie eine Frage oder Bemerkung des Abgeordneten 
Bernhard?

Bernhard Herrmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Nein. – Was also ist zu tun? Die Bundesregierung und 
dort das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
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schutz haben im letzten Jahr ein Eckpunktepapier vor-
gelegt, das wesentliche Schritte skizziert. Das Ziel: 10 Te-
rawattstunden Wärme aus der mitteltiefen und tiefen 
Geothermie zu erschließen, 100 neue Anlagen bis zum 
Jahr 2030. Zum Vergleich: Derzeit sind 42 derartige An-
lagen in Betrieb. Auch hier bei den Erneuerbaren eine 
deutliche Beschleunigung, auch hier ambitioniertes Vor-
gehen beim Klimaschutz. Dazu findet ein Dialogprozess 
mit den Betroffenen vor Ort statt, in dem die Dinge an-
gesprochen werden, die wichtig sind, um diese Projekte 
mit Bedacht vorzubereiten. Dieser Dialogprozess findet 
weiter statt.

Daten und Explorationskampagnen, deren Ergebnisse 
auf Bundesebene schon veröffentlicht werden – so weit 
ist das BMWK bereits jetzt. Länderspezifische Daten 
folgen in den kommenden Wochen, bereits jetzt. Die 
detaillierte Landesaufnahme – ist bereits erwähnt wor-
den – obliegt allerdings, natürlich, den Bundesländern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen aus der Union, ich 
habe eine gute Nachricht für Sie: Auch die meisten an-
deren Forderungen aus Ihrem Antrag sind bereits um-
gesetzt oder auf bestem Weg. Förderung für Grund-
wasserwärmepumpen – gibt es bereits, nennt sich 
„Effizienzbonus“. Prüfung vereinfachter Genehmigungs-
verfahren – auch diese läuft. Unter anderem im nächsten 
Bürokratieabbaupaket sind Klarstellungen für die Geo-
thermie geplant, um Planung und Genehmigung zu be-
schleunigen.

Aber auch zu den schwierigeren Fragen, was das Fün-
digkeitsrisiko betrifft, befindet sich das BMWK seit ge-
raumer Zeit in engem Austausch mit Forschung und Ver-
sicherungsbranche über die bestmögliche Ausgestaltung 
dieser Absicherung,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

weil es uns wichtig ist, dass gerade Kommunen, kleine 
Stadtwerke – und dazu bringen wir jetzt auch die kom-
munale Wärmeplanung voran – das Potenzial der Geo-
thermie in ihren Wärmenetzen heben können.

Umweltschutz und Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger sind für uns selbstverständlich.

Ich freue mich auch über Ihre hochwertigen Ände-
rungsanträge, wenn die Bundesregierung demnächst Ge-
setzentwürfe zur Geothermie vorlegen wird.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Klaus Ernst für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Klaus Ernst (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Ich kann es mir nicht verkneifen, ein paar Be-
merkungen zu den Grünen und auch zur SPD zu sagen. 
Wissen Sie, mir kommen Ihre Diskussionsbeiträge inzwi-

schen zu selbstgerecht vor, nach dem Motto „Wir sind 
klug und weise; das haben wir selbst entdeckt“.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

– Ja, das könnt ihr euch mal hinter die Ohren schreiben!

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da fehlt der Spiegel! – Reinhard 
Houben [FDP]: Radio Moskau!)

– Wissen Sie, was da fehlt? Wir hatten einen Kollegen – 
der ist leider vor Kurzem verstorben –, der hat Folgendes 
gesagt: Es schmerzt den frömmsten Heiligen, wenn zu 
viel Weihrauch aufsteigt. – Und bei euch steigt zu viel 
Weihrauch auf.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Jetzt macht die CDU/CSU einen Vorschlag, den Sie 
eigentlich inhaltlich unterstützen. Statt dass Sie sagen: 
„Ja, das ist eine gute Idee, machen wir“, oder: „Da sind 
wir schon auf einem anderen Weg; das machen wir 
nicht“, sagt ihr: „Oh, endlich seid ihr auch so weit; hat 
ja lange gedauert“. Was soll denn dieser Mist!

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Beifall bei 
Abgeordneten der LINKEN und der CDU/ 
CSU)

Warum könnt ihr nicht einfach mal sagen: „Ja, dieser 
Vorschlag der Opposition, der ist in Ordnung“? Warum 
schafft ihr das nicht? Warum kriegt ihr das nicht hin?

(Beifall bei der LINKEN)

Weil ihr so dasteht. Dem Unterbewusstsein ist es egal, 
wer auf die Schulter klopft. Das ist eure Politik!

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Beifall bei der 
LINKEN und der CDU/CSU)

Nee! Ich sage euch mal: Das ärgert mich. – Sie können 
sich später zu Wort melden.

So, und jetzt zum Inhalt. Ja, ich finde es richtig, dass 
wir die Geothermie auf die Tagesordnung setzen. Es ist 
richtig, dass das eine Energiequelle ist, die wir bei Wei-
tem mehr nutzen müssen, als wir es bisher tun. Auch 
wenn Sie das ein oder andere vielleicht in der Pipeline 
haben, der Antrag, der da gestellt wurde, ist doch sehr 
konkret. Ich weiß nicht, warum man sich da drumrum 
mogelt.

Herr Gebhart hat ja selbst drauf hingewiesen, dass es 
doch auch noch das ein oder andere Problem gibt, beim 
Rheingraben, mit Erdbeben. Wir haben auch in Poing bei 
München so kleine Erdbeben gehabt – übrigens nicht, 
weil der Ministerpräsident mit dem Aiwanger spazieren 
gegangen ist, sich alle Leute aufgeregt hätten und des-
wegen ein Erdbeben entstanden wäre, nein. Sondern da 
ist tatsächlich eine Bohrung gewesen, und diese Bohrung 
hat dazu geführt, wie man weiß, dass seismografische 
Änderungen stattgefunden haben.

Es ist doch gut, dass wir das auch berücksichtigen; 
denn daraus kann man Folgen ableiten: Was müssen 
wir, zum Beispiel, machen, bevor wir bohren? Was müs-
sen wir vorher für Untersuchungen einleiten? – Das alles 
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steht in diesem Antrag drin. Also, ich finde es eigentlich 
wirklich toll, wenn sich das Parlament inhaltlich schon so 
weitgehend einig ist in dieser Frage, also bis auf die AfD.

(Stephan Brandner [AfD]: Jetzt aber!)
– Da müsst ihr mal die Risiken bei den Atomkraftwerken 
anschauen, bevor ihr über Risiken von Geothermie redet.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der FDP – Marc 
Bernhard [AfD]: Wo sind durch Kernenergie 
Schäden entstanden in Deutschland, wo?)

Aber das kriegt ihr natürlich nicht auf die Reihe, und das 
ist euer Problem.

Wenn sich das Parlament so einig ist, lasst uns das 
einfach angehen, lasst uns sagen: Ja, toll, die Opposition! 
Wir gemeinsam, wir kriegen das hin, dass wir die Geo-
thermie ausbauen. – Das wäre doch einfach mal ein schö-
ner Weg, den ihr begehen könnt, ohne permanent zu ver-
mitteln: Wir sind sozusagen die Besseren und die anderen 
die Doofen. – Das wäre eine gute Idee für die Zukunft.

Danke. 
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion hat nun Konrad Stockmeier das 

Wort.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Konrad Stockmeier (FDP):
Frau Präsidentin! Geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren zu Hause! Also, sagen Sie mal, 
Herr Ausschussvorsitzender Ernst, ich frage mich 
manchmal wirklich: In welchem Film sitzen Sie, und in 
welchem Film sitzen ich und wir anderen? Kollege 
Mehltretter von der SPD und Kollege Herrmann von 
den Grünen haben doch eben gesagt – und ich schließe 
mich in diesen Reigen ein –, dass im Antrag von CDU 
und CSU zur Geothermie, zu einem ganz wichtigen und 
zukunftsweisenden Thema, viele gute Punkte aufgeführt 
worden sind. Auch ich schließe mich dem Dank an, dass 
Sie diesen Antrag hier ins Plenum einbringen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Also, Herr Ernst, dass Sie ungefähr die Hälfte Ihrer 
Redezeit – – Nee, ich sollte hier Schluss machen und 
dem nicht gar nicht so viel Aufmerksamkeit widmen.

Geothermie wird eine der ganz wichtigen Säulen sein, 
um bei der klimaneutralen Energieerzeugung das We-
sentliche zu erreichen, was für uns Liberale im Mittel-
punkt steht: nämlich frei und unabhängig zu werden von 
Energielieferanten, die diktatorische und autoritäre Re-
gime betreiben, welche das freiheitliche Gesellschafts-
modell, das wir hier in Deutschland haben, bekämpfen.

(Stephan Brandner [AfD]: Dürfen Sie in Ba-
den-Württemberg aber nicht bohren!)

Zur Rede von der AfD. Ich habe, ehrlich gesagt, in 
Ihrer Rede noch darauf gewartet, ob das russische Gas 
auch noch vorkommt. Das haben Sie wahrscheinlich aus 
Versehen an dieser Stelle vergessen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

Zweiter Punkt. Es musste natürlich so sein, dass Sie 
wieder mit dem Beispiel Staufen um die Ecke biegen. Sie 
lassen natürlich immer wieder weg, dass von dieser Art 
der Bohrung, die in Staufen schlecht durchgeführt wor-
den ist – mit verheerenden Folgen; das soll so nicht wie-
der passieren –,

(Stephan Brandner [AfD]: Soll! Soll!)
dass von dieser Art der Bohrung in Deutschland Hunderte 
durchgeführt werden, von denen überhaupt kein Schaden 
ausgeht.

(Marc Bernhard [AfD]: Was ist mit Böblingen? 
Was ist mit Lindau? Was ist mit den ganzen 
anderen Orten? Was ist mit den Erdbeben?)

Das heißt, Sie können wieder nur mit Ängsten arbeiten 
und stellen die Chancen dieser Technologie völlig unter 
den Tisch, weil Sie keine Ahnung davon haben wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Sie sind Angstmacher für Deutschland und sonst rein gar 
nichts.

(Marc Bernhard [AfD]: Dann sorgen Sie für 
die Haftpflichtversicherung! Die zwei Forde-
rungen!)

Außerdem ist Geothermie ja überhaupt keine neue 
Technologie, sondern sie wird, gerade in den letzten Jah-
ren, kontinuierlich so weiterentwickelt, dass die Risiken 
dabei permanent reduziert werden.

Meine Damen und Herren von der Union, ich finde es 
gut, dass Sie diesen Antrag hier einbringen, weil es der 
Bevölkerung – Ihnen zu Hause an den Bildschirmen, 
meine Damen und Herren – auch zeigt, dass es eine breite 
Mehrheit in diesem Parlament gibt, über Regierung und 
Opposition hinweg,

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist ziemlich oft 
der Fall!)

die bereit ist, diesen Weg in die klimaneutrale Energie-
versorgung mitzugehen. Deswegen möchte ich Sie auch 
einladen, dass wir gemeinsam vor Ort Sorgen und Be-
fürchtungen der Bevölkerung aufgreifen, zuhören und 
erklären.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann nur sagen: Zu Hause, in meinem Wahlkreis 
Mannheim, sind wir da auf einem guten Weg. Da wird 
Geothermie eine ganz wichtige Rolle spielen, um die 
Fernwärme zu dekarbonisieren. Wir hatten im Stadt-
gebiet in diesem Frühjahr die sogenannten Rüttelfahrten. 
Ich war sehr gespannt, ob das in der Stadt zu einem Auf-
reger werden würde. Nein, das ist es nicht geworden,
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(Stephan Brandner [AfD]: Da waren aber an-
dere Probleme!)

weil es von den Unternehmen vor Ort sauber angekündigt 
worden ist, weil die Leute Bescheid wussten und Fragen 
stellen konnten. Und es ist gut gegangen, und es wird 
auch weiter gut gehen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren von der Union, einen 
kleinen Schlenker kann ich Ihnen nicht ersparen: Sie 
sind ja in Baden-Württemberg an der Landesregierung 
beteiligt, und da kann ich nur sagen, dass es mein hoch-
geschätzter Kollege Daniel Karrais aus der liberalen 
Fraktion im Stuttgarter Landtag ist, der die dortige Lan-
desregierung immer wieder zum Jagen tragen muss, um 
bei der Geothermie auch mal voranzukommen. Da will 
ich aufgreifen aus Ihrem Antrag: gewisse Kompetenzen, 
die die Bundesländer im Bergrecht jetzt schon haben und 
mit denen man Planungs- und Genehmigungsverfahren 
so gestalten kann, dass die Sachen vorankommen. Die 
Bundesländer sind herzlich eingeladen, diese Kompeten-
zen auch jetzt schon wahrzunehmen. Also: Rufen Sie mal 
in den Staatskanzleien an, wo Sie an der Regierung betei-
ligt sind; dann werden wir gemeinsam auf einen guten 
Weg kommen, um in der Wärmeversorgung dieses Lan-
des frei und unabhängig zu werden von den Lieferanten, 
die unsere Freiheit bekämpfen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Andreas Lenz für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Geother-
mie, Wärme aus der Erde, hat großes Potenzial und steht 
immer, zu jeder Tages- und Nachtzeit, zur Verfügung. 
Und dieses Potenzial müssen wir stärker nutzen, um vo-
ranzukommen bei der Defossilisierung im Wärme-
bereich, meine Damen und Herren.

Übrigens: Auch in der Diskussion zum GEG, zum Hei-
zungsgesetz, wurde die Geothermie von Ihnen sträflich 
vernachlässigt. Wir brauchen für ihre Nutzung im nächs-
ten Schritt natürlich auch mehr Nah- und Fernwärme-
leitungen. Deswegen müssen Sie die Potenziale der Geo-
thermie bei der kommunalen Wärmeplanung von Beginn 
an mitdenken. Dazu fordern wir Sie heute auf, meine 
Damen und Herren.

Die Potenziale sind groß: Allein 25 Prozent des Wär-
mebedarfs könnten deutschlandweit durch die tiefe Geo-
thermie gedeckt werden, meine Damen und Herren. Dazu 
brauchen wir aber eine Offensive. Sie bieten ja mit den 
10 Terawattstunden bis 2030 bei einem Bedarf von 

600 Terawattstunden im Wärmebereich nur homöopathi-
sche Mengen an. Das ist viel zu wenig. Die Bundesregie-
rung, die Ampel hätte hier die Chance, die Weichen rich-
tig zu stellen. Beginnen könnten Sie bei der Einstufung 
der Geothermie als überragendes öffentliches Interesse, 
wie das bei der PV und auch bei der Windenergie schon 
der Fall ist.

(Andreas Mehltretter [SPD]: Haben wir doch 
im GEG!)

Ebenso ist es wichtig, dass die Fündigkeitsrisiken für die 
Kommunen abgesichert werden, dass Kommunen im 
Zweifel eben nicht auf Millionen sitzen bleiben. Nutzen 
Sie die Chance, liebe Vertreter der Ampel.

80 Prozent der gesamtdeutschen Leistung bei der Geo-
thermie sind momentan in Bayern installiert. Von den 
Tiefengeothermieprojekten sind übrigens 57 Prozent in 
Bayern angesiedelt. Wir machen da Fortschritte, wo Sie 
von der Ampel noch zaudern. Bei uns gibt es eine Geo-
thermie-Allianz Bayern, meine Damen und Herren. Bay-
ern geht auch hier entsprechend voran.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Reinhard Houben [FDP]: Großer Beifall!)

Und wir wollen natürlich noch mehr Geothermie. Des-
halb steht bei uns im Wahlprogramm für die kommenden 
Landtagswahlen: Wir wollen in Bayern 25 Prozent des 
Wärmebedarfs im Gebäudesektor aus Geothermie de-
cken. Dazu wollen wir in Bayern die Genehmigungs- 
und die Fachbehörden mit Personal stärken und ein Son-
derprogramm für die Kommunen auflegen.

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die nächste bayerische Landesregie-
rung, ohne die CSU!)

Bayern leistet auch hier die Arbeit, die eigentlich die 
Ampelregierung zu leisten hätte, meine Damen und Her-
ren.

(Dr. Manuela Rottmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was?)

Übrigens: Im Jahr 1983 wurde in meinem Wahlkreis, 
in Erding, nach Öl gebohrt, und in 2 350 Metern Tiefe 
fand man 65 Grad heißes Wasser. Man gründete einen 
Zweckverband Geowärme und profitiert letzten Endes 
dank dieser weitblickenden Maßnahme noch heute da-
von, übrigens auch mit der größten Therme der Welt.

Lassen Sie uns die Bohrlöcher der Zukunft bohren, wie 
übrigens gerade auch in Vaterstetten, wo – auch in mei-
nem Wahlkreis – ein Geothermieprojekt entwickelt wird.

In dem Sinne: Herzliche Grüße und herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Sebastian Roloff für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Sebastian Roloff (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Ernst, ich kann es mir nicht ver-
kneifen: Ich kann ja wirklich verstehen, dass Sie in der 
Fraktion mittlerweile ein größeres Harmoniebedürfnis 
haben; aber den Redebeitrag haben Sie sich, glaube ich, 
ausgedacht, bevor hier geredet wurde. 80 Prozent Schnitt-
menge, bis auf ganz rechts außen, bei der Geothermie – 
hier ist große Übereinstimmung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Also genießen Sie den Rest der Debatte.
Ich werde die positiven Aspekte des Unionsantrags 

auch noch mal besonders hervorheben, damit es auch 
wirklich überall ankommt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP und des Abg. Dr. Armin 
Grau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und zwar beginne ich gleich – es steht hier in meinem 
Manuskript – mit großer Begeisterung, dass die Union 
einen Antrag zum Thema Geothermie vorlegt, in der Zeit, 
in der das Bundeskabinett die Eckpunkte zum Bürokra-
tieentlastungsgesetz zur Kenntnis genommen hat und da-
mit vereinbart hat, dass oberflächennahe Geothermie, 
also bis 400 Meter, aus dem Bergrecht rausgenommen 
wird. Das passt ganz hervorragend. Dementsprechend 
freue ich mich, dass wir diese Debatte führen können.

Selbstverständlich bin ich als Münchener Abgeord-
neter ganz begeistert, wenn Sie das Münchener Geother-
miekraftwerk, die größte Geothermieanlage der Stadt-
werke, die in meinem Wahlkreis liegt, als ganz 
wunderbares Paradebeispiel für eine gute Geothermie-
nutzung hervorheben. Da geht mir fast das Herz auf, 
weil wir uns völlig einig sind, dass der potenzielle Beitrag 
der Geothermie zu einer dezentralen und sauberen Wär-
meversorgung beachtlich ist und wir zu Rahmenbedin-
gungen kommen müssen, die es ermöglichen, das schnell 
auszubauen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Geothermie ist gut für die Menschen in ihren Wohnun-
gen, aber auch für die heimische Wirtschaft. Sie schafft 
lokale Wertschöpfung. Wir machen uns mit ihr ein Stück 
weit unabhängiger von anfälligen Lieferketten, gerade 
auch bei energetischen Rohstoffen. Langfristig kann sie 
einen Beitrag dazu leisten, Wasserstoff einzusparen, weil 
wir dann perspektivisch weniger Wasserstoff zur Strom- 
und Wärmegewinnung nutzen müssen. Dass Wasserstoff 
dringend von der Industrie gebraucht wird, ist, glaube 
ich, nicht zu bestreiten. Und wenn wir es dann noch 
schaffen, mithilfe der Tiefengeothermie weitere Roh-
stoffe zu fördern, wie etwa – das Paradebeispiel – Li-
thium im Rheingraben: umso besser!

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das sind nur Kon-
junktive!)

Dann ist es eine gemeinsame Erfolgsgeschichte.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

FDP)

Ich freue mich, wenn Sie sich in die parlamentarischen 
Beratungen weiter konstruktiv einbringen. Dafür bietet 
Ihr Antrag mannigfaltige Möglichkeiten. Zwei Dinge 
sind mir allerdings noch nicht ganz klar bzw. gehören 
da nicht so richtig rein, zum einen die Frage der Be-
schleunigung von Genehmigungsverfahren. Ja, eine Be-
schleunigung ist erforderlich; aber Sie wissen natürlich 
auch, dass Berlin das nicht zentral steuert. Da könnten die 
unionsgeführten Länder mal mit einem Kraftakt voran-
gehen und zum Beispiel die Genehmigungsbehörden bes-
ser ausstatten. Das macht nicht der Bund. Und Sie wissen 
auch, dass wir mit dem Geologiedatengesetz eine Basis 
für eine bundesweit einheitliche Untergrunddatenbank 
haben – ich sage immer verkürzt: so eine Art Google 
Maps für Rohstoffe. Da gibt es Möglichkeiten, dies 
noch auszuweiten. Wir diskutieren gerne darüber, wie 
wir in der Umsetzung noch besser werden.

Abschließend noch ein Widerspruch, der vielleicht 
noch aufgelöst werden kann: In der Einleitung Ihres An-
trags führen Sie aus, dass Geothermie gegenüber der 
Luftwärmepumpe in Bestandsgebäuden einen deutlichen 
Vorteil hat, fordern dann aber später im Antrag, „einen 
wirksamen Anreiz zu schaffen, dass im Bestand geother-
mische Lösungen gegenüber Luftwärmepumpen bevor-
zugt eingesetzt werden“.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört!)

Da habe ich mich so ein bisschen gewundert: Hat Geo-
thermie jetzt merkliche Vorteile, oder brauchen wir dafür 
wirksame Anreize? Das halte ich so ein bisschen für 
einen Widerspruch. Den werden wir auflösen können. 
Vielleicht können Sie es mir erklären. Sollte es an mir 
liegen, dann freut es mich, wenn Sie zu meiner Erhellung 
beitragen.

Ich danke Ihnen, dass Sie diesen Antrag eingebracht 
haben, freue mich über die Diskussionen und bin mir 
sicher, dass Sie den Kurs der Bundesregierung und der 
Koalition weiter kritisch begleiten. Ich freue mich auf die 
parlamentarische Debatte.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Dr. Armin Grau hat für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Auch von 
meiner Seite vielen Dank für den Antrag der Union und 
den sachlichen Debattenbeitrag von Ihnen, Herr 
Dr. Gebhart. Beim Informationsportal Tiefe Geothermie 
stellt man sich die Frage, warum Sie nicht bereits in den 
Jahren Ihrer Regierungsverantwortung hier vorangegan-
gen sind, und man stellt weiterhin fest, dass Ihr Antrag in 
den wesentlichen Punkten dem Eckpunktepapier des 
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BMWK entspricht. Das freut uns. Wir arbeiten gerne mit 
Ihnen bei einem Deutschlandpakt für Erdwärme zusam-
men.

Wir als Grüne haben nämlich ambitionierte Ziele. Bis 
2030 wollen wir als Ampelregierung 50 Prozent der 
Wärme klimaneutral erzeugen und mindestens 100 zu-
sätzliche Projekte in der mitteltiefen und tiefen Geother-
mie anstoßen. Das bedeutet eine Erzeugung des Zehnfa-
chen der heutigen Produktion. Da werden sowohl die 
oberflächennahe wie auch die tiefe Geothermie eine 
wichtige Rolle spielen. Die Planung für die Wärmenetze 
liegt in der Hand der Kommunen. In Schifferstadt, in 
meinem Landkreis, wurde unter einer grünen Bürger-
meisterin zuerst ein kaltes Nahwärmenetz aufgebaut. 
Jetzt setzt man auch auf die Tiefengeothermie, vor allem 
für die Bestandsgebäude.

Es ist uns wichtig, dass die oberflächennahe Geother-
mie einfach möglich ist, um eine Breitenwirkung zu ent-
falten. Hier soll es schnell vorangehen. Die hydrotherma-
len Anlagen in der Tiefengeothermie zur reinen 
Wärmeversorgung sind in vielen Fällen heute schon 
ohne Förderung wirtschaftlich. Das sehen wir im Alpen-
vorland, im Oberrheingraben und in der norddeutschen 
Tiefebene. Ich selbst wohne im Oberrheingraben. Und ja, 
dort hat man eben auch schlechte Erfahrungen gemacht – 
Sie haben es zitiert, Herr Dr. Gebhart –, vor allem mit 
seismischen Ereignissen. Aber die Technik ist weiter, und 
jetzt gibt es in der Region wiederum eine große Bereit-
schaft zu neuen Tiefengeothermieprojekten mit und ohne 
Förderung von Lithium. Aber es gibt auch Sorgen in der 
Bevölkerung, und die nehmen wir ernst. Da braucht es 
auch viel Information.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ein Punkt ist mir dabei wichtig: Schon vor rund 20 Jahren 
wurde in unserer Region nach Erdwärme gebohrt. Leider 
hat man damals kein heißes Wasser gefunden, sondern 
Öl,

(Reinhard Houben [FDP]: Kein Bier?)

anders als in Ihrem Beispiel aus Oberbayern. Es folgen 
jetzt immer neue Probebohrungen nach Öl, das wirklich 
besser im Boden bleiben sollte.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen dringend Regelungen für solche Zufalls-
befunde. Geothermie ist klimapolitisch vernünftig, die 
Ölförderung ist es nicht.

(Beifall der Abg. Dr. Manuela Rottmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das erhebliche finanzielle Risiko einer Nichtfündig-
keit wollen wir absichern. Wir wollen auch die gezielte 
Förderung von Forschung und Entwicklung, digitalisierte 
Verfahren, schnellere Genehmigungen. Da können wir 
gut zusammenarbeiten.

Sie fordern Standardisierung im Naturschutzrecht. Da 
muss ich sagen: Es braucht immer die naturschutzfachli-
che Prüfung vor Ort. Es wird uns gelingen, genügend 
umweltverträgliche Erdwärmestätten zu erschließen und 

dabei Umwelt- und Klimaschutz in Einklang zu bringen. 
Jüngst hat eine renommierte Studie gezeigt, dass sechs 
von neun planetaren Grenzen überschritten sind, zuvor-
derst bei der Artenvielfalt.

Fazit: Wir werden Mutter Erdes warmen Kern umwelt-
verträglich und zügig und mit Augenmaß für unsere Wär-
meversorgung nutzen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat der Kollege Thomas 

Heilmann das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Heilmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lieber 

Herr Dr. Grau, lieber Herr Roloff, erst mal vielen Dank 
für die, ja, sehr konstruktiven Beiträge zu unserem An-
trag. Es gibt ja nichts Gutes, außer man tut es. Deswegen 
möchte ich gerne versuchen, die Debatte zusammen-
zubinden.

Wie ist der Antrag eigentlich entstanden? Die alte Koa-
lition hatte das Fraunhofer-Institut um eine Machbar-
keitsstudie gebeten. Die kam kurz vor dem Wahlkampf; 
deswegen ist dann leider auch nicht mehr passiert. Deren 
Ergebnisse sind in zweierlei Hinsicht bemerkenswert. Sie 
zeigt nämlich erstens, wie groß das Potenzial ist, und 
zweitens, welches Kostensenkungspotenzial bei den Ge-
stehungskosten vorhanden ist, sodass die Dinge auch im 
breiten Maßstab – Herr Dr. Grau, ich glaube, noch sind 
wir nicht überall wirtschaftlich – wirtschaftlich werden 
können.

Wir wollen gerne mehr als 10 Terawattstunden. Des-
wegen ist unser Vorschlag etwas weitergehend. Daher, 
auch vor dem Hintergrund dieser Debatte: Warum ma-
chen wir da eigentlich nicht einen Mini-Deutschland-
pakt? Dafür brauchen wir nicht den Bundeskanzler und 
das Bundeskabinett und, ehrlich gesagt, auch nicht die 
Ministerpräsidenten in persona. Ich glaube, wir können 
fraktionsübergreifend und mit den Fachleuten aus den 
Ländern sehr schnell konkrete Gesetzesänderungen for-
mulieren. Wir müssen jetzt auch nicht mit deutschem 
Perfektionismus jedes Gesetz angucken. Da gibt es näm-
lich, wenn man ehrlich ist, hier und da auch ein paar 
Problemfälle. Aber wir könnten einige Dinge regeln. 
Sie haben die 400-Meter-Grenze genannt, die Sie mit 
dem Bürokratieabbaugesetz schon angehen wollen. Das 
unterstützen wir. Aber da geht es um oberflächennahe 
Geothermie. Wir haben uns jetzt mal mit der Tiefengeo-
thermie beschäftigt. Auch da braucht es Vereinfachun-
gen, gerade im Bergbaurecht. Das sind bundesrechtliche 
Fragen.

Wir könnten mit einem solchen Mini-Deutschlandpakt 
die Länder ermutigen, dem bayerischen Vorbild zu fol-
gen. Die Bayern haben eine Hochschulallianz; denn wir 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                           15662 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Armin Grau 



werden Fachkräfte brauchen. Es wäre gut, wenn das zu-
mindest einige Bundesländer nachmachen würden, so-
dass wir mehr ausgebildete Personen haben.

Es gäbe eine Reihe von Dingen zu tun. Wir vergessen 
jetzt mal die paar Spitzen, die es in den Redebeiträgen 
hier gegeben hat. Wir von der Union, die wir das voran-
treiben, wollen eine Einladung aussprechen. Wir sind zu 
überparteilicher Arbeit bereit, was im Interesse der Sache 
sehr wichtig wäre.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

– Ich danke für den fraktionsübergreifenden Beifall.
Einige wichtige Dinge wollte ich noch erwähnen: Wir 

könnten doch die Tiefengeothermie als im überragenden 
öffentlichen Interesse liegend erklären. Das würde man-
che Abwägung erleichtern. Das haben wir auch bei ande-
ren erneuerbaren Energien einvernehmlich so gemacht. 
Das könnte man aus meiner Sicht alles als erstes Paket 
an das Wärmeplanungsgesetz dranhängen. Da besteht ja 
auch erkennbar ein Zusammenhang.

Wir sollten diese gesetzlichen Erleichterungen auch 
deswegen sehr schnell nach vorne stellen, weil die Frage 
der Fündigkeitsversicherung und der Förderung natürlich 
auch haushalterisch untersetzt werden muss, und wir ken-
nen den engen Bundeshaushalt an dieser Stelle. Es wäre 
natürlich sehr sinnvoll, dass es dafür mehr Geld gäbe. 
Aber unsere erste Forderung ist jetzt nicht mehr Geld, 
sondern wir rufen nach den gesetzlichen Erleichterungen, 
weil die eben nicht mit Haushaltsmitteln belegt werden 
müssen. – An dem Nicken sehe ich, dass es da Bereit-
schaft gibt. Ich freue mich, wenn Sie dazu ein Bericht-
erstattergespräch einberufen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Timo Schisanowski für die 

SPD Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der FDP)

Timo Schisanowski (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist richtig und wichtig, dass wir dem Thema 
Geothermie eine relevante Rolle für die Energiewende in 
Deutschland zukommen lassen. Dafür gibt es auch gute 
sachliche Gründe: Sie ist regenerativ, beständig und steht 
uns rund um die Uhr zur Verfügung, und das das ganze 
Jahr über.

In meinem nordrhein-westfälischen Wahlkreis bin ich 
bei unserem regionalen Energieversorger im Aufsichtsrat 
tätig. Dort begegnen mir regelmäßig die kommunalen 
Herausforderungen in der Energie- und Wärmeversor-
gung. Auch in meiner Heimatstadt, in Hagen, treibt das 
Thema Geothermie die heimische Politik und Wirtschaft 
um; denn es gilt, insbesondere die industrielle Nutzung 
von Erdwärme mit Nachdruck voranzutreiben, wissen-
schaftlich und ganz praktisch. Vor Ort wird so im ganzen 

Land auf ganz vielfältige Weise eine wichtige Pionier-
arbeit zur Erschließung der Tiefengeothermie geleistet. 
Dafür Danke schön!

Mein Plädoyer: Im Grundsatz sollte die Geothermie 
überall dort eingesetzt werden, wo es die natürlichen 
Gegebenheiten hergeben, in einem geeigneten, verant-
wortungsbewussten Rahmen, versteht sich. Insoweit, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, sind 
wir uns bei Ihrem Antrag – das haben wir ja gerade schon 
vielfältig gehört – einig.

Es ist gut, zu wissen, dass unsere Bundesregierung das 
Potenzial der geothermischen Energieerzeugung schon 
frühzeitig erkannt hat. Vor allem hat sie die Geothermie 
als wichtigen Baustein in der kommunalen Wärmepla-
nung fest verankert. Geothermie hat damit alle Chancen, 
in Zukunft eine zunehmend relevante Technologie im 
Bereich der Energiegewinnung zu werden.

Übrigens, bereits im vergangenen Jahr hat die Bundes-
regierung im Rahmen ihrer Erdwärmekampagne eine Ini-
tiative mit zahlreichen Anreizen und Fördermöglichkei-
ten für die Geothermie gestartet. Kernpunkte sind 
richtigerweise: die systematische Aufbereitung der ver-
fügbaren Untergrunddaten in einer umfangreichen, bun-
desweit einheitlichen Datenbank, die breite Explorations-
kampagne für die mitteltiefe und tiefe Geothermie, des 
Weiteren die Einrichtung einer Steuerungsgruppe zur 
Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung und nicht 
zuletzt die Prüfung von Instrumenten zur Risikoabfede-
rung bei Nichtfündigkeit.

Dies kommt uns allen sicherlich bekannt vor. Auch 
und gerade Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der Uni-
on, wissen es, Sie haben das nun nur erneut zu Papier 
gebracht. Ihr Antrag ist deshalb zum Teil alter Wein in 
neuen Schläuchen, wenngleich ich zugebe: Auch der 
kann ja schmecken.

Deswegen will ich versöhnlich zum Abschluss sagen: 
Lasst uns diese Potenziale der Geothermieerschließung in 
Deutschland gemeinsam hier im Parlament konstruktiv 
begleiten und unterstützen. Hierzu lade ich ein.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/8210 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, 
sei mir ein Hinweis gestattet. Wir haben gute Chancen, 
heute vor Mitternacht fertig zu werden. Sollten einzelne 
Abgeordnete, Fraktionen dazu einen weiteren Beitrag 
leisten wollen, Sie wissen, wie das geht. Die Schriftfüh-
rerin neben mir ist gern bereit, entsprechende Meldungen 
entgegenzunehmen.
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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 17:

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Chemikaliengeset-
zes 

Drucksache 20/6952

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz (16. Ausschuss)

Drucksache 20/8486 (neu)

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Nehmen Sie bitte zügig Platz.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Dr. Armin 
Grau für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Parteien! Liebe Zuhörerin-
nen und Zuhörer! Ein kleines Kind will wissen, wie 
Duschgel schmeckt, und schluckt in einem unbeobachte-
ten Moment eine unbekannte Menge. Rasch stellen sich 
Übelkeit, Brechreiz und Blässe ein. Die behandelnde 
Ärztin oder parallel schon die Eltern rufen beim nächst-
gelegenen Giftinformationszentrum an, um nach Rat zu 
fragen. Die sieben Giftinformationszentren der Länder, 
kurz GIZ, bieten kompetente ärztliche telefonische Bera-
tung für Verbraucher/-innen und medizinisches Personal 
bei Vergiftungen aller Art an, im Falle des Duschgels 
genauso wie bei Lebensmittelvergiftungen.

Bürgerinnen und Bürger und medizinisches Personal 
erhalten durch dieses Angebot rund um die Uhr schnellen 
und professionellen ärztlichen Rat. Vielen Dank an dieser 
Stelle an die Mitarbeiter/-innen der Giftinformationszen-
tralen in unserem Land!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Aber die Informationen über solche Vergiftungen wer-
den zurzeit unabhängig voneinander in den Zentren und 
im Bundesinstitut für Risikobewertung gesammelt und 
nur im Einzelfall zusammengeführt. Eine systematische 
Erfassung und Auswertung erfolgt in der Regel nicht. 
Dadurch haben wir heute einen unzureichenden Über-
blick über das tatsächliche Vergiftungsgeschehen in 
Deutschland. Zur Behebung dieses klaren Defizits rich-
ten wir jetzt mit dieser Novelle des Chemikaliengesetzes 
ein zentrales Vergiftungsregister beim Bundesinstitut für 
Risikobewertung ein.

(Beifall der Abg. Linda Heitmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist eine wichtige Gesetzesinitiative, die das Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicher-
heit und Verbraucherschutz hier vorlegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Giftinformationszentren werden die Daten zu allen 
Vergiftungsanfragen außer solchen mit Arznei- und Be-
täubungsmitteln

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

und mit alkoholischen Getränken systematisch erfassen 
und an das Bundesinstitut weiterleiten. Das stärkt den 
Gesundheitsschutz und den Verbraucherschutz. Wir be-
kommen einen besseren Überblick über das Vergiftungs-
geschehen in unserem Land, können Gesundheitsgefah-
ren frühzeitig erkennen, erforderliche regulatorische 
Maßnahmen einleiten und ihren Erfolg messen.

Ich zitiere aus einem Koalitionsvertrag:

„Zur Stärkung des Verbraucherschutzes bei Vergif-
tungen richten wir beim Bundesinstitut für Risiko-
bewertung ein nationales Vergiftungsregister ein.“

Zitat Ende. – Das ist aber nicht aus dem Koalitionsvertrag 
der Ampel, sondern aus dem der letzten GroKo. Da stand 
was Richtiges drin – ganz ohne Frage. Das hat die dama-
lige Regierung aber nicht umgesetzt.

Jetzt wollen Sie von der CDU davon nichts mehr wis-
sen. Jetzt reden Sie von bürokratischem Mehraufwand 
und einem nicht ersichtlichen Nutzen für die Bevölke-
rung.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Ja, ist halt 
so!)

Auch hier zeigt sich wieder, wie Sie Oppositionsarbeit 
betreiben – die letzte Aussprache hier war ja sozusagen 
eine rühmliche Ausnahme –, nämlich in Schlangenlinien, 
inkonsequent und oft ohne Kompass. Ihre eigenen guten 
Ideen aus der letzten Legislaturperiode lehnen Sie ab, 
wenn wir sie jetzt umsetzen.

(Beifall der Abg. Dr. Manuela Rottmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU]: Da klatschen ja nicht 
mal die eigenen Leute!)

Es gibt keine unnötigen bürokratischen Aufwände in 
diesem Gesetz. Im Wesentlichen werden solche Daten 
gesammelt und weitergeleitet, die die Giftinformations-
zentren bereits jetzt schon erheben. Damit wird sicher-
gestellt, dass die Beratungsqualität und die Beratungs-
schnelligkeit in der Akutsituation die gleiche bleibt und 
von einer fortlaufend verbesserten Datenbasis profitiert.

Den Behörden werden verlässliche Daten an die Hand 
gegeben, um Risiken im Umgang mit Produkten, die uns 
im Alltag umgeben, zu erkennen und kleinzuhalten; das 
erhöht die Sicherheit für alle Verbraucherinnen und Ver-
braucher.

Im parlamentarischen Verfahren, für das ich mich an 
der Stelle auch noch mal recht herzlich bedanke, wurden 
auch die Bedenken der Länder durchaus aufgenommen. 
Die Lastenteilung bei der Datenerhebung wurde sachge-
recht gestaltet und berücksichtigt die knappen ärztlichen 
Ressourcen der Giftinformationszentren, die gezielt ent-
lastet werden.
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Speziellere Informationen, die im Notfall gar nicht er-
hoben werden müssen, nicht abgefragt werden können 
und nicht so schnell zur Hand sind, werden vom Bundes-
institut nacherhoben. Außerdem wurde mit den Ländern 
eine um ein Jahr verlängerte Übergangsfrist vereinbart.

Viele Giftinformationszentren begrüßen die Einrich-
tung des Registers ausdrücklich; ich habe mit mehreren 
von ihnen auch gesprochen. Ich werbe deswegen darum, 
diese Änderung des Chemikaliengesetzes für mehr Ge-
sundheits- und Verbraucherschutz breit mitzutragen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 

Alexander Engelhard das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Engelhard (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die um-
strittenste Änderung am Chemikaliengesetz, das wir 
heute debattieren, ist die Einführung eines zentralen Ver-
giftungsregisters beim Bundesinstitut für Risikobewer-
tung. Dies haben die Bundesländer in ihrer Stellung-
nahme scharf kritisiert. Auch wir lehnen diesen 
Vorschlag ab.

Auf den ersten Blick macht das Register Sinn, bei 
genauerer Betrachtung gibt es allerdings einige Schwach-
stellen. Das lässt sich unter anderem am deutlich gestei-
gerten Personalbedarf ablesen. Die Personalausgaben auf 
Bundesebene steigen um jährlich 1,3 Millionen Euro – so 
weit nachvollziehbar. Zusätzlich rechnet die Bundes-
regierung allerdings mit jährlichen Personalkosten in 
Höhe von 3,8 Millionen Euro bei den Giftinformations-
zentren auf Ebene der Länder. Das ist nahezu dreimal so 
viel wie beim Bund, der das Vergiftungsregister führen 
soll. Dass die Länder angesichts dieses Ungleichgewichts 
frustriert sind über die unzureichenden Beratungen im 
Vorfeld des Entwurfs, kann, glaube ich, jeder gut nach-
vollziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Bundesregierung macht es sich leicht, indem sie 

den Hauptaufwand auf die Länder abwälzt. Mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf wird den Giftinformationszen-
tren neue Bürokratie in Form von zusätzlichen Berichts-
pflichten auferlegt. Dabei seien die Daten aus klinisch- 
medizinischer Sicht nicht erforderlich, so die Bundeslän-
der.

Die Kernaufgabe dieser Zentren ist es, Auskünfte zur 
Toxizität von Substanzen und Beratung bei akuten Ver-
giftungen zu geben. Auch ich habe bei der dort eingerich-
teten Giftnotrufzentrale für meine Tochter schon anrufen 
müssen und war für das gute Beratungsangebot sehr 
dankbar. Entscheidend in dem Fall war es, sofort jeman-
den unter der Hotline zu erreichen und schnell konkrete 
Handlungsempfehlungen zu bekommen.

Es ist äußerst fraglich, ob dies in Zukunft auch weiter-
hin gewährleistet werden kann.

(Judith Skudelny [FDP]: Die werden doch 
entlastet!)

Die Experten in den Ländern befürchten, dass nicht mehr 
alle Anrufe bedient werden können, und im Extremfall 
lebensrettende Behandlungen verzögert werden – trotz 
gesteigerten Bedarfs an Personal, das aber erst mal mit 
der entsprechenden Sachkunde gefunden werden muss. 
Bund und Länder zusammen müssen 5,1 Millionen 
Euro jedes Jahr zusätzlich für Personal ausgeben – bei 
knappen Kassen, fehlendem Personal und zweifelhaftem 
Mehrwert.

Angesichts der schwierigen wirtschaftlichen Lage er-
warte ich von der Bundesregierung einen effizienteren 
Umgang mit unseren Ressourcen. Bevor man neue Daten 
sammelt, muss man sich doch erst mal überlegen, wie 
man sinnvoller mit den schon vorhandenen Daten um-
geht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das geplante Zusammenführen von den Daten der 

Krankenkassen kann da ein Weg sein. Aber dann: schlank 
und effizient, konsequent digital. Keine Doppelstruktu-
ren. Entscheidend sind doch vor allem die Daten, bei 
denen medizinischer Handlungsbedarf besteht. Und diese 
Daten haben nun mal nur die Krankenkassen. Diese sol-
len vom BfR geprüft und zusammengeführt werden. Ma-
chen Sie doch erst mal daraus was! Und schaffen Sie 
nicht bei jeder Gelegenheit mehr Bürokratie und mehr 
Kosten ohne erkennbaren Mehrwert.

(Beifall bei der CDU/CSU – Judith Skudelny 
[FDP]: Die Krankenkassendaten werden ohne 
Bürokratie und ohne Personal gesammelt!)

Wir lehnen Ihren Entwurf ab.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Franziska Kersten für die SPD-Frak-

tion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Änderung des Chemikaliengesetzes ist in-
nerhalb der Koalition unstrittig. Insbesondere die Anpas-
sungen hinsichtlich der Guten Laborpraxis und des Buß-
geldblanketts sind eher technische Anforderungen, die an 
EU-Vorgaben angepasst werden. Was strittig ist, aber 
auch nur zwischen Bund und Ländern, ist die Einrichtung 
eines zentralen Vergiftungsregisters.

Die neue Regelung kurz zusammengefasst: Stellen Sie 
sich vor: Ihr Kind, Ihre Partnerin oder Ihr Kollege zeigt 
Vergiftungserscheinungen. Dann rufen Sie beim Giftnot-
ruf bzw. einem der sieben Giftinformationszentren an. 
Die Zentren nehmen die Daten zum Fall auf und helfen 
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Ihnen. Bisher wurde dies auf Länderebene erhoben, aber 
nie zentral zusammengeführt und ausgewertet. Das soll 
jetzt durch das neue Vergiftungsregister möglich sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Giftinformationszentren sollen zu allen eingehen-
den Anfragen zur Vergiftung durch Pilze, Chemikalien, 
Pflanzenschutzmittel, Biozide oder andere chemische 
Stoffe die Daten systematisch erfassen und an das Bun-
desinstitut für Risikobewertung weiterleiten, mit Aus-
nahme von Anträgen zu Vergiftung durch Arzneimittel, 
Betäubungsmittel und alkoholischen Getränken; das wird 
anderswo registriert und ist außerdem schon ausreichend 
reguliert.

Das Register ist beim BfR angesiedelt, dem Institut, 
das den gesetzlichen Auftrag hat, Verbraucher/-innen zu 
schützen und Lebensmittel, Stoffe und Produkte sicher zu 
machen. Durch die bessere Datenbasis verbessern wir 
unseren Kenntnisstand über sonstige stoffliche Vergiftun-
gen. Das sind beispielsweise Vergiftungen durch neue 
psychoaktive Substanzen, Lebensmittelvergiftungen 
durch Toxine sowie Vergiftungen durch Pflanzen oder 
Pilze.

Nicht zuletzt kommen wir so der EU-Pflicht nach, 
einen Überblick über das Vergiftungsgeschehen in 
Deutschland zu haben. So verbessert sich die Wissens-
basis für die Vergiftungsberatung, und wir sorgen so für 
eine echte Risikokommunikation. Das Register ist also 
wichtig, damit wir rechtzeitig Gefahren erkennen und 
einen Überblick über das Vergiftungsgeschehen in 
Deutschland bekommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Meine Damen und Herren von der Union, Sie haben 
kritisiert, dass hier zusätzlicher bürokratischer Aufwand 
entsteht und das Vergiftungsregister unnötig sei. Die Idee 
stammt aus der letzten Legislaturperiode. Da fanden Sie 
die Idee noch gut. Insofern staune ich über Ihren Sinnes-
wandel.

Über die Sommerpause wurde ein guter Kompromiss 
mit den Ländern erarbeitet. Es wurden einige Details der 
Datenerhebung gestrichen, sodass weniger Aufwand ent-
steht. Einige Kategorisierungen übernimmt das BfR, also 
direkt der Bund, und die Länder sind damit entlastet.

Außerdem wurde die Umsetzungsfrist um ein Jahr ver-
längert. Wir sind den Ländern ein gutes Stück entgegen-
gekommen. Ich zähle auf die Länder, dass sie dem Kom-
promiss im Bundesrat nun auch wirklich zustimmen. 
Denn wir alle haben ein Ziel: mehr Transparenz, mehr 
Informationen über Stoffe, die unsere Bürgerinnen und 
Bürger gefährden können. Dafür ist das Register extrem 
wichtig.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Als Berichterstatterin für die Chemikaliensicherheit 
habe ich noch ein bisschen Redezeit und würde diese 
gerne nutzen, um noch allgemein zum Thema Chemika-
lienregulierung Stellung zu nehmen.

(Reinhard Houben [FDP]: Acht Minuten un-
gefähr, Frau Kollegin!)

Denn so oft haben wir hier nicht die Gelegenheit dazu.
Chemie ist im Alltag wichtig, notwendig und nicht 

wegzudenken. Wenn wir alles, was Chemie ist, aus die-
sem Plenarsaal verbannen würden, wären hier wahr-
scheinlich nur noch meine geschätzten Kolleginnen und 
Kollegen von der Grünenfraktion korrekt angezogen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN, der FDP und der LINKEN – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Na, das wage ich zu 
bezweifeln!)

Aber wie können wir mit Chemikalien gut und gesund 
leben? Wie können wir als Politik diese präzise Abwä-
gung in Gang setzen?

Diese Woche war Weltchemikalienkonferenz in Bonn. 
Das zeigt, dass das Thema Chemikalien, obwohl es in der 
öffentlichen Debatte oft hinten runterfällt, extrem rele-
vant ist. Auch der Chemiegipfel im Kanzleramt gestern 
zeigte, dass wir Sozialdemokraten die Bedeutung der In-
dustrie erkannt haben.

Natürlich ist die Debatte über chemische Formeln und 
Verbindungen nicht auf den ersten Blick attraktiv. Aber 
ich fand schon den Chemieunterricht früher sehr span-
nend und habe die Möglichkeiten meines Chemiebaukas-
tens manchmal überreizt.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Denn Chemikalien sind der Grundstein für alles um uns 
herum.

Lassen Sie mich deshalb noch einige Worte zur Bedeu-
tung der chemischen Industrie sagen. Unsere heimische 
chemische Industrie liefert die Grundstoffe für alle wei-
teren Prozesse. Kein Auto, kein Putzmittel, kein Essen, 
kein Gebäude entsteht ohne chemische Industrie.

(Zuruf von der AfD: Doch!)

Sie bietet viele tariflich gebundene Arbeitsplätze. Allein 
in Ostdeutschland arbeiten fast 55 000 Menschen in der 
Chemieindustrie, zu 95 Prozent in kleinen und mittleren 
Unternehmen.

Die Branche steht gleichzeitig vor einem der größten 
Transformationsprozesse in ihrer Geschichte. Wir müs-
sen Klimaneutralität bis 2045 erreichen. Ich begrüße des-
halb sehr den „Chemistry for Climate“-Prozess, der, von 
Chemiefirmen bis NGOs, verschiedenste Stakeholder zu-
sammengebracht hat, um neue Wege für die Branche auf-
zuzeigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Das ist auch nötig; denn die stoffliche Belastung unse-
rer Umwelt ist neben der Klima- und Biodiversitätskrise 
die dritte große Menschheitskrise. Die planetaren Gren-
zen sind, wie wir schon gehört haben, längst überschrit-
ten. Gleichzeitig sind Chemikalien aus Industrie, Medi-
zin, Landwirtschaft etc. nicht wegzudenken, und das wird 
mit steigender Bevölkerungszahl nicht ab-, sondern eher 
zunehmen. Chemikalien müssen in Zukunft deshalb Teil 
der Lösung sein, von Anfang an also „safe and sustai-
nable by design“. Dies ist eine große Aufgabe für die 
Chemieindustrie. Die Transformation müssen wir auch 
politisch begleiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein Thema, das in den letzten Monaten die Gemüter 
stark erhitzt hat, sind die sogenannten PFAS, kurz für: 
per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen. PFAS sind ex-
trem langlebige chemische Verbindungen, bei denen die 
Wasserstoffatome durch Fluoratome ausgetauscht wur-
den. Sie haben dadurch ganz besondere Eigenschaften: 
Sie sind wasser-, fett- und schmutzabweisend und werden 
deswegen in der Industrie zum Beispiel in Rohren ver-
wendet, wo nichts anhaften darf. Aber es gibt auch Bei-
spiele, die uns im Alltag bekannter sind: Schutzkleidung 
für Feuerwehrleute, Outdoorjacken oder Zelte, Brillen-
gläser, Rohre in Kaffeemaschinen und die immer wieder 
genannte Teflonpfanne bestehen aus PFAS.

Was ist dann das Problem? PFAS sind Ewigkeitsche-
mikalien. Sie sind so extrem stabil, dass sie in der Um-
welt nicht abgebaut werden. Mittlerweile haben wir 
schon fast überall auf der Welt, von den Alpen bis zur 
Antarktis, PFAS nachgewiesen. Und da sich PFAS nicht 
von alleine abbauen, nimmt ihre Konzentration in der 
Umwelt zu. Gleichzeitig werden für einige PFAS gesund-
heitliche Gefahren nachgewiesen. Die wirken teilweise 
krebserregend oder schädigen den Hormonhaushalt, 
schädigen Leber oder Niere und behindern die Reaktion 
des Körpers auf Impfungen.

Insbesondere möchte ich auf die Europäische Human 
Biomonitoring Initiative, kurz HBM4EU, hinweisen; ein 
europäisches Forschungsprojekt mit 116 Partnern aus 
30 Ländern, die die Chemikalienbelastung in Europa ein-
geschätzt haben. Aufgabenstellung des Forschungspro-
jekts waren mehr Daten zur Exposition von Menschen 
gegenüber diesen Chemikalien und zu den gesundheitli-
chen Folgen dieser Expositionen, mit dem Ziel, die Poli-
tik zu beraten, welche rechtlichen Regelungen wirklich 
angepasst werden sollten. Ergebnis: In 14 Prozent der 
untersuchten Altersgruppe der Teenager überstieg der 
PFAS-Wert die tolerable tägliche Aufnahmemenge; in 
einigen Teilen der EU-Bevölkerung sind wir über den 
Richtwerten der EFSA. Die höchsten Belastungswerte 
wurden sogar in Nord- und Westeuropa gefunden; diese 
Werte gelten als Richtwerte, die noch als gesundheitlich 
unbedenklich gelten. Das gibt uns als Politik die klare 
Aufgabe, diese Stoffgruppe zu regulieren.

Für die beiden PFAS, die aufgrund ihrer Gefährlichkeit 
schon von der EU verboten sind, PFOS und PFOA, sehen 
wir aber, dass die Werte abnehmen, wenn eine Regulie-
rung erfolgt. Das ist also viel effektiver, als wenn man 
nichts dagegen macht.

Für viele andere PFAS fehlen noch Daten. Auch die 
PFAS, die aktuell noch zugelassen sind, können also in 
Zukunft Probleme verursachen. Die SPD vertritt das Vor-
sorgeprinzip und sieht, dass wir jetzt handeln müssen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das Umweltbundesamt hat mit Umweltbehörden von 
vier anderen EU-Mitgliedstaaten ein PFAS-Beschrän-
kungsdossier erarbeitet und bei der EU eingereicht.

In der Wirtschaft gibt es natürlich viele Sorgen; denn 
PFAS spielen eine zentrale Rolle für Technologien der 
Zukunft wie Halbleiter oder Windkraftanlagen. Deshalb 
möchte ich hier einige Dinge klarstellen.

Das Beschränkungsverfahren wurde aufgrund der ex-
tremen Langlebigkeit der PFAS eingeleitet; Langlebig-
keit ist praktisch die Haupteigenschaft dieser Stoffe. Aus-
weichbewegungen zu einem anderen Stoff, wenn man 
also nur einzelne Produkte verbietet, würden nicht helfen, 
weil das vielleicht weniger erforschte Stoffe der PFAS- 
Gruppe wären. Das Beschränkungsverfahren sieht also 
vor, dass alle PFAS-Anwendungen, für die wir gute Al-
ternativen haben, verboten werden; eventuell also doch 
wieder die gusseiserne Pfanne statt der Teflonpfanne und 
gewachste Outdoorjacken wie bei Fischern.

Für andere Anwendungen, für die wir noch keine Al-
ternativen haben, gibt es Übergangsfristen, in denen nach 
anderen Materialien geforscht werden soll. Diese For-
schungen müssen wir staatlich fördern. Es gibt nämlich 
viel mehr Fälle, in denen es Alternativen gibt. Zum Bei-
spiel habe ich letzte Woche gelernt, dass man Batterien 
auch ohne PFAS herstellen kann. Unternehmen müssen 
PFAS-Alternativen als Investition in die Zukunft erken-
nen. Gleichzeitig müssen wir sie aber auch vor Importen 
aus dem EU-Ausland schützen.

Zum Abschluss ein Appell an das Wirtschaftsministe-
rium und an das Umweltministerium: Wir brauchen eine 
politische Strategie. Wir müssen jetzt klären, welche An-
wendungen für unsere Gesellschaft unerlässlich sind, und 
wir müssen jetzt die politische Debatte beginnen. Wir 
brauchen mehr Forschung, ein klares Bekenntnis zu un-
serer chemischen Industrie, aber auch zum Umwelt-
schutz.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Rainer Kraft für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Geschätzte Präsidentin! Werte Kollegen! Das Vierte 

Gesetz zur Änderung des Chemikaliengesetzes soll heute 
beschlossen werden. Ziel ist es, die Fälle von Vergiftun-
gen in Deutschland besser zu erfassen und einen Über-
blick über das tatsächliche Vergiftungsgeschehen in 
Deutschland zu liefern sowie Anpassungen an EU-Vor-
gaben durchzuführen.
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Jährlich vergiften sich circa 100 000 Kinder in 
Deutschland, so berichten es Apothekerverbände, weiters 
gibt es circa 70 000 Vergiftungen mit Alkohol, davon 
circa 20 000 bei Kindern und Jugendlichen. Es gibt circa 
200 000 Vergiftungen, die im weitesten Sinne mit Dro-
genkonsum zu tun haben, sowie circa 50 000 vorsätzlich 
herbeigeführte Selbstvergiftungen mit Medikamenten in 
suizidaler Absicht. Merken wir uns mal ganz kurz diese 
sehr erschreckend hohen Zahlen.

Unter Abschnitt 4a des Gesetzentwurfes geht es um 
das Vergiftungsregister: § 16g Absatz 1 wird darin wie 
folgt neu gefasst. Zitat:

„Beim Bundesinstitut für Risikobewertung wird ein 
Vergiftungsregister zur bundesweiten Erfassung von 
Vergiftungen oder Vergiftungsverdachtsfällen ein-
gerichtet. Das Bundesinstitut für Risikobewertung 
führt das Register zu dem Zweck, einen Überblick 
über das tatsächliche Vergiftungsgeschehen zu er-
halten.“

Zitat Ende. – Das klingt sehr gut und hört sich an, als ob 
dieses Vergiftungsregister dem Zweck des Gesetzes 
dient.

Umso erstaunter muss man dann sein, wenn man den 
neu anzufügenden Absatz 6 unter § 2 liest – Zitat –:

„Die Vorschriften des Abschnittes 4a“
– das ist der gerade zitierte über das Vergiftungsregister –

„gelten nicht für 1. Arzneimittel … 2. Tierarzneimit-
tel …  
3. Betäubungsmittel … 4. alkoholische Getränke.“

Zitat Ende.
Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen die Zahlen 

genannt. Wenn diese Fälle, die die Mehrheit der Vergif-
tungsfälle in Deutschland ausmachen, nicht Eingang in 
das Vergiftungsregister finden: Wie soll das Bundesamt 
für Risikowertung denn zu dem – Zitat – „Überblick über 
das tatsächliche Vergiftungsgeschehen“ – Zitat Ende – 
kommen?

(Beifall bei der AfD)
Das wird dann gar nicht möglich sein.

Und mithin ist anzunehmen, dass dieses Gesetz seinen 
Zweck verfehlen wird. Aber Sie haben das tatsächlich 
bereits angesprochen. Für Sie ist das ein Feature. Ich halte 
das für ein Manko dieses Gesetzes. Andererseits – und 
möglicherweise ist das gewollt – verhindern Sie auf diese 
Weise auch den Eingang sowohl verschmutzter als auch 
nicht hinreichend getesteter Impfpräparate in ebendieses 
Register.

Bleibt noch, auf die zwangsläufig mit jedem Ihrer Ge-
setze einhergehende Steigerung der Bürokratie zu spre-
chen zu kommen. Laut den eigenen Angaben – der Kol-
lege hat es bereits angesprochen – wird ein zusätzlicher 
Personalaufwand in Höhe von rund 5,1 Millionen Euro 
jährlich, davon 1,3 Millionen Euro beim Bund und 
3,8 Millionen Euro bei den Ländern, anfallen. Es ist nicht 
nur in Zeiten einer sich verschlechternden Rezession in 
Deutschland den Bürgern und Steuerzahlern nicht mehr 

zuzumuten, für ein Vergiftungsregister, das das Gros der 
Vergiftungen außen vor lässt, noch Dutzende neue Ver-
waltungsjobs zu finanzieren.

Zum Gesetzentwurf ist damit alles gesagt. Wir lehnen 
diesen ab.

(Beifall bei der AfD)
In Anbetracht der eingangs genannten sehr erschre-

ckenden Zahlen aber doch noch einige Anmerkungen, 
speziell auch an die zahlreichen jugendlichen Zuschauer 
und Zuhörer. Alkohol ist ein Genussmittel; man sollte es 
daher auch nur in Maßen konsumieren. Es eignet sich 
nicht für adoleszente Mutproben oder für Wettbewerbe, 
und das gilt für Frauen genauso wie für Männer.

(Zurufe von der SPD: Oh!)
Des Weiteren: Finger weg von Drogen! Damit meine ich 
auch Cannabis, das hier in Deutschland nicht legalisiert 
werden sollte.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Das wird Zeit!)

Und zum Schluss noch ein sehr ernstes Thema. Sollte 
sich irgendjemand, der diese Rede hört oder sieht – gleich 
welchen Alters –, Gedanken über die vorzeitige eigene 
Beendigung seines oder ihres Lebens machen, so bitte ich 
Sie, dass Sie damit innehalten. Es gibt Beratungsange-
bote, die helfen und die einen Weg aufzeigen, wie es 
weitergeht. Und es gibt immer einen Weg, wie es weiter-
geht. Rufen Sie dann bitte die 0800 111 0 111 an. Dort 
gibt es Hilfe, dort wird Ihnen geholfen. Und wenn Sie 
eine solche Person kennen sollten oder dies bei einer 
vermuten, dann merken Sie sich die Nummer: 
0800 111 0 111.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Judith Skudelny für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Judith Skudelny (FDP):
Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen zu Beginn, 

Frau Präsidentin, ankündigen: Ich bleibe beim Thema.
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Vom Schnaps bis zum Rohrreiniger, 
tagtäglich gehen wir in Deutschland mit gefährlichen 
Stoffen um. Durch einen sorgsamen Umgang mit diesen 
Stoffen, basierend auf Bedienungsanleitungen und Warn-
hinweisen, sind die Risiken, die von den Stoffen aus-
gehen, für die Menschen beherrschbar. Trotzdem kommt 
es immer wieder zu Vergiftungsfällen.

Die Pflicht der Bundesregierung ist es, zu überwachen, 
wann es sich bei diesen Vergiftungsfällen um tragische 
Einzelfälle handelt und wann sich die Vergiftungen häu-
fen, weil sie schwere Verläufe haben, und wann eine 
besondere Personengruppe besonders betroffen ist; 
sprich: wann weitere Schutzmaßnahmen notwendig wer-
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den, um Schutzlücken zu schließen. Genau diese Über-
wachung, die auf den Schutz der Menschen zielt, verbes-
sern wir heute mit den vorliegenden Gesetzesänderungen 
des Chemikaliengesetzes.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aktuell sammeln das Bundesinstitut für Risikofor-
schung und die in den Ländern eingerichteten Giftinfor-
mationszentren Informationen über Vergiftungsfälle. Ein 
Abgleich der Daten findet nicht statt. Ein systematisches 
Erfassen erfolgt genauso wenig. Im Extremfall kann das 
bedeuten, dass in sieben Giftinformationszentren sieben 
Einzelfälle erkannt werden, aber dass niemand sieht, dass 
hier eine Serie vorliegt, die auf potenzielle Gefahren für 
weitere Menschen hinweist.

Zudem hat es sich gezeigt, dass die Länder ihre Gift-
informationszentren ganz unterschiedlich mit finanziel-
len Mitteln ausstatten. Wie überall wurden Zentren ein-
gerichtet, die Aufgaben haben sich gehäuft, aber nicht in 
jedem Fall wurde die personelle Ausstattung und die fi-
nanzielle Ausstattung der Mehrbelastung angeglichen. So 
sehen wir, dass die Giftinformationszentren sehr unter-
schiedlich arbeiten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die aktuell bei der Erfassung der Daten bestehenden 
Probleme beheben wir, indem wir einfach ein gemein-
sames Vergiftungsregister beim Bundesamt für Risiko-
forschung einrichten. Gemeinsam heißt: Bund und Län-
der zusammen. Jetzt beklagt die Union in ihrem Antrag, 
es würde zu einem Mehraufwand kommen. Dabei hat sie 
das System der Synergieeffekte noch nicht verstanden.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Doch!)

Aktuell werden in sieben plus eins in Deutschland 
befindlichen Institutionen Daten gesammelt. Und jedes 
Mal, wenn eine Vermutung besteht, es könnten mehr 
Daten vorhanden sein, werden Einzelabfragen gemacht, 
die auch wieder einzeln beantwortet und mit einem gro-
ßen Aufwand weitergeleitet werden müssen. In Zukunft 
werden die Daten zentralisiert erfasst und ausgewertet. 
Das bedeutet: Wir haben eine schnellere, eine bessere 
und eine effizientere Datenerhebung und einen Überblick 
über das, was in Deutschland tatsächlich passiert.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das mit der Effizienz hat die Union nicht verstanden, 
aber wir als Serviceregierung helfen gerne.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Noch was, liebe Union: Wenn durch die systematische 
und effiziente Erfassung in manchen, vielleicht von Ihnen 
geführten Bundesländern höhere Kosten entstehen, dann 
sind es vielleicht gerade diese Giftinformationszentren, 
die in der Vergangenheit nicht ausreichend finanziert wa-
ren.

Das vorliegende Gesetz, ganz ehrlich, ist kein großes 
Gesetz, das die Welt verändert. Es ist ein kleines Gesetz, 
das Deutschland für seine Bürger sicherer macht. Aber 
auch kleine Gesetze machen Deutschland besser. Genau 
dafür ist die Ampel angetreten, und dieses Versprechen 
erfüllen wir hiermit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Ralph Lenkert für die Frak-

tion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Von Digitalisierung schwärmen Bundesregierun-
gen seit Jahren. Seit Jahrzehnten gibt es ein europäisches 
Chemikalienregister. Jetzt, 2023, veranlasst die Bundes-
regierung die Einrichtung eines zentralen Vergiftungs-
registers in Deutschland. Das Tempo macht sprachlos.

(Beifall bei der LINKEN)
Wenn sich ein Kind vergiftet, wenn in einer Firma ein 

Chemieunfall passiert, braucht es schnelle und – bei Ver-
giftung entscheidend – die richtige Hilfe. Jedoch fehlt im 
Berliner Vergiftungsregister manches Wissen aus Mainz, 
in München fehlen manche Erfahrungen aus Thüringen.

(Dr. Franziska Kersten [SPD]: Eben!)
Eine schnelle Information zu wirksamen und unwirk-
samen Behandlungen entscheidet vielleicht über Leben 
und Tod, doch wertvolle Zeit geht verloren, weil ein Zen-
tralregister fehlt, und das ist unfassbar.

(Beifall bei der LINKEN)
Daher unterstützt Die Linke die Einrichtung eines zen-
tralen Vergiftungsregisters.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wir fordern den Bund auf, den schnellen Aufbau und 
die dauerhafte Finanzierung zusammen mit den Ländern 
zu garantieren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Liebe Bürgerinnen und Bürger, Vergiftungen zu ver-
hindern, ist besser, als diese zu heilen; eine Binsenweis-
heit. Die Chemikalienverordnung REACH der EU soll 
den Einsatz gefährlicher und giftiger Chemikalien ein-
schränken. Gefährliche Substanzen müssen, wann immer 
möglich, aus dem Verkehr gezogen werden.

Seit 2017 setzt die deutsche Autoindustrie und die in-
ternationale Industrie das zwar klimafreundliche, für die 
Umwelt aber giftige und im Brandfall tödliche Mittel 
1234yf in den Klimaanlagen der Pkws ein. Sie könnten 
auch CO2 nehmen, aber sie machen es nicht. Die Über-
prüfung des Kältemittels auf Gefährlichkeit nach 
REACH erfolgt seit 2012, ohne Abschluss; denn eine 
Bestätigung der Ungefährlichkeit kann man diesem Käl-
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temittel nicht zuerkennen. Trotzdem ist es in fast allen 
Pkws; denn solange das Verfahren läuft, fällt keine Ent-
scheidung, und so lange darf man es verwenden. Der 
Hersteller DuPont verzögert einfach das Einreichen ge-
forderter Testergebnisse. Die Chemielobby hat in der 
REACH-Verordnung eine Frist zum Verfahrensabschluss 
erfolgreich verhindert. Ein Skandal!

(Beifall bei der LINKEN)
Damit sind weder die Umweltvergiftung noch die Ge-
fährdung von Menschenleben strafbar. Es ist erlaubt. Es 
wird Zeit, dass die Bundesregierung in Brüssel für eine 
wirksame Chemikalienverordnung kämpft.

(Beifall bei der LINKEN)
Wenn eine Chemikalie nicht innerhalb einer Frist von 

zwei Jahren das Verfahren bei REACH abschließt, darf 
sie nicht mehr verwendet werden. Das fordert Die Linke, 
das ist notwendig zum Schutz von Gesundheit und Um-
welt. Damit entlastet übrigens die Union dann auch das 
Chemikalienregister, weil eine Menge von diesem Gift-
zeug nicht mehr produziert werden würde.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – 
Reinhard Houben [FDP]: Richtiger Beifall ist 
anders!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Klaus Wiener für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir befinden uns in einer Phase großer wirt-
schaftlicher Schwierigkeiten. Teure Energie und die zahl-
reichen geopolitischen Verwerfungen hinterlassen tiefe 
Spuren bei der deutschen Wirtschaft. Zur Wahrheit gehört 
aber auch, dass die Wirtschaftspolitik der Ampel dazu 
beiträgt, dass wir das einzige Industrieland sind, dessen 
Wirtschaft schrumpft. Das konnten wir heute noch ein-
mal hören: Gemeinschaftsdiagnose: minus 0,6 Prozent. 
Wir stecken aber nicht nur in einer tiefen konjunkturellen 
Krise; auch die langfristigen Wachstumsperspektiven 
sind so mau wie nie.

Oftmals besteht dann Uneinigkeit darüber, wie die 
wirtschaftlichen Probleme adressiert werden sollen. Ver-
bote und Regulierungen – die Ampel; soziale Marktwirt-
schaft – wir von der Union; Vorgaben und Transforma-
tion auf Termin – die Ampel; wirtschaftliche Anreize – 
wir von der Union.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Klischeehaft!)

Leider – und das ist die Wahrheit – führt Ihre Wirtschafts-
politik dazu, dass bei unseren Unternehmen zunehmend 
das Interesse an Geografie steigt. Die hauen einfach ab.

Weitgehende Einigkeit besteht allerdings in einem 
Punkt: Wir brauchen um Gottes willen keinen weiteren 
Bürokratieaufwuchs; denn Deutschland ist bereits ein 
hoch reguliertes Land. In einschlägigen Indizes zur wirt-

schaftlichen Freiheit belegen wir regelmäßig einen der 
hinteren Plätze. Zudem wissen wir aus der Empirie: 
Hoch regulierte Volkswirtschaften wachsen weniger 
stark, von überregulierten ganz zu schweigen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zur Wahrheit gehört aber auch, dass der Bürokratie-

aufwuchs in den zwei Jahren seit der Regierungsüber-
nahme weiter gestiegen ist, trotz aller Lippenbekenntnis-
se, die wir hier immer wieder hören. Das sagen übrigens 
nicht wir, sondern das sagt der Normenkontrollrat.

Umso verwunderlicher ist es, dass mit dem Chemika-
liengesetz wieder genau die alten Fehler gemacht werden. 
Der bürokratische Aufwand steigt. Es braucht mehr Per-
sonal, und die Berichtspflichten nehmen auch zu. Zudem 
entsteht mit dem Gesetz ein neuer finanzieller Erfül-
lungsaufwand in der Größenordnung von 5 Millionen 
Euro; das haben wir gerade gehört. Das hört sich viel-
leicht zunächst nicht viel an. Aber, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, in der Krise zählt jeder Euro doppelt. Das 
heißt, wir müssen überall da sparen, wo der Nutzen eines 
neuen Gesetzes gering ist. Und wir sagen: Der Zusatz-
nutzen dieses Gesetzes ist gering.

Verstehen Sie mich nicht falsch: Grundsätzlich ist eine 
Zusammenführung von Daten immer wünschenswert; 
denn nur bei hinreichender Datenbasis sind statistisch 
gesicherte Aussagen möglich. Allerdings: Vergiftungs-
fälle sind zum Glück nicht so häufig. Verlässliche Aus-
wertungen bedürfen deshalb keiner Aggregation wie zum 
Beispiel bei Bildungsrenditen, wo es um eine große An-
zahl von Schülerinnen und Schülern geht. Für empirisch 
fundierte Aussagen braucht man da große Zahlen. Wie 
gesagt, die Zahl der Vergiftungen ist nicht ansatzweise 
so groß. Insofern stellt sich die Frage: Ist der Aufwand, 
den Sie hier betreiben, gerechtfertigt?

Bereits heute teilen die Informationszentren der Län-
der ihre Erkenntnisse mit dem Bundesamt für Risiko-
bewertung. Das gilt insbesondere dann, wenn Vergiftun-
gen vorliegen – ich zitiere –, „die von allgemeiner 
Bedeutung sind“. Nicht nur wir, sondern auch der Bun-
desrat meldet deshalb Zweifel an dem vorliegenden Ge-
setzentwurf an. Die Befürchtung besteht zu Recht, dass 
die Informationszentren der Länder ihre Ressourcen dann 
weniger stark da einsetzen können, wo sie eigentlich ge-
braucht werden, nämlich in der Beratung, die oftmals 
auch sehr zeitkritisch erfolgen muss. Zudem sind – das 
verwundert mich eigentlich am meisten an dem Gesetz-
entwurf – viele der Daten, die jetzt zusätzlich erhoben 
werden sollen, aus medizinischer Sicht gar nicht erfor-
derlich.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, selbst wenn man dieses Gesetz beschließen wollte, 
müsste man sich in der aktuell schwierigen Lage doch 
fragen: Wo können wir an anderer Stelle entlasten und 
den bürokratischen Erfüllungsauswand verringern, also 
nach der „One in, one out“-Regel verfahren? Wenn Sie 
hierauf keine gute Antwort haben und der Zusatznutzen 
des Gesetzes so erkennbar gering ist, dann sollten Sie es 
schlicht lassen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache und danke allen Rednerin-

nen und Rednern in dieser Debatte ausdrücklich, dass sie 
sich nicht nur an Redezeiten gehalten haben, sondern den 
Grundsatz eingehalten haben, dass wir hier keine Min-
destredezeiten haben. Das heißt, wenn alles gesagt ist, 
kann man dem Haus auch eine Minute schenken. Sehr 
gut!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Chemikaliengesetzes.

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Si-
cherheit und Verbraucherschutz empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 20/8486 (neu), den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 20/ 
6952 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte die-
jenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen und der Fraktion Die Linke gegen die 
Stimmen der CDU/CSU-Fraktion und der AfD-Fraktion 
angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Offensicht-
lich niemand. Der Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der Fraktion Die Linke gegen 
die Stimmen der CDU/CSU-Fraktion und der AfD-Frak-
tion angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 18:

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Fabian Jacobi, Thomas Seitz, 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion der AfD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ver-
hinderung von Falschmeldungen und zur 
Transparenz der Medienmacht von Parteien 
(Medientransparenzgesetz) 

Drucksache 20/8531
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Digitales 
Federführung strittig

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte, zügig Platz zu nehmen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Stephan Brandner für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vor eini-

gen Tagen hat die AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag 
vor dem Landgericht Hamburg einen juristischen Erfolg 
gegen das RedaktionsNetzwerk Deutschland erzielt: ganz 
klare Falschberichterstattung. Das Landgericht schreibt 
davon, dass nicht einmal ein Mindestbestand an Beweis-
tatsachen in den betreffenden Berichten vorgebracht wor-
den sei. Ohne Recherchen sei berichtet worden, unsere 
Organklage, die sich mit den Beteiligungsrechten des 
Deutschen Bundestags im Hinblick auf Waffenlieferun-
gen befasst, sei von Russland dominiert worden. Das war 
schlicht und ergreifend eine Lüge, die vom „Spiegel“ 
verbreitet wurde und vom RedaktionsNetzwerk Deutsch-
land aufgegriffen worden ist, also ganz im Sinne der SPD, 
Fake News und Lügen zu verbreiten.

(Beifall bei der AfD)

Das wäre nicht weiter bemerkenswert, wenn das Re-
daktionsNetzwerk Deutschland, RND, nicht bemerkens-
wert wäre.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es ist bemerkenswert, wenn Sie den 
Mund aufmachen!)

Denn dieses RedaktionsNetzwerk Deutschland ist für 
überregionale Inhalte der Verlagsgesellschaft Madsack 
KG zuständig, deren Kommanditistin die Deutsche 
Druck- und Verlagsgesellschaft ist, die wiederum zu 
100 Prozent der SPD gehört. Man höre und staune! Es 
ist also kein Zufall und kein Einzelfall, sondern es ist 
systemisch, meine Damen und Herren.

Nicht nur der eigentlich staatsfern konzipierte öffent-
lich-rechtliche Rundfunk ist inzwischen zu einem Staats-
funk mutiert –

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

die Redakteure und Journalisten dort haben sich zu 
Staatstrompeten entwickelt – und zur Beute der Altpar-
teien geworden. Auch bei den gedruckten Medien, bei der 
Presse, den Zeitungen und Zeitschriften, ist es nicht an-
ders: kaum Kritik an den Herrschenden, dafür umso mehr 
Kritik an der Alternative für Deutschland, keine Vielfalt.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn Sie regieren, wird das abge-
schafft!)

Deshalb haben wir einen Gesetzentwurf vorgelegt, 
der – und das ist wichtig; wir sind ja nicht bei den Grü-
nen – nicht etwa irgendetwas verbieten will, sondern 
Transparenz schaffen möchte. Mehr Medienvielfalt, 
mehr Demokratie wagen, mehr Demokratie herstellen – 
das ist wichtig für uns von der Alternative für Deutsch-
land.

(Beifall bei der AfD – Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir kennen Ihr gro-
ßes Vorbild!])

Ich weiß genau: Gleich kommen die üblichen Verdächti-
gen aus Ihren Reihen und werden mit den üblichen Sprü-
chen über uns herfallen
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(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! Ich sage nur, was bei Ihnen los 
ist!)

und wahrscheinlich darauf verweisen, dass wir einen ähn-
lichen Gesetzentwurf schon mal im Jahr 2019 ein-
gebracht hatten.

(Thomas Hacker [FDP]: Das ist Ihnen selber 
aufgefallen?)

Das wäre so weit korrekt; insofern kann ich Ihnen den 
Wind aus den Segeln nehmen. Aber es spricht ja gerade 
für einen guten Gesetzentwurf, dass Sie alle von der 
bunten Einheitsfront damals dagegen waren. Und ein 
guter Gesetzentwurf wird ja nicht dadurch schlechter, 
dass man ihn nochmals in dieses Parlament einbringt.

Und außerdem ist es ja auch so, dass CDU und CSU 
zwischenzeitlich möglicherweise dazugelernt haben. Sie 
sind nicht mehr in den Fesseln der SPD, dieses Medien-
monsters SPD, gefangen.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD)
Antifaschistische Brandmauer hin oder her,

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bald gibt es eine Brandner-Mauer!)

vielleicht nähern wir uns ja bei diesem Thema ein biss-
chen an. Es geht ja auch zu Ihren Lasten, meine Damen 
und Herren von der Union.

Meine Damen und Herren, die Parteien sollen an der 
politischen Willensbildung des Volkes mitwirken. Das 
setzt voraus, dass mit offenem Visier gekämpft wird. 
Und dazu gehört natürlich auch, dass klar ist, wohinter 
Parteien stecken. Neutral wirkende Zeitungen können 
politische Inhalte natürlich besser transportieren als Par-
teiorgane.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir kennen Ihre Vorbilder! In allen au-
toritären Staaten wird das genau so gemacht! 
Überall! Medienkontrolle ist der erste Schritt!)

Und da sieht es ganz komisch aus in Deutschland. Die 
„Sächsische Zeitung“ und „Die Morgenpost“ in Dresden 
und Chemnitz, die „Niederelbe-Zeitung“, die „Neue 
Presse Coburg“, „Frankenpost“, der „Nordbayerische 
Kurier“,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist so albern, was Sie hier machen!)

die „Westfälischen Nachrichten“, die „Neue Westfäli-
sche“, das „Freie Wort“ in Suhl und die „Südthüringer 
Zeitung“ – überall steckt SPD drin, aber nirgendwo steht 
SPD drauf. Warum denn nicht? Weil natürlich keiner die 
Parteiblättchen kaufen würde. Sie versuchen, das zu ver-
schleiern.

(Beifall bei der AfD)
Es geht noch weiter. Über die ddvg ist die SPD die 

größte Kommanditistin der Verlagsgesellschaft Madsack. 
Deren Hauptprodukte sind die „Hannoversche All-
gemeine Zeitung“, „Neue Presse“ in Hannover, „Leipzi-
ger Volkszeitung“, „Dresdner Neueste Nachrichten“, 
„Kieler Nachrichten“, „Lübecker Nachrichten“, „Ost-
see-Zeitung“, „Göttinger Tageblatt“, „Märkische All-

gemeine Zeitung“. Auch da steckt überall SPD drin, 
aber SPD steht nicht drauf. Warum wohl? Insgesamt 
19 Zeitungstitel, 20 Anzeigeblättchen, darüber hinaus 
noch Digitalgeschäft, Film- und Fernsehproduktion – all 
das bündelt die SPD in der Deutschen Druck- und Ver-
lagsgesellschaft sowie der Madsack KG. Da müssen Ord-
nung und Transparenz geschaffen werden.

(Beifall bei der AfD – Ansgar Heveling [CDU/ 
CSU]: Jetzt wissen es doch alle!])

Dann kommt noch das RedaktionsNetzwerk Deutsch-
land hinzu, das auch 60 Tageszeitungen beliefert: alles 
aus einer Feder, alles gesteuert, finanziert, teilweise im 
Eigentum der SPD. Liebe CDU, ich weiß gar nicht, ob ihr 
das wusstet, also da gibt es wirklich was zu tun.

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sprechen von Ihren Trollen!)

Das Bundesverfassungsgericht hat schon 2008 gesagt: 
Fehlende Veröffentlichung von Minderheitsbeteiligun-
gen kann sich erheblich auf öffentliche und individuelle 
Meinungsbildung auswirken. – Und das tut es in 
Deutschland ganz massiv. Deshalb lauten unsere Forde-
rungen: Das Parteiengesetz ändern und Transparenz 
schaffen!

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Als Frau Weidel Parteispenden aus der 
Schweiz erhalten hat, haben Sie da Trans-
parenz hergestellt?)

Alle Medienprodukte, die von einer Partei beeinflusst 
werden, müssen ausgewiesen werden. Wir wollen das 
UWG ändern und Warnhinweise auf den Zeitungen an-
bringen. Statt „Zu Nebenwirkungen fragen Sie Ihren Arzt 
oder Apotheker“ würde dann draufstehen: „Achtung! 
Dieses Blatt gehört ganz oder teilweise der SPD“. Das 
würde die Verkaufszahlen schon in den Keller treiben.

(Beifall bei der AfD – Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das mit den Spenden 
von Frau Weidel wollen wir noch mal wissen!)

Und schließlich rufen wir noch das Kartellamt zu Hilfe, 
das dann die Beteiligungen an Redaktionsnetzwerken 
usw. zusammenrechnen und überprüfen wird.

Sie sehen also, meine Damen und Herren – Sie haben 
es vielleicht gehört, auch wenn Sie die ganze Zeit dazwi-
schengebrüllt haben –:

(Zurufe von der SPD: Oh!)
Mehr Demokratie und Transparenz wagen, das ist und 
bleibt ein Markenkern meiner Alternative für Deutsch-
land.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: 100 000 Euro aus der Schweiz!)

Und von diesem Weg werden Sie uns nicht abbringen.
(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bekommen Sie eigentlich auch Geld 
für Ihren Blödsinn?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kommen Sie bitte zum Schluss.
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Stephan Brandner (AfD):
Da können Sie Gift und Galle spucken, Sie aus der 

Grünenfraktion und der SPD-Fraktion können brüllen 
und gleich wieder über uns herziehen, wie Sie wollen: 
Das stört uns alles nicht.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Abgeordneter, setzen Sie bitte den Punkt.

Stephan Brandner (AfD):
Wir stehen an vorderster Front für Demokratie und 

Transparenz.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Reinhard Houben 
[FDP]: Realsatire ist das!])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Sebastian Hartmann für die SPD-Frakti-

on.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Sebastian Hartmann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Also, machen wir es in aller Kürze. Karl Kraus 
hat es mal mit einem Bonmot zusammengefasst: Manch-
mal ist selbst das absolute Gegenteil von dem Behaupte-
ten nicht richtig.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Stephan Brandner [AfD]: Haben Sie schon zu 
Ende studiert?)

Dieser Entwurf ist wieder in typischer AfD-Manier ge-
strickt. Der erste Eindruck ist: Das ist eigentlich eine sehr 
vernünftige Idee, die die AfD hat.

(Beifall bei der AfD)

Und es ist doch sinnvoll, wenn Transparenz hergestellt 
wird und die Beziehungen und die Verflechtungen der 
Parteien offengelegt werden müssen.

(Stephan Brandner [AfD]: Hört! Hört!)

Aber es geht der AfD ja gar nicht darum, Transparenz 
über Beziehungen oder Verflechtungen herzustellen, son-
dern sie versucht, mit Falschbehauptungen die Ge-
schichte zu verklären.

(Stephan Brandner [AfD]: Welche denn? Was 
war denn falsch?)

Ich möchte Ihnen darlegen, wie es entstanden ist, dass 
die SPD über Druckereien und Zeitungen verfügt. Der 
Anfang war im Kaiserreich, als sich Arbeiterinnen und 
Arbeiter den Arbeitergroschen vom kargen Lohn abge-
spart haben – Gewerkschaften gab es nicht –, um in 
Zeiten der Zensur für Meinungsfreiheit und Meinungs-
vielfalt im Kaiserreich zu sorgen.

(Stephan Brandner [AfD]: Das war einmal!)

Im Kaiserreich war die öffentliche Meinung so reguliert, 
dass die anderen, die Mehrheit in der Gesellschaft, nicht 
zu Worte kamen.

(Stephan Brandner [AfD]: Fast so wie heute!)
Die besagten Druckereien sind selbst erarbeitet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Philipp Hartewig [FDP])

Es ist eigentlich kein Wunder, dass das gerade aus der 
rechten Ecke kommt; es steht vielleicht in der Tradition 
einer rechtsextremen Partei. Die Nationalsozialisten ha-
ben die Besitzer von Medienerzeugnissen und Drucke-
reien enteignet.

(Stephan Brandner [AfD]: Ein Halbkreis hat 
keine Ecken!)

Wer wissen will, auf welcher Seite der Geschichte je-
mand steht, dem sage ich mal eins:

(Stephan Brandner [AfD]: Wir stehen auf der 
richtigen Seite!)

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten saßen im 
KZ und in Gefängnissen,

(Stephan Brandner [AfD]: Das war früher so! 
Heute sieht es genau andersrum aus!)

während andere, insbesondere die Rechtsextremen, in 
Volkskammern, Parlamenten und Amtsstuben saßen und 
die Republik nicht verteidigt haben, als es darauf ankam. 
Und das, meine Damen und Herren, ist der eigentliche 
Skandal.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Ja, das war früher 
so! Heute sieht das genau andersherum aus!)

Die AfD hat hier,
(Stephan Brandner [AfD]: Sagen Sie mal was 

zum Thema!)
auch in der letzten Woche, versucht, den Diskurs zu zer-
setzen, und fordert nun, hier Transparenz herzustellen.

(Stephan Brandner [AfD]: Studieren Sie erst 
mal zu Ende, Herr Hartmann!)

Ich erinnere Sie, Herr Brandner, daran, was Sie in der 
letzten Woche gesagt haben: „Lieber Putin als Böhmer-
mann!“ Das bringt das ganze Problem auf den Punkt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Hinter Ihnen steht Moskau. Sie sind die fünfte Kolonne 
Moskaus.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Landgericht hat 
genau diese Aussage verboten!)

Sie haben Putins Trolle und die Medienmacht einer gan-
zen Social-Bot-Armee, die nur als Ziel hat, den deutschen 
Diskurs zu zerstören und diese erfolgreichste Republik, 
die wir je auf deutschem Boden hatten, zum Scheitern zu 
bringen.
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(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Hartmann, ich habe die Uhr angehalten, und 

Sie sehen es vielleicht auch schon: Gestatten Sie eine 
Frage oder Bemerkung aus der FDP-Fraktion?

Sebastian Hartmann (SPD):
Gerne.

Manuel Höferlin (FDP):
Vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen.

(Stephan Brandner [AfD]: Jetzt kommen Wat-
tebäuschchen!)

Der Kollege Brandner, der schon wieder hereinruft, 
sagte gerade eben, als Sie, Kollege Hartmann, die Situa-
tion in der NS-Zeit beschrieben hatten – ich zitiere –: 
Heute sieht es genau andersrum aus! – So hat es Herr 
Brandner gerade eben gesagt.

(Zurufe von der SPD: Unglaublich! Frechheit!)
Ich wollte wissen, wie Sie diese Situation und diese Be-
hauptung in dem Kontext einschätzen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Stephan Brandner 
[AfD]: Das sollten Sie mich vielleicht lieber 
fragen! – Gegenruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hätten 
Sie wohl gerne!)

Sebastian Hartmann (SPD):
Lieber Herr Höferlin, das ist genau das, was die AfD 

macht: Sie zersetzt den Diskurs, geriert sich als Opfer und 
ist tatsächlich Täter.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Wolfgang Wiehle 
[AfD]: Wir sind Opfer!)

Denn nichts an dem, was jetzt hier als Skandal dargestellt 
wird, ist in Wirklichkeit verborgen. Es ist in Rechen-
schaftsberichten dargelegt. Jeder Geschäftsbericht ist ein-
sehbar. Und wenn ein solcher Vergleich mit der dunkels-
ten Zeit unserer Geschichte gezogen wird,

(Stephan Brandner [AfD]: Das haben Sie doch 
gemacht! Sie reden die ganze Zeit darüber!)

die Ihr Ehrenvorsitzender als Fliegenschiss in der Ge-
schichte bezeichnet hat

(Stephan Brandner [AfD]: Das hat er nicht ge-
macht! – Gegenruf des Abg. Dr. Till Steffen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat er 
wohl gesagt! – Jörn König [AfD]: Das waren 
Sozialisten, die das KZ errichtet haben! – Ge-
genruf des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt benehmen Sie 
sich mal da drüben!)

– er mag auch „Vogelschiss“ gesagt haben –, ist es ein 
weiterer Schiss der AfD.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Das, meine Damen und Herren, zeigt deutlich auf, dass es 
dieser Partei nicht darum geht, das Beste in den Men-
schen zu wecken

(Jürgen Braun [AfD]: Lenken Sie nicht ab von 
der Realität, Herr Hartmann! Sie lenken ab!)

und diese Republik durch gute Ideen, gute Gesetz-
gebungsarbeit voranzubringen, sondern sie versucht, die-
sen Staat zu zersetzen.

(Stephan Brandner [AfD]: Der Staat ist Ihre 
Beute, Herr Hartmann!)

Die Narrative und die Macht, die Sie versuchen aus-
zuüben, weil Sie wortwörtlich Putins Worte wiederholen, 
zeigen sich am Beispiel von Tino Chrupella.

(Stephan Brandner [AfD]: Nee, Chrupalla! 
Tino Chrupalla! Ich kann es auch gerne buch-
stabieren!)

Tino Chrupalla hat in den sozialen Medien geschrieben, 
die Zerstörung von Nord Stream 2 sei ein Anschlag auf 
die deutsche Energiesouveränität gewesen.

(Stephan Brandner [AfD]: Was hat das mit 
dem Thema zu tun?)

Aber in Wahrheit, meine Damen und Herren, geht es gar 
nicht um die deutsche Energiesouveränität. Vielmehr ver-
suchen Sie, die Abhängigkeit Deutschlands von Putins 
Reich des Bösen für immer herzustellen.

(Stephan Brandner [AfD]: Da haben Sie die 
falsche Rede, die Sie da vorlesen! – Fabian 
Jacobi [AfD]: Quatsch! Was hat das noch mal 
genau mit der SPD-Zeitung in Deutschland zu 
tun, Herr Kollege?)

Das sind Narrative, die Sie eins zu eins wiederholen. Sie 
versuchen damit, von der Medienmacht Russlands zu 
profitieren, während Sie von anderen fordern, Trans-
parenz herzustellen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. 
Thomas Lutze [DIE LINKE] – Fabian Jacobi 
[AfD]: Nichts hat das mit dem Thema zu tun, 
was Sie da erzählen!)

Nichts von dem, was aus diesem Schoße kroch, ist gut 
für unser Land. Nichts von dem, was aus Ihren Reihen 
kommt, bringt uns voran.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie reden hier wie 
so ein linker Evangelist! – Jürgen Braun 
[AfD]: Zur Sache, Herr Hartmann!)

All das, was Sie tun, sind Zerstörung des Diskurses und 
Verhetzung der Debatte. Wir haben einmal erlebt, dass 
Rechtsextreme diese Republik zum Scheitern brachten.

(Zurufe von der AfD)

Aber diese deutsche Demokratie scheitert nicht!

(Stephan Brandner [AfD]: Die scheitert an Ih-
nen! Die scheitert an der SPD!)
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Wir sind der wehrhafte Rechtsstaat, und Sie sind die 
Feinde der Demokratie,

(Jörn König [AfD]: Nein, sind wir nicht!)
aber nicht die Hüter der Transparenz.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN – Stephan Brandner [AfD]: 
Abgebrochener Student!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie wissen es, aber ich wiederhole den Hinweis, auch 

fürs Protokoll: Natürlich werde ich es heute wie immer 
halten. Ich werde das gesamte Protokoll der Zeit, in der 
ich hier präsidiere, natürlich sehr aufmerksam lesen.

(Jürgen Braun [AfD]: Und Zwischenfragen der 
Regierungsfraktionen?)

– Sie sind gerade auf dem Weg zu einem Ordnungsruf. Es 
steht Ihnen nicht zu, die sitzungsleitende Präsidentin in 
irgendeiner Weise zu bewerten.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Jetzt für all diejenigen, die nicht so oft bei uns sind, 
bzw. für diejenigen, die vielleicht nicht so oft im Plenum 
sind, wenn ich gerade die Sitzung leite: Ich werde meine 
Praxis auch heute fortsetzen und sehr aufmerksam den 
Stenografischen Bericht studieren, ob es irgendwelche 
Dinge gibt, auf die wir noch einmal im Laufe der Sitzung 
zurückkommen müssen oder die wir gegebenenfalls in 
den dafür zuständigen Gremien behandeln müssen. – So 
weit, so gut.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir fahren jetzt in der Debatte fort. Das Wort hat der 
Kollege Ansgar Heveling für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Hartmann [SPD])

Ansgar Heveling (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Dass die AfD-Fraktion heute den Entwurf ei-
nes sogenannten Medientransparenzgesetzes vorlegt, 
muss man schon als einen Treppenwitz der Parteien-
geschichte verstehen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN – Stephan Brandner [AfD]: Da 
klatscht die gesamte Einheitsfront! Merken 
Sie das? Das wäre mir peinlich!)

Ständig versuchen Sie, den Popanz eines die Medien do-
minierenden Parteienkartells aufzubauen,

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])
das unbemerkt – unbemerkt kann es eigentlich nicht sein; 
Sie haben ja eben alle Medien genannt, die zum Medien-
verbund der SPD gehören –, aber nachhaltig die öffent-
liche Meinung formt. Dabei sind Sie diejenige Partei,

(Stephan Brandner [AfD]: Wir haben keine 
Zeitung!)

bei der es mit der Transparenz am meisten hapert.
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Das eine Mal ist es die sogenannte Lügenpresse, das 
andere Mal der von Ihnen so betitelte Staatsfunk. Irgend-
eine Institution oder ein Medium muss regelmäßig als 
Prügelknabe der AfD herhalten, wenn es darum geht, zu 
ergründen, warum die große Mehrheit in diesem Land 
anders denkt als die Funktionäre der AfD.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE LINKE])

Dieses Mal ist es nun die Beteiligung an Medienunter-
nehmen durch Parteien, die Sie als neue Sau durch das 
parteipolitische Dorf treiben wollen.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich habe keine Sau 
getrieben!)

Auffällig an der Begründung Ihres Gesetzentwurfs ist 
indes, dass Sie einen Missstand kritisieren, den Sie aus-
schließlich bei der SPD zu identifizieren meinen. Sie 
schreiben selbst ausdrücklich, dass „das unternehmeri-
sche Engagement der übrigen Parteien im Medienbereich 
eher gering oder gar nicht vorhanden“ sei. Gleichwohl 
wollen Sie für offensichtlich einen Fall das Parteienge-
setz

(Stephan Brandner [AfD]: Ein Fall? Das waren 
Dutzende von Fällen! Haben Sie nicht zu-
gehört?)

und das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb ändern. 
Wenn Sie indes so sehr Wert darauf legen, dass in einzel-
nen Parteien die Transparenz gesteigert wird, dann 
möchte ich Ihnen raten: Fangen Sie erst einmal bei sich 
selbst an!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP und der LINKEN – Stephan 
Brandner [AfD]: Wir haben keine Medien-
beteiligung!)

– Aber Probleme mit der Transparenz.
Vor allem wenn man sich ernsthaft des Problems an-

nehmen möchte, wie transparent oder intransparent die 
Medienarbeit von Parteien ist, dann sollte man über die 
sozialen Medien nicht schweigen. Es ist ja heute nicht 
mehr so, dass der Zugang zur öffentlichen Meinung durch 
einige wenige große Pressehäuser oder Rundfunkanstal-
ten limitiert wäre. Vielmehr besteht über die sozialen 
Medien die Möglichkeit, in einem früher unvorstellbaren 
Ausmaß einzelne Zielgruppen sehr punktgenau zu adres-
sieren.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])
Und da sieht es bei der AfD in puncto Transparenz ziem-
lich schlecht aus.

(Stephan Brandner [AfD]: Erzählen Sie mal!)
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Ich erwähne nur einmal Drittaccounts auf TikTok, bei 
denen die Nutzer gar nicht merken, dass es sich eigentlich 
um Angebote aus der AfD handelt.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Und schließlich ist es ja vor allem die Kremlpartei AfD, 
die höchst undurchsichtige Verbindungen zu ihren Gön-
nern in Moskau unterhält.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Wir als Union unterstützen gerne ernstgemeinte Initia-
tiven zur Herstellung von Transparenz.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, dann müssen Sie 
zustimmen!)

Aber im gegenwärtigen Parteienspektrum bedeutet das 
zunächst und vor allem einmal: mehr Transparenz für 
die AfD.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Lamya Kaddor für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Sehr geehrte Gäste auf den Tribünen! Dass 
ausgerechnet die AfD mit einem Gesetz für Transparenz 
und – mittelbar – zur Parteienfinanzierung hier auftritt, ist 
geradezu – Kollege Heveling und ich sind uns darüber 
sehr einig – ein Treppenwitz.

(Stephan Brandner [AfD]: Da sind Sie sich ja 
einig! Schwarz-Grün! Super!)

Wir erinnern uns: Als 2017 interne Chats der AfD 
auftauchten, wurde auch öffentlich deutlich, wie sich 
die AfD eine Medienlandschaft nach ihrem Gusto vor-
stellt. Nach einer erhofften Machtübernahme – Zitat – 
müssten alle Journalistinnen und Journalisten, Redakteu-
rinnen und Redakteure

(Beatrix von Storch [AfD]: Wir gendern nicht!)
überprüft und gesiebt werden. Im selben Chat wird weiter 
schwadroniert, man müsse volksfeindliche Medien ver-
bieten. Alice Weidel fabuliert verächtlich über die rot- 
grün besetzte Journaille.

(Stephan Brandner [AfD]: Zu Recht!)
Stefan Keuter nimmt gerne mal an Moskauer Konferen-
zen teil und bezichtigt die deutsche Medienlandschaft der 
Propaganda.

(Stephan Brandner [AfD]: Hat er recht!)

Unsere Medienlandschaft ist zum Teil durch den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk geprägt, der der AfD so 
verhasst ist.

(Fabian Jacobi [AfD]: Grünfunk!)
Wir erinnern uns: Der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
wurde nach dem Terror des NS-Staates gegründet.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, war eine gute 
Idee! Aber leider hat es dann konvertiert!)

Nie wieder sollte es einen zentralen, staatlich gesteuerten 
Propagandasender geben.

(Fabian Jacobi [AfD]: Dumm gelaufen!)
Von eben einem solchen Propagandasender träumt die 
AfD erwiesenermaßen noch nicht einmal mehr hinter ver-
schlossenen Türen; Sie sagen es ja gerade.

Die freien Medien in unserem Land sind eine der Säu-
len, auf denen unsere Demokratie steht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Stephan Brandner 
[AfD]: Das war einmal so!)

Es ist daher keine Überraschung, dass die AfD selbige 
umgestalten will. Vor diesem Hintergrund ist es geradezu 
grotesk, dass diese Partei hier mit einem Transparenzge-
setz und dem Anspruch, Falschmeldungen zu verhindern, 
auftritt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und des 
Abg. Thomas Hacker [FDP] – Stephan 
Brandner [AfD]: Der NDR hat gelogen!)

Sie selbst ist es doch, die mit Vorliebe mit hochgradig 
intransparenten russischen Staatsmedien spricht. Sie 
selbst ist es doch, die schon 2020 konkrete Pläne zum 
Aufbau eines eigenen TV-Senders in die Wege leitete.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, demokratische Par-
teien sind selbstredend für eine unabhängige Medien-
landschaft und auch für Transparenz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN)

Aber schauen wir auf Sie.
(Stephan Brandner [AfD]: Ja, schauen Sie auf 

mich! Ich freue mich!)
– Ja, besser nicht.

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, bei der SPD und der FDP)

Diese Flirtversuche! Jedes Mal macht er das, und jedes 
Mal fällt er auf die Nase. Aber machen Sie weiter, Herr 
Brandner.

Ihre Partei ist es doch, die offenbar illegale Stroh-
mannspenden aus der Schweiz angenommen hat und da-
mit – übrigens wirkt der Rechtsstaat dann ja doch – or-
dentlich auf die Nase gefallen ist.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir reden hier nicht 
über die Parteienfinanzierung, sondern über 
Medientransparenz! Das ist Ihnen schon klar, 
oder?)
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Sie sind es doch, die durch dubiose Russlandreisen Ihrer 
Abgeordneten längst zur Alternative für Russland gewor-
den sind. Sie wollen doch Hochstapler für die Europa-
wahl aufstellen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Der größte Hochstapler sitzt 
aber im Auswärtigen Amt, oder nicht?)

Sie behaupten hier, sich gegen Falschmeldungen zu stel-
len. Dabei sind Sie doch diejenigen, die ebensolche 
Falschmeldungen mit Vorliebe verbreiten. Ihr Kollege 
Tillschneider – und ich komme zum Ende – behauptete 
etwa unlängst, Russland würde die Ukraine nicht angrei-
fen, sondern sich verteidigen. Und nebenbei trifft er sich 
mit Islamisten. Sie machen all das, was Sie den, wie Sie 
immer sagen, „Altparteien“ vorwerfen.

Angesichts des, diplomatisch ausgedrückt, sonderba-
ren Verhältnisses der AfD zu Transparenz, Falschmel-
dungen und einer demokratischen Medienlandschaft ist 
dieser Gesetzentwurf geradezu eine Farce.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Petra Sitte für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN – Stephan Brandner 
[AfD]: Jetzt kommt die SED! „Neues Deutsch-
land“!)

Dr. Petra Sitte (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die AfD 

beschert uns heute wieder etwas aus ihrer langen Reihe 
„Scheinlösungen für Randprobleme“.

(Fabian Jacobi [AfD]: Sie halten die SPD für 
ein Randproblem in Deutschland? Na, ich weiß 
ja nicht!)

Ich spare mir an dieser Stelle weitere Erläuterungen zu 
den intransparenten, hier schon angesprochenen Medien-
finanzierungen im Umfeld der AfD

(Stephan Brandner [AfD]: Sie scheinen sich ja 
alle abgesprochen zu haben thematisch!)

und dazu, wie diese Partei im Allgemeinen zur Presse-
freiheit steht. Das ist nicht nötig. Das drängt sich so auf, 
dass man es hier von jedem hören wird

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist offensicht-
lich!)

Wovon Sie mit solchen Gesetzentwürfen ablenken 
wollen, ist ja wirklich offensichtlich. Was im Gesetzent-
wurf selbst steht, geht aber weitestgehend ins Leere. Sie 
wollen die Rechenschaftsberichte der Parteien mit ohne-
hin nicht geheimen Informationen auffüllen. Hierzu ge-
nügt ein Zitat aus Ihrer eigenen Begründung, das lautet:

„… tatsächlich wird kaum ein Leser die Rechen-
schaftsberichte der Parteien studieren, bevor er 
sich eine Zeitung kauft.“

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, weil da nichts 
drinsteht!)

Und Sie versuchen, sich das Wettbewerbsrecht zu-
rechtzubiegen, um etwas zu regeln, was ganz offensicht-
lich nur in den Landespressegesetzen geregelt werden 
kann. Das ist schlicht handwerklicher Murks.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Stephan Brandner [AfD]: Wie war 
das denn mit dem Presserecht in der DDR? 
Erzählen Sie mal!)

Als Problem machen Sie die Beteiligung von Parteien 
an Medienunternehmen aus. Nun kann man die wirt-
schaftlichen Verflechtungen, insbesondere – aus Ihrer 
Sicht – der SPD, in diesem Bereich kritisieren.

(Stephan Brandner [AfD]: Das „Neue 
Deutschland“ ist auch pleite, oder?)

Aber erstens löst Ihr Gesetzentwurf daran auch nichts. 
Zweitens ist es völlig absurd, ausgerechnet hier eine Be-
drohung der publizistischen Vielfalt auszumachen.

Tatsächlich wird doch Vielfalt vor allem dadurch be-
droht, dass die Finanzierung von Journalismus in der 
Krise ist. Wirtschaftlicher Druck führt zu Marktkonzen-
tration, und gerade kleine und unabhängige Medien müs-
sen ums Überleben kämpfen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
der SPD)

Intransparente Besitzstrukturen und Interessenkonflikte 
sind ein Problem, aber weniger bezogen auf Parteien als 
vielmehr auf private Besitzer, vor deren Einflussnahme 
Redaktionen in Deutschland kaum geschützt sind.

(Stephan Brandner [AfD]: Sollte alles der SED 
gehören, oder?)

Was brauchen wir tatsächlich? Vollen Einblick in Be-
sitzstrukturen und vor allem auch in Interessenkonflikte –

(Stephan Brandner [AfD]: Sage ich doch!)

das aber bei allen Medien und Medienbesitzern –,

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

ein gestärktes Medienkonzentrationsrecht, ein Konzept 
für eine staatsferne, Vielfalt stärkende Presseförderung, 
wie es die Ampel inzwischen offensichtlich nicht mehr 
mit der Stringenz, wie es noch im Koalitionsvertrag 
stand, zu verfolgen scheint. Wir brauchen eine Regelung 
zu gemeinnützigem Journalismus, auf die wir nach An-
kündigungen im Koalitionsvertrag bis heute allerdings 
noch warten. Und: Wir brauchen auch eine Stärkung 
der inneren Pressefreiheit, um Redaktionen unabhängig 
von ihren Verlagsbesitzern zu machen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Thomas Hacker für die FDP- 

Fraktion.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Thomas Hacker (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn die Fraktion am rechten Rand unseres 
Hauses einen Gesetzentwurf zur Verhinderung von 
Falschmeldungen und für Transparenz bei der Medien-
macht von Parteien einbringt, dann sicher nicht aus de-
mokratischer Überzeugung.

(Zuruf von der AfD: Doch!)
Bei Russia Today, Sputnik und den anderen Lautspre-
cherorganen der autoritären oder totalitären Staaten küm-
mert Sie Transparenz und demokratische Überzeugung ja 
auch nicht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Stephan 
Brandner [AfD]: Da haben wir leider keine 
Gesetzgebungskompetenz!)

Eine Partei, für die verzerrte Realitäten und Falschmel-
dungen das einzige politische Geschäftsmodell sind, 
kann per se kein seriöses Interesse an Transparenz haben. 
Sei es drum! Über den vorliegenden Gesetzentwurf, den 
wir auch schon aus der letzten Wahlperiode kennen

(Stephan Brandner [AfD]: Ich habe es er-
wähnt!)

– Herr Brandner hat es selbst schon festgestellt –, müssen 
wir trotzdem sprechen.

(Stephan Brandner [AfD]: Mut zur Wahrheit!)
Transparenz ist ein zentraler Wert einer funktionieren-

den Demokratie.
(Jörn König [AfD]: Genau!)

Als vierte Gewalt sind Medien unverzichtbar. Ihre Auf-
gabe ist es, die Regierung zu überwachen, die Öffentlich-
keit zu informieren und ein Gegengewicht zur politischen 
Macht zu schaffen.

(Stephan Brandner [AfD]: So weit die Theo-
rie!)

Die Bürgerinnen und Bürger haben ein Recht darauf, 
zu wissen, wer Einfluss auf Berichterstattungen und die 
Zusammensetzung von Chefredaktionen nimmt oder 
nehmen könnte und wie sich Besitzverhältnisse von Me-
dienhäusern gestalten. Die Menschen in unserem Land 
müssen wissen, was ein vertrauenswürdiges, unabhängi-
ges Presseerzeugnis und was eine reine Parteizeitung ist. 
Nur dann lassen sich im politischen Diskurs Argumente 
abgleichen, um schließlich eine eigene, informierte Ent-
scheidung zu treffen.

„Medienmacht der Parteien“ ist dabei kein neues 
Thema im Deutschen Bundestag. Das Gutachten des 
Wissenschaftlichen Dienstes – ich hoffe, Sie kennen 
es – zu den unternehmerischen Aktivitäten der Parteien 
und das Urteil zum Hessischen Privatrundfunkgesetz sind 
mittlerweile 15 Jahre alt. Es ist kein Geheimnis, dass die 
SPD an mehreren Verlagen und Rundfunkanstalten betei-

ligt ist – wir haben es gehört –, dass der „Bayernkurier“ 
zur CSU gehörte, „Neues Deutschland“ und Linke grö-
ßere Gemeinsamkeiten haben und wir Freie Demokraten 
am Universum Verlag beteiligt sind. Um das zu wissen, 
reicht es aus, die Rechenschaftsberichte der Parteien zu 
lesen.

Worüber wollen wir also reden in einem Zeitalter 
sinkender Auflagen von Printerzeugnissen, schneller 
Onlineschlagzeilen sowie der Allgegenwart von Social 
Media und selbstlernenden Algorithmen? Medienorgani-
sationen legen heute größten Wert auf ihre Unabhängig-
keit von politischen Einflüssen. Für Journalisten bestehen 
verschiedene Compliance-Verpflichtungen und hohe re-
daktionelle Standards, die eine objektive und ausgewo-
gene Berichterstattung sicherstellen sollen. Fälle fehlen-
der journalistischer Distanz und unangebrachte Nähe 
bzw. politische Einflussnahme werden heutzutage umge-
hender, härter und schneller thematisiert. Zugleich gibt es 
in jedem Bundesland funktionierende Regulierungs-
behörden, die genau auf die Arbeit der Medienunterneh-
men schauen.

Im direkten Vergleich zu 2008 – Ältere mögen sich 
erinnern: Facebook begann damals gerade, rasant die 
VZ-Netzwerke abzulösen – sind die Verbreitungswege 
für politische Positionen heute vorrangig digital: Online-
medien, Blogs, Youtube, Messengerkanäle oder was auch 
immer gerade entsteht. Diese Realität trägt dazu bei, dass 
keine einzelne Partei oder politische Gruppierung eine 
absolute Medienmacht ausüben kann. Über Filterblasen 
und Echokammern könnten wir ja gerne reden; aber dies 
ist garantiert nicht in Ihrem Interesse.

Sie fürchten die Pressefreiheit so sehr, dass Medien-
vertretern der Zugang zu Veranstaltungen verweigert 
wird; aber in die Notizbücher und in die Aufnahmegeräte 
rechter Gesinnungsgenossen sprechen Sie frei von der 
Leber.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN – Stephan Brandner 
[AfD]: Jetzt wird Ihre Rede aber richtig 
schlecht, Herr Hacker! Sie haben so gut an-
gefangen! – Gegenruf des Abg. Manuel 
Höferlin [FDP]: Das glaube ich, dass Ihnen 
das nicht gefällt, Herr Brandner!)

Aber auch das ist die AfD: Ihre Fraktions- und Parteiche-
fin spricht über die Gründung „alternativer Medienkanä-
le“ und schließt dann auch den Einstieg bei Medienhäu-
sern nicht aus. Für irgendwas müssen Sie sich 
entscheiden.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Solche Gedankenspielchen wie auf dem Landesparteitag 
in Baden-Württemberg 2022 kennt man sonst eigentlich 
nur aus Villen auf Ibiza.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man könnte die De-
battenzeit hier im Hohen Haus besser nutzen. Was kön-
nen wir grundsätzlich besser machen? Statt die Medien 
stark zu reglementieren, könnten wir uns darauf konzen-
trieren, die Qualitätsstandards des Journalismus zu för-
dern.
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(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Gute Idee!)

In einer Zeit, in der Desinformation und Fake News so 
unmittelbar verbreitet sind, ist es entscheidend, dass wir 
die Medienfreiheit schützen und stärken. Medien müssen 
frei sein, um ihre Aufgabe als Wächter der Demokratie 
erfüllen zu können – ohne politische Einmischung oder 
Angst vor Repressalien.

(Stephan Brandner [AfD]: Völlig richtig! Pri-
ma! Hervorragend!)

Lassen Sie uns doch lieber über die Lage der Presse-
freiheit in Deutschland sprechen.

(Stephan Brandner [AfD]: Sehr gut!)
Unser erneutes Abrutschen im internationalen Ranking 
von Reporter ohne Grenzen, der tägliche Hass gegen 
Journalistinnen und Journalisten im Netz – auch aus Ihren 
Reihen – und die über 100 körperlichen Angriffe auf 
Medienvertreter allein in 2022 sind die beschämende 
Realität der Gegenwart. Darüber müssen wir reden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der LINKEN und des Abg. 
Stephan Brandner [AfD] – Stephan Brandner 
[AfD]: Völlig richtig!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns Trans-
parenz fördern und vor allem die Unabhängigkeit und die 
Vielfalt von Medien bewahren. Freie und pluralistische 
Medien sind die Grundvoraussetzung für einen offenen 
gesellschaftlichen und politischen Diskurs. Freie Medien 
stärken unsere Demokratie und schützen unsere Freiheit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE 
LINKE] – Stephan Brandner [AfD]: Gar nicht 
so schlecht! – Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sehr gut, Thomas!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Helge Lindh für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Brandner, Sie haben ja vorhin ganz bewusst von 
„Deutscher Demokratischer Verlagsgesellschaft“ gespro-
chen. Wagen Sie es noch einmal, dies zu sagen!

(Stephan Brandner [AfD]: Oh, oh! Wollen Sie 
mir drohen?)

Die Sozialdemokraten haben unter der Zwangsvereini-
gung gelitten; sie waren in Zuchthäusern und wurden 
verfolgt, während Sie die Partei hier im Parlament sind,

(Stephan Brandner [AfD]: Wir haben nieman-
den verfolgt!)

die für diktatorisches Denken, die für die Mentalität der 
DDR steht.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Wenn hier jemand für die DDR im Parlament steht, dann 
Sie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Thomas Lutze [DIE LINKE] – Stephan 
Brandner [AfD]: Sie haben doch mit der SED 
paktiert!)

These eins, Herr Brandner. Die AfD begreift die De-
mokratie als Selbstbedienungsladen. Was ist denn mit 
David Bendels und dem Verein Recht und Freiheit?

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Was ist mit Alexander Segert und GOAL AG? Was ist mit 
dem Milliardär Henning Conle? Sie alle stehen für sinis-
tere, dunkle Schein- und Schattengeschäfte, mit denen 
sich die AfD finanziert, für merkwürdige, aus dem Aus-
land finanzierte und gesetzliche Regelungen unterlau-
fende existierende Wahlkampfzeitungen.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])
Die AfD ist direkt eingestiegen – mit merkwürdigen, ja 
zutiefst unklaren, dunklen, täuschenden Goldgeschäften. 
Bei Ihnen taucht plötzlich ein Goldschatz auf usw. usf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Stephan 
Brandner [AfD]: Das ist eine Erbschaft!)

Hunderttausende Euro mussten gezahlt werden wegen 
Unterlaufens des Parteiengesetzes; ich sage nur: illegale 
Spenden, Weidel, Reil usw., auch ehemalige Vorsitzende 
von Ihnen, Herr Meuthen. Was ist denn das für eine Ge-
schichte, die Sie hier erzählen? Sie bedienen sich finan-
ziell dieser Demokratie zu Ihrem eigenen Vorteil; nichts 
anderes.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN und des Abg. Reinhard Houben 
[FDP])

These zwei. Die AfD ist die Partei, die die Demokratie 
als Selbstbedienungsladen begreift. Sehr gerne ablenkend 
von Ihrer eigenen finanziellen Täuschungs- und Bedie-
nungsmentalität weisen Sie auf die SPD hin.

(Stephan Brandner [AfD]: Zu Recht!)
Da ist aber alles transparent, Stichwort „Rechenschafts-
bericht“. Diejenigen Medien, an denen die SPD mittelbar 
oder unmittelbar beteiligt ist, sind solche, die entstanden 
sind, um eine demokratische Öffentlichkeit zu schaffen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

um gegen Unterdrückung und Obrigkeitsstaat anzugehen. 
Die Medien, die Sie haben und die Sie wollen, sind sol-
che, die gegen die Demokratie anarbeiten,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN und des Abg. Reinhard Houben 
[FDP])
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die eben keine demokratische Öffentlichkeit wollen.
These drei. Die AfD begreift die Demokratie als 

Selbstbedienungsladen. Sie sind die Meister der doppel-
ten Standards und der Heuchelei, der Doppelmoral und 
der Bigotterie. Sie schwadronieren von Transparenz.

(Stephan Brandner [AfD]: Oh, oh, oh!)
Intransparenter als Ihre Geldmittel, als Ihre Finanzierung, 
als Ihr Denken, als Ihre Abhängigkeiten geht es über-
haupt nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der 
FDP und der LINKEN)

Sie sind so was von bigott. Sie wollen, dass SPD-Medien 
gekennzeichnet werden? Sie sollten mal Ihre Schatten-
medien wie den „Deutschland-Kurier“ permanent und 
auf jeder Seite, auf jeder Präsenz und in jedem Artikel 
zehnfach kennzeichnen.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
These vier. Die AfD begreift die Demokratie als 

Selbstbedienungsladen;
(Zurufe von der AfD)

denn die Demokratie ist für sie genau dann interessant, 
wenn sie gepampert werden, wenn nett über sie gespro-
chen wird. Aber sobald kritische Äußerungen – was der 
Kern von Demokratie ist – in Medien und Presse erschei-
nen,

(Zuruf von der AfD)
fallen Sie als „Major League des Lamento“ ins Jammern, 
ins Mimosenhafte, ins Selbstmitleid. Das ist doch er-
bärmlichst!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Reinhard Houben [FDP])

These fünf. Die AfD ist diejenige, die die Demokratie 
als Selbstbedienungsladen begreift.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Zurufe 
der Abg. Jochen Haug [AfD] und Wolfgang 
Wiehle [AfD])

Meinungsfreiheit, Redefreiheit, Pressefreiheit, Versamm-
lungsfreiheit gelten genau dann für Sie, wenn es für die 
AfD gilt. Sobald andere diese Dinge in Anspruch neh-
men, regen Sie sich darüber auf. Scheinheiliger geht’s 
nicht!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Thomas Lutze [DIE LINKE])

These sechs.
(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Die AfD begreift die Demokratie als Selbstbedienungs-
laden. Sie sehen doch immer überall Verschwörung – 
überall Verschwörung! Was machen Sie denn? Sie sind 
in der Demokratie, und mit den Mitteln der Demokratie 
unterlaufen, bekämpfen und höhlen Sie die Demokratie 
aus.

(Zuruf von der AfD: Baldrian!)

Nirgendwo sind Verschwörungen. Die einzige und echte 
Verschwörung mit konspirativer Finanzierung, mit Täu-
schung, mit Tricksen, das sind Sie! Die Verschwörung in 
diesem Land hat einen Namen: AfD.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN – Stephan Brandner 
[AfD]: Feuerwehr! Feuerwehr des Schwach-
sinns! Wirklich!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Mechthilde Wittmann für 

die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! In der 

Tat beraten wir heute einen Gesetzentwurf, den die AfD 
nahezu wortgleich 2019 schon einmal eingebracht hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Habe ich schon er-
wähnt!)

Den hat sie in mehreren Landtagsparlamenten ein-
gebracht,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
wie zum Beispiel 2019 in Nordrhein-Westfalen. Immer 
heißt das Gesetz „Medientransparenzgesetz“.

(Stephan Brandner [AfD]: Genau! Das steht 
drüber!)

Warum wird der Entwurf wohl abgelehnt? Die ständige 
Wiederholung auf allen Ebenen macht es nicht besser. Sie 
insinuieren, dass Parteien oder auch Politiker – hier nen-
nen Sie immer die SPD –, die eine Beteiligung an einem 
Medienverlag hätten, entsprechenden Einfluss auf den 
redaktionellen Teil nehmen würden, angeblich um eine 
AfD-feindliche Berichterstattung zu erreichen.

(Stephan Brandner [AfD]: Fakten, Fakten, 
Fakten! – Jörn König [AfD]: Das ist so!)

Meine Damen und Herren, vielleicht sollten Sie sich eher 
mal damit beschäftigen, dass Ihre demokratiefeindliche 
Politik Anlass dazu gibt, entsprechend zu berichten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP und der Abg. Dr. Petra 
Sitte [DIE LINKE] – Zuruf des Abg. Stephan 
Brandner [AfD])

Wenn Sie dann das Ganze mit „Lügenpresse“ etikettie-
ren, dann ist es genauso armselig, wie Sie hier daher-
kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen, meine Damen und Herren: Wenn Sie jetzt 
das Parteiengesetz ändern wollen, um den Rechen-
schaftsbericht auszuweiten, und sich das Gesetz gegen 
unlauteren Wettbewerb vornehmen, um hier Medien-
unternehmen zu vermeintlicher Transparenz zu verpflich-
ten, dann müssen wir uns schon einmal jemanden an-
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schauen, den Herr Kollege Lindh – ich beziehe mich 
ungern auf Sie, aber in dem Fall muss ich es tun – schon 
angesprochen hat.

(Zuruf von der AfD: Das war These fünf!)
Das Interessanteste dabei ist aber, dass ein Ausdruck 

darin überhaupt nicht vorkommt, im ganzen Gesetzent-
wurf nicht. Ich habe mir extra auch die anderen Entwürfe 
einmal angeschaut, die Sie alle schon gepinselt haben. Da 
findet sich das Wort „Pressefreiheit“ kein einziges Mal; 
auch das Wort „Grundrecht“ taucht kein einziges Mal auf.

(Stephan Brandner [AfD]: Das sagen wir oft 
genug!)

Aber jede Regulierung im Bereich der Medien kann 
eine Einschränkung der Meinungs- und Pressefreiheit 
sein. Diese, meine Damen und Herren, muss sich immer 
an Artikel 5 des Grundgesetzes orientieren. Pressefreiheit 
ist eben nicht, wie Sie das wohl verstehen, ausschließlich 
das Berichten und Propagieren Ihrer Positionen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Herr Kollege Heveling hat schon in ganz hervorragen-
der Art und Weise berichtet,

(Stephan Brandner [AfD]: Nee, hat er nicht!)
wie manipulativ Sie über die sozialen Medien versuchen, 
bestimmte Algorithmen zu schaffen. Sie versuchen, Mei-
nungen zu manipulieren und Leute in die Irre zu führen, 
die sich in Wirklichkeit nur informieren wollen.

Jetzt sage ich Ihnen mal eines – der Kollege hat es 
bereits gesagt –: Sie selbst betreiben das Organ „Deutsch-
land-Kurier“. Sie haben es zuerst versteckt

(Stephan Brandner [AfD]: Stimmt doch gar 
nicht! Fake News!)

hinter dem AfD-nahen Verein zur Erhaltung der Rechts-
staatlichkeit und bürgerlichen Freiheiten. Nunmehr fir-
miert das Ganze unter Conservare Communication 
GmbH, in die alles ausgelagert wurde: der Vereinsvorsitz 
sowie der geschäftsführende Alleininhaber, ein Herr, der 
die AfD nachweislich über Wahlanzeigen und Ähnliches 
finanziert. Aber nirgendwo taucht das Wort „AfD“ auf, 
nirgends wird es so versteckt wie dort.

(Helge Lindh [SPD]: Ah, ja! – Weitere Zurufe 
von der SPD)

Deswegen, meine Damen und Herren, glaube ich, Sie 
sind eher der richtige Erfinder, wenn es darum geht, wie 
man den finanziellen und redaktionellen Wechsel nutzen 
und am besten ausschlachten kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Helge Lindh [SPD]: Ja!)

Dann lese ich Ihnen mal die schillernden Namen Ihrer 
Redakteure vor:

(Stephan Brandner [AfD]: Unserer Redakteu-
re? – Helge Lindh [SPD]: Oh, ja!)

Petr Bystron, Martin Hess, Katrin Ebner-Steiner, Martin 
Renner, Martin Böhm, Stephan Protschka, Kay 
Gottschalk.

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Crème de la Crème der Schwurb-
ler! – Gegenruf des Abg. Stephan Brandner 
[AfD]: Die können immerhin alle schreiben! 
Bei den Grünen kann man das nicht behaup-
ten!)

Leider endet allmählich meine Redezeit. Ich sage Ih-
nen an dieser Stelle nur eines: Die vorhandenen Vor-
schriften im Parteiengesetz und in den Pressegesetzen 
der Bundesländer schaffen ausreichend transparente Re-
gelungen. Der vorgelegte Gesetzentwurf ist nichts weiter 
als die Verschriftlichung der Scheinheiligkeit dieser Par-
tei.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN – Zuruf des Abg. Stephan 
Brandner [AfD])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Den Beitrag des Kollegen Erhard Grundl für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen nehmen wir zu Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE 
LINKE])

Das Wort hat die Kollegin Simona Koß für die SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Simona Koß (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Die AfD möchte über die Verhin-
derung von Falschmeldungen und über Transparenz bei 
der angeblichen Medienmacht von Parteien sprechen.

(Stephan Brandner [AfD]: Das möchten wir 
nicht, das tun wir schon seit einer Stunde!)

Das gibt mir die Gelegenheit, mich zu zwei Punkten zu 
äußern.

Erstens finde ich es ja schon erstaunlich, dass sich die 
AfD bei diesem Thema nicht wenigstens ein Mal kritisch 
an die eigene Nase fasst.

(Heiterkeit des Abg. Helge Lindh [SPD])
Sie sind es doch, die mit Halbwahrheiten und Unwahr-
heiten Stimmung machen,

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
hier im Bundestag, wo Sie in jeder Debatte die Tatsachen 
verdrehen und verleugnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sehen es auch bei uns in Brandenburg, mit welchen 
erfundenen Geschichten und Unterstellungen Sie Wahl-
kampf machen, um die Leute gegen demokratische Par-
teien aufzuwiegeln. Das ist unverschämt und unlauter!

1) Anlage 3
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie geben auch noch selbst zu, dass Sie das tun. Sie 
manipulieren Fotos, ganz wie es Ihnen in den Kram passt. 
Diese gefälschten Bilder dienen für Sie der Illustration 
politischer Meinung; so hat es Ihr Abgeordneter 
Kleinwächter öffentlich zugegeben.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin Koß – ich habe die Uhr angehalten –, gestat-

ten Sie eine Frage oder Bemerkung des Abgeordneten 
Brandner?

Simona Koß (SPD):
Nein, das möchte ich hier nicht.

(Stephan Brandner [AfD]: Das kann ich ver-
stehen! – Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft 
[AfD])

Sie produzieren und verbreiten absichtlich Falschmel-
dungen; das ist eine bewusste Irreführung der Bevölke-
rung. Sie entziehen damit jeder sinnvollen politischen 
Beteiligung der Bürger den Boden und setzen wissentlich 
unsere Demokratie aufs Spiel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie reden über die Verhinderung von Falschmeldungen? 
Fangen Sie doch bitte mal bei sich selbst an!

Lassen Sie mich, zweitens, noch über die Tageszeitun-
gen sprechen. Die Zustellung ist tatsächlich ein ernstes 
Problem in vielen ländlichen Regionen, auch in meinem 
Wahlkreis, Märkisch-Oderland – Barnim II. Jetzt könnte 
man denken: Wer liest denn noch gedruckte Tageszeitun-
gen? Aber ich sage Ihnen: Der Zugang zu verlässlichen 
politischen Informationen gehört zur Daseinsvorsorge in 
einer Demokratie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Nils Gründer [FDP] und Thomas Lutze 
[DIE LINKE] – Zuruf des Abg. Jörn König 
[AfD])

Wer seine Zeitung gern gedruckt liest, dem müssen wir 
das auch ermöglichen; das betrifft viele Menschen, nicht 
nur ältere, nicht nur in Dörfern.

Für die Verlage ist die Zustellung an vielen Orten nicht 
mehr finanzierbar. Damit schneiden wir große Bevölke-
rungsteile von Informationen ab.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])
Wir verweisen sie damit auf unseriöse Quellen aus Te-
legram-Kanälen und Ähnlichem, in denen sie dann auf 
die Manipulation und Fake News der AfD stoßen, so wie 
ich es gerade ausgeführt habe.

Den Zugang zu seriösen Informationen zu erhalten, ist 
eine Frage der Demokratie und der Stärkung des Souve-
räns. Ich bin deshalb froh, dass unser SPD-Parteivorsit-
zender Lars Klingbeil jetzt öffentlich für die Zustellungs-
förderung im ländlichen Raum eingetreten ist. Das ist der 
richtige Weg, auch für die Menschen in Märkisch-Oder-

land und im Barnim. Ich hoffe, dass wir uns innerhalb der 
Koalition bald auf einen entsprechenden Gesetzentwurf 
verständigen können.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der 
FDP und der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich erteile dem Abgeordneten Brandner das Wort zu 

einer Kurzintervention.

Stephan Brandner (AfD):
Vielen Dank. – Frau Kollegin Koß, Sie waren jetzt die 

dritte Rednerin der SPD in dieser Debatte, die sich ja 
insbesondere um die Medienbeteiligung der SPD dreht. 
Zwei Redner sind ausgeflippt; der Herr Lindh ist da am 
Rednerpult fast explodiert.

(Helge Lindh [SPD]: Zu Recht!)
Sie waren ja zumindest noch relativ sachlich.

(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])
Aber eine konkrete Frage habe ich dann vielleicht 

doch, mit der Bitte, nicht wieder Ausflüchte in die all-
gemeine Welt des „Weiß ich nicht“ zu machen,

(Zuruf des Abg. Thomas Hacker [FDP])
sondern ganz konkret meine Frage zu beantworten. Sie 
haben zweimal erwähnt – einmal bezogen auf Branden-
burg, einmal so allgemein –, die AfD würde Falschmel-
dungen produzieren und verbreiten. Nennen Sie mir viel-
leicht doch mal zwei Beispiele

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zum Beispiel im Rechtsausschuss, 
letzte Sitzung! Wir können jede Ausschusssit-
zung nehmen, Herr Brandner! – Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 
können alles selber googeln! – Kordula 
Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Jede Ausschusssitzung kann man nehmen!)

für Brandenburg, ganz konkret – ohne jetzt wieder all-
gemein auf irgendwas herumzureiten –, was Sie damit 
gemeint haben. Das würde mich mal interessieren.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Möchten Sie erwidern? – Nein.

(Lachen und Beifall bei Abgeordneten der 
AfD – Stephan Brandner [AfD]: Das habe ich 
mir gedacht!)

Dann ist das so.
Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat der Kol-

lege Philipp Amthor für die CDU/CSU Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nicht nur, weil die AfD einen fast wortgleichen Antrag 
aus der vergangenen Wahlperiode vorlegt,
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(Stephan Brandner [AfD]: Sie sind der Vierte, 
der das sagt!)

erleben wir hier ein bisschen ein Déjà-vu hinsichtlich der 
vergangenen Wahlperiode.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])
Da waren wir es ja gewohnt, am Donnerstagabend zu 
fortgeschrittener Stunde hier Brandner-Rumpelei zu den 
Ladenhütern der Anträge zu erleben, die die AfD noch so 
auf der Pfanne hat.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Beifall der Abg. Mechthilde Wittmann [CDU/ 
CSU])

Ich kann Ihnen sagen: Ich habe das nicht vermisst. Wir 
müssen das hier nicht fortsetzen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP und der LINKEN und 
der Abg. Kordula Schulz-Asche [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zuruf des Abg. 
Dr. Rainer Kraft [AfD])

Ihr neuestes Thema oder – so neu ist es ja nicht mehr – 
Ihr recyceltes Thema ist jetzt also die Medienbeteiligung 
von Parteien, insbesondere die Medienbeteiligung der 
SPD.

(Zuruf von der AfD: Ja! Haben Sie sehr gut 
erkannt, Herr Amthor! Sehr gut erkannt!)

Dann fragt man sich ja: Was ist eigentlich Ihr großes 
Problem?

(Stephan Brandner [AfD]: Das habe ich Ihnen 
vorgetragen, Herr Amthor! – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das sind so 
viele Probleme!)

Was ist der große Schmerz, der jetzt dazu führt, dass wir 
das hier debattieren müssen?

Sie fühlen sich schlecht behandelt.
(Jörn König [AfD]: Wir werden schlecht be-

handelt! – Weitere Zurufe von der AfD)
Sie finden, diese unter SPD-Beteiligung mitherausgege-
benen Medien schreiben zu schlecht über die AfD. Dafür 
gibt es zwei mögliche Erklärungen: Das kann an einer 
SPD-Beteiligung liegen, oder – und das erscheint mir 
realistisch – es kann daran liegen, dass Sie einfach 
schlechte Politik machen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der AfD.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD – Leif- 
Erik Holm [AfD]: 32 Prozent in MV! – Zuruf 
des Abg. Jörn König [AfD])

Denn das ist die Realität: Ihre fehlende Abgrenzung 
zum Extremismus, Ihre inhaltliche Ideenlosigkeit und 
Ihr Stil und Umgang mit der Demokratie sind das Pro-
blem.

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])

Und mir ist ganz egal, welche Medienbeteiligung da von 
irgendwelchen Parteien vorliegt: Diese Medien haben 
allen Grund, schlecht über Sie zu schreiben, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP und der LINKEN)

Aber ich will auch sagen – ich mache jetzt keine große 
Medienschelte –, dass einem das dann schon auffällt,

(Stephan Brandner [AfD]: Herr Merz hat gute 
Presse, ne?)

wenn man in die heutige Tagespresse mal vergleichend 
zur Performance von Nancy Faeser

(Stephan Brandner [AfD]: Und zur Perfor-
mance von Friedrich Merz! Friedrich Merz 
und die Zahnärzte!)

schaut – über die Migrationspolitik haben wir genug ge-
redet; aber ich will Ihnen nur mal einen Vergleich illus-
trieren –: Das RedaktionsNetzwerk Deutschland mit 
SPD-Beteiligung schreibt – Zitat –: „SPD will nur Jour-
nalistinnen bei Faeser“.

(Stephan Brandner [AfD]: Aha!)
Die „Bild“-Zeitung schreibt: „SPD lädt Männer aus“ – 
und das ist die Wahrheit.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie wissen, was die Wahrheit ist! – 
Jörn König [AfD]: Die Wahrheit ist, dass 
Faeser diskriminiert!)

Ich sage Ihnen eins: Ich wäre froh, wenn das die größ-
ten Probleme wären, die Frau Faeser im Moment hat; das 
wäre gut. Aber sie sollte jetzt nicht noch 50 Prozent der 
Wähler ausschließen; dann nähert sich die SPD in Hessen 
dem Projekt Einstelligkeit, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es ist so: Wenn man sagt, schlecht – –

(Leni Breymaier [SPD]: Mann, Herr Amthor! 
Sie haben so gut angefangen! – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Das war doch so ein guter 
Start! – Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft 
[AfD])

– Ja, dann können Sie sich jetzt beklagen. – Inhaltlich: 
Die AfD hat nichts dazugelernt.

(Jörn König [AfD]: Sie haben nichts gelernt!)
Das haben wir hier schon festgestellt. Etwas abgekürzt 
kann man sagen: Falsch, Brandner – siehe Plenarproto-
koll vom 12. Dezember 2019 –,

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ist der Abiball schon zu Ende?)

noch immer nichts dazugelernt, siehe Plenarprotokoll 
von heute. So kann man eigentlich die Debatte zusam-
menfassen.

(Stephan Brandner [AfD]: Sehr schön heraus-
gearbeitet!)
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Aber ich sage Ihnen, jenseits der AfD: Ein Thema ist 
sicherlich wichtig – und das ist auch eine Adresse an die 
Medien –:

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt nicht „die Medien“!)

Viele Menschen in unserem Land sorgen sich über die 
fehlende Meinungspluralität in den Medien,

(Stephan Brandner [AfD]: Hört! Hört!)

auch im öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Ohne AfD- 
Klamauk sollten wir dieses Thema politisch angehen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt nicht „die Medien“! – Stephan 
Brandner [AfD]: Sehr gute Idee!)

Das wäre wichtig, über diese Debatte hinaus.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/8531 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Federführung 
ist jedoch strittig:

(Sebastian Hartmann [SPD]: Was?)

Die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
wünschen Federführung beim Ausschuss für Inneres und 
Heimat; die Fraktion der AfD wünscht Federführung 
beim Rechtsausschuss.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion der AfD. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – Wer stimmt dagegen?

(Stephan Brandner [AfD]: Einheitsfront!)

Wer enthält sich? – Der Überweisungsvorschlag ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der CDU/CSU- 
Fraktion, der Fraktion Die Linke gegen die Stimmen 
der AfD-Fraktion abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP: Federführung beim Ausschuss für Inneres und Hei-
mat. Wer stimmt für diesen Überweisungsvorschlag?

(Stephan Brandner [AfD]: Einheitsfront!)

Wer stimmt dagegen?

(Stephan Brandner [AfD]: Opposition!)

Wer enthält sich? – Der Überweisungsvorschlag ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Oppositi-
onsfraktionen CDU/CSU und Die Linke gegen die Stim-
men der AfD-Fraktion angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 19:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 

(16. Ausschuss) zu der Verordnung des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz, nu-
kleare Sicherheit und Verbraucherschutz  

Verordnung über die Abgabesätze und das 
Punktesystem des Einwegkunststofffonds

(Einwegkunststofffondsverordnung – 
EWKFondsV)

Drucksachen 20/8128, 20/8267 Nr. 2.3, 20/8552

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte, zügig Platz zu nehmen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Dr. Jan- 
Niclas Gesenhues für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir alle wollen doch saubere Parks in unseren Städten. 
Wir alle wollen saubere Spielplätze, wo unsere Kinder 
spielen können. Wir alle wollen saubere Wälder für den 
Sonntagsspaziergang, und wir alle wollen saubere 
Flüsse – Flüsse, die nicht tonnenweise Plastik mit sich 
tragen, die es dann in die Weltmeere spülen, wo es dann 
in riesigen Plastikstrudeln endet.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Welcher deutsche 
Fluss macht das? Fake News wieder!)

– Nein, das sind keine Fake News, Herr Kraft,
(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Welcher deutsche 

Fluss? Welcher deutsche Fluss?)
sondern das können Sie sich ganz genau angucken. – 
Unsere Umwelt ist voll mit Plastikmüll, und deswegen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, macht sich diese Koali-
tion auf, um uns alle von dieser Plastikflut zu befreien

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
und unsere Natur sauber zu halten. Dafür legen wir heute 
ein wirksames Instrument vor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir tun mit diesem Instrument auch noch richtig was 
für unsere Kommunen. Ich sehe einige Kolleginnen und 
Kollegen auch aus dem kommunalen Bereich hier. Es 
geht hier immerhin um eine halbe Milliarde Euro pro 
Jahr – eine halbe Milliarde Euro, die wir über die Ein-
wegkunststoffabgabe einnehmen, die wir von den Her-
stellern von Kunststoffprodukten erheben –, und diese 
Einnahmen – eine halbe Milliarde Euro pro Jahr – geben 
wir an die Kommunen weiter; denn die Kommunen, die 
Städte und Gemeinden, die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger sind letztlich diejenigen, die uns alle vom 
Plastik in der Umwelt befreien. Die sind an der Front, 
und die brauchen unsere Unterstützung, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Judith Skudelny [FDP])

Dass diese Maßnahmen gegen Kunststoffvermüllung 
dringend notwendig sind, hat kürzlich auch noch mal 
eine neue Studie des Potsdam-Instituts für Klimafolgen-
forschung gezeigt. Da ist nämlich noch mal deutlich ge-
worden, dass wir an verschiedenen Stellen die globalen 
Belastungsgrenzen massiv überschreiten. Das wirkt sich 
auf die Klimakrise und das Artensterben aus; auch die 
Verschmutzung unserer Umwelt trägt dazu bei.

Dafür tragen wir in Deutschland eine gehörige Verant-
wortung. 230 Kilogramm Verpackungsmüll pro Kopf 
verursachen wir im Durchschnitt im Jahr. 1 Million 
Tonnen Einwegplastik landen jedes Jahr auf dem deut-
schen Markt. Wir haben hier ein deutliches Marktver-
sagen; denn die Hersteller haben bisher zwar die Ein-
nahmen eingestrichen, aber die Kosten und die Folgen 
dieser Plastikvermüllung auf die Gesellschaft abgewälzt, 
und die Kommunen mussten das alles letztendlich bezah-
len. Wir machen Schluss mit diesem Marktversagen und 
sorgen hier für mehr Gerechtigkeit bei der Kostenvertei-
lung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir machen das durch die angesprochenen Abgabe-
sätze zum Beispiel auf Plastiktüten, Plastikverpackungen 
oder auch Zigarettenstummel, die ja überall in der Um-
welt herumliegen. Wir haben Abgabesätze, die ausgewo-
gen sind, die transparent ermittelt worden sind und zu 
denen das Umweltbundesamt umfangreiche Analysen 
durchgeführt, auch noch mal unterschiedliche Studien 
berücksichtigt und diese in einem dynamischen Verfah-
ren ermittelt hat. Das Umweltbundesamt hat da auch 
Rückmeldungen aus der Praxis und aus den Unternehmen 
eingeholt, um die Abgabesätze entsprechend zu gestalten.

Von daher kann man unter dem Strich sagen: Wir ha-
ben hier eine transparente, eine evidenzbasierte Verord-
nung mit evidenzbasierten Abgabesätzen. Damit können 
wir jetzt starten, um etwas gegen die Plastikvermüllung 
zu tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Dr. Götz Frömming [AfD]: Alles wird 
teurer!)

Wir machen da natürlich nicht halt. Wir arbeiten weiter 
an der Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie. Wir ar-
beiten an einer Novellierung des Verpackungsgesetzes, 
und wir treiben auf internationaler Ebene das globale 
Abkommen gegen Plastikverschmutzung voran. Ganz 
entscheidend wird sein, dass hier auch international Wett-
bewerbsgleichheit gilt. Aber damit wir auf internationaler 
Ebene erfolgreich sein können, müssen wir auch national 
unsere Hausaufgaben machen und unserer Verantwor-
tung nachkommen. Ich glaube, damit sind wir heute einen 
ganzen Schritt weiter. Ich glaube, das ist ein guter Tag für 
unsere Umwelt.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Bevor ich den nächsten 

Redner aufrufe: Sie haben bemerkt, die Sitzungsleitung 
hat gewechselt. Der Präsident der unendlichen Güte und 
Nachsicht präsidiert jetzt.

(Heiterkeit)
Es wird keine Zwischenfragen und keine Kurzinterven-
tionen mehr geben. Ich bitte, dass Sie sich darauf ein-
stellen. Und ich kann nur noch mal darauf hinweisen, 
auch für die jüngeren Kollegen: Man kann eine Rede 
auch zu Protokoll geben, und manchmal ist der Applaus, 
wenn man das erwähnt, deutlich größer, als wenn man die 
Rede hält.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Aber nicht beim 
Kollegen Simon!)

– Nein, ich meine nicht den Kollegen, der jetzt an der 
Reihe ist; er darf jetzt reden.

Der nächste Redner ist der Kollege Björn Simon von 
der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Judith Skudelny [FDP])

Björn Simon (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sind uns ja im Kern einig: weniger Abfall, 
weniger Littering, mehr saubere Straßen, saubere Grün-
anlagen, saubere Umwelt. Wenig überraschen wird Sie, 
dass wir Ihre Ausgestaltung der Verordnung nach wie vor 
überaus kritisch sehen und auch ablehnen werden.

Warum? Dazu möchte ich ein Zitat bemühen:

„Wir werden ein neues Bürokratieentlastungsgesetz 
auf den Weg bringen, welches die Wirtschaft, Bür-
gerinnen und Bürger sowie Verwaltung gegenüber 
dem bisherigen Bürokratieaufwand entlastet … 
Überflüssige Bürokratie werden wir abbauen.“

Das ist ein Zitat aus Ihrem Koalitionsvertrag, liebe Am-
pel.

Anstatt aber eine kosteneffizientere Lösung zu wählen, 
schaffen Sie ein zusätzliches Verwaltungssystem mit Per-
sonalaufbau: 30 – 30! – neue Planstellen im Umwelt-
bundesamt. Die betroffenen Branchen haben Ihnen früh-
zeitig ein privatwirtschaftliches und richtlinienkonformes 
Modell angeboten – ohne Stellenaufbau im Umweltbun-
desamt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber Sie planen lieber mit zusätzlichen Verwaltungskos-
ten von rund 3,3 Millionen Euro und ziehen dieses Geld 
von Beginn an aus diesem entstehenden System – Geld, 
das dem öffentlich-rechtlichen Bereich, unseren Kom-
munen also, dann eben nicht zur Verfügung steht,

(Judith Skudelny [FDP]: Das stimmt doch gar 
nicht! – Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir reden von einer halben Milli-
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arde! – Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Soll denn jedes Un-
ternehmen persönlich zum Rathaus laufen?)

sondern den Steuerzahler zusätzlich belastet. Da gehen 
wir, die Union, nicht mit, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Steuerzahler wird nach Ihrem Modell gleich dop-

pelt belastet, weil die Unternehmen steigende Preise wei-
tergeben und der Konsument an der Ladentheke die hö-
heren Preise bezahlen muss; alles wird teurer. Und dort, 
wo die Kosten nicht an die Endkunden weitergegeben 
werden können, da treffen Sie Bäckereien, Metzgereien, 
Imbisse und Cafés, die Speisen und Getränke für den 
Sofortverzehr zu Hause anbieten – eine Doppelbelastung, 
die wir unseren Bürgerinnen und Bürgern nicht zumuten 
wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Judith Skudelny 
[FDP]: Dann hättet ihr der europäischen Ver-
ordnung nicht zustimmen sollen! Die Richt-
linie habt ihr beschlossen! 2014!)

Dass Sie einen kostenintensiven Sonderweg innerhalb 
der EU gehen, zeigt der Blick über die Grenze zu unseren 
europäischen Nachbarn. So sieht die deutsche Verord-
nung beispielsweise für Einweggetränkebecher zehnmal 
höhere Kosten im Vergleich zu Österreich vor.

Zudem sehen wir erhebliche Mängel in der Verord-
nung über die Abgabesätze, vor allem in Bezug auf das 
Transparenzgebot – so habe ich es auch schon im Aus-
schuss gesagt –: Wir haben immer für eine Berechnung 
per Stückzahl plädiert, eine verlässliche und gebräuchli-
che Maßeinheit, die zudem im betrieblichen Ablauf der 
kommunalen Entsorger integriert ist. Klare Unterstüt-
zung dafür bekamen wir auch in der Expertenanhörung 
im Ausschuss. Sie wiederum setzen nach wie vor auf das 
Gewicht. Auch im Gutachten des Umweltbundesamtes – 
auch das habe ich am Mittwoch in der Sitzung des Fach-
ausschusses gesagt –

(Judith Skudelny [FDP]: Und ich habe es da 
schon korrigiert!)

finden sich keine klaren Angaben zu den auf dem Markt 
bereitgestellten Mengen der betroffenen Kunststoffpro-
dukte, sondern lediglich fragwürdige Schätzungen mit 
teilweise sehr hohen Bandbreiten.

Das Ergebnis, liebe Ampel, ist für Sie selbst nicht mehr 
als ein schlechter Kompromiss

(Judith Skudelny [FDP]: Na, na, na!)
und für die Branche und für die Menschen in unserem 
Land weitere unnötige Belastungen. So nicht, nicht mit 
uns!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Nina Warken 

[CDU/CSU]: Die Rede hat sich aber gelohnt!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Simon. – Nächster Redner 

ist für die SPD der Kollege Michael Thews.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Michael Thews (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Kolleginnen und Kollegen! Herr Simon, ich 
muss einfach mal sagen: Wenn Sie nichts für den Um-
weltschutz tun wollen, dann sagen Sie das doch einfach 
und machen hier nicht eine Verordnung zu einem Gesetz 
platt, die gut aufgestellt ist, die auf Fakten basiert und die 
auch hilft, die Plastikmengen zu reduzieren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Björn Simon [CDU/CSU]: 
Alles andere als faktenbasiert!)

Dann sagen Sie einfach: Wir wollen es nicht.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Es geht doch 
darum, dass auch eine privatwirtschaftliche 
Lösung möglich wäre!)

Meine Damen und Herren, es geht um Plastik. Wir alle 
sind von Kindesbeinen an sozusagen mit Plastik auf-
gewachsen. In den 50er-Jahren begann die Massenpro-
duktion von Plastik. Plastikprodukte galten als modern, 
sie waren leicht, hygienisch, transparent oder, gerade in 
den 70er-Jahren, kunterbunt. Plastik ist in vielen Produk-
ten unseres alltäglichen Lebens.

Produkte aus Plastik finden sich überall. Sie erleichtern 
unser Leben auch durchaus; aber das Image von Plastik – 
Herr Simon, da sollten Sie jetzt vielleicht mal gut zuhö-
ren – hat sich deutlich verschlechtert, und das hat einen 
guten Grund.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Ja, schlechte Poli-
tik!)

Zum einen gab es immer wieder Skandale, etwa wegen 
giftiger Weichmacher oder Mikroplastik, das wir in den 
Körper aufnehmen.

Weltweit gesehen haben wir aber ein massives Entsor-
gungsproblem bei Plastik. Plastik gerät in die Umwelt, es 
gerät in die Flüsse, in die Weltmeere, in die Böden. Es 
belastet unsere Umwelt, tötet Tiere, wird zu wenig ge-
sammelt und recycelt.

Aktuell, auch aufgrund der Gesetzgebung der letzten 
Jahre, werden immer mehr Plastikprodukte ersetzt. Die 
Produkte, die Gegenstand der Verordnung sind, die wir 
heute beschließen, haben aber eines gemeinsam: Sie sind 
immer noch aus Plastik, obwohl es mittlerweile etliche 
Alternativen gibt, und sie können nur einmal benutzt 
werden; sie sind eben Einwegkunststoffprodukte, und 
genau die wollen wir in Zukunft vermeiden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Judith Skudelny [FDP] – Björn Simon 
[CDU/CSU]: Verbieten!)

Diese Produkte werden außerhalb des Hauses weg-
geworfen. Sie landen auf dem Weg zur Arbeit, beim 
Spaziergang oder auf der Reise in der Umwelt: im öffent-
lichen Raum, in den Parks, auf den Bürgersteigen oder in 
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der Kläranlage. Ja, sie sind praktisch: die Behälter für 
Lebensmittel, Tüten, Getränkebehälter, Getränkebecher, 
leichte Tragetaschen, Feuchttücher, Tabakprodukte usw.

Ab 2024 müssen die Hersteller dieser Produkte eine 
Abgabe in einen Fonds einzahlen, aus dem dann die Kos-
ten der Kommunen, die bei der Sammlung in den Parks, 
auf den Wegen und bei der Behandlung dieser Abfälle 
entstehen, bezahlt werden.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Die kommen doch 
nie an, die Kosten! Das wissen Sie doch! 
Quatsch!)

Das zugrundeliegende Gesetz haben wir schon im März 
beschlossen. Ich finde das gut für die Kommunen. Das ist 
wichtig zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger vor 
Ort und auch der richtige Weg zur Reduzierung von Plas-
tik.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Heute geht es um die Verordnung, die konkret die 
Höhe der Abgabesätze für die Hersteller und das Punkte-
system für die Auszahlung an die Kommunen festlegt. 
Die Berechnung der Sätze ist durchaus komplex. Sie 
wird aber in der Begründung der Verordnung ausführlich 
und nachvollziehbar dargestellt. Die Berechnungsweise 
beruht auf einem Forschungsvorhaben des Umweltbun-
desamtes, bei dem auch die wesentlichen Anspruchs-
berechtigten eingebunden waren.

Wir werden in den nächsten Jahren mehr Informatio-
nen über die Mengen haben, die Abgabesätze werden 
regelmäßig, alle drei Jahre, evaluiert. Das Geld geht, 
wie ich schon sagte, an die Kommunen, die ja auch 
dazu verpflichtet sind, diese Produkte zu entsorgen, 
wenn sie allzu leichtfertig weggeworfen werden und un-
sere Städte verunreinigen.

Die Abgabepflicht führt im besten Fall auch dazu, dass 
weniger Plastikabfall entsteht; denn wenn der Hersteller 
merkt, dass er dadurch zusätzliche Kosten hat, kann er 
das zum Anlass nehmen, Plastikprodukte zu verändern 
oder aus dem Programm zu nehmen. Das ist jedenfalls 
die Grundabsicht der EU-Einwegkunststoffrichtlinie ge-
wesen, die auch Grundlage dieser Verordnung ist.

Ja, das macht einige Produkte teurer; aber es ermög-
licht eben auch, dass Ersatzprodukte oder Mehrwegsys-
teme in den Markt kommen, und das, Herr Simon, schützt 
die Umwelt und spart CO2.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Judith Skudelny [FDP])

Vielleicht schafft es ja die Tabakindustrie dann auch end-
lich mal, einen Filter ohne Kunststoffe herzustellen.

Auf dem Weg zu weniger Plastikabfällen und weniger 
Nutzung von Primärkunststoffen in Produkten müssen 
wir allerdings auch noch weitere Schritte gehen, und 
das so schnell wie möglich. Ich bin der Meinung, dass 
wir in Deutschland durchaus vorangehen sollten, wie wir 
es auch in der Vergangenheit gemacht haben. Unser 
Pfandsystem ist Vorbild für viele Länder, und auch das 
Duale System wird in vielen Ländern kopiert.

Ich halte es für richtig, Mehrwegsysteme zu stärken, 
um Abfall zu vermeiden, Pfandsysteme zu installieren, 
die öffentliche Beschaffung auf Produkte aus Sekundär-
rohstoffen auszurichten – wir haben das Recyclinglabel 
auf den Weg gebracht; aus meiner Sicht genau der rich-
tige Weg –, um die Herstellung solcher Produkte zu för-
dern, die Herstellung von recyclingfähigen Verpackun-
gen und Verpackungen aus Rezyklaten durch finanzielle 
Anreize zu fördern und auch Produktverbote da aus-
zusprechen, wo Produkte gar nicht recycelt werden kön-
nen. Viele dieser Maßnahmen fördern gleichzeitig unsere 
Recyclingunternehmen. Ich will das an dieser Stelle noch 
mal ganz klar sagen: Ich halte diese Industrie bei uns in 
Deutschland für die beste weltweit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Judith Skudelny [FDP])

Wir werden nicht vollständig auf Plastik verzichten 
können. Plastik ist an vielen Stellen richtig und auch 
notwendig: in Medizin- und Hygieneprodukten, in tech-
nischen Anwendungen, gegebenenfalls auch in der Auto-
mobilindustrie. Aber wir sollten den Einsatz von Plastik 
da verringern oder beenden, wo er nicht notwendig ist. 
Und wir sollten so viel von dem eingesetzten Plastik so 
lange wie möglich nutzen und so oft wie möglich recy-
celn. So schützen wir natürliche Ressourcen und sparen 
CO2 ein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Judith Skudelny [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Thews. – Als nächster Red-

ner hat das Wort der Kollege Andreas Bleck, AfD-Frak-
tion.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Bleck (AfD):
Werter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kolle-

gen! Die Berliner Ampel hat die einseitigste Ampelschal-
tung Deutschlands. An dieser Ampel sehen die aus-
geplünderten Bürger auf der einen Seite immer Rot und 
der übergriffige Staatsapparat auf der anderen Seite im-
mer Grün. Kein Wunder, dass man Gelb in dieser Regie-
rung so gut wie nie sieht, werte Kolleginnen und Kolle-
gen der FDP.

(Beifall bei der AfD)

Diese Analogie passt auch bei der Einwegkunststoff-
abgabe wie die Faust aufs Auge. Mit dieser soll die 
nächste Ausplünderung der Bürger und die nächste Über-
griffigkeit des Staatsapparats eingeführt werden. Die Be-
fürworter argumentieren – wir haben es ja gehört –, dass 
die Einwegkunststoffabgabe die Vermeidung von Ein-
wegkunststoffen stärken und die illegale Entsorgung 
von Abfällen schwächen würde. Wenn dem wirklich so 
wäre, stünde dem Aufwand immerhin ein Nutzen ent-
gegen. Dem ist aber nicht so. Denn die öffentliche Anhö-
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rung zur Einwegkunststoffabgabe hat gezeigt, dass die 
Hersteller die Mehrkosten an die Verbraucher weiterrei-
chen werden.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ihr Pseudosachverständiger hat 
das erzählt!)

Sie hat auch gezeigt, dass die Entsorger mit den Mehr-
einnahmen nicht die Abfallgebühren senken werden. Das 
heißt: Es gibt keine Anreize für die Vermeidung von 
Kunststoffen und der illegalen Entsorgung von Abfällen.

(Beifall bei der AfD)

Der Bürger wird als Verbraucher belastet und als Gebüh-
renzahler nicht entlastet. Unter dem Strich bleibt also eine 
Mehrbelastung der Bürger, und dies lehnt die Alternative 
für Deutschland entschieden ab.

(Beifall bei der AfD)

Es ist auch ein Unterschied, ob der Verbraucher flä-
chendeckend oder der Gebührenzahler punktuell belastet 
wird. Die Ampel möchte alle Verbraucher belasten. Ohne 
das Gesetz und ohne die Verordnung würden nur die 
Gebührenzahler belastet werden, in deren Kommunen 
es oft zur illegalen Entsorgung von Abfällen kommt. 
Letzteres ist immer noch verursachergerechter als Ers-
teres, werte Kolleginnen und Kollegen.

Und bedenken Sie auch, dass die Substitution von 
Kunststoffen durch Ersatzstoffe nicht grundsätzlich um-
weltfreundlicher ist. Die Ökobilanz ist nicht selten 
schlechter, ganz zu schweigen von der Gesundheitsschä-
digung durch giftige Chemikalien, beispielsweise in Pa-
pierstrohhalmen, wie erst kürzlich berichtet wurde.

(Beifall bei der AfD)

Nein, werte Kolleginnen und Kollegen, es geht Ihnen 
nicht um die Umwelt, nicht um das Verursacherprinzip 
und auch nicht um die Gesundheit. Es geht letztendlich 
um die Aufblähung des Staatsapparats um 30 Stellen im 
Umweltbundesamt und 2 Stellen im Bundesumwelt-
ministerium. Wir brauchen nicht mehr, wir brauchen we-
niger Staat.

(Beifall bei der AfD)

Wir lehnen sowohl die Einwegkunststoffabgabe selbst 
als auch ihre Ausgestaltung ab. Zum einen berücksichtigt 
sie nicht nur die Sammel-, Reinigungs- und Sensibilisie-
rungskosten, sondern auch die Verwaltungskosten, ent-
gegen den europäischen Vorschriften.

(Judith Skudelny [FDP]: Nein, das stimmt 
nicht!)

Zum anderen berücksichtigt sie das Volumen und die 
Stückzahl – und das, obwohl bei sonstigen abfallrecht-
lichen Vorschriften auf das Gewicht abgestellt wird. Bei-
des verursacht höhere Mehrkosten, und genau das möchte 
die Ampel auch erreichen. Denn Ihre Umweltpolitik be-
steht im Wesentlichen nur noch aus dem Dreiklang „Ver-
knappen, Verteuern, Verbieten“.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Andreas Bleck (AfD):
Werte Kolleginnen und Kollegen, stellen Sie das Ver-

ursacherprinzip wieder vom Kopf auf die Füße, und be-
enden Sie die Kunststoffhysterie!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Bleck. – Als nächste Red-

nerin erhält das Wort die Kollegin Judith Skudelny, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Judith Skudelny (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sie kennen das alle: Sie laufen über die Stra-
ßen, gehen auf unsere Grünflächen, und überall liegt 
Müll, im wesentlichen Plastikmüll, rum – verursacht 
von Menschen, die offenkundig entweder zu faul oder 
zu doof sind, einen Mülleimer zu benutzen.

Das im März beschlossene Einwegkunststofffonds-
gesetz hat eine europäische Richtlinie umgesetzt, die ei-
nen neuen Finanzierungsweg für die Entsorgung dieses 
Plastikmülls eröffnet. Liebe Union, wenn ihr ein solches 
Gesetz nicht wollt, dann hättet ihr der SUPD – das ist die 
Richtlinie; Single-Use Plastics Directive – einfach nicht 
zustimmen dürfen.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Nein, die Aus-
gestaltung! Eure nationale Ausgestaltung ist 
falsch!)

Dort ist übrigens festgeschrieben, dass das komplette 
Geld den Kommunen zur Verfügung stehen soll. Damit 
ist das, was Sie gesagt haben, Herr Simon, nachweislich 
falsch.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Habe ich heute gar 
nichts von gesagt! Da hätten Sie Ihre Rede 
noch umschreiben müssen!)

Die zentrale Stelle, die das angeblich bürokratieärmer 
umsetzen wollte, hatte gar keine Lust dazu. Und selbst 
wenn sie es gemacht hätte, hätte sie Personal- und Ver-
waltungskosten gehabt, und auch die hätten erhoben wer-
den müssen. Insofern ist Ihre Kritik Mumpitz.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Björn Simon [CDU/CSU]: Habe ich 
nichts von gesagt!)

Die jetzt vorliegende Einwegkunststofffondsverord-
nung konkretisiert Details der Umsetzung und macht sie 
handhabbar. Im Wesentlichen werden in der Verordnung 
zwei Themenbereiche reguliert: einmal die Einnahmen 
des Geldes und einmal die Ausgaben an die Kommunen.

Das Gute zuerst: Von den Kommunen habe ich keine 
vertiefte Kritik gehört. – Hier mal ein Dankeschön! Das 
hat richtig gut geklappt.
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Die größeren Diskussionsbedarfe gibt es bei den Ein-
zahlungen bei den Herstellern, und klar ist: Die Hersteller 
werden diese zusätzlichen Kosten auf die eine oder an-
dere Art auch mit auf die Verbraucher umlegen. Umso 
wichtiger ist, dass die Datengrundlage, auf der wir diese 
Kosten erheben, richtig und sauber ist, und das funktio-
niert bei den einen Produkten besser – da sind die Daten 
völlig klar – und bei den anderen Produkten etwas 
schlechter; da ist einfach die Datengrundlage nicht in 
der Klarheit vorhanden.

Die Frage ist: Zu wessen Lasten gehen eigentlich die 
Datenunsicherheiten, die wir aktuell haben? Als FDP 
würde ich immer antworten: Grundsätzlich im Zweifel 
zulasten des Staates und zugunsten der Bürger. – Das 
Bundesumweltministerium hat sich genau für die Mitte 
entschieden und wird in dieser Haltung von der Mehrheit 
der Ampel unterstützt – ein vertretbarer und gangbarer 
Weg, auch wenn ich persönlich einen anderen gegangen 
wäre.

Ein weiterer berechtigter Kritikpunkt ist, dass wir ein 
paralleles Finanzierungssystem neben den bestehenden 
Müllgebühren aufbauen. Die Städte und Kommunen ha-
ben angekündigt, dass es aus ihrer Sicht trotz neuer Ein-
nahmen keine Reduzierung der Müllgebühren geben 
wird.

Und jetzt verrate ich Ihnen allen mal ein Geheimnis: 
Sie sind in diesem Punkt gar nicht hilflos. Ich sehe hier 
lauter Vertreter von Parteien, von denen manche sogar 
kommunale Mandatsträger sind. Sie alle können in Ihren 
Städten und Kommunen auf die Müllgebühren Einfluss 
nehmen. Sie können Anträge stellen, Sie können Mehr-
heiten organisieren, und Sie können es hinkriegen, dass 
die Gebühren, die extra eingenommen werden, an ande-
rer Stelle zu Reduzierungen führen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Aber 
erst mal schlagen Sie sie drauf!)

An Ihren Taten werden wir messen, ob das hier alles nur 
heiße Luft ist oder ob Sie es mit der Entlastung der Bürger 
dort, wo Sie direkte Verantwortung tragen, wirklich ernst 
meinen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Das, 
was Sie draufgeschlagen haben! Sie schlagen 
drauf, wir bauen ab!)

Meine Damen und Herren, das Bessere ist der Feind 
des Guten. Vielleicht könnte die Verordnung noch besser 
werden, wenn wir noch länger darüber debattieren. Die 
Betriebe müssen die Abgabe aber ab dem 1. Januar 2024 
bezahlen, und dazu brauchen sie auch Planungssicher-
heit.

Die Verordnung wird – mein Kollege hat es gesagt – 
alle drei Jahre überarbeitet, und zwar nicht von Politikern 
hier im Bundestag, sondern von den Beteiligten: von der 
Wirtschaft und von den Kommunen selbst. Dafür hat die 
Ampel im Bundestag gesorgt.

Weil wir hier einen ersten Schritt gehen und weil wir 
die Verantwortung für die künftigen Verordnungen in die 
Hände der Beteiligten legen, ist das eine gute Verord-
nung. Wir werden heute zustimmen, und um Ihre Zustim-
mung werben wir.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Skudelny. – Als Nächstes 

hat das Wort der Kollege Ralph Lenkert, Fraktion Die 
Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Mich nervt es, wenn Kippen auf Wegen und Grün-
anlagen rumliegen, und mich ärgert es, wenn ich den Weg 
zum Fast-Food-Restaurant schon über die Zunahme des 
Verpackungsmülls finde. Jedoch wird weder durch das 
Einwegkunststofffondsgesetz noch durch die zugehörige 
Verordnung die Menge des Verpackungsmülls abneh-
men.

0,8 Cent ist die Abgabe für einen Kaffee-to-go-Becher. 
Tüten und Folien verteuern sich um 0,2 Cent je Stück. 
Eine Filterzigarette verteuert sich um 0,1 Cent. Achtlos in 
den Fluss geschnippt, verseucht diese 40 Liter Wasser. 
Bei diesen Umweltschäden sind das blanke Ablasszah-
lungen. Sie sind lächerlich und viel zu niedrig.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass sich die Koalition jetzt dafür feiert, dadurch mehr 
Umweltschutz zu erreichen, gegen die Produzenten, ist 
einfach lächerlich.

Zumindest gehen die Einnahmen an die Kommunen. 
Damit wird die Entsorgung dieses Mülls wenigstens teil-
weise finanziert, und die Schäden für die Umwelt werden 
etwas verringert.

Liebe Bürgerinnen und Bürger, die EU fordert für 
Umweltschutz eine Einwegkunststoffsteuer. Diese würde 
einen weiteren Cent je Becher und 0,5 Cent je Tüte von 
den Herstellern bedeuten – nicht viel. Doch die Koalition 
will, kann es oder traut sich nicht, bei den armen Her-
stellern zu kassieren.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Genau!)

Sie bezahlt die 1,37 Milliarden Euro an die Europäische 
Union lieber aus dem Steuersäckel. Unfassbar!

(Beifall bei der LINKEN)

Mit diesen 1,37 Milliarden Euro könnten die Haus-
haltskürzungen beim Bundesfreiwilligendienst, bei 
Wohlfahrtsverbänden und der Jugendhilfe, bei der Kata-
strophenhilfe, beim Technischen Hilfswerk, bei der Ren-
te, bei den Agenturen für Arbeit und bei der Lehrlings-
ausbildung sofort zurückgenommen werden, und das 
fordert Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)
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Aber die Ampel streicht lieber bei Bürgerinnen und Bür-
gern, statt bei Unternehmen zu kassieren. Wie feige!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lenkert. – Letzter Redner 

in der Debatte ist der Kollege Dr. Klaus Wiener, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Vermeidung von Kunststoffabfällen ist 
richtig und wichtig. Die Vermüllung unserer Meere, der 
Landflächen, aber auch der damit verbundene Ressour-
cenverbrauch: All das spricht für eine Vermeidung, ins-
besondere von Einwegkunststoffen.

Aber wie immer streiten wir mit der Ampel nicht um 
das Ob, sondern um das Wie.

(Michael Thews [SPD]: Um Kleinigkeiten!)

Vor einer Stunde habe ich hier an dieser Stelle zum Che-
mikaliengesetz gesprochen; jetzt reden wir über die Ein-
wegkunststofffondsverordnung. Aber egal welches Ge-
setz Sie vorlegen, egal welche Initiative Sie machen: Es 
ist immer das Gleiche; die Ampel favorisiert staatliche 
Lösungen, die teuer und leider auch oftmals ineffizient 
sind.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Thews 
[SPD]: Wer sagt denn, dass eine private Lö-
sung billiger ist? Woher haben Sie denn diese 
Information? Wer soll das denn machen?)

– Genau so eine privatwirtschaftliche Lösung wäre hier 
möglich gewesen. Das Verfahren der Hersteller war fer-
tig, und es ist richtlinienkonform. Aber nein, Sie setzen 
wieder mal auf den Staat, der alles regelt. Wohin führt 
das? Zu finanziellem Mehraufwand und Bürokratieauf-
wuchs, trotz aller anderslautenden Lippenbekenntnisse.

Im konkreten Fall werden 30 neue Stellen im UBA 
geschaffen, und es fallen 3,3 Millionen Euro jährliche 
Verwaltungskosten an.

(Zuruf des Abg. Michael Thews [SPD])

Ich frage die Ampel an dieser Stelle mal: Warum tun Sie 
das? Diese 30 Stellen müssen von Menschen draußen im 
Land bezahlt werden, Menschen, die morgens aufstehen, 
zur Arbeit gehen, hart arbeiten, wo sie körperlich gefor-
dert und auch oftmals Wind und Wetter ausgesetzt sind,

(Beifall des Abg. Björn Simon [CDU/CSU] – 
Judith Skudelny [FDP]: Der Präsident lässt ja 
keine Zwischenfrage zu, ansonsten würde ich 
fragen, ob die Zentrale Stelle das ohne Per-
sonal geschafft hätte!)

Frau Skudelny.
Ich wende mich jetzt einmal an die Mitstreiter hier im 

Parlament, die noch nie körperlich arbeiten mussten, die 
immer im warmen Büro gesessen haben, am besten mit 
der Kaffeemaschine in ständiger Reichweite:

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das Konzept ist machbar! Aber Sie 
tun nichts! Das bringt uns doch nicht weiter!)

Es gibt auch so etwas wie Arbeitsleid. Deshalb schulden 
wir den Menschen Respekt im Umgang mit den Steuer-
geldern. Vielleicht merken Sie sich das einmal!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich empfinde es als unangebracht, wenn immer mehr 
Stellen in den Behörden und den Ministerien geschaffen 
werden. Wir erleben das ja auch gerade wieder: unglaub-
licher Aufwuchs an Stellen in den Ministerien unter der 
Ampel, Stellen, für die die Steuerzahler ihren Rücken 
hinhalten müssen.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist AfD-Stil, Ihre Argumentation!)

Aber es kommt ja noch schlimmer: Im angedachten 
Modell gibt es gar keine Zweckbindung.

(Michael Thews [SPD]: Sie hassen die Kom-
munen!)

Die eingenommenen Mittel werden eben nicht dazu ver-
wendet, die Abfallgebühren zu senken. So einfach ist das 
nämlich nicht, Frau Skudelny. So werden Verbraucher 
gleich dreimal belastet: Sie zahlen ganz regulär Abfall-
gebühren, sie zahlen über die Hersteller, die die Kosten 
überwälzen, und sie zahlen für die neuen Stellen im 
UBA. – Das zu dem Thema!

(Judith Skudelny [FDP]: Gegen die Doppel-
zahlung können Sie was machen! – Harald 
Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich 
finde das sehr respektlos gegenüber den Men-
schen, die in unseren Behörden arbeiten! Das 
sind auch Menschen, die ihre Arbeit ernsthaft 
machen!)

Denken Sie doch auch mal in anderen Kategorien! 
Fragen Sie sich: Wie bekommen wir Lösungen hin, die 
kein öffentliches Geld kosten? Also, lassen Sie ab von 
Ihrem Staatsglauben! Trauen Sie dem Markt und vor 
allem den Menschen dahinter etwas mehr zu! Streichen 
Sie die überflüssige Verordnung, und nutzen Sie statt-
dessen das private Modell!

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war jetzt 
wirklich arm!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Wiener. – Damit 

schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Ausschus-

ses für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz zu der Verordnung des Bundesminis-
teriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz über die Abgabesätze und das 
Punktesystem des Einwegkunststofffonds. Der Aus-
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 20/8552, auf eine Ablehnung oder Änderung 
der Verordnung auf Drucksache 20/8128 zu verzichten. 
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Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
auf jeden Fall die regierungstragenden Fraktionen. Wer 
stimmt dagegen? – CDU/CSU und AfD.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja eine Einigkeit!)

Wer enthält sich? – Fraktion Die Linke. Damit ist die 
Beschlussempfehlung angenommen.

Ich erinnere noch mal daran: Das Mittel, Reden zu 
Protokoll zu geben, sollte genutzt werden.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 16:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Energiespeicher jetzt ausbauen

Drucksache 20/8525
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart. – Je schneller wir wechseln, desto schneller sind 
wir fertig.

(Stephan Thomae [FDP]: Wir können! Wir 
sind so weit!)

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Maria-Lena Weiss, CDU/CSU-Frakti-
on, das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Der Wind weht, aber das Windrad steht still. Die 
Mittagssonne brennt aufs Dach, aber die Photovoltaik-
anlage muss abgeregelt werden. Kurz beschrieben ist 
das Auseinanderfallen der Erzeugung erneuerbarer Ener-
gie und des Verbrauchs eines der zentralen Probleme 
unserer Energiewende. Aktuell lösen wir es durch den 
Einsatz fossiler Kraftwerke und durch teuren Redispatch, 
also Anpassungen der Leistungseinspeisung, die die 
Netzentgelte erheblich verteuern.

Mit unserem Antrag „Energiespeicher jetzt ausbauen“ 
machen wir Ihnen Vorschläge, die die Energiewende vo-
ranbringen. Auch wenn das im BMWK möglicherweise 
noch nicht angekommen ist, sind Energiespeicher nicht 
Teil des Energieproblems, sondern Teil der Lösung.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh!)

Speicher liefern die notwendige Flexibilität auf allen 
Netzebenen und garantieren Stabilität und Versorgungs-
sicherheit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt bin ich 
platt!)

Sie erhöhen die Nutzbarkeit von erneuerbaren Energien, 
indem sie Abregelungen verhindern oder vermeiden, und 
sie verbessern die Auslastung der bestehenden Netze und 
reduzieren damit den notwendigen Netzausbau.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und dafür machen wir eine Debatte!)

Die Bundesnetzagentur setzt für 2037 eine Verzehnfa-
chung der bisher installierten Leistung von Großbatterien 
voraus. Das zu erreichen, ist beim aktuellen Rechtsrah-
men schwer vorstellbar. Auch bei Speichern bräuchten 
wir echtes Deutschlandtempo, und momentan merkt 
man davon wirklich wenig. Obwohl Sie mit der aktuellen 
EnWG-Novelle das entsprechende Gesetz ja ohnehin an-
packen, beseitigen Sie die Hemmnisse für den Speicher-
ausbau oder sogar den Erhalt bereits installierter Speicher 
nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Energiespeicher scheinen für Sie also keine Priorität zu 
haben. Im Gegensatz zu Ihnen sehen wir als CDU/CSU 
hier Handlungsbedarf:

Wir fordern Sie mit unserem Antrag auf, endlich einen 
eigenständigen rechts- und planungssicheren Rahmen für 
Energiespeicher zu schaffen, insbesondere, sie als eigen-
ständige vierte Säule unseres Energiesystems anzuerken-
nen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir fordern Sie auf, endgültig, dauerhaft und rechts-
sicher Schluss mit der doppelten Netzentgeltbelastung 
von Speichern zu machen. Und schaffen Sie doch bitte 
gleich auch die hohen und regional uneinheitlichen Bau-
kostenzuschüsse ab!

Last, but not least fordern wir Sie auf: Erarbeiten Sie 
endlich eine konsistente Speicherstrategie, die das Poten-
zial von Pumpspeichern, Batterien und Wasserstoffspei-
chern identifiziert und voranbringt!

Wenn wir Energiespeicher erfolgreich in unser Ener-
giesystem integrieren, dann gehen wir einen wichtigen 
Schritt in Richtung Energiewende. Gleichzeitig tragen 
wir dazu bei, die Speicherbranche mit ihren innovativen 
Unternehmen bis hin zu Weltmarktführern in Deutsch-
land zu halten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

„Made in Germany“ steht hier noch für Effizienz und für 
technische Güte.

Also: Geben Sie Energiespeichern eine Zukunft! Las-
sen Sie uns das gemeinsam tun, und unterstützen Sie 
unseren Antrag!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Weiss. – Als nächster Red-

ner hat das Wort der Kollege Robin Mesarosch, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Robin Mesarosch (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Danke für den Antrag. In einigen Punkten sind wir 
uns einig; das kann man in diesen unruhigen Zeiten auch 
mal sagen. Deswegen will ich die Gelegenheit nutzen, zu 
den Punkten zu sprechen, in denen wir uns uneinig sind.

Leuten fällt beim Thema Batteriespeicher, gerade im 
Zusammenhang mit E-Autos, zum Beispiel die Frage ein, 
wie viel Wasser wir brauchen, um Lithium für die Batte-
rien zu gewinnen. Es stimmt: Es sind 4 000 bis 5 000 Liter 
bei einer ganz normalen 60-Kilowattstunden-Batterie, die 
in einem E-Auto drin ist. Nur, was auch stimmt: So viel 
Wasser brauchen wir auch, um eine halbe Jeans herzu-
stellen und um 10 Avocados, Kaffee für 30 Tassen oder 
250 Gramm Rindersteak zu produzieren.

Falls Sie jetzt den Schrei gehört haben: Das ist wieder 
Alice Weidel, die befürchtet, dass man ihr Schnitzel weg-
nimmt. Tatsächlich ist es aber nach wie vor so, dass 
niemand irgendjemandem was wegnehmen will, sondern 
es ist einfach so, dass manche Leute unterschätzen, was 
wir mit unserer alten Technik für Schaden anrichten. Und 
manche Leute überschätzen die Risiken, die uns neue, 
vielversprechende Techniken bieten.

Tatsächlich ist es so – wir haben das spaßeshalber mal 
ausgerechnet –: Hätten wir letztes Jahr in jedes Auto, das 
produziert worden ist, eine 60-Kilowattstunden-Batterie 
eingebaut, hätte das 54-mal weniger Wasser verbraucht 
als die Produktion aller Jeans, die wir letztes Jahr her-
gestellt haben. Das heißt: Lasst uns das alle mal in einem 
angemessenen Rahmen betrachten!

Nächstes Beispiel wäre Kobalt. Wir brauchen immer 
weniger Kobalt für Batterien, in Zukunft wohl gar keines 
mehr. Es gibt Elektroautos, die schon ohne Kobalt funk-
tionieren, und Batterien, die ohne Kobalt auskommen. 
Das ist die Zukunft, in die wir uns bewegen. Bei den 
Batteriespeichern gibt es einen unglaublich dynamischen 
Markt, wo unglaublich viel Fortschritt passiert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Allein bei den Lithium-Ionen-Batterien haben sich in 
den letzten zehn Jahren die Kosten um 90 Prozent redu-
ziert; die Kapazität hat sich verdoppelt.

(Marc Bernhard [AfD]: Wie ist es mit dem 
Wasser bei den Lithium-Ionen-Batterien?)

Die Lebensdauer, die Sicherheit, die Nachhaltigkeit, die 
Ladezyklen und die Kapazität von Batterien verbessern 
sich. Gleichzeitig sinkt das Gewicht, sinken die Kosten.

Viele Leute in Deutschland merken: Es geht hier sehr 
wohl sehr schnell voran. Dieses Jahr werden wir die 
1-Million-Marke knacken, was die installierten Heim-

speicher angeht. Allein im ersten Halbjahr dieses Jahres 
haben wir mehr Heimspeicher installiert als im letzten 
Jahr insgesamt, 250 000 ungefähr. Bei den Gewerbespei-
chern haben wir den höchsten Zubau aller Zeiten zu ver-
zeichnen, und wir haben 28 Großspeicherprojekte mit 
insgesamt 125 Megawattstunden ans Netz gebracht. Es 
geht vorwärts in Deutschland, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Warum ist das gut so? Speicher sind zum einen eine 
Notwendigkeit und zum anderen eine Chance. Was meine 
ich mit „Notwendigkeit“? Wir brauchen Speicher für die 
Energiewende; das ist richtig. Aber wir haben es halt 
auch in der Hand, zu entscheiden, wie viel wir davon 
brauchen. Wenn wir Solar und Wind besser aufeinander 
abgestimmt ausbauen, brauchen wir weniger Speicher. 
Denn Solar ist im Sommer super, Wind geht im Winter 
noch mehr ab; das heißt, das ergänzt sich klasse. Wenn 
wir damit super viel Strom erzeugen, sinkt der Bedarf, zu 
speichern. Wenn wir unser Netz besser ausbauen, können 
wir den Strom besser transportieren, sinkt der Bedarf, zu 
speichern. Wenn wir unser Stromnetz intelligenter aus-
bauen und Strom besser verteilen, sinkt der Bedarf, zu 
speichern. Wenn wir beim Wasserstoff ausbauen – und 
wir tun das ja –, sinkt der Bedarf, Strom an anderer Stelle 
zu speichern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es gehört zur Wahrheit dazu: Hätte die CDU beim 
Netzausbau, bei den erneuerbaren Energien und bei an-
deren Geschichten nicht gebremst, müsste man jetzt nicht 
die Krokodilstränen bei Speichern vergießen.

(Beifall der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD] und 
Katrin Uhlig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Deswegen: Wir geben bei all diesen Punkten Gas, und 
wir schaffen ein Energiesystem, in dem Speicher effizient 
arbeiten können; denn Speicher sind auch eine Chance.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Gas kriegt ihr gar 
nicht mehr hin!)

Ab 2025 kriegt jeder dynamische Stromtarife angebo-
ten. Das heißt, der Strompreis kann deutlich günstiger 
sein, wenn gerade viel Strom im Netz ist. Wenn man 
dann speichert, spart man noch mal brutal viel Geld, 
und das wünschen wir uns ja für uns alle.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen: Wir wollen Speicher in Deutschland, aber 
in einem System, das funktioniert.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Robin Mesarosch (SPD):
Das entwickeln wir gerade, zum Beispiel mit der Platt-

form Klimaneutrales Stromsystem. Wir haben erst eine 
Strategie, dann handeln wir, und dann haben wir ein 
klimaneutrales Land.
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, bitte.

Robin Mesarosch (SPD):
Das ist unser Weg; gehen Sie gern mit.
Haben Sie vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege 

Dr. Rainer Kraft, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! 

120 Megawattstunden: Das erzeugt ein Kernkraftwerk 
in sechs Minuten. So viel zu Ihren ganzen Supergroß-
speichern!

(Beifall bei der AfD)

Sogenannte erneuerbare Energien sollen nach dem 
Willen der Abstiegsparteien in Deutschland den Haupt-
anteil der Energieversorgung übernehmen und funktio-
nierende Energieträger ersetzen. Nun ist der Union die 
Frage in den Sinn gekommen: Was geschieht denn 
nachts, oder was ist, wenn über Tage hinaus kein Wind 
weht? Diese Frage, liebe Union, kommt 16 Jahre zu spät, 
und sie zeigt, wie planlos und gefährlich Ihre sogenannte 
Energiewende ist.

(Beifall bei der AfD)

Sie selbst sprechen in Ihrem Antrag von der „wachsen-
den Anfälligkeit für ‚Blackoutsʼ“ – Blackouts, die Sie 
zusammen mit der derzeitigen Regierung zu verantwor-
ten hätten,

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Hätten!)

Blackouts, die das Potenzial haben, Millionen von Men-
schen zu töten und Europa ins Mittelalter zu katapultie-
ren. Da frage ich mich, warum hier alle bis auf die AfD 
sich wundern, dass um uns in Deutschland herum jeder 
Kernkraftwerke baut. Es ist die Angst vor Ihrer Energie-
politik!

(Beifall bei der AfD – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: So ein Quatsch!)

Die Union fordert in ihrem Antrag eine „Schwarzstart-
fähigkeit“ der künftigen Pumpspeicherkraftwerke. Liebe 
Union, warum eigentlich? Die letzten Jahre wurde uns 
hier in diesem Haus immer erzählt, die Energiewende 
sei sicher, supertoll, bezahlbar und ein Segen für das 
Land. Schwarzstartfähigkeit braucht man aber nur nach 
einem kompletten Zusammenbruch der Stromversor-
gung. Also warum steht diese Forderung dadrin? Ihr An-
trag ist eine Bankrotterklärung der Union und der gesam-
ten Energiewende.

(Beifall bei der AfD)

Die Stromversorgung in Deutschland soll auch nach 
Ihrem Willen bereits im Jahr 2035 nahezu vollständig 
auf sogenannten erneuerbaren Energien beruhen, koste 
es, was es wolle. Sie brauchen also für die alljährlich 
stattfindende winterliche Dunkelflaute Speicher für min-
destens eine Woche.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was machen Sie mit dem überschüssi-
gen AKW-Strom?)

Dazu ein paar Fakten und Zahlen: Bislang sind in 
Deutschland 30 Pumpspeicherkraftwerke mit einer 
Nettogesamtleistung von knapp 10 Gigawatt in Betrieb. 
Damit kann man ungefähr 12 Prozent unseres Strom-
bedarfs decken – und das nur für wenige Stunden. Für 
eine Woche Dunkelflaute brauchen Sie mindestens 
8 000 Gigawattstunden. Deutschland hat, wenn Sie jedes 
Alpental vernageln und fluten, das Potenzial für noch 
einmal 9 Gigawattstunden aus Pumpspeicherkraftwer-
ken; das sind etwas mehr als 0,1 Prozent des Bedarfs.

Und das sage nicht ich; das sagen das Forschungspro-
jekt eStorage, finanziert von der EU, und die Geografie. 
Da fehlen Ihnen drei Nullen vor dem Komma!

(Beifall bei der AfD)

An dieser Stelle endet jede weitere sinnvolle Über-
legung, bis Sie uns erklären, wo die fehlenden gut 7,9 Mil-
liarden Kilowattstunden Kapazität herkommen sollen 
und wer das am Ende bezahlen wird.

(Beifall bei der AfD)

Sie, meine Damen und Herren der Union, haben dieses 
Land an den energiepolitischen Abgrund getrieben. Sie 
haben einer stolzen Industrienation das Herz herausgeris-
sen, und Sie fantasieren jetzt von Wasserstoff und Spei-
chern mit Lithium-Ionen-Batterien. Nicht einmal die 
Ampelregierung wird in der kurzen Zeit, die ihr noch 
bleibt, so viel Schaden anrichten, wie Sie es in vier Mer-
kel-Regierungen getan haben.

Was Sie uns hier vorlegen, liebe Union, ist ein typi-
scher Nilpferdantrag: Vor den Wahlen kurz auftauchen, 
einmal die Klappe auf und danach wieder untertauchen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Kraft. – Als nächste 

Rednerin erhält das Wort die Kollegin Katrin Uhlig, 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Ich glaube, ich verzichte jetzt darauf, das Ener-
giesystem zu erklären,

(Beifall des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Karsten Hilse [AfD]: 
Das können Sie auch nicht! – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Strom kommt aus der Steckdose!)
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und weise darauf hin, dass Speicher es uns ermöglichen, 
Energieproduktion und Energieeinsatz zeitlich zu tren-
nen; das hat die Kollegin Weiss ja eben richtig beschrie-
ben. Das ist ein entscheidender Baustein für die Energie-
wende, da Wind- und Sonnenenergie fluktuierend zur 
Verfügung stehen und nicht immer dann in ausreichender 
Menge Strom produziert werden kann, wenn die Nach-
frage gerade hoch ist.

Neben einem schnelleren Ausbau der erneuerbaren 
Energien ist deshalb die Frage, wie wir Investitionen in 
Speicher noch leichter ermöglichen können, eine wichti-
ge. Schon heute rechnen sich gerade Batteriespeicher an 
vielen Stellen und Einsatzorten. Allerdings gibt es aktuell 
noch viel zu viele bürokratische Hürden, die über Jahre 
entweder nicht angegangen oder bewusst geschaffen 
wurden. Deshalb tun wir als Ampel alles dafür, dass sie 
jetzt aus dem Weg geräumt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

An einigen Stellen haben wir, wie zum Beispiel im 
EEG, zusätzliche Anreize für innovative Projekte ge-
schaffen, um den Anwendungsbereich von Speichern zu 
erweitern und weitere Innovationen zu ermöglichen. Be-
reits heute gibt es innovative Unternehmen und Start-ups, 
die den Speichermarkt als einen Markt der Zukunft für 
sich entdeckt haben und mit spannenden Produkten in 
den Markt drängen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

sei es das Start-up, das Elektroladesäulen mit Speichern 
kombiniert, der Handwerksbetrieb, der Solaranlagen, 
Heimspeicher und Wallbox als Paket anbietet, oder der 
Hersteller von Elektrolyseuren, der sich in einer Region 
ansiedelt, weil dort bereits jetzt zu 100 Prozent Strom aus 
erneuerbaren Energien bezogen werden kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, als 
ich Ihren Antrag gelesen habe, war ich schon ein wenig 
überrascht.

(Andreas Jung [CDU/CSU]: Ja, total begeis-
tert!)

Ich muss nach meiner Kritik aus der letzten Woche sagen: 
Dieser Antrag ist in seinen Ansätzen ausführlich, ver-
nünftig und an vielen Stellen sehr richtig. Man kann 
aber über den einen oder anderen Punkt und über die 
Umsetzung diskutieren. Deshalb freue ich mich auf die 
weitere Debatte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Sie beschreiben in Ihrem Antrag richtigerweise, dass 
wir im Energiesystem der Zukunft mehr Flexibilität be-
nötigen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Man glaubt das alles 
nicht!)

Deshalb überrascht es mich sehr, dass Sie in Ihrem An-
trag Demand-Side-Management mit keinem Wort erwäh-
nen. Speicher unterstützen die Angebotsseite der Energie, 
Demand-Side-Management regelt die Nachfrageseite. 
Man kann also entweder Energie aus den Speichern nut-
zen, wenn zum Beispiel der Bedarf an Strom größer ist als 
das Angebot, oder man reduziert die Nachfrage, indem 
man die Produktion in der Wirtschaft und der Industrie 
zeitlich in eine Zeit verschiebt, in der sehr viel mehr 
Energie zur Verfügung steht.

(Beifall des Abg. Ralph Lenkert [DIE 
LINKE] – Marc Bernhard [AfD]: Also ratio-
niert! Rationierung, nichts anderes! – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Die Industrie wird zerstört! – 
Gegenruf des Abg. Bernhard Herrmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Kapiert ihr 
nicht!)

Auch hier haben viele Unternehmen bereits die ersten 
Schritte gemacht, um durch Demand-Side-Management 
Chancen im sich verändernden Energiesystem für sich zu 
nutzen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ab ins Mittelalter!)

Jedes Konzept, das Speicher im Energiesystem in den 
Blick nimmt, muss deshalb auch immer Demand-Side- 
Management berücksichtigen

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Energiewende ist ein langfristiges und ambitio-
niertes Projekt. Daher muss klug ein Schritt nach dem 
nächsten gemacht werden, damit wir gemeinsam am 
Ziel ankommen, und dafür brauchen wir auch Ihre kon-
struktive Mitarbeit.

Speicher sind ein wichtiges Element in der Energie-
wende. Ich freue mich deshalb darüber, mit Ihnen im 
Ausschuss über Ihre Vorschläge zu diesem Thema zu dis-
kutieren und gemeinsam die besten Lösungen zu finden.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner ist der 

Kollege Ralph Lenkert, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! 2016 störte die unionsgeführte Regierung mit einer 
Gesetzesnovelle den Neubau von Batteriespeichern, wie 
einer großen Redox-Flow-Batterie bei Emden, und 
brachte deutsche Pumpspeicherwerke an den Abgrund, 
auch Goldisthal und Hohenwarte II in Thüringen. Der 
linke Thüringer Ministerpräsident Bodo Ramelow 
schaffte es zusammen mit der Energiewirtschaft, zumin-
dest die Pumpspeicherwerke zu retten.

(Beifall bei der LINKEN)
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Liebe Union, herzlichen Glückwunsch! Mit Ihrem An-
trag zu Speichern und Pumpspeichern haben Sie heute die 
Erkenntnisse, für deren Umsetzung Die Linke und ich 
schon seit über zehn Jahren kämpfen.

(Beifall bei der LINKEN)
Alle Bundesregierungen versagen bei der Speicher-

integration. Nehmen Sie wie ich den Szenariorahmen 
des Netzentwicklungsplans für das Jahr 2045, und kom-
binieren Sie diesen mit den Wetterdaten der letzten zehn 
Jahre! Das Ergebnis ist ernüchternd. Die Auswirkungen 
von langanhaltenden blockierenden Wetterlagen mit 
Dunkelflauten werden von Netzbetreibern, Bundesnetz-
agentur, Wirtschaftsministerium bis hin zu Erneuerbare- 
Energien-Verbänden noch immer unterschätzt. Wir brau-
chen saisonale Energiespeicher, deren Kapazitäten ein 
Zehntel des derzeitigen Jahresenergiebedarfs abdecken 
und die zusammen mit flexiblen Turbinen in der Lage 
sind, Strom mit einer Leistung von 80 Gigawatt bereit-
zustellen.

Die Linke fordert eine dezentrale Kraft-Wärme-Kopp-
lung, also Ersatzkraftwerke in Wärmenetzen,

(Beifall bei der LINKEN)
große Wärme- und Kältespeicher, flexiblere Bioenergie 
und mehr Biogas ins Gasnetz einzuspeisen. Die Netzent-
gelte müssen bei Großabnehmern umgestellt werden, da-
mit deren Stromverbrauch bei viel Wind und Solarstrom 
zunimmt und bei Dunkelflaute so weit wie möglich re-
duziert wird.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir müssen festlegen, welche existierenden Gaskraft-
werke weiter und wo neue dezentrale Ersatzkraftwerke 
gebraucht werden.

Zum Abschluss: Energie ist, wie Gesundheit und Bil-
dung, Daseinsvorsorge, muss den Profitinteressen entzo-
gen werden und gehört in gesellschaftliche Hand.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lenkert. – Für die FDP- 

Fraktion hat nun das Wort der Kollege Konrad 
Stockmeier.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Konrad Stockmeier (FDP):
Herr Präsident! Geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Kollege Lenkert, ich habe auf diesen Schlenker zum Ab-
schluss gewartet und darf einleitend dazu sagen, dass die 
Freien Demokraten bei der Speichertechnologie wie 
überhaupt bei der Energiewende vorwiegend auf private 
Initiativen setzen, wo doch gerade hier in Deutschland so 
viele Mittelständler, so viele Forschungsinstitute in einer 
guten Zusammenarbeit Speichertechnologien vorantrei-
ben.

(Beifall bei der FDP)

Warum brauchen wir die Speichertechnologien, meine 
Damen und Herren, zu Hause? – Was Sie völlig zu Recht 
aufregt, ist, wenn das Windrad stillsteht oder wenn der 
Strom aus dem Solarpark nicht abtransportiert werden 
kann, weil die Netze verstopft sind. Da sind Speicher 
eine total naheliegende Lösung. Deswegen bin ich übri-
gens auch, anders als manche Experten, der Meinung, 
dass ein Hochlauf der Speichertechnologien selbstver-
ständlich auch den Bedarf an Netzausbau an der einen 
oder anderen Stelle mindern wird. Davon können wir 
auch alle profitieren.

Ich darf für die Freien Demokraten anmerken, dass 
uns, ehrlich gesagt, das Vorlegen einer Speicherstrategie 
durch das Ministerium von Robert Habeck zu lange 
dauert.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

Deswegen streben wir jetzt bei der Novellierung des 
Energiewirtschaftsgesetzes an, einige Hürden für den 
Hochlauf von Speichern in Deutschland aus dem Weg 
zu räumen.

Kolleginnen und Kollegen von der Union, Sie wissen, 
das ist europarechtskonform nicht so ganz einfach. Aber 
wir Freien Demokraten sind gewillt, da viel auf den Weg 
zu bringen, und Sie sind herzlich eingeladen, mitzuma-
chen, sodass wir da vielleicht oppositions- und regie-
rungsübergreifend eine gute Lösung finden.

Speicher werden es auch ermöglichen, die Bevölke-
rung auf dem Weg zur klimaneutralen Energieversorgung 
noch mal ganz anders mitzunehmen, weil sie wieder dazu 
beitragen, das Energiesystem zu dezentralisieren, damit 
übrigens auch die Wertschöpfung in diesem Lande zu 
dezentralisieren. Und wenn wir das steuerrechtlich gut 
auf den Weg bringen, können wir auch die Kommunen, 
die Gemeinden vor Ort, die sich für Speicheranlagen ent-
scheiden, mit an Bord nehmen; das ist ein ganz wichtiger 
Aspekt.

Ich darf abschließend noch anmerken, dass auch das 
ein Thema ist, bei dem wir unbedingt über die bundes-
deutschen Grenzen hinaus denken sollten. Dieser Tage 
war zu lesen, dass die Generaldirektion Energie der Euro-
päischen Kommission noch mal die Notwendigkeit be-
tont hat, Speicher in der gesamten Europäischen Union 
auf den Weg zu bringen, da verstärkt Mittel und Know- 
how reinzustecken.

Übrigens – um auch mal den Blick zu unseren öst-
lichen Nachbarn zu wenden –: Ich fand es sehr spannend, 
dass aus dem Topmanagement des polnischen Energie-
versorgers Tauron angeregt wurde, analog zur Europäi-
schen Wasserstoffbank, die jetzt in der Europäischen 
Union errichtet wird, auch so was wie eine Speicherbank 
zu errichten, um auch in der großen Familie der Euro-
päischen Union mehr Mittel in dieses Zukunftsprojekt zu 
lenken.

Ich kann nur sagen: Wir als Freie Demokraten werden 
das sehr konstruktiv begleiten und uns jetzt im Laufe der 
Gesetzesverhandlungen zum EnWG voll ins Zeug legen, 
sodass mehr daraus wird – wie gesagt, damit wir nicht 
ewig auf eine Speicherstrategie warten. Denn wie hat es 
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Thomas Alva Edison mal so schön ausgedrückt: „Es ist 
besser, unvollkommen anzupacken, als perfekt zu zö-
gern.“ – In dem Sinne: Legen wir los!

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Stockmeier. – Als vorletz-

ter Redner in dieser Debatte hat das Wort der Kollege 
Lars Rohwer, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Glück auf, Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Bisher werden in Deutschland fast aus-
schließlich Pumpspeicherwerke als Energiespeicher ge-
nutzt – und auch diese nicht vollumfänglich, wie wir aus 
leidlicher Erfahrung in meinem Wahlkreis, in Niederwar-
tha, sehen können. Deswegen bin ich meiner Fraktion 
sehr dankbar, dass ich heute in dieser Debatte sprechen 
darf. Vielen herzlichen Dank!

Pumpspeicherwerke konnten in der Vergangenheit in 
Deutschland leider nicht kostendeckend arbeiten. Aktuell 
legen wir sogar Pumpspeicherwerke wie das in Nieder-
wartha still. Das ist der Bevölkerung nicht erklärbar und 
weder nachvollziehbar noch vertretbar.

Natürlich muss das Pumpspeicherwerk Niederwartha 
erneuert werden. Die Technik muss dringend moder-
nisiert werden. Dann kann das Pumpspeicherwerk Nie-
derwartha mit einer neuinstallierten Leistung von 
120 Megawatt wieder dem Netz dienen und die Versor-
gungssicherheit gewährleisten.

Volkswirtschaftlich macht das in meinen Augen auch 
absolut Sinn. Man kann es nämlich nicht erklären, dass 
wir einen Betrag ausgeben müssen, damit uns jemand in 
einem anderen europäischen Land überschüssigen Strom 
schnell abnimmt, wenn wir zu viel Strom im Netz haben, 
und ihm dann noch mal Geld bezahlen müssen, wenn wir 
zu einer anderen Zeit denselben Strom wieder zurück-
bekommen wollen.

Die EU hat nun mit dem netzdienlichen Charakter von 
EU-Energiespeichern die Notwendigkeit deutlich ge-
macht, jeden Energiespeicher nachhaltig zu nutzen, und 
genau das fordern wir im Antrag der Unionsfraktion, 
nämlich, keinen Energiespeicher mehr abzuschalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Pumpspeicherwerke sind umweltschonend, produzie-
ren keine Abgase und Abfälle, pumpen nur Wasser hin 
und her. Und sie sind hocheffizient: Die Energieeffizienz 
liegt bei bis zu 80 Prozent. Mit all diesen positiven Ei-
genschaften gewährleisten sie Versorgungssicherheit.

Pumpspeicherwerke, die aufgestautes Wasser nutzen, 
sind bisher die einzige Technologie, die Energie aus dem 
Stromnetz in größeren Mengen zu speichern vermag. 

Natürlich retten Pumpspeicherwerke Deutschlands Ener-
gieversorgung nicht vor einer Dunkelflaute von 14 Ta-
gen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Es wird sich nichts 
ändern!)

Aber sie können uns wertvolle Zeit verschaffen, um eine 
andere stabile Stromversorgung zu garantieren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Konkret womit denn, wenn nichts pas-
siert?)

Nun geht es bei diesem Antrag ja nicht nur um Pump-
speicherwerke, aber es ist wahrscheinlich verständlich, 
dass ich zu diesem Wahlkreisthema intensiv spreche. 
Letzten Endes sind Energiespeicher das Rückgrat für un-
sere klimaneutrale Zukunft. Wir brauchen sie dringend 
für die Energiewende. Sie müssen für die Betreiber wirt-
schaftlich sein; anderenfalls wird es keine Investitionen 
in Energiespeicher geben.

Wir müssen jetzt handeln, damit wir 2030 80 Prozent 
unseres Energieverbrauchs durch erneuerbare Energien 
decken können. Wenn wir jetzt nicht loslegen und nach-
haltig und im großen Stil in Speicherkapazitäten inves-
tieren, dann fehlt uns am Ende die Zeit dafür, die wir 
nicht haben.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Rohwer. – Letzter Redner 

zu diesem Tagesordnungspunkt ist der Kollege Bengt 
Bergt, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bengt Bergt (SPD):
Moin, Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kol-

legen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Der Strombedarf 
wird in den nächsten Jahren weiter steigen; so viel ist klar. 
2030 werden wir voraussichtlich ein Zehntel mehr Strom 
benötigen als heute.

Wir sind hier auf einem guten Weg. Der Anteil erneu-
erbarer Energien an der Stromerzeugung lag im Septem-
ber bei 57 Prozent. Letztes Jahr um diese Zeit lag er bei 
48 Prozent. Sie sehen also, wie schnell wir ausbauen.

Nun kritisiert die Union in ihrem Antrag, es werde zu 
viel erneuerbarer Strom zugebaut, so viel, dass ein Teil 
wieder abgeregelt, also abgeschaltet werden müsse.

(Andreas Jung [CDU/CSU]: Nein! Falsch zi-
tiert!)

Bei der Feststellung haben Sie so weit recht: 2022 waren 
es 3,5 Terawattstunden, die wir abregeln mussten; das hat 
uns 7,5 Milliarden Euro gekostet. Da müssen wir runter-
kommen.

Aber was mich wundert, ist: Sie kritisieren das, und 
gleichzeitig blockieren Unionsländer und -landräte den 
Ausbau von Stromnetzen von Nord nach Süd, die wir 
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brauchen, da der Strom sonst abgeregelt werden muss. 
Das passt irgendwie nicht zusammen, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir als Ampel blockieren nicht, sondern wir regeln 
gerade die Netzentgelte, die Wasserstoffstrategie, den 
Netzausbau, Genehmigungen und Verfahren. Wir regeln 
das so schnell und beschleunigen so viel, dass den aus-
führenden Stellen schon teilweise schwindlig wird.

Unser Ziel muss sein, nicht nur einfach Stromerzeu-
gung zuzubauen, sondern den Strom danach auch zu nut-
zen, damit wir ihn nicht teuer abregeln müssen. Das sage 
ich speziell als Abgeordneter aus Schleswig-Holstein. 
Am Ende zahlen die Norddeutschen die Verhinderungs-
politik der letzten Jahre mit ihrer Stromrechnung,

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!)
weil wir viel erneuerbaren Strom produzieren und der 
Strom beim Erzeuger abgeschaltet werden muss, weil 
wir den Strom nicht wegbekommen, weil es zu wenige 
Stromautobahnen in den Süden gibt. Ich übersetze das 
mal: Wir in Schleswig-Holstein produzieren nachhaltigen 
Strom, schützen das Klima und müssen dafür Strafe zah-
len. – Das ist ungerecht, meine Damen und Herren; das 
geht so nicht weiter.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Deswegen werden wir uns mit aller Kraft weiter für ein 
solidarisches Netzentgeltsystem einsetzen, das Anstren-
gungen beim Klimaschutz belohnt und nicht bestraft.

Noch ein Punkt, bei dem Sie gleichzeitig auf dem Gas 
und auf der Bremse stehen: Sie wollen mehr Pumpspei-
cher – cool, das kann man fordern –, wissen aber auch, 
dass man zum Speichern und Transformieren von Strom 
Strom braucht. Wo passiert denn die erneuerbare Strom-
erzeugung? Im Norden. Und was haben wir im Norden 
nicht? Berge. Also, Glaube kann Berge versetzen, das ist 
klar, aber mal eben ein Gebirge in den Norden zu ver-
setzen, um dort ein Pumpspeicherkraftwerk zu bauen: 
Das ist wirklich etwas abenteuerlich.

Auch hier: Wenn Sie im Süden Pumpspeicher weiter 
betreiben wollen, dann geben Sie den Widerstand gegen 
den Leitungsausbau auf, liebe Union. Da hört es dann 
wirklich mal auf.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wo wurde denn heute 
im Norden Strom produziert? Heute war doch 
im Norden wieder Flaute!)

Sie reden in Ihrem Antrag davon, dass Deutschland 
Weltmarktführer für Turbinentechnik ist. Das stimmt; 
das ist richtig. Aber in der Bezeichnung „Weltmarktfüh-
rer“ steckt schon drin: Das ist ein durchinternationalisier-
tes Geschäft. Und wissen Sie, wie lang die Turbinenher-
steller ausgebucht sind? Locker bis Ende 2027.

Unterstützen Sie lieber die Kraftwerksstrategie und die 
Genehmigungen vor Ort! Dann sind die Turbinenbauer 
auch weiter gut ausgelastet.

(Andreas Jung [CDU/CSU]: Wenn Sie was 
hätten, würden wir Sie gerne unterstützen, 
aber es hängt an der Regierung! Es gibt keine 
Kraftwerksstrategie! Wir warten auf eine! – 
Zuruf von der AfD: Ich wüsste nicht, was 
man da stützten sollte!)

Und dann kommen Sie mit einem Speichermonitoring 
um die Ecke. Sie wissen, dass der Netzbetreiber die Spei-
cher schon gemeldet bekommt; sie kennen ihre Speicher. 
Allein: Der Zugriff darauf fehlte. Aber da ist schon längst 
etwas passiert: Bereits im April haben wir das Smart- 
Meter-Gesetz beschlossen. Erst durch die Smart Meter 
und die flexiblen Tarife gibt es den Zugriff auf die Spei-
cher und Flexibilitäten. Das heißt, sie kommen verpflich-
tend bis 2025. Haken dran, läuft!

Ein Lob will ich aber trotzdem noch loswerden: Sie 
schreiben, dass man das Gelände von Atomkraftwerken 
für Großspeicher und die Netzknoten für die Versorgung 
nutzen soll.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Bengt Bergt (SPD):
Ich halte also fest: Die Union hat endlich erkannt, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Bengt Bergt (SPD):
– dass man etwas Besseres mit Atomkraftwerken ma-

chen kann, als sie einfach weiterlaufen zu lassen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Damit schließe ich 

die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/8525 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe und höre ich nicht. 
Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 20 a und 20 b:
a) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 

CSU 
Reisen und Kulturerlebnisse für alle mög-
lich machen – Barrierefreiheit als Quali-
tätsstandard verankern

Drucksache 20/7590
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus (f) 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
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Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen 
Haushaltsausschuss

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Thomas Lutze, Sören Pellmann, Dr. André 
Hahn, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion DIE LINKE 

Menschen mit Behinderungen umfassende 
Teilhabe ermöglichen – Barrierefreien 
Tourismus konsequent fördern

Drucksache 20/7640
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus (f) 
Rechtsausschuss 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart. – Ich warte jetzt nicht mehr, bis alle fertig sind.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Heike Brehmer, CDU/CSU-Fraktion, 
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Heike Brehmer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Reisen und Kulturerlebnisse für alle möglich 
machen“ heißt unser Antrag. Er zielt auf gesellschaftliche 
Teilhabe entlang der gesamten touristischen Leistungs-
kette. Dazu braucht es klare, dauerhafte Zuständigkeiten 
und eine ebenso klar gesicherte Finanzierung.

Offenbar sollen Mittel im Bundeshaushalt eingestellt 
werden. In welchem Umfang und in welchem Haushalts-
titel, ist jedoch weiterhin unklar. Deswegen fordern wir 
als CDU/CSU-Fraktion heute erneut Klarheit über die 
Pläne der Bundesregierung.

(Michael Donth [CDU/CSU]: Richtig!)
Wir fordern in unserem Antrag Planungssicherheit für 
alle Beteiligten, gerade mit Blick auf eine langfristige 
Finanzierung, eine echte Abstimmung mit den Betroffe-
nenverbänden sowohl auf inhaltlicher als auch auf orga-
nisatorischer Ebene

(Beifall bei der CDU/CSU)
und einen ressortübergreifenden runden Tisch zwischen 
dem BMWK und dem BMAS, um dieses Querschnitts-
thema effizient bearbeiten und weiterentwickeln zu kön-
nen.

Wir brauchen eine flächendeckende Werbung für das 
Projekt „Reisen für Alle“ in der Öffentlichkeit, damit 
dieses Projekt endlich seine volle Wirkung im ganzen 
Bundesgebiet entfalten kann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir als Unionsfraktion haben „Reisen für Alle“ im 
Jahr 2010 ins Leben gerufen. Es wurde damals in enger 
Abstimmung mit den Bundesländern, den Behinderten-
verbänden und der Tourismuswirtschaft entwickelt. Es 
handelt sich dabei um ein Informations- und Zertifizie-
rungssystem. Es geht um die Zertifizierung mit einem 
einheitlichen Label, an dem Menschen mit Behinderun-
gen bei Urlaubsbuchungen genau erkennen können, was 
für sie nutzbar ist und was nicht.

Aktuell nutzen circa 3 500 Betriebe und sonstige tou-
ristische Einrichtungen in ganz Deutschland das System. 
Angesichts von 650 000 möglichen Zertifizierungsträ-
gern ist da noch viel Luft nach oben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen unbedingt endlich eine höhere Marktdurch-
dringung. Anders kann die Zertifizierung auf Dauer nicht 
zur Finanzierung beitragen. „Reisen für Alle“ ist aber 
kein Luxus- oder Nischenthema; es ist ein Anliegen aus 
der Mitte der Gesellschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Teilhabeberichte der vergangenen Jahre zeigen 
uns, dass heute über 13 Millionen Menschen in Deutsch-
land ihr Leben mit erheblichen Beeinträchtigungen 
meistern müssen, und die Zahl steigt stetig. Gerade des-
halb beantragen wir als CDU/CSU-Fraktion ausdrück-
lich, dass Barrierefreiheit ein ganz grundlegender und 
eben nicht nur ergänzender Aspekt der Nationalen Tou-
rismusstrategie sein muss. Wir brauchen Barrierefreiheit 
als erklärtes Qualitätsmerkmal des Deutschlandtouris-
mus.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gestern hatten wir ja dieses Thema im Ausschuss. Ab 
1. Januar 2024 muss dann auch die inhaltliche Neuaus-
richtung folgen. Wir werden auch diesen Prozess genau 
verfolgen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Heike Brehmer (CDU/CSU):
Für den Moment halten wir jedoch fest: Beharrliche 

Oppositionsarbeit wirkt. Wir als CDU/CSU-Fraktion 
wollen, dass Reisen wirklich für alle möglich ist, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, Sie haben noch einen Satz.

Heike Brehmer (CDU/CSU):
– und setzen uns mit aller Kraft dafür ein.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Brehmer. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Anja Troff-Schaffarzyk, SPD-Frak-
tion.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Anja Troff-Schaffarzyk (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Heute möchte ich Ihnen aus meinem Wahlkreis 
berichten, wo ich auch sehr engagierte Tourismusagen-
turen habe, die sich um die Vermarktung unserer Region 
kümmern. Natürlich bin ich im stetigen Austausch mit 
denen, gerade auch zu dem Thema „Reisen für Alle“. 
Sie wollen wissen, wie es mit dem Projekt weitergeht, 
wollen sich involvieren und ihre große Expertise und 
ihre gerade auch praktischen Erfahrungen teilen und un-
terstützen, damit „Reisen für Alle“ fortgesetzt werden 
kann.

Das Engagement kommt nicht von ungefähr. Barriere-
freiheit ist für 10 Prozent der Bevölkerung erforderlich, 
für 30 bis 40 Prozent notwendig und für 100 Prozent 
komfortabel. Das müssen wir alle vor Augen haben: Es 
gibt hier ein riesiges Potenzial für die Branche, gezielt 
Reisende mit der guten Zugänglichkeit ihres Angebots 
anzusprechen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Nico Tippelt [FDP])

Wir wollen daher mit einem einheitlichen, gut ver-
ständlichen System allen die Möglichkeit geben, am Tou-
rismus teilzunehmen und zu reisen.

Die Gruppe mit Einschränkungen in der Mobilität, 
aber auch die Gruppe mit Einschränkungen der Sinnes-
organe wird weiter wachsen – wir sind eine alternde 
Gesellschaft. Auch für Familien mit kleinen Kindern ist 
Barrierefreiheit ein Mehrwert. Diese Menschen wollen 
wissen, wie sie verlässlich von A nach B kommen. Eine 
barrierefreie Reisekette von der Abreise über die Leis-
tungen vor Ort bis zur Ankunft wieder am Heimatort ist 
das Ziel, von dessen Erreichung die gesamte Gesellschaft 
profitieren könnte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Nico Tippelt [FDP])

„Reisen für Alle“ hat bislang nicht den Erfolg gehabt, 
den es hätte haben sollen. Wie die CDU/CSU in ihrem 
Antrag korrekt ausführt, sind derzeit erst circa 2 500 An-
bieter zertifiziert. Das ist viel zu wenig. Wir wissen seit 
Längerem, dass wir neben einer inhaltlichen Neuaufstel-
lung für das Projekt und einer beschleunigten Zertifizie-
rung auch eine organisatorische Reform brauchen. Für 
uns ist es jedoch kein gangbarer Weg, eine Zertifizierung 
für alle Anbieter von touristischen Angeboten quasi ver-
pflichtend zu machen, wie der Antrag der Linken es sinn-
gemäß fordert.

(Thomas Lutze [DIE LINKE]: Schade!)

Am 6. September haben sich Bund und Länder ge-
meinsam darauf verständigt, dass sie an „Reisen für Alle“ 
festhalten möchten und das Projekt weiterentwickeln 
wollen. Das ist ein wichtiger Meilenstein, weil Tourismus 
vor Ort, in den Ländern gemacht wird und das Engage-

ment für „Reisen für Alle“, wie eben schon beschrieben, 
aus der Fläche kommen muss. Dafür brauchen wir Ver-
trauen – Vertrauen in die Qualität von „Reisen für Alle“.

Dieses Vertrauen erzeugen wir, indem Betroffenenver-
bände und vor allem auch diejenigen eingebunden wer-
den, die in der Fläche für das Projekt arbeiten. Das sind 
zum Beispiel die Erheberinnen und Erheber, die in die 
Betriebe gehen und dort die Prüfkriterien abfragen. Das 
sind die Tourismus- und Marketingorganisationen, die 
sowohl bei Gastgeberinnen und Gastgebern als auch in 
der Gastronomie, bei Verkehrsunternehmen, bei Museen, 
bei Sehenswürdigkeiten den Kontakt herstellen und für 
das Projekt werben können.

Dort muss ankommen, dass „Reisen für Alle“ genau 
das Produkt ist, auf das wir zukünftig alle setzen, wenn es 
um barrierefreies Reisen geht. Barrierefreiheit ist als stra-
tegisches Ziel im Aktionsplan des Wirtschaftsministe-
riums zur Nationalen Tourismusstrategie verankert. Es 
steht völlig außer Frage, dass wir „Reisen für Alle“ 
zum Erfolg führen wollen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Nico Tippelt [FDP] – Zuruf von der SPD: 
Sehr gut!)

Bis zum 31. Dezember wird eine neue Koordinierungs-
stelle das Projekt übernehmen. Die Finanzierung dafür 
steht.

Alle Themen, die Sie in Ihrem Antrag ansprechen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, sind bereits 
adressiert.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, so ist es! – Michael Donth [CDU/ 
CSU]: Aber noch nicht umgesetzt! – Nina 
Warken [CDU/CSU]: Die gleiche Leier wie 
sonst! – Michael Donth [CDU/CSU]: Es geht 
um die Umsetzung!)

Im kommenden Jahr packen wir mit den Ländern und 
den Behindertenvertretungen die inhaltliche Neuaufstel-
lung an. So werden wir „Reisen für Alle“ mit der Unter-
stützung der Länder im gesamten Bundesgebiet erfolg-
reich verankern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner ist der 

Kollege Mike Moncsek, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD: 
Nee! Nein!)

Mike Moncsek (AfD):
Wie „nein“?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja!)
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Sehr geehrter Präsident! Werte Kollegen, Besucher 
hier auf den Rängen und Zuschauer vor den Fernsehge-
räten! Barrierefreier Tourismus ist kein Nischenthema, er 
betrifft jeden von uns. Jeden kann das heute, schon nach 
einem Unfall oder im Alter, persönlich treffen. Schon 
jetzt sind vielleicht unsere Eltern oder andere Familien-
mitglieder betroffen.

Deshalb brauchen wir ein System, das unseren Bürgern 
zeigt, wo sie ohne Hindernisse Kultur und Urlaub aktiv 
erleben können. Dieses System gibt es ja bereits; das ist 
„Reisen für Alle“. Es funktioniert aber nicht. Von 
650 000 Unternehmen haben sich nur 2 600 daran betei-
ligt. Das sind viel zu wenig. Und warum? Das liegt an der 
geringen Förderung von nur 3 Millionen Euro in den 
letzten zwölf Jahren.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Jetzt mal ein paar Beispiele zur Höhe der Tourismus-

förderung 2020 bis 2024 außerhalb Deutschlands: für 
Albanien, Entwicklung im ländlichen Raum, 1 Million 
Euro; für vier Projekte in Namibia 4,5 Millionen Euro 
und – halten Sie sich fest! – für eine Investmentberater-
gesellschaft in Ostafrika 11 Millionen Euro, wobei hier 
wirklich kein einziges konkretes Projekt genannt wird. 
Zusammen nur für den Tourismus 2024 Fördergelder 
von 34 Millionen Euro. Ihnen war und ist alles mehr 
wert als das Wohl der deutschen Bürger, die es wirklich 
brauchen.

(Beifall bei der AfD)
Die Kollegen von den Linken verbinden ihren Antrag 

jetzt mit zusätzlichen Zwangsmaßnahmen: Touristische 
Betriebe sollen gesetzlich verpflichtet werden, Meldung 
zu machen, wieweit sie barrierefrei sind. Im Bundesbau-
recht und in Landesbauverordnungen soll Barrierefreiheit 
vorgeschrieben werden. – Na, dann alles Gute!

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Wie schrecklich, 
Barrierefreiheit! – Sören Pellmann [DIE 
LINKE]: So ernst meinen Sie es also mit der 
Barrierefreiheit!)

Reisebüros sollen verpflichtet werden, ihre Dienstleistun-
gen barrierefrei anzubieten.

Die Reisebüros haben jetzt schon mit der Konkurrenz 
der digitalen Buchungsportale hart zu kämpfen. Was die 
Linken hier fordern, ist völlig unverantwortlich. Das gilt 
besonders für die Drohung, bei fehlender Barrierefreiheit 
Fördermittel zu kürzen, sogar solche der EU.

(Sören Pellmann [DIE LINKE]: Das ist kon-
sequent!)

Wir brauchen weniger Staat.
(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Takis 

Mehmet Ali [SPD])
Nun zu den Kollegen von der CDU/CSU. Das Projekt 

ist in Ihrer Regierungszeit an den Start gegangen und 
jahrelang stiefmütterlich, ja, lustlos behandelt worden.

(Zuruf des Abg. Michael Donth [CDU/CSU])
Sie haben jahrelang geschlafen. Sie haben beim Scheitern 
zugesehen. Sie haben einfach weggeguckt.

(Beifall bei der AfD)

Der Scherbenhaufen beim Tourismus ist Ihr Produkt.
(Michael Donth [CDU/CSU]: Nee! Wir haben 

es erfunden und finanziert!)
Der große Wurf ist Ihnen mit Ihrem Antrag absolut 

nicht gelungen. Wenn Sie jetzt von einem runden Tisch 
„Barrierefreie Reise- und Kulturerlebnisse“ sprechen, 
dann kommt das reichlich zu spät.

Ein runder Tisch für eine konservative Politikwende 
wäre jetzt genau das Richtige gewesen.

(Beifall bei der AfD)
Fazit: Ihnen allen war und ist vieles mehr wert als das 
Wohl der deutschen Bürger. Das muss geändert werden, 
und genau das werden wir ab 2025 ändern, wenn wir, die 
AfD, in Regierungsverantwortung kommen.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der SPD – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Träumt weiter! – 
Gülistan Yüksel [SPD]: Es ist schon spät, Herr 
Moncsek!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Mike Moncsek (AfD):
Glück auf und vielen Dank!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist der 

Kollege Stefan Schmidt, Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sie kennen bestimmt, was ich im 
Sommer mit der Familie erlebt habe: Wir waren mit Fahr-
rädern im Zug. Und was passiert? Man kommt an auf 
Gleis 2

(Mike Moncsek [AfD]: … und dann war es 
vorbei!)

und da ist kein Aufzug. Dann heißt es, die Fahrräder 
runtertragen und zum anderen Bahnsteig die Treppe wie-
der hoch, die Rucksäcke genauso. Das ist mühsam, aber 
machbar. Für Menschen mit Kinderwagen wäre dieser 
Ausflug deutlich schwieriger, für Menschen im Rollstuhl 
unmöglich.

Das ist schon echt bitter, in erster Linie für die Men-
schen, die sich wegen fehlender Aufzüge, Rampen oder 
behindertengerechter Toiletten erst gar nicht auf die Reise 
machen. Bitter ist das aber auch für die Tourismusregio-
nen, denen dadurch viele Gäste verloren gehen.

Barrierefreier Tourismus ist kein Nischenthema. Ganz 
im Gegenteil: Allein in Deutschland leben 13 Millionen 
Menschen mit Beeinträchtigungen. Dazu kommen Hun-
derttausende Familien mit kleinen Kindern, Menschen 
mit schwerem Gepäck, Menschen mit Fahrrädern. Die 
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Zielgruppe für barrierefreien Tourismus ist also schon 
heute riesig und wird in Zukunft auch noch stark wach-
sen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Stichwort „alternde Gesellschaft, demografischer Wan-
del“.

Von barrierefreien Tourismusangeboten profitieren 
aber nicht nur Reisende. Auch für Unternehmen und Des-
tinationen können sich die Investitionen in Barrierefrei-
heit schnell auszahlen – im wahrsten Sinne des Wortes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Alle Menschen sollen verreisen können. Dafür muss 
die ganze touristische Leistungskette barrierefrei wer-
den – vom Buchungsprozess über die Anfahrt bis hin 
zur Unterkunft und Verpflegung. Das ist das Ideal, das 
wir in der Koalition verfolgen. Einfach ist das nicht, so 
viel ist klar. Ich denke dabei an meinen Wahlkreis, an eine 
mittelalterliche Stadt wie Regensburg.

Trotzdem freut es mich, dass auch CDU/CSU und Die 
Linke in ihren Anträgen ähnliche Ziele verfolgen. Ich 
hoffe also auf Ihre Unterstützung bei unseren vielen, 
nicht einfachen Vorhaben für einen barrierefreien Touris-
mus und ein barrierefreies Deutschland.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Nico Tippelt [FDP])

Die Vorhaben der Koalition gehen teilweise weiter als 
die Forderungen in Ihren Anträgen. Wir arbeiten darauf 
hin, dass Deutschland in allen Bereichen des öffentlichen 
und privaten Lebens barrierefrei wird.

Auch das Informations- und Kennzeichnungssystem 
„Reisen für Alle“ spielt im Deutschlandtourismus eine 
wichtige Rolle. Ja, auch wir in der Koalition sind un-
zufrieden mit den bisherigen Ergebnissen: Nicht mal 
ein halbes Prozent von den möglichen 650 000 Unterneh-
men ist bisher zertifiziert. Warum? Das System ist zu 
kompliziert, die Hürden für die Zertifizierung sind zu 
hoch. Deshalb finden wir es gut, dass das Wirtschafts-
ministerium „Reisen für Alle“ neu aufstellt. Bund und 
Länder haben sich über die gemeinsame Fortführung 
und Finanzierung verständigt. Die Akteure ziehen an ei-
nem Strang. Das ist ein wichtiges Signal für den barrie-
refreien Tourismus in Deutschland.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

„Reisen für Alle“ soll in zwei Stufen neu aufgestellt 
werden, erst organisatorisch, dann inhaltlich. Zum 
1. Januar nächsten Jahres soll dann auch der Träger wech-
seln. Das alles haben wir ja gestern im Tourismusaus-
schuss ausführlich diskutiert.

Das Ziel lautet ganz klar: Barrierefreie Angebote müs-
sen flächendeckend verfügbar sein. Und darauf arbeiten 
wir hin. Ich bin zuversichtlich, dass uns das als Koalition 
gelingt.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Nico Tippelt 
[FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Schmidt. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Sören Pellmann, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Sören Pellmann (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

CDU/CSU-Fraktion ist gerade so wieder im Regierungs-
modus angekommen. Sie legen – das kennen wir ja aus 
den letzten 16 Jahren – einen Antrag vor, der nichts als 
heiße Luft für diesen Bereich enthält.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Takis 
Mehmet Ali [SPD])

Er ist ziellos, er ist unverbindlich, ohne einen verbindli-
chen Zeitplan – ein echter Papiertiger.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf der Abg. 
Anja Karliczek [CDU/CSU])

Die Zeit der freiwilligen Selbstverpflichtungen, der 
runden Tische, der Patenschaften und der Appelle muss 
vorbei sein.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Takis 
Mehmet Ali [SPD] – Zuruf von der LINKEN: 
Genau!)

Ihr hilfloses „Bitte, bitte, bitte“ hat ausgedient.
Wir haben deswegen einen Antrag gestellt, der kon-

krete Taten folgen lässt. Es braucht einen Masterplan 
für barrierefreien Tourismus, der konkrete und verbindli-
che Umsetzungsschritte festlegt. Die Schaffung von Bar-
rierefreiheit im Tourismus muss als gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe verstanden werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Denn Barrierefreiheit betrifft uns alle. Es müssen alle 
Betreiber von tourismusrelevanten Objekten verpflichtet 
werden, über den Status der Barrierefreiheit zu informie-
ren.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit unserem Antrag wird fehlende Barrierefreiheit end-
lich zu einem Ausschlusskriterium – das ist besonders 
wichtig – für Fördermittel des Bundes, der Bundesländer 
und der Europäischen Union werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ebenso wird die Bundesregierung verpflichtet, digitale 
Anwendungen, die den barrierefreien Zugang zu allen 
Informationen sowie eine barrierefreie Handhabung ga-
rantieren, entsprechend zu fördern. Das ist längst über-
fällig.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der 
LINKEN: Jawohl!)
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Kurz gesagt, liebe Kolleginnen und Kollegen – wir 
werden uns ja in den nächsten Wochen noch in den Aus-
schüssen weiter beraten –: Mit unserem Antrag wird ge-
klotzt statt gekleckert.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Pellmann. – Als nächster 

Redner hat das Wort der Kollege Nico Tippelt, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nico Tippelt (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich freue mich, dass wir heute im Plenum 
erneut über den Tourismus sprechen.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Leider hat der 
Tourismusbeauftragte dafür keine Zeit!)

Gleich zwei Anträge, von der CDU/CSU-Fraktion als 
auch von der Fraktion Die Linke, haben uns zu einem 
der aktuellsten Themen erreicht

(Michael Donth [CDU/CSU]: Wo ist denn der 
Tourismusbeauftragte bei dem Thema?)

– lieber Herr Donth, einfach erst mal zuhören und ein 
bisschen runterkommen! –,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD – Michael Donth [CDU/CSU]: Aber 
wenn es doch so wichtig ist!)

dem barrierefreien Tourismus. Die Anträge weisen kor-
rekterweise auf die herausfordernde Situation in der 
Branche hin. Barrierefreies Reisen muss praktikabel, ein-
fach, im wahrsten Sinne des Wortes niedrigschwellig 
möglich sein, auch für körperlich und für geistig beein-
trächtigte Menschen, auch für Familien, auch für Senio-
ren. Denn wir brauchen gleichberechtigte Teilhabe für 
alle; da stimme ich Ihnen zu.

Um die Branche diesbezüglich zu unterstützen, schla-
gen Sie in Ihren Anträgen verschiedene Maßnahmen vor. 
Lassen Sie uns hier noch mal einen etwas detaillierteren 
Blick darauf werfen. Beide Anträge thematisieren ins-
besondere das Informations- und Kennzeichnungssystem 
mit dem Namen „Reisen für Alle“. Sowohl wie die Auf-
gabe finanziert wird als auch wie wir das System etab-
lieren, spielt dabei eine große Rolle. Dafür haben Bund 
und Länder am 6. September 2023 bereits eine Absichts-
erklärung unterzeichnet. Diese sichert eine gemeinsame 
Fortführung sowie Weiterentwicklung ab 2024. Dafür 
wurden auch finanzielle Mittel im Haushalt 2024 ver-
ankert.

Das klare Ziel ist, nahtlos ein tragfähiges Organisati-
onsmodell zu entwickeln und auf einen neuen Träger zu 
überführen. Die Aufgaben wurden dabei gezielt zwischen 
Bund und Ländern aufgeteilt, damit auch die Verantwort-
lichkeiten klar sind. Die Organisationsmodernisierung 
wird bereits durch den Bund finanziert und aktuell mit 

Hochdruck vorangetrieben. In der momentanen Prozess-
phase werden organisatorische sowie technische Opti-
mierungen vorgenommen.

Über diese Notwendigkeit sprechen Sie auch in Ihren 
Anträgen. So soll zum Beispiel der Prüfaufwand durch 
Automatisierungen reduziert werden. Auch soll eine 
Koordinierungsstelle für die Landesmarketingorganisa-
tionen geschaffen werden. Darüber hinaus sollen die Zer-
tifizierungen in Zukunft einfacher werden. Das funktio-
niert natürlich mit einer zeitgemäßen Dateninfrastruktur 
besser.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ganz wichtig dabei: Die Deutsche Zentrale für Tourismus 
wird künftig diese Daten im Open-Data-Format ausspie-
len.

In der aktuell laufenden Konzeptionsphase werden in 
den nächsten Wochen Empfehlungen für die konkreten 
Reformschritte erarbeitet. Deren Umsetzung wird bis 
Dezember erfolgen. Um den Modernisierungsprozess so 
transparent wie möglich zu gestalten, wurden frühzeitig 
alle wichtigen Akteure wie Landesmarketingorganisatio-
nen, Lizenzgeber, Branchenverbände und natürlich der 
Deutsche Behindertenrat und Betroffenenverbände ein-
bezogen.

(Beifall bei der FDP)
Wir freuen uns sehr, dass für das Programm „Reisen 

für Alle“ gemeinsam mit den Bundesländern eine zu-
kunftsfähige Lösung gefunden werden konnte. Wir als 
Koalition werden den Stellenwert des barrierefreien Rei-
sens in der Nationalen Tourismusstrategie weiter stärken. 
Hier sind die Mitarbeiter des BMWK bereits involviert 
und sehr engagiert.

Wir begrüßen es ausdrücklich, dass Sie als Oppositi-
onsfraktionen sich auch so intensiv um das Thema „bar-
rierefreies Reisen“ bemühen. Da wir hier auf die Zusam-
menarbeit mit den Ländern angewiesen sind, würden wir 
uns freuen, wenn Sie sich dafür auch über Ihre Regie-
rungsbeteiligung in den Ländern engagiert einsetzten. 
Wir als Koalition werden dies jedenfalls weiterhin mit 
Hochdruck forcieren. Ihre Anträge schätzen wir als kon-
struktiven Debattenbeitrag. Wir werden allerdings beide 
ablehnen, da sie keine grundsätzlich neuen Ansätze be-
inhalten.

Vielen Dank und gute Reise.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Tippelt. – Nächster Redner 

ist der Kollege Wilfried Oellers, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren auf 
den Besuchertribünen! Die parlamentarische Sommer-
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pause ist noch nicht lange vorbei, und die Erinnerungen 
an den Urlaub sind hoffentlich noch frisch.

Zu den Erinnerungen von Menschen mit Behinderun-
gen gehören leider nicht immer nur schöne Erlebnisse. 
Nein, sie wissen auch von mancher Enttäuschung zu be-
richten: Das als barrierefrei angepriesene Hotel hatte wi-
der Erwarten doch kein rollstuhlgerechtes Badezimmer; 
der Zugang zum Strand war nur über Treppen möglich; 
Urlaubsinformationen in leichter Sprache gab es nicht; 
oder vorab bestellte Assistenzleistungen fielen aus. Ei-
nerseits haben wir in Sachen „barrierefreier Tourismus“ 
schon so manches erreicht, aber andererseits gibt es noch 
viel zu tun.

Meine Kollegin Heike Brehmer hat eben bereits auf 
das Projekt „Reisen für Alle“ hingewiesen, das wir – in 
der Regierungskoalition damals – 2010 eingeführt haben. 
Die Probleme liegen aber auf der Hand: Kommunen und 
Tourismusanbieter an der Basis, also die, die „Reisen für 
Alle“ praktisch umsetzen sollen, fühlen sich nicht mit-
genommen. Das Programm „Reisen für Alle“ ist nur be-
dingt verbreitet und wenig bekannt bei den Betroffenen, 
bei den Selbsthilfeverbänden, bei potenziellen Anbietern 
aus der Tourismusbranche und in der Bevölkerung ins-
gesamt.

Ernüchternd ist jedoch vor allem Folgendes: Jedes Jahr 
findet der Tag des barrierefreien Tourismus im Rahmen 
der Internationalen Tourismus-Börse statt; doch die aller-
meisten Ratschläge, die dort aus den Reihen der Behin-
derten- und Selbsthilfeorganisationen schon vorgetragen 
wurden, fanden bis heute keinen Einfluss in das Konzept 
„Reisen für Alle“.

(Stefan Zierke [SPD]: Das stimmt nicht! – 
Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Stimmt nicht!)

Ehrlich gemeinte Teilhabepolitik lebt auch davon, dass 
man sich gegenseitig ernst nimmt.

Lassen Sie mich auf drei weitere Aspekte in unserem 
Antrag eingehen, die mir wichtig sind:

Erstens. Der barrierefreie Tourismus muss als ressort- 
und ebenenübergreifendes Anliegen verstanden werden. 
Wir brauchen einheitliche Qualitätsstandards auf Bun-
des-, Landes- und kommunaler Ebene.

(Stefan Zierke [SPD]: Die gibt es schon!)

Zweitens. Die barrierefreie Reisekette ist das A und O. 
Was bringt die barrierefreie Hotelanlage, wenn nicht auch 
der Bahnhof des Urlaubsortes rollstuhlzugänglich ist oder 
Assistenzkräfte nicht vorhanden sind?

(Zuruf des Abg. Stefan Zierke [SPD])

Und drittens. Barrierefreier Tourismus darf nicht mehr 
isoliert betrachtet werden. Es gilt zum Beispiel, auch die 
Kultur- und die Digitalpolitik mit an den Tisch zu holen. 
Gerade die Möglichkeiten der Digitalisierung bieten ein 
riesiges Potenzial, touristische und kulturelle Angebote 
zum Beispiel blinden und hörbehinderten Menschen zu-
gänglich zu machen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns ge-
meinsam daran arbeiten, dass künftig auch für Menschen 
mit Behinderung der Rückblick auf den Urlaub durchweg 
positiv ausfällt.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Oellers. – Bevor ich der 

letzten Rednerin das Wort erteile, muss ich sagen, dass 
ich es wirklich traurig finde, dass bei einem so wichtigen 
Thema das BMWK nicht vertreten ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD und der LINKEN – Zuruf von 
der AfD: Jawohl! Danke!)

Letzte Rednerin, für die SPD-Fraktion, ist die Kollegin 
Gülistan Yüksel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Gülistan Yüksel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren auf den Tribünen! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! So wichtig Reisen für die Gesundheit 
und Erholung von Menschen ist, so sehr ist es doch 
eine teure Angelegenheit. Es ist alarmierend, dass jeder 
fünfte Deutsche sich nicht einmal einen einwöchigen Ur-
laub leisten kann. Wenn wir heute über „Reisen für Alle“ 
sprechen, dürfen wir die soziale Dimension nicht verges-
sen.

(Beifall bei Abgeordneten bei der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Nico Tippelt [FDP])

Reisen für alle bedeutet nämlich auch, für mehr Entlas-
tung und mehr Gerechtigkeit zu sorgen. Mit der Erhö-
hung des Mindestlohns, mit der größten Wohngeldreform 
seit 57 Jahren, mit der Erhöhung des Kinderzuschlags 
und des Kindergeldes – um hier nur einige Beispiele zu 
nennen – haben wir uns mit Erfolg für die Menschen 
eingesetzt und werden das auch weiterhin tun.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Stefan Zierke [SPD]: Sehr gut!)

Besonders problematisch ist es, wenn junge Menschen 
keine Reiseerfahrung sammeln können. Deshalb braucht 
es im Bereich des Kinder- und Jugendtourismus eine an-
gemessene Förderung, gerade für die vielen Ehrenamtli-
chen und die gemeinnützigen Träger. Auch hierum küm-
mern wir uns.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Stefan Zierke [SPD]: Jawohl!)

So fördert der Bund nicht nur die Jugendherbergen, son-
dern auch den Bundesjugendring. Das ist gut investiertes 
Geld – in Bildung und Persönlichkeitsentwicklung unse-
rer Kinder.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, in den vor-
liegenden Anträgen widmet sich die Opposition einem 
weiteren Aspekt der Teilhabe. Beide Anträge fordern, 
dass die touristische Infrastruktur möglichst barrierefrei 
sein muss.

Genau das wollen wir auch. Deshalb haben wir uns im 
Koalitionsvertrag große Ziele für mehr Inklusion und 
Teilhabe gesetzt. Wir wollen die Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention weiter vorantreiben. Wir wol-
len Barrieren abbauen und Inklusion zur Normalität ma-
chen.

Dieses Ziel müssen wir gerade auch mit Blick auf den 
Tourismus gemeinsam verfolgen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Stefan Zierke [SPD]: Sehr gutes Ziel!)

Denn wer aktuell auf Barrierefreiheit angewiesen ist, hat 
leider nur eine geringe Auswahl an möglichen Reisean-
geboten. Oft fehlt auch die nötige Transparenz, um eine 
Reise planen zu können.

Genau das soll das Informations- und Kennzeich-
nungssystem „Reisen für Alle“ ändern. Vergangene Wo-
che wurde das neue Konzept vorgestellt; meine Kollegin 
ist eben darauf eingegangen. Wir helfen so, die Markt-
durchdringung des Labels zu stärken – ein wichtiger Ak-
zent für mehr Barrierefreiheit im Tourismus, den die 
Bundesregierung setzt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns im 
Tourismus gemeinsam weiter daran arbeiten, das Zertifi-
zierungsprogramm „Reisen für Alle“ zum Erfolg zu ma-
chen. Lassen Sie uns in unseren Wahlkreisen dafür wer-
ben. Lassen Sie uns dafür sorgen, dass Reisen für alle 
möglich ist.

Jetzt wünsche ich Ihnen allen eine gute Reise nach 
Hause.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der 
FDP und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin Yüksel, vielen Dank für die Aufforde-

rung – aber bitte noch nicht, wir haben noch einen Tages-
ordnungspunkt. – Damit schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 20/7590 und 20/7640 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das sehe 
ich nicht. Dann verfahren wir so.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 22 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Pascal 
Meiser, Susanne Ferschl, Gökay Akbulut, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 

Verbot von Werkverträgen und Subunterneh-
merketten in der Kurier-, Express- und Paket-
dienstbranche

Drucksache 20/7644
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Wirtschaftsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

Ich bitte Die Linke insgesamt, sich zu setzen.
(Zuruf von der LINKEN: Wir sitzen!)

– Es sind auch Linke vertreten.
(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Die SPD!)

– Gut, es gibt auch eine linke SPD; habe ich mir gedacht.
Also, ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 

Redner dem Kollegen Pascal Meiser, Fraktion Die Linke, 
das Wort.

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN)

Pascal Meiser (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! 16 Stunden am Tag körperlich hart arbeiten, und das 
sechs Tage die Woche, nicht bei der Krankenversiche-
rung angemeldet werden, obwohl man einen Arbeitsver-
trag hat, immer wieder um die vollständige Auszahlung 
des Lohns betteln müssen oder als Scheinselbstständiger 
ohne jeglichen Versicherungsschutz und ohne Urlaubs-
anspruch bis zum Umfallen Waren ausliefern: Das alles 
sind keine Geschichten aus dem vorletzten Jahrhundert, 
das alles sind konkrete Beispiele aus der Paketbranche im 
Deutschland des Jahres 2023, und zwar einer Branche, 
die mittlerweile 26 Milliarden Euro Jahresumsatz macht. 
Ich hoffe, wir sind uns einig, dass das völlig unhaltbare 
Zustände sind, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Klar ist aber auch: Diese Missstände treten in dieser 
gravierenden Form fast ausschließlich dort auf, wo mit 
dubiosen Subunternehmerketten gearbeitet wird. Leider 
hat diese organisierte Verantwortungslosigkeit in Teilen 
der Branche System. Hermes, GLS und Co, aber auch 
Amazon verschaffen sich so massiv schmutzige Wett-
bewerbsvorteile.

Alle bisherigen Ansätze, dieser Wildwestmethoden 
Herr zu werden, sind offenkundig gescheitert. In ihrem 
Koalitionsvertrag hat die Ampel sich auch deshalb ver-
sprochen – ich zitiere –: Gute Arbeitsbedingungen im 
Postbereich sind uns wichtig.

Doch die betroffenen Beschäftigten warten weiter da-
rauf, dass Sie entsprechend handeln. Dabei ist jetzt, da 
auch das Postgesetz neu gefasst werden soll, genau der 
richtige Zeitpunkt.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Frank 
Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Zu-
ruf von der SPD: Jawohl!)
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Wir als Linke sagen: Schluss mit der organisierten 
Ausbeutung! Große Paketdienstleister dürfen sich nicht 
länger aus ihrer Verantwortung für die Einhaltung von 
Recht und Gesetz stehlen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es braucht – nach dem Vorbild der Fleischindustrie – 
endlich auch für die Paketzustellung ein Verbot von Sub-
unternehmerketten.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Frank 
Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Paketboten müssen künftig zwingend direkt bei den ei-
gentlichen Paketdienstleistern angestellt werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Ich komme zum Schluss. Schließen Sie sich unserem 
Antrag an! Hören Sie in dieser Frage auf die Betroffenen, 
hören Sie auf die Gewerkschaften, hören Sie auf die 
Bundesländer, die im Bundesrat im Mai dieses Jahres 
ein solches Verbot von Subunternehmen bei der Paket-
zustellung gefordert haben! Hauptsache, Sie handeln 
endlich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Meiser. – Nächster Redner 

ist der Kollege Michael Gerdes, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Michael Gerdes (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 

Gäste auf den Tribünen! In der Paketbranche besteht 
Handlungsbedarf; da sind wir uns einig. Fast alle Paket-
dienstleister setzen auf Subunternehmen oder Subunter-
nehmerketten, vor allem die großen der Branche, wie wir 
gerade gehört haben. Manche Subunternehmen gründen 
sich alle paar Wochen neu, um sich Kontrollen zu ent-
ziehen. Als Firmensitz dient oftmals einfach eine Garage. 
Teils wissen die Beschäftigten gar nicht, wer eigentlich 
ihr juristischer Arbeitgeber ist. Die Paketdienste sind in 
Klein- und Kleinstunternehmen zerklüftet wie wenige 
andere Branchen. Verstöße gegen das Arbeitsrecht gelten 
bei den Paketzustellern inzwischen als chronisch.

Aber warum herrscht bei den Zulieferern so großer 
Druck? Der Onlinehandel boomt doch und gewinnt im-
mer mehr an Bedeutung. Das Schlagwort lautet: die letzte 
Meile. Auf der letzten Meile, also bei der unmittelbaren 
Zulieferung der Pakete an die Verbraucher, verdichtet 
sich der Arbeits- und Leistungsdruck. Hier entscheidet 
sich: Verdienst du Geld, oder verlierst du Geld? – Die 
letzte Meile ist der kostenintensivste Schritt in der Liefer-
kette der Pakete, sie macht drei Viertel der Investitionen 
aus. Deshalb wird die Zulieferung an Subunternehmer-
ketten oder Scheinselbstständige ausgelagert. Den Kos-
tendruck tragen somit die Paketboten, und zwar im dop-

pelten Sinne: Zum einen tragen sie die Pakete auf ihren 
Schultern, und zum anderen sind sie für den Gewinn der 
Unternehmen zuständig.

Meine Damen und Herren, Berichte der Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit zeigen uns Verstöße gegen den ge-
setzlichen Mindestlohn, die Einhaltung von Pausenzeiten 
oder die Missachtung der Höchstarbeitszeit. Es ist also 
nicht unwahrscheinlich, dass einige gerade jetzt erst ihre 
Arbeitszeit beenden.

Ich kann Ihnen sagen: Mit dieser Form der Ausbeutung 
wird es so nicht weitergehen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Ministerium für Arbeit und das Ministerium für 
Wirtschaft wollen mit dem geplanten Postgesetz eine 
Arbeitsschutzverordnung erlassen, die die Schwere der 
Pakete begrenzt. Ab 20 Kilo Gewicht müssen dann künf-
tig zwei Leute ran, und das ist gut so.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN – Zuruf von der SPD: Richtig!)

Zudem muss es künftig möglich sein, über die Bundes-
netzagentur Lizenzen für Paketdienste zu vergeben – wie 
dies bereits bei der Briefpost üblich ist. Damit hätten wir 
eine Handhabe, Unternehmen, die sich nicht an geltendes 
Arbeitsrecht halten, Lizenzen zu entziehen.

Natürlich wäre ein Verbot von Werkverträgen bei der 
Zustellung von Paketen das schärfste und effektivste 
Schwert, um die Paketbotinnen und Paketboten vor Aus-
beutung zu schützen. Viele würden sich freuen, zur 
Stammbelegschaft ihres Unternehmens dazuzugehören 
und nicht mit einem Stundenlohn abgespeist zu werden, 
der seit 2019 gerade mal um 1 Cent gestiegen ist, von 
17,12 Euro auf 17,13 Euro. Und da bin ich mir auch nicht 
sicher, ob den jeder auch tatsächlich erhält. 

Deshalb habe ich mich über die Entschließung des 
Bundesrates gefreut, die die Verbesserung der Arbeits-
bedingungen in der Paketbranche fordert, und ich kenne 
auch das Arbeitspapier des Hugo-Sinzheimer-Instituts 
für Arbeits- und Sozialrecht der Hans-Böckler-Stiftung. 
Die Autoren kommen darin zum Schluss, dass ein Direk-
tanstellungsgebot in der Paketzustellung verfassungs- 
und unionsrechtskonform ist. Nun wissen wir alle darum, 
dass Gutachten zu unterschiedlichen Einschätzungen 
kommen können. Deshalb sind mir weitere Einschätzun-
gen wichtig.

Aber uns muss auch der Kampf um mehr Tarifbindung 
in diesem Land umtreiben. Gerade in einer stark wach-
senden Branche wie der der Paketdienste wäre betrieb-
liche Mitbestimmung nicht nur für den besseren Arbeits- 
und Gesundheitsschutz der Paketzustellerinnen und -zu-
steller hilfreich, sondern auch für die Unternehmen selbst 
und deren Wettbewerbsfähigkeit.

Herzlichen Dank. Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Gerdes. – Und nun erneut 

für die CDU/CSU-Fraktion der Kollege Wilfried Oellers.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren auf 
den Besuchertribünen! Bevor ich zum Thema komme: 
Es ist mir ein ganz besonderes Anliegen, eine Geburts-
tagsgratulation auszusprechen. Lieber Matthias W. 
Birkwald, ganz herzlichen Glückwunsch zu deinem heu-
tigen Geburtstag!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten der FDP 
und der AfD)

Nun aber zum Antrag und zum Lieblingsthema der 
Linken: Verbot von Werkverträgen und Subunternehmer-
ketten, insbesondere in der Kurier-, Express- und Paket-
dienstbranche. Um auf die Situation in der Branche und 
auf Verstöße hinzuweisen, haben Sie in Ihrem Antrag, 
liebe Fraktion der Linken, auf eine Bundestagsdruck-
sache hingewiesen, und zwar auf das Plenarprotokoll 
20/81 vom 25. Januar 2023. Darin ist die Antwort von 
Stefan Wenzel, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Wirtschaftsminister, auf die parlamentarische Anfrage 
meines geschätzten Kollegen Axel Knoerig aus unserer 
Fraktion nachzulesen. An dieser Stelle die besten Gene-
sungsgrüße an Axel!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der AfD und der LINKEN)

Die Antwort ist sehr interessant. Es ist in meinen Augen 
vor allen Dingen sehr beachtlich, was Die Linke in ihrem 
Antrag daraus macht; denn es wird neben einer Situati-
onsbeschreibung und der Feststellung von Verstößen ge-
gen das eine oder andere Gesetz insbesondere auf Fol-
gendes hingewiesen – dazu zitiere ich den Staatssekretär 
aus dem Plenarprotokoll –:

„Die vorliegenden Erfahrungen belegen insoweit, 
dass die Kurier-, Express- und Paketdienstbranche 
zwar relevant für die Ermittlungstätigkeit der FKS 
ist. Jedoch konnten ‚systematische Rechtsverletzun-
genʼ in der Branche nicht festgestellt werden.“

(Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na, da irrt er!)

Zitat Ende. – Ihre Quelle, auf die Sie in Ihrem Antrag 
hinweisen, widerspricht Ihrem Antrag und widerlegt ei-
gentlich die Notwendigkeit, hier entsprechende Verbote 
auszusprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Um es ganz klar zu sagen: Wir von der Union sind 

gegen Missbrauch und wollen den Missbrauch, was ar-
beitsrechtliche Vorschriften betrifft, in jeder Branche be-
kämpfen. Aber dabei können wir nicht mit schärferen 
Regelungen arbeiten, sondern wir müssen mit effizienten 
und scharfen Kontrollen arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Pascal Meiser [DIE LINKE])

Denn mit schärferen Regelungen treffen wir nicht die 
schwarzen Schafe, sondern nur den Redlichen. Wir schüt-
zen aber den Redlichen, wenn wir besser kontrollieren 
und mehr kontrollieren. Deswegen sollten wir an der 
Stelle ansetzen: Kontrollen gegen Missbrauch und keine 
schärferen Gesetze. Gegen schärfere Gesetze sprechen 
wir uns deutlich aus.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Oellers. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Beate Müller-Gemmeke, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-
gen! Sehr geehrte Gäste! Die sogenannte KEP-Branche, 
über die wir heute reden, boomt seit Jahren. Über 4 Mil-
liarden Pakete werden inzwischen jährlich in Deutsch-
land zugestellt, Tendenz steigend.

Hier geht es besonders um die Paketzustellerinnen und 
-zusteller, die – das ist schon gesagt worden – auf der 
letzten Meile unterwegs sind. „Letzte Meile“ bedeutet 
konkret, dass beispielsweise 30 Kilogramm schwere Pa-
kete in den vierten Stock getragen werden müssen.

(Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Dafür haben die Beschäftigten nicht nur unseren Respekt, 
sondern auch faire Löhne und gute Arbeitsbedingungen 
verdient.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Faire Löhne und gute Arbeitsbedingungen sind in der 
KEP-Branche auch durchaus möglich; das haben die ge-
werkschaftlich gut organisierten Beschäftigten bei der 
Deutschen Post DHL gerade erst wieder bewiesen. Sie 
haben sich Lohnerhöhungen von bis zu 20 Prozent er-
kämpft. Die Tarifpartner haben zudem noch die steuer-
freien Einmalzahlungen genutzt, die wir politisch ermög-
licht haben. Im Ergebnis haben die Paketzusteller/-innen 
und alle anderen Postbeschäftigten jetzt mehr Geld, rich-
tig viel mehr Geld in der Tasche. An dieser Stelle, also bei 
der Post, können wir zufrieden sein.

Das gilt aber eben nicht für alle Wettbewerber im KEP- 
Markt und deren Beschäftigte. Die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit und Beratungsstellen entdecken regel-
mäßig Verstöße gegen das Mindestlohngesetz und auch 
beim Arbeits- und Gesundheitsschutz. Das Paketboten- 
Schutz-Gesetz, mit dem damals die Nachunternehmer-
haftung auch für die Paketbranche eingeführt wurde, 
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war ein Schritt in die richtige Richtung. Deshalb haben 
auch wir Grünen 2019 aus der Opposition heraus zu-
gestimmt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Aber es reicht nicht; wir brauchen weitere Maßnah-
men.

(Beifall des Abg. Frank Bsirske [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Arbeitszeit muss lückenlos dokumentiert werden, es 
braucht regelmäßige Kontrollen. Und damit Beschäftigte 
ihre Rechte auch tatsächlich durchsetzen können, wollen 
zumindest wir Grüne auch weiterhin einen kollektiven 
Rechtsschutz, also ein Verbandsklagerecht für die Ge-
werkschaften.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Niedrige Löhne und schlechte Arbeitsbedingungen 
gibt es insbesondere in den Subunternehmerketten. In 
der KEP-Branche werden Aufträge eben häufig an Sub-
unternehmen weitergegeben, und manche Unternehmen 
lassen Pakete sogar ausschließlich von Subunternehmen 
zustellen. Dabei handelt es sich wie früher in der Fleisch-
branche um Werkverträge im Kernbereich der unterneh-
merischen Tätigkeit, also im Bereich der Paketzustellung. 
Das ist nichts anderes als Missbrauch von Werkverträ-
gen – Herr Oellers, das ist Missbrauch! –, mit dem sich 
die Unternehmen aus der Verantwortung stehlen, beim 
Arbeitsschutz und auch beim Lohn. Es gibt also durchaus 
Parallelen zwischen der Fleischbranche und der Paket-
branche. Deshalb müssen wir die KEP-Branche kritisch 
in den Blick nehmen; denn Missbrauch von Werkverträ-
gen darf es in keiner Branche geben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Die Arbeitsbedingungen müssen besser werden. Dabei 
geht es um gerechte Löhne. Es geht um Mitbestimmung, 
es geht um einen Arbeits- und Gesundheitsschutz, der 
seinen Namen auch verdient. Und wenn das die KEP- 
Branche nicht selber regeln kann, dann braucht es eine 
politische Antwort, genauso wie damals bei der Fleisch-
branche.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Davon profitieren natürlich die Beschäftigten, aber nicht 
nur die Beschäftigten, sondern auch die Unternehmen, 
die ihre Leute sozialversicherungspflichtig anstellen, die 
Verantwortung übernehmen und die Beschäftigten an-
ständig behandeln. Auch diese Unternehmen brauchen 
Schutz und politische Unterstützung.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und des Abg. Pascal Meiser [DIE 
LINKE])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner ist der 

Kollege Jürgen Pohl, AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Jürgen Pohl (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kollegen! 

Werte Arbeitnehmer im Land! In den unsäglichen Zeiten 
der Coronamaßnahmenpakete wurde es vielen Bürgern 
bewusster: Dass Bestellungen bequem nach Hause ka-
men, obwohl man sich vielleicht in staatlich verordneter 
Quarantäne befand, dafür sorgten die systemrelevanten 
Arbeitnehmer aus der Paketdienstbranche.

Ihre Arbeitsverhältnisse sind oftmals prekär: wenig 
Zeit, viele Pakete, wenig Planungssicherheit, viel Verant-
wortung, wenig Gehalt, viel Stress. Wir begrüßen es da-
her, wenn Initiativen vorbereitet werden, die sich der 
Situation der circa 90 000 reinen Paketzusteller in 
Deutschland und der circa 45 000 Beschäftigten bei der 
Post, die sowohl Briefe als auch Pakete zustellen, wid-
men.

Nehmen wir etwa den Anteil des Fremdpersonals im 
Kernbereich der Paketzustellung. Sehr geehrte Damen 
und Herren, der Anteil liegt oft bei über 50 Prozent und 
in Sonderfällen bei 100 Prozent. Dieses Fremdpersonal, 
das sich oft in Subunternehmerketten wiederfindet, ver-
fügt nur selten über Betriebsratsstrukturen und Tarif-
verträge, die seine Arbeit leichter machen würden. Ar-
beitsschutzrechtliche Regelungen können so leichter 
umgangen werden.

Es stellt sich nun die Frage: Wie packt man die Pro-
bleme an? Der eine Weg ist es, Probleme zu ignorieren 
oder gar zu verschärfen; der derzeitige Weg der Ampel. 
Der andere Weg ist es, Probleme halbwegs korrekt zu 
beschreiben, dann aber das Kind mit dem Bade auszugie-
ßen; das ist der Weg der Linken und des Bundesrates,

(Beifall bei der AfD)
der die Regierung im Mai aufgefordert hat, für die Paket-
zustellung die Vergabe von Werkverträgen an Subunter-
nehmen zu verbieten. Meine lieben Kollegen, wir nähern 
uns damit hoffentlich nicht nordkoreanischen Verhaltens-
weisen an,

(Zuruf des Abg. Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

wo über Verbotsverfügungen regiert wird.
Wir leben in einem Land,

(Sebastian Roloff [SPD]: Hort des Sozialis-
mus!)

in dem die Verbindung der Begriffe „sozial“ und „Markt-
wirtschaft“ zur Realität wurde. Falsch ist es daher, einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem Unternehmen im Be-
reich der Kurier-, Express- und Paketdienste der Einsatz 
von

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Ich hoffe, diesen 
Quatsch schauen sich sehr viele Paketboten 
an!)

Fremdpersonal und Leiharbeitern verboten werden soll.
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(Beifall bei der AfD)
Richtig ist demgegenüber, dass man auf die vorhande-

nen Missstände hinweisen muss. Wir als AfD schlagen 
vor, den Einsatz von Fremdpersonal in der Branche zum 
Beispiel auf 15 Prozent zu begrenzen. Ferner ist das Pro-
blem der Subunternehmerketten anzugehen. Über derlei 
konkrete Verbesserungen sollten wir hier streiten. Ver-
bote jedweder Art haben wir dank einer grün dominierten 
Bundesregierung wahrlich genug; wir brauchen keine 
neuen.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Als nächster Redner hat 

das Wort der Kollege Pascal Kober, FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Pascal Kober (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Antrag der Kolleginnen und Kollegen der 
Linken, den wir jetzt beraten,

(Thomas Lutze [DIE LINKE]: Guter Antrag!)
hat es mal wieder in sich.

(Beifall des Abg. Pascal Meiser [DIE 
LINKE] – Thomas Lutze [DIE LINKE]: Sehr 
guter Antrag!)

So fordern sie ein „Verbot von Werkverträgen … in der 
Kurier-, Express- und Paketdienstbranche“

(Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Der hat’s in 
sich!)

und wollen damit mit einem Federstrich 4 000 mittelstän-
dischen Unternehmerinnen und Unternehmern den Gar-
aus machen und Zehntausenden von Menschen Lohn und 
Brot nehmen. Das machen wir als FDP natürlich nicht 
mit.

(Beifall bei der FDP – Pascal Meiser [DIE 
LINKE]: Das ist doch Humbug! Das Gegenteil 
ist der Fall! Wir wollen all diesen Menschen 
eine sichere Perspektive geben!)

Diese kleinen und mittelständischen Firmen sind da-
rauf angewiesen, mit den Großen zusammenarbeiten zu 
dürfen.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Die werden 
doch von den Großen ausgebeutet! Unfassbar!)

Denn es ist völlig illusorisch, zu glauben, dass ein kleiner 
Mittelständler mit 10 oder mit 20 Mitarbeitern ein 
deutschlandweites, womöglich europaweites, womöglich 
weltweites Vertriebsnetz aufbauen kann. Ihr Antrag be-
deutet das Aus für 4 000 Unternehmen, und das geht so 
nicht.

(Beifall bei der FDP)
Liebe Kolleginnen und Kollegen der Linken, natürlich 

gibt es schwarze Schafe in dieser Branche.

(Susanne Ferschl [DIE LINKE]: Aber nur 
vereinzelt, gell?)

Aber Ihr Antrag zeigt eben auch, wie Sie arbeiten und wie 
Sie Politik machen.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Indem wir uns 
die realen Probleme anschauen im Gegensatz 
zu Ihnen!)

Sie zitieren in Ihrem Antrag den Parlamentarischen 
Staatssekretär Stefan Wenzel, der tatsächlich darauf 
hingewiesen hat, dass auch regelmäßig Verstöße gegen 
das Mindestlohngesetz und das Arbeitnehmer-Entsende-
gesetz aufgedeckt werden. Aber Sie zitieren eben nur die 
eine Hälfte; denn er sagte auch, dass „systematische 
Rechtsverletzungen“ eben nicht feststellbar sind. Das 
heißt: Mit Ihrem Antrag legen Sie den Generalverdacht 
auf 4 000 Unternehmerinnen und Unternehmer und neh-
men sie in Mithaftung, und das ist unanständig, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP – Sebastian Roloff [SPD]: 
Gilt das für den Bundesrat auch?)

Ohne jede Scham Tausende Menschen unter Generalver-
dacht zu stellen, ist nicht in Ordnung. Und deshalb, liebe 
Kolleginnen und Kollegen der Linken, sollten Sie das 
auch nicht tun.

Aber es geht natürlich noch weiter: Menschen sind 
darauf angewiesen, auf unserem Arbeitsmarkt eine 
Chance zu bekommen. Gerade diese Branche ist dafür 
bekannt, dass sie vor allem Geringqualifizierten diese 
Chance bietet. Gerade diesen wollen Sie nun jede Chance 
nehmen.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Das ist großer 
Humbug! Wir wollen, dass die Geringverdie-
ner nicht ausgebeutet werden!)

Auch das ist ein Skandal, den wir so nicht mittragen 
werden, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Wenn es den Menschen bei den kleinen Unternehmen 
und den Mittelständlern in dieser Branche so schlecht 
ginge, dann wäre doch kaum zu erklären, warum vor 
einer Stunde bei der großen DHL laut ihrer Homepage 
im Bereich Zustellung und Betrieb 4 185 offene Stellen 
für Zusteller und Anpacker zu besetzen waren. Wenn es 
den Menschen allgemein bei den kleinen Unternehmen 
und den Mittelständlern in dieser Branche so schlecht 
ginge, dann gäbe es keine offenen Stellen bei den Großen 
dieser Branche.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie greifen mit Ih-
rem Antrag darüber hinaus ja nicht nur in die Lebens-
gestaltung von Unternehmern und von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern ein, sondern Sie greifen auch tief 
in ein Grundrecht ein, nämlich das Grundrecht der Be-
rufsfreiheit – Artikel 12 des Grundgesetzes. Auch darü-
ber sollten Sie einmal nachdenken in der aktuellen Zeit: 
wie wir in der Politik mit den Grundrechten der Men-
schen umgehen sollten. Lassen Sie das!
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Wir werden Ihren Antrag im Ausschuss ablehnen und 
auch in zweiter Lesung ablehnen. Dieser Antrag ist Un-
fug, und wir werden das so auch weiter nach außen hin 
vertreten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kober. – Vorletzte Red-

nerin in dieser Debatte ist die Kollegin Jana Schimke, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jana Schimke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Debatten 

wie diese sind nicht immer hilfreich. Wir haben es in den 
letzten Jahren ja schon öfter erlebt, dass hier ab und zu 
eine Branche über den Tisch gezogen wird. Und was ist 
das Ergebnis? Dass am Ende dort niemand mehr arbeiten 
möchte. Ich erinnere nur an die ganze Diskussion über die 
Pflegebranche etc. Natürlich ist es wichtig, Missstände zu 
benennen; aber wenn man sie benennt, dann sollte man 
sie, bitte schön, auch richtig benennen.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Nee! Dann 
sollte die Regierung sie lösen, damit die Leute 
da arbeiten wollen!)

Wir wissen alle, dass die Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Unfassbar!)

– hören Sie mal zu, Herr Kollege – durchaus differenziert 
in der Frage, welches Vergehen vorliegt: Ist nur der Aus-
weis zu Hause vergessen worden? Ist nicht richtig doku-
mentiert worden? Manchmal ist es auch ein persönlich 
fehlerhaftes Verhalten; es ist ja nicht immer gleich etwas 
wie das, was hier in dieser Weise dargestellt wird.

Sie nehmen in Ihrem Antrag natürlich Bezug auf die 
Aussage des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan 
Wenzel und sagen, Herr Wenzel habe gesagt, dass es in 
der Branche regelmäßige Verstöße gebe. Aber da kann 
ich Ihnen sagen: Das ist schlichtweg falsch zitiert. Das 
hat er so nämlich überhaupt nicht gesagt. Er hat statt-
dessen gesagt, dass die Kontrollen natürlich relevant sei-
en, aber es eben keine systematische Rechtsverletzung 
gebe.

(Sebastian Roloff [SPD]: Die CDU-Länder im 
Bundesrat, die waren schlauer!)

Insofern habe ich den Eindruck, dass Sie einen bestimm-
ten Eindruck von dieser Branche erwecken wollen, ob-
wohl das so gar nicht zutrifft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Was hingegen, meine Damen und Herren, der Herr 
Staatssekretär in seiner Aussage festgestellt hat, ist, 
dass es durchaus häufig Vergehen von Drittstaatsangehö-
rigen – gefälschte Ausweisdokumente zur Vorspiegelung 
einer falschen Nationalität – gebe. Nur so viel dazu!

(Zuruf des Abg. Pascal Meiser [DIE LINKE] – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Aha! Hört! Hört!)

Meine Damen und Herren, daran sind auch nicht die 
Werkverträge schuld,

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Doch, natürlich! 
Die sind Teil davon, dass es Subunternehmer 
gibt! Machen Sie sich doch mal kundig! Sie 
haben sich noch nie ernsthaft mit dem Problem 
beschäftigt! Wer hat Ihnen das denn auf-
geschrieben?)

sondern daran ist das kriminelle Handeln Einzelner 
schuld. – Punkt eins.

Punkt zwei: das ganze Thema Fremdpersonal. Es geht 
hier um 4 000 Vertragspartner der ganzen Paketbranche. 
Ich sage Ihnen mal was: Wir brauchen eine arbeitsteilige 
Wirtschaft. Deswegen haben wir auch Werkverträge und 
andere Maßnahmen. Und warum brauchen wir eine ar-
beitsteilige Wirtschaft gerade in diesem Bereich?

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber nicht im Kernbereich!)

Weil kleinere Flotten natürlich viel erfolgreicher arbeiten, 
weil sie dezentral aufgestellt sind. Man kann kleinere 
Teams in so einem großen Markt viel effizienter führen. 
Und außerdem, liebe Kollegen: Wir haben Vertragsfrei-
heit in Deutschland. Das ist etwas, das Ihnen nicht so 
wichtig ist, uns umso mehr, und dafür setzen wir uns 
hier auch ein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Ein letzter Punkt, den ich an dieser Stelle auch noch 
ansprechen will: das ganze Thema „Zertifizierung und 
Gütesiegel“. Sie haben vielleicht auch schon mal was 
davon gehört: Seit 2019, durch das Paketboten-Schutz- 
Gesetz, haben wir das staatliche Gütesiegel PQ-KEP. 
1 400 von 4 000 Unternehmen sind bereits zertifiziert. 
Darüber hinaus gibt es eine ganze Reihe an anderen Sie-
geln, von der IHK und auch interne.

Wer jetzt noch glaubt, dass es in dieser Branche um 
Verstöße in solchen Größenordnungen geht, der sollte 
noch mal ganz tief in sich gehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian Roloff 
[SPD]: Sie sind ja sehr sozial heute! – Pascal 
Meiser [DIE LINKE]: Eijeijei, ist das peinlich! 
Reden Sie mal mit dem Personal in dem Be-
reich! Reden Sie mal mit den Betroffenen! Un-
verschämt!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Schimke. – Letzter Redner 

des heutigen Tages ist der Kollege Manuel Gava, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)
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Manuel Gava (SPD):
Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Eine hochspannende Debatte, vor allen 
Dingen, wenn man selber anderthalb Jahre in dieser Bran-
che gearbeitet hat! Ich möchte zunächst einmal einen 
herzlichen Gruß an meine ehemaligen Kolleginnen und 
Kollegen senden, mit denen ich vor zwölf Jahren für ein-
einhalb Jahre in dieser Branche gearbeitet habe. Einige 
von ihnen schauen heute zum ersten Mal überhaupt eine 
Debatte im Deutschen Bundestag an – ich hoffe, nicht 
zum letzten Mal. Herzlich willkommen!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Der Job hat mir damals größtenteils schon Spaß ge-
macht, obwohl er – das muss man schon ganz klar sagen – 
auch sehr anstrengend war. In eine dicht befahrene Innen-
stadt zu fahren, in der man nicht parken kann, rechts die 
Fahrradfahrer, dann die Fußgänger, links die Autos, die 
überholen wollen, alle sind gestresst, alle sind genervt – 
das ist wirklich ein sehr anstrengender Job, und nicht 
einfach nur, mal ein Paket irgendwohin zu fahren. Das 
ist hochtechnisch. Das Auto muss geladen werden, man 
muss sich die Strecke überlegen, man muss überlegen: 
Wo ist ein Stau, wo könnte vielleicht die Autobahn ge-
sperrt sein? Man fährt zum Kunden. Man kennt die Kun-
den schon sehr lange. Es entstehen auch Beziehungen. Es 
ist gerade für ältere Leute gar nicht mal so irrelevant, dass 
jemand regelmäßig kommt und sich trotz eines Zeitplans, 
der das überhaupt nicht hergibt, vielleicht sogar eine Mi-
nute Zeit nimmt, mit ihnen zu reden. Es ist also nicht nur, 
ein Paket irgendwohin zu fahren; es ist auch ein tech-
nischer Job, der wirklich viel Spaß macht, unter wirklich 
nicht einfachen Bedingungen. Von daher, Frau Schimke, 
glaube ich nicht, dass man sagen kann, dass da niemand 
mehr arbeiten will, weil wir die Branche schlechtreden. 
Die Bedingungen sind einfach nicht gut, und das muss 
auch angesprochen werden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN)

Nichtsdestotrotz habe ich den einen Kollegen, dem ich 
erzählt habe, dass ich jetzt zu dem Thema spreche, ge-
fragt: Mensch, ist da in den letzten zwölf Jahren was 
passiert? Ist es besser geworden, schlechter geworden, 
gleich geblieben? – Er hat eine differenzierte Antwort 
gegeben – das möchte ich gleich hinzufügen –; aber 
wenn wir einen Strich drunter machen, hat er gesagt: 
Doch, es ist ein Stück weit besser geworden. – Ich habe 
das dann versucht zu analysieren. Meine Analyse hat 
ergeben: Das liegt größtenteils an der SPD. Über-
raschung!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Lachen 
bei der CDU/CSU und der FDP)

Warum ist das so? Mindestlohn, Nachunternehmerhaf-
tung eingeführt, FKS, Arbeitsschutz gestärkt. Jetzt reden 
wir bei Paketen über ein Gewicht von 20 Kilo. Das muss 

weiter runter; das ist viel zu schwer. Es ist häufig ziemlich 
kompliziert, die Pakete zu tragen. Mittlerweile gibt es 
Pakete in Formen, die man gar nicht mehr schleppen 
kann. Da ist also noch einiges zu tun. Es ist zwar ein 
Stück weit besser geworden; aber es ist immer noch 
schlecht, es ist nicht attraktiv. In einem Markt, wo jedes 
Unternehmen um Arbeitskräfte, um Fachkräfte wirbt, 
sind die jetzigen Bedingungen nicht attraktiv. Von daher 
ist es richtig, dass wir da gesetzlich weitermachen.

Liebe Linke, ich finde den Antrag gar nicht so 
schlecht; das muss ich ganz ehrlich sagen.

(Pascal Kober [FDP]: Hört! Hört!)
Aber eine Sache stört mich doch immer wieder – das habe 
ich jetzt schon häufiger in Anträgen von euch gelesen –: 
Ihr bringt Leiharbeit gleichzeitig mit Werkverträgen und 
Subunternehmen ein. Ich glaube, das muss man differen-
zierter betrachten. Leiharbeit und Werkverträge sind was 
anderes.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Nein! Das ist 
eins zu eins, wie es in der Fleischindustrie ge-
regelt ist! Das ist der Wortlaut aus dem Gesetz 
zur Fleischindustrie!)

In einigen Branchen kann Leiharbeit Sinn machen. Dem-
entsprechend sollte man das nicht immer zusammenbrin-
gen. Ich glaube, darüber muss man einzeln reden. Wir 
haben im Ausschuss die Gelegenheit dazu.

Ich freue mich, dass dieses Thema heute auf der Tages-
ordnung ist. Diese Menschen verdienen es.

Ich wünsche Ihnen noch einen schönen Abend. Gute 
Nacht, bis dann!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Gava. – Damit schließe ich 

die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/7644 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir so.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich wünsche Ihnen allen wirklich eine gute Nacht, 
einen entspannten Schlaf, und ich erwarte Sie morgen 
frisch und munter wieder hier in den heiligen Hallen 
des Deutschen Bundestages.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Freitag, den 29. September 2023, 
9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 22.51 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Arlt, Johannes SPD

Brantner, Dr. Franziska BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Cademartori Dujisin, Isabel SPD

Chrupalla, Tino AfD

Dietz, Thomas AfD

Droßmann, Falko SPD

Feiler, Uwe CDU/CSU

Ganserer, Tessa BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Glogowski-Merten, Anikó FDP

Griese, Kerstin SPD

Grundmann, Oliver CDU/CSU

Harder-Kühnel, Mariana 
Iris

AfD

Hoffmann, Dr. Bettina BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Irlstorfer, Erich CDU/CSU

Kemmer, Ronja 
(Teilnahme an einer 
Parl. Versammlung)

CDU/CSU

Knoerig, Axel CDU/CSU

Kotré, Steffen AfD

Lemke, Steffi BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Lindholz, Andrea CDU/CSU

Loop, Denise 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Lührmann, Dr. Anna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Marvi, Parsa  
(Teilnahme an einer Parl. 
Versammlung)

SPD

Moll, Claudia SPD

Naujok, Edgar AfD

Nietan, Dietmar SPD

Abgeordnete(r)

Özoğuz, Aydan SPD

Paus, Lisa BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Reichardt, Martin AfD

Sauter, Christian FDP

Schulz, Uwe AfD

Stöber, Klaus AfD

Stumpp, Christina CDU/CSU

Ullmann, Dr. Andrew FDP

Weiss (Wesel I), Sabine CDU/CSU

Witt, Uwe fraktionslos
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Anlage 2

Ergebnisse und Namensverzeichnis 
der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin des Deut-
schen Bundestages (1. Wahlgang) sowie an der Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen Kontrollgremi-
ums gemäß Artikel 45d des Grundgesetzes teilgenommen haben
(Tagesordnungspunkte 11 und 12)

Ergebnis der Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin (1. Wahlgang) 
(Tagesordnungspunkt 11)

Abgegebene Stimmkarten: 668 
Für die Wahl sind mindestens 369 Jastimmen erforderlich.

Abgeordneter Jastimmen Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Hannes Gnauck 81 571 13 3

Ergebnis der Wahl eines Mitglieds des Parlamentari-
schen Kontrollgremiums gemäß Artikel 45d des 
Grundgesetzes  
(Tagesordnungspunkt 12)

Abgegebene Stimmen: 668 
Für die Wahl sind mindestens 369 Jastimmen erforderlich.

Abgeordneter Jastimmen Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Gereon Bollmann 86 570 12 0

Namensverzeichnis 
(Tagesordnungspunkte 11 und 12)

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher

Sabine Dittmar
Felix Döring
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Manuel Gava
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich

Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp

Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Dirk-Ulrich Mende
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Siemtje Möller
Bettina Müller
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Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews

Markus Töns
Carsten Träger
Ana-Maria Trăsnea
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Emily Vontz
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Enak Ferlemann
Alexander Föhr
Thorsten Frei

Dr. Hans-Peter Friedrich 
(Hof)

Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Monika Grütters
Serap Güler
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Dr. Günter Krings
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt

Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos- 

Wintz
Dr. Wolfgang Schäuble
Jana Schimke
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Max Straubinger
Dr. Hermann-Josef 

Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David 

Wadephul

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                                                                                                                                                                                          15729 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Lotte Wulf
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias B. Bacherle
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck
Lukas Benner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligöz
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner

Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Max Lucks
Dr. Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Nina Stahr
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Jürgen Trittin
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner

Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Christian Bartelt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Anikó Glogowski-Merten
Nils Gründer
Thomas Hacker
Reginald Hanke
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic

Kristine Lütke
Till Mansmann
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Bernd Reuther
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Michael Theurer
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Gerald Ullrich
Johannes Vogel
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm
Dr. Volker Wissing

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Barbara Benkstein
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Petr Bystron
Dr. Gottfried Curio
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Jochen Haug
Martin Hess
Karsten Hilse

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 125. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. September 2023                           15730 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Dr. Rainer Kraft
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Martin Erwin Renner
Frank Rinck

Dr. Rainer Rothfuß
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami

Matthias W. Birkwald
Clara Bünger
Sevim Dağdelen
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Nicole Gohlke
Christian Görke
Dr. Gregor Gysi
Susanne Hennig-Wellsow
Andrej Hunko
Jan Korte
Ina Latendorf
Caren Lay
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Cornelia Möhring
Zaklin Nastic
Petra Pau

Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Alexander Ulrich
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht

Fraktionslos

Joana Cotar
Robert Farle
Matthias Helferich
Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Anlage 3

Zu Protokoll gegebene Rede 
zur Beratung des von den Abgeordneten Stephan 
Brandner, Fabian Jacobi, Thomas Seitz, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion der AfD ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Verhin-
derung von Falschmeldungen und zur Transparenz 
der Medienmacht von Parteien (Medientrans-
parenzgesetz)
(Tagesordnungspunkt 18)

Erhard Grundl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Damen und Herren, diesseits der Brand-

mauer zu den Rechtsextremisten hier im Bundestag, der 
vorliegende Gesetzentwurf ist ein plastisches Beispiel für 
das, was jenseits dieser Brandmauer abgeht. Man blinkt 
in seinen Anträgen erst mal einigermaßen wirr herum und 
biegt dann scharf rechts ab.

Es geht Ihnen nicht darum, Medien unabhängiger zu 
gestalten, sondern darum, die vorhandenen unabhängigen 
Medien mit ihrem breiten Angebot, ihrem diversen Spek-
trum und ihrem kritischen Potenzial an die Kandare zu 
nehmen. Denn: Bei kritischer Berichterstattung, da mi-
most und lamentiert man ja gewöhnlich von rechts hin-
term Vorhang als Erste.

Beispiel: ihr Stiefbruder im Geiste, der Bundesvorsit-
zende der Freien Wähler/-innen, Aiwanger. Einem Ver-
dacht gegen einen exponierten Repräsentanten unseres 
Landes nachzugehen, wie im Fall des antisemitischen 
und menschenverachtenden Flugblattes aus Aiwangers 
Schulranzen, ist ganz eindeutig Aufgabe der freien Pres-
se. Die „Süddeutsche Zeitung“ hat das gemacht, und sie 

hat die Geisteshaltung des Pamphlets – zu dem der Po-
litiker trotz mehrmaliger Nachfrage der Zeitung nichts 
sagen wollte – in Verbindung zu Aiwangers hetzerischen 
Aussagen auf einer Demo vor AfD-Sympathisantinnen 
und AfD-Sympathisanten Erding gebracht – auf einer 
Demo, bei der auf Plakaten politischen Gegnern Gewalt 
angedroht wurde! Das geschah unkommentiert und un-
widersprochen von den Rednerinnen und Rednern auf der 
Bühne, auch vom stellvertretenden Ministerpräsidenten.

Diese Schmallippigkeit der sonst bei jeder Gelegenheit 
dröhnenden Lautsprecher ist eine Schande für die der-
zeitige Bayerische Staatsregierung. Anstatt sich der Ver-
antwortung zu stellen, fällt dem stellvertretenden Minis-
terpräsidenten nichts anderes ein, als den Dreck am 
eigenen Stecken als „Medienkampagne“ zu diffamieren. 
Wie erbärmlich! Aiwanger fügt sich damit nahtlos in Ihre 
Reihen hier rechts außen ein: Sie wollen unabhängige 
Medien herabwürdigen und zum Schweigen bringen.

Was Sie unter „unabhängiger Presse“ verstehen, erfuh-
ren wir vor Kurzem: Die AfD debattiert über die Ein-
richtung eines „AfD-freundlichen“ Senders. Ein Redner 
bekräftigte beim Bundesparteitag, dass das Thema „in die 
Wege geleitet“ werde. Ein eigener Kanal für Putins Pro-
paganda, und das ist dann unabhängige Presse! Mit ihrem 
Sender würden Sie die „Falschmeldung“ zum Geschäfts-
modell machen: kein Pressekodex, kein effektives Sys-
tem der Selbstkontrolle! Sie wollen sich die News of the 
World selbst zusammenschustern.

Wie, das zeigen Ihre Aktivitäten auf den bestehenden 
Social Media Accounts, auf denen sie massenhaft Fake 
News verbreiten. Mich würde mal die Offenlegung der 
Autorenschaft hinter den von der AfD betriebenen 
Tausenden Social Media Accounts interessieren. Aber 
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wenn es um diese Trolle geht, ist diese Partei ja immer 
sehr verschwiegen. Da können Sie das Wort „Trans-
parenz“ urplötzlich nicht mehr buchstabieren.

Von „FAZ“ bis „taz“, von RTL 2 bis Deutschlandfunk, 
von den Lokalzeitungen bis zu gemeinnützigen Medien 
wie „Correctiv“: Wir haben eine Medienvielfalt, die uns 
allen auf den Zahn fühlt – und das ist gut, und dem stellen 
wir uns. Diese Medienvielfalt werden wir erhalten und 

fördern, indem wir politisch für gute Rahmenbedingun-
gen für Medienschaffende sorgen, indem wir die wirt-
schaftlichen Grundlagen des Journalismus absichern, 
die Medienanbieter gegenüber den großen Plattformen 
stärken und das Vertrauen in unabhängige Berichterstat-
tung stärken. Freie Medien und unabhängige Journalis-
tinnen und Journalisten sind demokratierelevant!
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